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Bildung | Frühkindliche Bildung 

 

      

Stärkere Investitionen im Bereich 

frühkindliche Bildung; 

Ausbau von Plätzen an Bildungs- 

und Betreuungseinrichtungen; 

Verstärkung der Arbeit multipro-

fessioneller Teams 

zusätzliche finanzielle Mittel für 

die Bildungs- und Betreuungsein-

richtungen für die Übernahme 

von zusätzlichen Aufgaben oder 

die Beteiligung an besonderen 

Programmen und Projekten; 

verstärkte Förderung der Einbin-

dung von externen Bildungsan-

geboten; 

Schließung der Bedarfslücken; 

Verkleinerung der Gruppen, Ab-

senkung des Betreuungsschlüs-

sels; 

Fortschreibung des Bildungs- 

und Erziehungsplans; Anpassung 

an die aktuellen Herausforderun-

gen und Aufgaben; 

Förderprogramm, mit dem die 

Bildungs- und Betreuungseinrich-

tungen Infrastruktur und Ausstat-

tung für digitale Bildung finanzie-

ren können; 

Fortbildungen im Bereich der di-

gitalen Bildung; Einführung eines 

Atlas „Digitale Kita“; 

Ausbau des Betreuungsangebots 

in allen Bereichen; Ausbau der 

Betreuungsangebote durch Ar-

beitgeber; 

Rahmenvereinbarung zwischen 

Land, kommunaler Familie und 

Arbeitgeberverbänden über einen 

gerechten Ausgleich zwischen 

den Kostenträgern; 

Unterstützung der Kommunen 

mit weiteren Investitionsmitteln; 

Fortsetzung des Landeskitain-

vestitionsprogramms; 

schnellerer Bau von Kindertages-

stätten; 

langfristige Finanzierungsstrate-

gie für die Betreuungskosten zu-

sammen mit den Kommunen; 

landesweites digitales Kita- und 

Tagespflegeplatzmanagement; 

„Tageseltern Offensive“ als 

gleichberechtigtes Betreuungs-

modell neben dem Ausbau der 

Kindertagesstätten; 

mehr Planbarkeit und Verläss-

lichkeit in der Betreuung von Ta-

geseltern durch Pool- und Vertre-

tungsmodelle und den Abbau bü-

rokratischer Hürden; 

kostenlose Kinderbetreuung in 

allen Betreuungsformen für alle 

Kinder ab drei Jahren; 

Auskömmliche Finanzierung von 

sprachlicher Bildung und Förde-

rung im frühkindlichen Bereich; 

Stärkung der Kinderrechte in den 

Einrichtungen; 

Ermöglichung des digitalen Ler-

nens; 

Erarbeitung und Finanzierung 

von Konzepten für eine altersge-

rechte Medienbildung in den Ein-

richtungen der Kinder- und Ju-

gendhilfe; 

komplette Abschaffung von El-

ternbeiträgen für die Kitas; 

Öffnung der Kitas für multipro-

fessionelle Teams, die im Perso-

nalschlüssel angerechnet wer-

den; 

Ausbildungsvergütung, auch im 

Bereich der stationären Jugend-

hilfe; Abschaffung des Schulgel-

des; Ausbau der Ausbildungska-

pazitäten, Erleichterung des 

Quereinstiegs in soziale Berufe, 

Beschleunigung der Anerken-

nung ausländischer Ausbildungs- 

und Studienabschlüsse; 

Verbesserung des Fachkraft-

Kind-Schlüssels; 

Gebührenfreiheit, Ausbau der 

Kitaplätze, flexiblere Öffnungszei-

ten, ergänzende Angebote zu 

Deutlich erhöhte Betriebskosten-

förderung für Tageseinrichtun-

gen für Kinder; Verdoppelung der 

Pauschale für die Umsetzung 

des Bildungsplanes von bisher 

bis zu 300 € pro Jahr und Kind; 

Ausbau Früher Hilfen; Angebot 

eines Erstbesuchs mit Informa-

tion und Beratung für alle, nach 

dem ggf. weitere Hilfen vermittelt 

werden; 

Garantie eines Kita-Platzes für je-

des Kind; Fortsetzung des Aus-

baus der Kitaplätze; weitere In-

vestitionsmittel des Landes zur 

Unterstützung der Kommunen; 

Stärkung interkommunaler Ko-

operationen; funktionierende 

Randzeitenbetreuung; 

Aufwertung der Sozial- und Erzie-

hungsberufe; bessere Arbeitsbe-

dingungen; gute Praxisanleitung 

für neue Kräfte, Anerkennung 

und Vergütung der mittelbaren 

pädagogischen Arbeit, kleinere 

Gruppengrößen; 

Ausbau der Fachberatung und 

landesseitige Finanzierung; Be-

reitstellung weiterer Mittel insb. 

zur Stärkung des Kinderschutzes 

und zur Implementierung ent-

sprechender Konzepte; 

Gewinnung und Ausbildung von 

mehr Fachkräften für die Kitas; 

Aufbau eigener Hochschulkapa-

zitäten, um Lehrkräfte für die 

Noch stärkere Vernetzung von 

Kindertagespflege, Krippen, Kitas 

und Grundschulen mit der Wei-

terentwicklung des Bildungs- und 

Erziehungsplans; Förderung von 

Diversität und Inklusion; 

verbindliche Gestaltung der Ko-

operationen zwischen Kita und 

Schulen; 

Förderung des Ausbaus von Fa-

milienzentren und ihrer Vernet-

zung mit Kinderbetreuungsein-

richtungen; 

50 zusätzliche Familienzentren in 

den nächsten fünf Jahren; 

Förderung der Vernetzung von 

Schulen mit Trägern der Kinder- 

und Jugendhilfe und anderen Ak-

teur*innen in ihrer Nachbar-

schaft; 

weitere Unterstützung des Land-

eselternbeirats für Kitas und Kin-

dertagespflege; 

weitere Investitionen in den Aus-

bau von Kita-und Krippenplätzen; 

Investitionspaket „Kleine Hände-

Große Zukunft“; 

Aktionsplan „Kita von Morgen“ 

für mehr Qualität, bessere Ar-

beitsbedingungen und Unterstüt-

zung durch Alltagshelfer*innen 

bei nicht-pädagogischen Tätig-

keiten; 

Kostenfreie Kitaplätze und Mit-

tagsverpflegung für alle Kinder; 

Sicherstellung eines kindgerech-

ten Betreuungsschlüssels und 

gut ausgebildeten Betreuungs-

personals; 

keine einseitige staatliche Bevor-

zugung der frühkindlichen 

Fremdbetreuung; gleiche finanzi-

elle Unterstützung der elterlichen 

Betreuung wie für Kitas und Ta-

gesmütter; 

Ablehnung jeder Form der 

Frühsexualisierung und jedweder 

Agitation von Kleinkindern und 

Grundschülern; Einstellung aller 

staatlichen Kampagnen und Pro-

gramme, die eine frühsexuali-

sierte Vereinnahmung von Kin-

dern zum Ziel haben; 

Beibehaltung und Förderung pä-

dagogisch wertvoller, abendlän-

discher und christlicher Bräuche 

in allen Kitas; 
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mehr Landesmittel für Sprachför-

derung; Ausbau der in den 

Sprach-Kitas aufgebauten Struk-

turen; kindgerechte Angebote zur 

Sprachentwicklung und im ma-

thematisch-naturwissenschaftli-

chen Bereich; 

frühzeitige Durchführung von 

Kinder-Sprach-Screenings und 

Tests zur Früherkennung von 

Dyskalkulie durch Fachkräfte; 

Ausbau des „Qualifizierten Schul-

vorbereitungsjahrs“, aber mit 

Freiwilligkeit; 

Förderung von Kooperationen 

zwischen den Bildungs- und Be-

treuungseinrichtungen der früh-

kindlichen Bildung und Partnern 

der Jugendhilfe, anderen Bil-

dungseinrichtungen und sozialen 

Einrichtungen vor Ort; 

Stärkung von Erzieherinnen und 

Erziehern; flächendeckende Aus-

bildungsvergütung, Stärkung der 

dualen Ausbildung, Erhöhung 

des Einstiegsgehalts; regelmä-

ßige Überprüfung der Lehrpläne 

und der Ausbildungsgänge; Ent-

wicklungsmöglichkeiten durch 

ein berufsbegleitendes Studium 

oder durch gezielte Weiterbil-

dungsangebote; 

Öffnungsklauseln im Kinder- und 

Jugendhilfegesetz bezüglich der 

Tagespflege in kommunaler Trä-

gerschaft in Einvernehmen mit 

dem Jugendhilfeträger;  

Entbürokratisierung der Unter-

stützung des Landes bei der Kin-

derbetreuung;  

systematische Deutschförderung 

in allen Bildungsstufen; ver-

pflichtende Sprach-Screenings 

und Deutschförderung in Kinder-

tagesstätten im ganzen Land; 

obligatorischer Besuch einer Kin-

derbetreuungseinrichtung im 

letzten Jahr vor der Einschulung; 

verpflichtende Vorlaufkurse für 

Kinder mit besonderem Förder-

bedarf; 

Entlastung der Erzieherinnen und 

Erzieher von Alltags-und Verwal-

tungsaufgaben durch spezielle, 

nicht pädagogische Kräfte; 

Ansiedelung der Kinderbetreuung 

im Bildungsministerium; 

10.000 neue Erzieherinnen und 

Erzieher bis zum Jahr 2028; Pakt 

für Personalgewinnung und -ent-

wicklung, gemeinsam mit den 

Kommunen; 

Unterstützung der Erzieherinnen 

und Erzieher durch gemischte 

Teams („LöwenTeams“); 

mehr Ausbildungsplätze an den 

Erzieherfachschulen; Abschaf-

fung der Schulgelder an privaten 

Erzieherfachschulen; Anwerbung 

von Erzieherinnen und Erziehern 

aus dem Ausland; schnellere und 

unbürokratischere Anerkennung 

ausländischer Abschlüsse; Er-

leichterung des Quereinstiegs be-

rufsbegleitendes Bachelorstu-

dium für den Bereich Erziehung; 

Randzeiten, mehr Personal, bes-

sere Bezahlung und mehr Quali-

tät; 

finanzielle Entlastung der Träger 

der Kitas durch eine Finanzie-

rung der Kita-Betriebskosten zu 

2/3 durch den Landeshaushalt; 

weiterer Ausbau der Kita- und 

Krippenplätze; 

Ausbau des Landesinvestitions-

programms; 

Schaffung eines Instituts für 

frühkindliche Bildung; 

Unterstützung für Eltern, landes-

weit auf Gemeinde-, Stadt- sowie 

Kreisebene Elternvertretungen zu 

gründen, auszubauen und weiter-

zuentwickeln; 

Fachschulen zu gewinnen und 

auszubilden; 

Stärkung der Kindertagespflege; 

schrittweise Vervollständigung 

der Kostenfreiheit; Ausweitung 

der generellen Kita-Gebührenfrei-

heit schrittweise auf den gesam-

ten Zeitraum des Rechtsan-

spruchs ab dem ersten Lebens-

jahr bis zum Ende der Grund-

schulzeit; 

Stärkung von Inklusion, Integra-

tion und Vielfalt in den Kitas; Er-

setzung der aktuellen Rahmen-

vereinbarung Integration durch 

ein unbürokratisches und pass-

genaues Förderinstrument; 

Niederschlag der Vielfalt der Le-

bensentwürfe und Beziehungs-

modelle in der Gesellschaft auch 

in der frühkindlichen Bildungsar-

beit; 

Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen und finanziellen Grundla-

gen in der Kindertagespflege; 

altersgerechte Demokratie- und 

Friedenspädagogik; ver-

pflichtende Kinderschutzfortbil-

dungen für Leitungs- und Fach-

kräfte in Kita und Grundschule; 

Ausweitung der „Fachkräfteof-

fensive Kita“; Förderung von jähr-

lich 1000 praxisintegrierten und 

vergüteten Ausbildungsplätzen 

für Erzieher*innen vom Land; 

Unterstützung des Wieder- und 

Quereinstiegs für pädagogisches 

Personal durch attraktive Rah-

menbedingungen und Weiterbil-

dungen; schnellere Anerkennung 

von Berufsabschlüssen aus dem 

Ausland, Verbesserung der Nach-

qualifizierung; 

Voranbringen der Inklusion in 

Kitas, Kindertagespflege und 

Krippen; Stärkung der Aus- und 

Fortbildung in diesem Bereich; 

Förderung barrierearmer Spiel-

plätze; 

Weiterentwicklung und Unter-

stützung der Sprachförderung in 

den Kindergärten; 

Weiterentwicklung der Koordinie-

rungsstelle „Kinder mit Fluchthin-

tergrund in der Kindertagesbe-

treuung“ zur Koordinierungsstelle 

„Vielfalt in der Kindertagesbetreu-

ung“; 

Stärkung weiterer Beratungs-, 

Vernetzungs- und Serviceange-

bote zur Unterstützung von Kin-

dern mit Migrationsgeschichte; 
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Passgenaue Förderung vom son-

derpädagogischen Förderbedarf 

bis hin zu Hochbegabung; 

Ausstattung aller Bildungsein-

richtungen mit modernster Tech-

nologie; 

Entlastung der Lehrkräfte von 

Verwaltungsaufgaben; Abschaf-

fung von Berichtspflichten; Über-

prüfung von Dokumentations-

pflichten und Verwaltungsvor-

schriften; 

Erhöhung der Zahl der Sekretari-

ats- und Assistentenstellen; 

Schulverwaltungsassistenten 

und Sekretariatskräfte; 

weiterer Ausbau der selbststän-

digen Schulen;  

Übertragung der Entscheidungen 

über die Verwendung der finanzi-

ellen Mittel sowie Personalhoheit 

an die Schulen; 

Ausbau der Schulsozialarbeit 

und Einbindung in eine landesge-

setzliche Regelung; Verstärkung 

der Arbeit von Schulgesundheits-

assistenten; 

Ausbau und Stärkung der MINT-

Förderung; Unterstützung von 

MINT-Ferienangeboten für mög-

lichst viele Altersgruppen und re-

gionalen Schülerforschungszen-

tren; 

Weitere kräftige Investitionen in 

Lehrerstellen, Modernisierung, Di-

gitalisierung und Entlastung der 

Schulen; 

Festhalten am begabungs- und 

leistungsorientierten, differen-

zierten Schulsystem und am Er-

halt und bedarfsgerechten Aus-

bau der Förderschulen; 

Stärkung der Grundkompetenzen 

Lesen, Schreiben und Rechnen; 

Update der Lehrinhalte, um mehr 

praktische Lebenskompetenzen 

in der Schule zu vermitteln; 

Weiterentwicklung der zentralen 

Abschlussprüfungen in allen Bil-

dungsgängen; mehr Vergleich-

barkeit und Qualitätssicherung 

an den Schulen; Erprobung eines 

stärker anonymisierten Korrek-

turverfahrens; 

perspektivische Aufnahme von 

Neugriechisch in den Kanon der 

möglichen Fremdsprachen; 

spätestens in den Abschlussjahr-

gängen in allen Schulformen 

mindestens eine Woche für die 

Wissensvermittlung rund um das 

Themenfeld Börse und Aktien; 

Unterstützung der Schulträger 

mit einem Investitionsprogramm, 

die Schulen innovativ auszustat-

Förderung aller Kinder und Ju-

gendlichen möglichst wohnort- 

und betriebsnah; altersgemischte 

Klassen im Grundschulbereich, 

gemeinsame Sekundarschule im 

weiterführenden Bereich; 

gleiche Lehr- und Lernbedingun-

gen im ganzen Land; 

mehr echte Ganztagsschulen; 

Entwicklung eines konkreten 

Ausbauplans für die Schulen zu 

Ganztagsschulen; neue Rhythmi-

sierung von Unterricht, Freiarbeit 

und Freizeit während der Schul-

zeit; 

mehr und gut qualifiziertes Per-

sonal; Absicherung im Schulge-

setz; Setzung von Standards in 

Qualifikation und Personal-

schlüssel, sowie im Bereich Ge-

bäude und Ausstattung; 

Einrichtung von Landesfach-

schaften in der Lehrkräftefortbil-

dung, die eine inhaltliche Unter-

stützung für die Lehrkräfte leis-

ten; 

bestmögliche Unterstützung der 

Schulen und Lehrkräfte in der 

Entwicklung und Sicherung von 

Unterrichts- und Schulqualität; 

Unterstützung der Selbstständig-

keit von Schulen in pädagogi-

schen und organisatorischen 

Gründliche und bedarfsorien-

tierte Sanierung von Schulgebäu-

den und Sportstätten; 

Schaffung echter Ganztagsschu-

len; 

inklusive und integrative Gestal-

tung der Schulen; 

Ablehnung aller Formen von Pri-

vatisierung und Ökonomisierung 

des Bildungswesens; 

Ausbau von Ganztagsschulen; 

kostenloses, gesundes und nahr-

haftes Mittagessen; lerngerechte 

Unterrichtsgestaltung in jahr-

gangsübergreifenden Kleingrup-

pen, themenübergreifende Pro-

jektarbeit, Platz für sportliche, 

musische und kreative Gestal-

tung in Kooperation mit Vereinen, 

Bildungsträgern der Kinder- und 

Jugendsozialarbeit und Verbän-

den; 

multiprofessionell aufgestellte 

Schulen, bei denen Lehrkräfte ge-

meinsam mit (sozial-)pädagogi-

schen Fachkräften die Lern- und 

Bildungsprozesse gestalten; 

„Schule für alle“: Primarstufe und 

Sekundarstufe I (Klassen 1-10) 

für alle Schüler*innen; 

Durchsetzung echter Lehr- und 

Lernmittelfreiheit; Abschaffung 

Weitere Stärkung der Kompe-

tenzmessung im Bereich „Lesen, 

Schreiben und Rechnen“ in der 

Grundschule; 

Weiterführung der Programme 

zur gezielten Förderung von 

Schulen und Schüler*innen in 

herausfordernden Lagen; 

starker Ausbau der Schulpsycho-

logie und der Schulgesundheits-

pflege; festes und ausreichendes 

schulpsychologisches Angebot 

für jede Schule; 

weitere gezielte Förderung inte-

grierter Gesamtschulen als 

Schulform; 

gerechtes System der Schülerbe-

förderung für alle Schuljahr-

gänge; 

schnellstmögliche Umsetzung 

des Rechtsanspruchs auf Ganz-

tagsbetreuung für Grundschul-

kinder; Ausbau von Ganztags-

schulen auch an den weiterfüh-

renden Schulen; 

Bereitstellung der notwendigen 

Mittel, um pro Jahr 50 Schulen 

zusätzlich die Weiterentwicklung 

zu einer gebundenen Ganztags-

schule zu ermöglichen; 

Innovationsprogramm für mo-

dernen Schulbau; Individualisie-

rung von Lern- und Lehrsettings, 

Leistungsorientiertes, sozial und 

fachlich durchlässiges, differen-

ziertes System aus verschiede-

nen Schulformen wie Grund-, 

Real- als auch praxisorientierter 

Mittelstufenschule, Gymnasium, 

Förder- und beruflicher Schule; 

ausreichend viele qualifizierte 

Lehrerpersönlichkeiten; vollum-

fängliche Ausstattung mit Lehr- 

und Lernmitteln; kleine, mög-

lichst leistungsbezogene Lern-

gruppen; 

Ausrichtung des Bildungsniveaus 

der hessischen Schulen an den 

jeweils Bestplatzierten auf euro-

päischer Ebene; 

Ausbau und Aufwertung der pra-

xisorientierten Mittelstufen-

schule; 

Regelung der Zulassung zum 

Gymnasium über landesweit ein-

heitliche Aufnahmeprüfungen; 

Erwerb von Gemeinschaftsgeist 

als eines der vornehmsten Ziele 

schulischer Erziehung; 

Belegung von Schülern, deren 

Verhalten nicht korrigiert werden 

kann, zeitnah mit wirksamen 

Sanktionen zum Erhalt des 

Schulfriedens durch den Lehrer 

im Einvernehmen mit der Schul-

leitung; geeignete Anpassung 

schulrechtlicher Bestimmungen; 
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Stärkung der Themengebiete 

Wirtschaft und Finanzen im Fach 

PoWi; Einrichtung eines wirt-

schaftsdidaktischen Lehrstuhls; 

Ermöglichung für die Schulen, in 

allen Stufen Politik und Wirt-

schaft gleichberechtigt getrennt 

zu unterrichten; 

moderner Sexualkundeunterricht; 

Bereitstellung kostenloser 

Menstruationshygieneprodukte 

in Bildungseinrichtungen; 

Sicherstellung von drei Wochen-

stunden Sportunterricht als Min-

deststandard in allen Schulfor-

men und Schulstufen; 

ausreichend Stellen für akade-

misch ausgebildete Sportlehre-

rinnen und Sportlehrer; Realisie-

rung einer täglichen Sport- oder 

Bewegungsstunde insb. in 

Grundschulen und Ganztags-

schulen; 

jedes Kind muss die Möglichkeit 

bekommen, sicher schwimmen 

zu lernen; 

Gewährleistung der Abdeckung 

der Stundentafel im musisch-kul-

turellen Bereich; Einführung des 

Faches Darstellendes Spiel in 

weiteren Jahrgangsstufen; 

Förderung von Hochbegabung: 

Erstellung eines abgestimmten 

Konzepts, das auf den Säulen 

Beratung, frühzeitige Begleitung 

und individuelle Unterstützung 

basiert; 

weitere Unterstützung der Arbeit 

der begabungsdiagnostischen 

Beratungsstelle BRAIN;  

ten; Berücksichtigung einer ver-

stärkten baulichen Barrierefrei-

heit; 

Unterstützung von Schritten hin 

zu einem kostenfreien Schüler-

Landesticket; 

Erhalt der Förderschulen; 

Etablierung einer wirtschaftlichen 

Co-Schulleitung an Schulen mit 

über 500 Schülerinnen und Schü-

lern; 

keine Verwendung der Gender-

sprache mit Sonderzeichen an 

Schulen; 

Erhalt kleiner Grundschulen, ge-

rade im ländlichen Raum; 

Fortsetzung der Qualitätsoffen-

sive Mathematik; 

zusätzliche Deutschstunde in 

den Jahrgangsstufen 1 und 2; 

Stärkung der Bildungssprache 

Deutsch in den Curricula und der 

Lehrkräfteausbildung; 

Förderung leistungsstarker und 

potenziell besonders leistungsfä-

hige Schülerinnen und Schüler; 

Förderung des „Hessischen Inno-

vations- und Beratungszentrums 

für Begabungsförderung“ sowie 

der HIBB-Innovationsschule und 

der Internatsschule Schloss Han-

senberg; 

Einführung von verpflichtenden 

diagnostischen Lernstandserhe-

bungen; Erstellung der Lernver-

laufsdiagnostik auch ab Klasse 7 

und in weiteren Fächern, nicht 

nur Deutsch und Mathematik; 

Fragen; Zeit- und Finanzbudgets 

für Schulentwicklung; 

regelmäßige und verbindliche 

Fortschreibung des Referenzrah-

mens Schulqualität unter Einbe-

ziehung unterschiedlicher Per-

spektiven der Schulgemeinde; 

angemessene Verankerung der 

aktuellen Herausforderungen der 

Gesellschaft in den Lehrplänen, 

Überprüfung der Lehrpläne auf 

Kohärenz, Konsistenz und Re-

dundanzen; 

Entwicklung von kompetenzori-

entierten Lernleistungsbeschrei-

bungen und Etablierung als 

gleichwertige Möglichkeit statt 

Notengebung für die Schulen; 

Absicherung der religiösen und 

weltanschaulichen Vielfalt des 

Angebots durch freie Schulträ-

ger; regelmäßige konsequente 

Überprüfung der Einhaltung des 

Sonderungsverbots; 

verstärkte Ermöglichung indivi-

dueller Bildungswege; Modellver-

such zur flexiblen, modularisier-

ten Oberstufe, Erleichterung der 

Einrichtung neuer Oberstufen; 

Reduzierung der Klassengrößen 

auf Basis eines schulscharfen 

Sozialindexes, viel stärkere Un-

terstützung der Schulen in be-

sonders herausfordernden La-

gen;  

Aufstockung der Vertretungsre-

serven; 

von Zuzahlungen zu Büchern, 

Kopien und anderen Materialien;  

kostenfreies Schüler*innen Ti-

cket, unabhängig vom Wohnort 

und der Entfernung zur Schule; 

Auflösung des Sanierungsstaus; 

Instandsetzung der Schulge-

bäude, Bau von Mensen; Landes-

programm in Höhe von 2 Mrd.€; 

Ausweitung von Schulsozialar-

beit und schulpsychologischen 

Angeboten; 

keine Schulschließungen; Erhalt 

kleiner Schulen im ländlichen 

Raum; gute und wohnortnahe 

Versorgung mit Grundschulen 

und gute Erreichbarkeit weiter-

führender Schulen; 

Förderung sprachlicher und kul-

tureller Vielfalt durch herkunfts-

sprachlichen Unterricht; Erweite-

rung des Fremdsprachenkanons 

an weiterführenden Schulen; 

Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen der Intensivklassen für 

Seiteneinsteiger*innen ohne 

Deutschkenntnisse an den Schu-

len; Beseitigung der starren Al-

tersgrenzen, Senkung von Klas-

sengrößen, Entlastung von Leh-

rer*innen, Schaffung besserer 

Abschlussmöglichkeiten; 

Demokratisierung der Schulen; 

Einbeziehung von Schüler*innen 

in die Planung von Unterrichts-

vorhaben; Einführung einer Drit-

telparität von Schüler*innen, 

Lehrkräften inklusive Schullei-

ter*innen sowie Eltern; 

rhythmisierter Ganztag, Schulso-

zialarbeit, Digitalisierung, Inklu-

sion in Schulgebäuden und auf 

dem Schulhof; Förderung nach-

haltigen Bauens; 

weitere Förderung des Interes-

ses an den MINT-Fächern durch 

Aufgreifen von Ansätzen wie 

Schülerlabore oder Ma-

kerspaces; 

Vernetzung von Schulen mit au-

ßerschulischen Lernorten wie 

Naturräumen, Schulbauernhöfen 

und Abenteuerspielplätzen; 

Stärkung der Methodenvielfalt 

bei der Beurteilung der Schü-

ler*innen, Reduzierung klassi-

scher Leistungsnachweise wie 

Klassenarbeiten in ihrer Häufig-

keit, Ergänzung durch alternative 

Formate; 

Stärkung der politischen Bildung 

in der Sekundarstufe 1 und der 

Zusammenarbeit mit außerschu-

lischen Präventionsanbietern; 

Stärkung außerschulischer Lern-

orte, Stärkung der Bildung für 

nachhaltige Entwicklung u.a. 

durch einen höheren Stellenwert 

der geographischen Bildung in al-

len Schularten; 

stärkere Förderung schulischer 

Konzepte, bei denen die Bewer-

tung mit Ziffernnoten durch 

schriftliche Rückmeldungen er-

gänzt oder ersetzt wird; Abschaf-

fung der Ziffernbenotung vor der 

3. Klasse und Ersetzung durch 

Entwicklungsberichte; 

Wahlfreiheit der Eltern in Fragen 

der Ganztagsbetreuung; finanzi-

eller Ausgleich für diejenigen, die 

ihre Kinder im familiären Umfeld 

betreuen wollen; 

pädagogisch hochwertige Form 

der Ganztagsbetreuung; qualifi-

ziertes, schulisches Personal in 

ausreichender Anzahl; an-

spruchsvolle, künstlerisch-kultu-

relle sowie sportliche Pro-

gramme mit systematischer Ein-

bindung von Eltern und Vereinen; 

Bereitstellung ausreichender fi-

nanzieller Mittel für eine kosten-

lose pädagogisch hochwertige 

Ganztagsbetreuung im Landes-

haushalt; 

Ausgestaltung der Sexualerzie-

hung als sinnvolles Zusammen-

wirken von Elternhaus und 

Schule; keine Ersetzung des Wer-

tesystems von Ehe, Elternschaft 

und Familie durch das Konzept 

der „Sexualität der Vielfalt“; 

Streichung des Hinweises im 

Lehrplan, dass Sexualerziehung 

für alle Schüler verbindlich und 

nicht an die Zustimmung der El-

tern gebunden sei; 

fächerübergreifend indoktrinati-

onsfreier Unterricht; zurückhal-

tende Behandlung der zugehöri-

gen Unterrichtsgegenstände im 

sensiblen Bereich der Sexualer-

ziehung; 

Ersetzung des Begriffs der Ak-

zeptanz im gegenwärtig verbind-

lichen Lehrplan zur Sexualerzie-

hung im Hinblick auf den Um-

gang mit alternativen Lebensmo-



 

 

kontinuierliche, langanhaltende 

und nachhaltige Deutschförde-

rung zur Integration von geflüch-

teten Kindern und Jugendlichen; 

Anhebung der Altersgrenze für 

die Teilnahme an den Intensivför-

dermaßnahmen bis zum 21. Le-

bensjahr;  

Sicherstellung von Schulab-

schlüssen, Senkung der Abbre-

cherquote; Fortsetzung von Pro-

grammen, die das Ziel haben, 

schulabbruchsgefährdete und 

abschlussgefährdete Jugendli-

che zu einem Hauptschulab-

schluss zu führen; 

Entwicklung von Maßnahmen 

und Aufbau von Netzwerken, um 

Schulvermeidung und Schulver-

weigerung frühzeitig zu erkennen 

und ihnen entgegenzuwirken; 

Ermöglichung, dass die Schulen 

bei der Auswahl bis zu 25 % der 

Plätze auch nach Eignung verge-

ben dürfen; 

Aufhebung der Schulbezirksgren-

zen für Grundschulen; 

Ermöglichung der freien Wahl 

der Leistungskurse für Schülerin-

nen und Schüler; 

Offensive für Grundschulen: 

Maßnahmenprogramm zur An-

werbung von Grundschullehrkräf-

ten; Ausweitung eines Entlas-

tungs- und Unterstützungsange-

bots; Prüfung der Anpassung des 

Klassenteilers; 

Ausbau von Schulen mit Ganz-

tagsangeboten und Ganztags-

schulen; 

Festhalten an der verpflichten-

den Vergabe von Ziffernnoten 

und an Instrumenten der Nicht-

versetzung, Wiederholungen und 

Querversetzungen; 

Prüfung einer Flexibilisierung der 

Wahl der Leistungsfächer; 

gezielte Investitionen in Personal 

für ganztägige Angebote; Stellen-

aufwuchs Sicherstellung des 

Fachkräftebedarfs; 

Gewinnung von mehr Senioren 

für die Mitarbeit im Ganztag; 

Stärkung von Bewegungsange-

boten mit besonderem Blick auf 

den Ganztag in Kooperation mit 

den Partnern aus dem Sport; 

Weiterführung und Ausweitung 

des „Landesprogramm zur För-

derung der Zusammenarbeit von 

Schule und Sportvereinen“, des 

Sporthilfeprogramms, des Schul-

schwimmpasses oder des 

Grundschulwettbewerbs zu „Ju-

gend trainiert für Olympia“; 

Ausbau des Angebots kostenlo-

ser Schwimmkurse für Schülerin-

nen und Schüler; Unterstützung 

der Kommunen bei Erhalt und 

Modernisierung ihrer Schwimm-

bäder; 

Stärkung der MINT- Bildung; Aus-

bau und Gründung weiterer 

MINT Zentren; Förderung beson-

ders des Interesses von Mäd-

chen und jungen Frauen an 

MINT-Fächern und -Berufen; 

Ausweitung und Stärkung bilin-

gualer Angebote und Schul-

kostenloses Ticket für alle Schü-

ler*innen bis zur Erlangung ihres 

Schul- oder Berufsabschlusses; 

Förderung flächendeckender 

Schulsozialarbeit in allen Schu-

len; 

Stärkung von Sprachförderung; 

Ausbildung der Lehrkräfte zu-

sätzlich für Deutsch als Zweit- 

und Fremdsprache; 

Ausbau herkunftssprachlichen 

Unterrichtens in Verantwortung 

des Landes; Angebot von Grie-

chisch und Türkisch als verset-

zungsrelevante Fremdsprachen 

an den weiterführenden Schulen; 

Senkung des Klassenteilers für 

Intensivklassen wieder auf zwölf 

Schüler*innen; 

Gesundheit und Sicherheit von 

Kindern und Jugendlichen: 

Unterstützung der Schulämter in 

ihrer Fachberatung gegen Miss-

brauch, Ausweitung der Soforthil-

fen für Opfer sexueller Straftaten, 

Verbesserung der Kooperation 

der Einrichtungen mit den Behör-

den; 

Schutzkonzepte gegen sexuellen 

Missbrauch; Ausbau der Schul-

psychologie; 

Förderung gesunder Ernährung; 

kostenloses und qualitativ hoch-

wertiges Mittagessen an den 

Schulen; Förderung von Projek-

ten zur Abfallvermeidung von Le-

bensmitteln; Unterstützung einer 

Abschaffung von Hausaufgaben; 

Vor- und Nachbereitung des Un-

terrichts in der Schule unter pro-

fessioneller Betreuung in Integra-

tion des Ganztages; 

Stärkung der Schüler*innenver-

tretungen; 

Aufwertung der politischen Bil-

dung; Schaffung eines Bewusst-

seins für Mitbestimmung schon 

in der Schule; 

kostenfreie Fahrten zu Gedenk-

stätten, Museen, Parlamenten 

etc. für alle Schüler*innen; keine 

Ausgrenzung von Schüler*innen 

aus finanzschwachen Familien 

bei Ausflügen und Klassenfahr-

ten; 

Ausbau des Politikunterrichts an 

nicht-gymnasialen weiterführen-

den Schulen; 

Gleichstellung des Ethikunter-

richts mit dem Religionsunter-

richt; 

Thematisierung aller Formen von 

gruppenbezogener Menschen-

feindlichkeit und Einarbeitung in 

den Lehrplan; 

Überprüfung des Unterrichts-

stoffs und aller Lehr- und Lern-

materialien auf diskriminierende 

und ausgegrenzende Inhalte; kri-

tisches Hinterfragen und Erweite-

rung des eurozentristischen 

Blickwinkels; 

Auflösung der Kooperationsver-

einbarung mit der Bundeswehr; 

keine Zusendung von Werbema-

terialien der Bundeswehr ohne 

Einwilligung der Schüler*innen; 

Erhöhung der Wahlfreiheit bei 

den Abiturprüfungsfächern; Er-

möglichung von Deutsch als ers-

tem Leistungskursfach sowie 

des Wechsels der Fremdspra-

chenfolge; 

Wertschätzung und gezielte För-

derung von Mehrsprachigkeit; 

Projekte zur mehrsprachigen Le-

seförderung in Grundschulen; 

Förderung herkunftssprachlicher 

Kompetenzen; 

Weiterentwicklung des Pilotpro-

jekts Türkisch als Fremdsprache 

zu einem Regelangebot für alle 

Schulen; Angebot in weiteren 

Sprachen, bspw. Griechisch; 

Verwendung eines selbst ge-

wählten Rufnamens für Trans-, 

Inter- und nicht binäre Schü-

ler*innen im schulischen Alltag; 

Ausbau des Fachs Ethik und Wei-

terentwicklung zu einem ver-

pflichtenden gemeinsamen 

Ethikunterricht; 

weiterer Ausbau des bekenntnis-

orientierten islamischen Religi-

onsunterrichts; 

Inklusion Erleichterung der Ein-

richtung von Pools von Teilha-

beassistenzen in Schulen; Er-

möglichung der inklusiven Be-

schulung für jedes Kind; Erhalt 

der Wahlmöglichkeiten zwischen 

einer inklusiven Beschulung und 

dem Besuch einer Förderschule; 

Unterstützung von Schulen des 

Landeswohlfahrtsverbandes 

beim Ausbau von Ganztagsange-

boten und Schulsozialarbeit; 

dellen und sexuellen Orientierun-

gen durch die Begriffe Toleranz 

und Respekt; 

keine politische und religiöse Ein-

flussnahme durch islamische 

Moschee-Verbände an den Schu-

len; Ablehnung des Angebots ei-

nes bekenntnisorientierten Is-

lamunterrichts; wahlobligatori-

scher christlicher Religionsunter-

richt, der bei entsprechenden 

Schülerzahlen eine Konfessions-

wahl vorsehen kann;  

klassische Wissensvermittlung 

im Grundschulbereich; vornehm-

lich fehlerfreie Beherrschung der 

grundlegenden Kulturtechniken 

Lesen, Schreiben und Rechnen; 

 

Inklusion: keine Schließung von 

Förderschulen;  

Garantie der adäquaten Beschu-

lung junger Menschen mit kör-

perlichen, geistigen, sensori-

schen, sprachlichen, sozial-emo-

tionalen oder allgemeinen Lern-

behinderungen;  

Inklusion in den Regelunterricht, 

wenn der Grad der Beeinträchti-

gung eines Schülers eine erfolg-

reiche reguläre Beschulung er-

warten lässt und optimale Lern- 

und Förderbedingungen vorlie-

gen; 



 

 

Förderung von Schulen in freier 

Trägerschaft; Beseitigung von 

Benachteiligungen von Ersatz-

schulen in der Verwaltungspra-

xis, z.B. beim Zugang zu qualifi-

zierenden Weiterbildungen; lang-

fristige Sicherung der Finanzie-

rung von Ersatzschulen; 

Inklusion: Umsetzung der Inklu-

sion; Bereitstellung der notwendi-

gen sächlichen, räumlichen und 

personellen Ressourcen; 

individuelle Förderung als Ziel ei-

nes inklusiven Schulsystems; 

Unterrichtung von Schülerinnen 

und Schülern mit sonderpädago-

gischem Förderbedarf an der Re-

gelschule; Erhalt der Förderschu-

len, wenn Eltern der Überzeu-

gung sind, dass ihrem Kind dort 

die bestmögliche Förderung zu-

teilwird; 

Sicherstellung der bedarfsge-

rechten Zuweisung von Förder-

stunden; 

  

zweige, v.a. in Englisch, Franzö-

sisch, Spanisch und Italienisch, 

ab der Grundschule; 

individuelle Förderung der Kinder 

in Schulen mit einem überdurch-

schnittlichen Anteil von Schüle-

rinnen und Schülern aus bil-

dungsfernen oder sozial benach-

teiligten Elternhäusern; 

Stärkung der historisch-politi-

schen Bildung an den Schulen; 

Vermittlung der deutschen Ge-

schichte und der Grundlagen der 

Verfassungsordnung mit einem 

Besuch an entsprechenden Or-

ten; 

weiterer Ausbau von Gewaltprä-

vention und Kinderschutz an 

Schulen; verpflichtende Fortbil-

dung im Bereich Kinderschutz; 

weitere Steigerung der Anzahl 

der Schulgesundheitsfachkräfte 

und der Erste-Hilfe-Kurse; 

weiterer Ausbau der Schulpsy-

chologie; 

Schaffung eines landesweiten 

Koordinierungsprojekts zur Sui-

zidprävention;  

Schärfung von Heimatkunde in 

der Grundschule; Stärkung von 

Dialekten als Teil der Sprachkul-

tur in Kitas und Schule; 

besseren Vernetzung von Ernäh-

rungsräten und lokalen Projek-

ten;  

flächendeckende Ausweitung 

des Einsatzes von Schulgesund-

heitsfachkräften; konzeptionelle 

Absicherung der Gesundheits-

aufklärung an allen Schulen; 

Stärkung der Suizidprävention in 

Schulen; 

Inklusion: Stärkung des inklusi-

ven Unterrichts in allen Schulfor-

men, Abbau struktureller Hinder-

nisse und Sicherstellung, dass 

ausnahmslos alle Lehrkräfte 

über inklusive Grundkompeten-

zen verfügen; 

Versetzung aller Schulen baulich, 

sächlich und personell in die 

Lage, inklusiv zu unterrichten; 

Schaffung von mehr Stellen für 

die Inklusion; Sicherstellung einer 

auskömmlichen Grundversor-

gung zur besonderen Förderung 

an jeder Schule; 

Sicherung der Professionalität 

der Förderlehrkräfte und deren 

Vernetzung untereinander; 

Weiterentwicklung von Bera-

tungs- und Förderzentren zu-

sammen mit dem schulpsycho-

logischen Dienst zu Unterstüt-

zungsagenturen für alle Schü-

ler*innen aller Schulen; 

Förderung der individuellen För-

derung und längeren gemeinsa-

men Lernens; 

Kooperationsvereinbarung mit 

der deutschen Friedensgesell-

schaft - Vereinigte Kriegsdienst-

gegner*innen und anderen zivilen 

Menschenrechts- und Friedens-

organisationen; 

keine Werbung von Jugendoffi-

zieren der Bundeswehr an Schu-

len und auf Ausbildungsmessen 

für Kriegseinsätze; 

Ausbau der kulturellen Bildung 

an den Schulen; jährlich ein kos-

tenfreier Besuch einer kulturellen 

Veranstaltung bzw. Institution für 

alle Schüler*innen; flächende-

ckende und nachhaltige Auswei-

tung der schulischen Kooperatio-

nen im Bereich der Kultur; 

Inklusion: Garantie eines Platzes 

an einer Regelschule für jedes 

Kind; Schaffung der Möglichkeit, 

dass die Beschulung aller Kinder 

in inklusiven Schulen möglich ist 

und die notwendigen Ressourcen 

hierfür zur Verfügung stehen; 

Aufhebung des Ressourcenvor-

behalts im Schulgesetz; 

multiprofessionelle Teams aus 

Lehrkräften, Förderlehrkräften, 

sozialpädagogischen, psycholo-

gischen und therapeutischen 

Fachkräften für inklusive Schu-

len; 

(bessere) Qualifizierung von Teil-

habeassistenzen; 

Stärkung der inklusiven Beschu-

lung in allen allgemeinbildenden 

Schulen; 

weitere Ausweitung der Zuwei-

sung fester Förderschullehr-

kräfte; Modellprojekte zum inklu-

siven Gymnasium;  

Prüfung einer modellhaften Öff-

nung von Förderschulen auch für 

Kinder und Jugendliche ohne Be-

einträchtigung; 

Verbesserung der Lernumgebun-

gen für Schüler*innen durch Aus-

bau der Zusammenarbeit zwi-

schen Lehrkräften, Förderpäda-

gog*innen und Teilhabeassis-

tent*innen; 

Verbesserung der Situation der 

Schulbegleiter*innen; 

Stärkung der interdisziplinären 

Frühberatungsstellen und der Be-

ratung der Eltern; 

Erleichterung der Anerkennung 

von Dyskalkulie und Lese-Recht-

schreib-Schwäche/Legasthenie 

sowie entsprechender Nachteils-

ausgleiche; 

Aufbau einer systematischen 

Feedbackkultur zwischen Lehr-

kräften und Schüler*innen, Schul-

leitung und Kollegium, Schulamt 

und Schulen sowie relevanten 

Fachverbänden; 

  



 

 

Bildung | Digitale Bildung 

 

      

Stärkere Nutzung der Chancen 

der digitalen Bildung für die indi-

viduelle Förderung; „Digitalstrate-

gie Schule“; 

flächendeckende Ausstattung al-

ler Schulen mit WLAN; moderne 

und sichere Hard- und Soft-

wareausstattung, die vorrangig 

auf Open-Source-Lösungen setzt; 

Einführung eines Digitalisie-

rungsbudgets, das die Schulen 

flexibel einsetzen können; 

Medienkompetenz-Trainings für 

die Schülerinnen und Schüler; 

ausreichende Sensibilisierung 

sowie Aufklärungs- und Informa-

tionsangebote zu Cybermobbing 

und Cybergrooming; 

mehr Jugendmedienschutzbe-

auftragte und Medienberater; 

flächendeckendes Angebot für 

einen verpflichtenden Informatik-

Unterricht in der Sekundarstufe I; 

Entwicklung eines nachhaltigen 

IT-Supportkonzepts mit ausrei-

chend Ressourcen für jede 

Schule;  

komplette Ersetzung von Schul-

büchern durch digitale Lernmittel 

bis zum Ende der Legislaturperi-

ode; 

Weitere Umsetzung der „Strate-

gie Digitale Schule“; Vorantreiben 

der pädagogischen Innovation 

mit digitalen Vorhaben; 

virtuelle Schulräume an jeder 

Schule; 

Aufbau einer komplett digitalen 

Pilotschule; 

Förderung von Medienkompe-

tenz; 

Digitalpakt 2.0, der zu den digita-

len Bedarfen der Schulen passt; 

Ausbau der WLAN-Ausleuchtung 

in den Klassenräumen und des 

IT-Supports für Schulen vor Ort; 

digitale Hausmeister, die die Inf-

rastruktur an den Schulen pfle-

gen und warten; mindestens ein 

IT-Supporter an jeder weiterfüh-

renden Schule; 

flächendeckende Einführung des 

Schulfachs Digitale Welt als Re-

gelfach für die Jahrgangsstufen 

5 und 6; 

Stärkung des Fachs Informatik in 

der gesamten Sekundarstufe I; 

Einführung verpflichtender Fort-

bildungen für Lehrkräfte im Be-

reich Medienbildung; 

Bekämpfung von „Cy-

bergrooming“ durch verstärkte 

Masterplan Digitalisierung, um 

den Transformationsprozess im 

Bildungsbereich zu gestalten; An-

passung der Curricula und Didak-

tik; 

Einrichtung eines „Zentrum für 

Bildung in der Digitalen Welt“; 

Ausweitung der Lernmittelfreiheit 

auf den digitalen Bereich; 

Fortbildungsoffensive für alle 

Lehrkräfte bezüglich der Mög-

lichkeiten digitalen Lernens; 

Komplette Lernmittelfreiheit für 

digitale Lernmittel; kostenlose 

Bereitstellung von Endgeräten 

und Software für die Schüler*in-

nen; 

Digitalisierung in der Schule: ein-

heitliche, von der Schule bereit-

gestellte Endgeräte; Schaffung 

einer digitalen Lern- und Verwal-

tungsumgebung, die benutzer-

freundlich und datenschutzkon-

form ist;  

Verankerung des Umgangs mit 

digitalen Medien als Quer-

schnittsaufgabe im Unterricht; 

 

Deutliche Verstärkung der Fort-

bildungs- und Beratungsange-

bote für Lehrkräfte im Kinder- 

und Jugendmedienschutz;  

Erlernen analoger Grundkompe-

tenzen in der Grundschule; prä-

ventive und kindgerechte Anbah-

nung digitaler Kompetenzen im 

Bereich des Kindermedienschut-

zes; 

Ausbau existierender Verfahren 

dafür, dass Lehrkräfte kooperativ 

und mit Unterstützung der Lehr-

kräfte Akademie qualitativ hoch-

wertige Unterrichtseinheiten er-

stellen und aktualisieren können, 

die dann allen Lehrkräften zur 

Verfügung stehen; 

Aufbau eines Katalogs mit fach-

lich geprüften digitalen Lernmit-

teln für alle Inhalte der Kerncurri-

cula Klasse 5; Abstimmung der 

Lehrkräftefortbildung hierauf; 

Förderung grundlegender Kom-

petenzen aus dem Bereich Infor-

matik in Verbindung mit lebens-

weltlichen und gesellschaftlichen 

sozialen, ökonomischen und 

ökologischen Problemstellungen 

und feste Verankerung in den 

Lehrplänen; 

Evaluierung des Schulversuchs 

„Digitale Welt“; 

weiterer Ausbau des Fortbil-

dungs- und Beratungsangebots 

Stabile und schnelle WLAN-An-

bindung in allen Klassenräumen 

als Selbstverständlichkeit; 

Ausstattung der Schüler ab Jahr-

gangsstufe fünf Zuzahlung be-

freit mit einem einheitlichen Tab-

lett-Computer; Vereinheitlichung 

der Computer-und Softwareaus-

stattung für Lehrer in den Schu-

len; 

Einführung eines verpflichtenden 

Informatikunterrichts in den wei-

terführenden Schulen; 

 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

IT und Coding als Pflichtfach an 

den Schulen; Abschaffung des 

Pilotprojekts „Digitale Welt“; 

Einsetzung eines Expertenrates 

Digitale Bildung aus Vertreterin-

nen und Vertretern der Schüler- 

und Elternschaft, der Lehrkräfte, 

den Schulträgern und wissen-

schaftlichen Expertinnen und Ex-

perten; Abgabe von Empfehlun-

gen für Anpassungen und Um-

setzung der datengestützten 

Schulentwicklung; 

Präventionsarbeit und intensi-

vierte Vermittlung von Medien-

kompetenzen; 

der Medienzentren in der Region 

und der Lehrkräfteakademie; 

 

 

  



 

 

Bildung | Lehrerversorgung / Lehrerausbildung 

 

      

Sicherstellung einer guten Lehr-

kräfteversorgung; Gewährleis-

tung von Reserven für Krankheit, 

Fortbildung, schulische Veran-

staltungen und Profilbildungen; 

gute Arbeits- und Beschäfti-

gungsbedingungen, angemes-

sene Verdienst-, Weiterbildungs- 

und Aufstiegsmöglichkeiten; 

qualitätsvolle Fortbildungsaktivi-

täten für Lehrkräfte und Füh-

rungspersonal; 

breite Fachkräfteoffensive, insb. 

zur Anwerbung von Grund- und 

Förderschullehrkräften und für 

berufliche Bildung; 

Gewinnung von Quer- und Seiten-

einsteigern in Vollzeit und berufs-

begleitend; 

verstärkte Vermittlung des diag-

nostischen Handwerkszeugs, um 

Hochbegabung festzustellen;  

Stärkung des Grundschullehr-

amtsstudienganges; Erhöhung 

der Regelstudienzeit für das 

Grundschullehramt auf zumin-

dest neun Semester; schnellere 

Eingruppierung nach A13; Erhö-

hung der Regelstudienzeit auch 

für Haupt- und Realschullehramt; 

ein/e Fortbildungsbeauftragte/r 

an jeder Schule; 

Grundunterrichtsversorgung von 

105 %; 

weiterer Ausbau des Einsatzes 

pädagogischer Fachkräfte an 

Schulen; weitere Stellen zur sozi-

alpädagogischen Unterstützung; 

Einführung der Ausbildung von 

„Fachinformatikern Systemin-

tegration mit Schwerpunkt Schul-

verwaltung“ für den flächende-

ckenden Einsatz von Systemin-

tegration an allen Schulen in 

Hessen; 

Prüfung weiterer Möglichkeiten 

gemeinsam mit den Universitä-

ten, die Studierenden frühzeitig in 

ihrer Tätigkeit an den Schulen zu 

unterstützen; 

Beibehaltung der ersten und 

zweiten Staatsprüfung in jedem 

Fall; 

Schaffung von Beförderungsstel-

len im Haupt- und Realschulbe-

reich; 

bedarfsgerechter Ausbau der be-

stehenden Maßnahmen zur Wei-

terqualifikation und zum Querein-

stieg in den Lehrämtern mit be-

sonderen Bedarfen; 

Bereitstellung von Lehrmateria-

lien und Handlungsempfehlun-

gen zur Sensibilisierung und Prä-

vention vor sexueller Gewalt, 

auch im Netz; Fortführung der 

Beendigung von Lehrermangel 

und Unterrichtsausfall; 

massiver Ausbau des berufsbe-

gleitenden qualifizierenden Quer-

einstiegs; 

Veränderung der Ausbildung der 

Lehrkräfte, Vorbereitung auf die 

Aufgabe und Arbeit in multipro-

fessionellen Teams; 

Vergütung der Praxissemester; 

Ermöglichung der Aufnahme von 

mindestens zwei Lehrkräften pro 

Schule in den Vorbereitungs-

dienst, ohne dass diese auf die 

schulischen Wochenstunden an-

gerechnet werden; 

Stipendienprogramm für Mangel-

fächer; 

Festschreibung der Studiendauer 

aller Lehrämter auf 10 Semester; 

Bezahlung aller Lehrkräfte als 

Einstieg nach A13; 

Steigerung der Studienkapazitä-

ten der Lehrämter; Einführung ei-

nes grundständigen Studiums 

Schulsozialpädagogik; 

Ausbau der Stellen für Verwal-

tungsfachkräfte und Bibliothe-

kar*innen an Schulen; 

Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen von Lehrkräften; Schaf-

fung zusätzlicher Lehrer*innen-

stellen; 

verstärkte Qualifizierung und Be-

treuung; 

keine weiteren unbegründeten 

Befristungen von Beschäftigun-

gen; 

Beendigung prekärer Arbeitsver-

hältnisse von Lehrkräften; 

Bezahlung und Anstellung ange-

stellter Lehrkräfte über TV-H- 

Vertrag für das komplette Jahr in 

der unterrichtsfreien Zeit; 

Schaffung von noch mehr Stellen 

für Lehrer*innenausbildung an 

den Universitäten; 

Aufwertung des Grundschulbe-

rufs; Bezahlung nach A 13; 

Anhebung der Regelstudienzeit 

für alle Lehrämter auf zehn Se-

mester;  

Verankerung von Inklusion als 

fester Bestandteil der Lehrer*in-

nenaus- und Weiterbildung; 

Reform der Lehrkräfteausbil-

dung; Verzahnung von theoreti-

scher und praktischer Ausbil-

dung, von Fachwissenschaft und 

Anpassung der Zahl der Planstel-

len bei Bedarf, damit diese für en-

gagierte Lehrkräfte auch zur Ver-

fügung stehen; 

deutliche Erhöhung der Fortbil-

dungsangebote in den Bereichen 

Kompetenzen zum individuellen 

Fördern sowie in den Quer-

schnittsthemen Teamarbeit, In-

klusion, Digitalisierung und Un-

terrichtsentwicklung; 

Ausbau von Studienplätzen in 

den Mangelbereichen Grund- und 

Förderschullehramt sowie von 

Referendariatsstellen und ver-

schiedenen Weiterbildungs- und 

Quereinstiegsmöglichkeiten; 

Ermöglichung, neben der päda-

gogischen auch eine administra-

tive Schulleitung zu schaffen; 

Erweiterung des Praxisanteils in 

den Lehramtsstudiengängen für 

eine effiziente Berufsvorberei-

tung; 

Vereinheitlichung der Regelstudi-

enzeit für alle Lehramtsstudien-

gänge auf zehn Semester; 

angemessene Vergütung der 

schulischen Pflichtpraktika; 

Vereinfachung des Einstiegs in 

den Lehrerberuf durch Beschleu-

nigung und Entbürokratisierung 

des Bewerbungsprozesses; 

Entwicklung und Umsetzung von 

qualitativ hochwertigen Querein-

steigerverfahren; 

angemessener Ermessensspiel-

raum für die Schulen zur Beset-

zung von offenen Lehrerstellen; 

Beendigung der Praxis der Ket-

tenarbeitsverträge und der Ent-

lassung in Ferienzeiten; Überfüh-

rung von Honorararbeitsverträ-

gen spätestens nach einem Jahr 

in reguläre Angestelltenverhält-

nisse; 

Entlastung der Lehrer von Ver-

waltungsaufgaben; Vorantreiben 

der Einstellung von Schulverwal-

tungsassistenten; 

politische Neutralität der Schule; 

Sicherstellung, dass Schüler ihre 
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kontinuierlicher Ausbau von digi-

talen und hybriden Formaten der 

Lehreraus- und -fortbildung; 

verstärkt Fortbildungsangebote 

in der unterrichtsfreien Zeit; 

besondere Leistungsanreize im 

Dienstrecht zur Teilnahme an 

Fortbildungen; 

Aufrechterhaltung befristeter An-

stellungsverträge über die Som-

merferien, wenn eine Weiterbe-

schäftigung beabsichtigt ist; Prü-

fung, inwieweit die Einstellung 

von Lehrkräften zu Beginn eines 

neuen Schuljahres bereits zum 1. 

August erfolgen kann; 

Weiterentwicklung der Führungs-

kräfteakademie vor dem Hinter-

grund neuer Anforderungen; Be-

reitstellung von ausreichenden 

Qualifizierungsmöglichkeiten für 

Lehrkräfte; 

Entwicklung eines Kerns an zu 

vermittelnden digitalen Grund-

kompetenzen, der alle Teilberei-

che der Lehrkräftebildung ab-

deckt; Ergänzung durch ein um-

fassendes Fortbildungsangebot; 

regelmäßige Untersuchung des 

Standes der digitalen Kompeten-

zen bei Lehrkräften im Rahmen 

einer Studie; darauf aufbauend 

weitere Handlungsempfehlungen 

für Aus- und Fortbildung; 

digitale Bildungsangebote als 

fester Bestandteil der Lehrerbil-

dung; 

Kampagnen sowie Fortbildungs-

angebote und Angebote im Stu-

dium; 

Fortsetzung der Werbekam-

pagne für den Lehrerberuf; 

Stärkung von Schulleitungen; 

Steigerung der Attraktivität von 

Leitungstätigkeiten durch ausrei-

chende Freistellung von der Un-

terrichtsverpflichtung und Zeit 

für Schul-, Qualitäts- und Perso-

nalentwicklung sowie zur Koordi-

nierung der pädagogischen 

Fachkräfte; 

sehr gute Bezahlung aller Lehr-

kräfte; Anhebung der Besoldung 

der Grundschullehrkräfte auf A 

13; 

weitere Stärkung des Gymnasi-

ums als Ort der Vorbereitung auf 

die akademische Ausbildung; 

Einrichtung eines Instituts für 

Lehrergesundheit; 

Erhöhung der Mobilität der Lehr-

kräfte, Ermöglichung von Rotati-

ons-Schuljahren; 

Entlastung bei der Unterrichts-

verpflichtung bei Übernahme be-

sonderer Aufgaben; 

zügige Nachbesetzung der Stel-

len von Lehrkräften und Schullei-

tungen; Aufstiegsmöglichkeiten 

für alle Lehrämter; 

Schaffung eines Instituts für 

Lehrkräftegesundheit; 

Einführung einer unabhängigen 

Ombudsstelle; 

Initiierung einer Studie zur Leh-

rerarbeitszeit gemeinsam mit 

den Selbstvertretungen der Lehr-

kräfte; 

gerechtere Anerkennung von au-

ßerunterrichtlicher Arbeitszeit; 

Unterstützung der Arbeit der Per-

sonalräte in Schulen, Schuläm-

tern und am Kultusministerium 

durch eine wertschätzende und 

kooperative Arbeitsweise; 

Pädagogik, Didaktik und Metho-

dik über die gesamte Dauer der 

Ausbildung; 

gemeinsame Ausbildung von 

Lehrer*innen mit einer Speziali-

sierung für unterschiedliche 

Schulstufen; 

Rechtsanspruch auf die zweite 

Phase der Ausbildung nach er-

folgreicher erster Staatsprüfung; 

deutliche Reduzierung der 

Pflichtstundenzahl und Verein-

heitlichung für alle Schulformen; 

Ausbau der Weiterbildungsange-

bote für Lehrkräfte; 

politischen Ansichten zu den Un-

terrichtsgegenständen ohne 

Furcht vor Sanktionen durch Leh-

rer oder Mitschüler darlegen kön-

nen; jederzeite Gewährleistung 

des Austauschs objektiver Fak-

ten und begründeter Meinungen 

zu einem im Unterricht behandel-

ten Sachverhalt; 

 

 

  



 

 

Bildung | Berufliche Bildung / Weiterbildung 

 

      

Intensivierung der Berufsorientie-

rung und -beratung in allen Bil-

dungsgängen; 

Vernetzung der allgemeinbilden-

den mit den beruflichen Schulen; 

Erhöhung der Anzahl der Prak-

tika, Erleichterung insb. freiwilli-

ger Zusatzpraktika; 

Stärkung der Willkommenskultur, 

der internationalen Kompetenz, 

der Sprachkompetenz und der 

Diversity in Betrieben und Schu-

len; 

Gewinnung von wieder mehr jun-

gen Menschen für eine duale 

Ausbildung; 

zentrale Ansprechpartner in der 

Kultusverwaltung für die berufli-

chen Schulen; 

dichtes Netz an wohn- und aus-

bildungsplatznahen Berufsschu-

len, um die logistischen Hinder-

nisse für Ausbildungswillige ge-

ring zu halten; Angebot auch von 

Unterrichtsformen wie Teilprä-

senz oder Online-Unterricht, um 

Standorte in der Fläche zu si-

chern; 

Stärkung der regionalen Wirt-

schaft durch qualifizierte Fach-

kräfte; Erhalt der Fachklassen 

des dualen Systems insbeson-

Ermöglichung eines reibungslo-

sen Übergangs für Schülerinnen 

und Schüler in ihre berufliche Zu-

kunft;  

Stärkung der Berufsorientierung 

in der Mittelstufe;  

Erhöhung der Anzahl der Pflicht-

praktika; deutliche Verbesserung 

der Rahmenbedingungen für frei-

willige Zusatzpraktika; 

explizite Förderung der Mittelstu-

fenschule als Schulform durch 

eine besondere Mittelzuweisung 

und den Ausbau von Kooperatio-

nen mit Betrieben; 

Stärkung der dualen Ausbildung 

als Eintrittskarte für berufliche 

und persönliche Weiterentwick-

lung; 

Stärkung des Handwerks bereits 

in der Grundschule und der Se-

kundarstufe I durch Kooperation 

mit Beruflichen Schulen, auch im 

Ganztag; 

landesweite Umsetzung der posi-

tiven Elemente regionaler Pro-

gramme wie des „Limburger Mo-

dells“ oder des Projekts zur Be-

rufsorientierung im Kreis Wal-

deck-Frankenberg; 

Ausweitung der Initiative „Deine 

Zukunft #REAL:DIGITAL“ als 

Sicherung und Weiterentwick-

lung der an beruflichen Schulen 

bestehenden Produktionsschu-

len; 

Ausbau der Angebote beruflicher 

Gymnasien; Einführung des 

Fachs Arbeitslehre an den Gym-

nasien; 

Investitionsprogramm berufliche 

Bildung; 

Absenkung der Mindestschü-

ler*innenzahl für Berufsschulen; 

flächendeckende Sicherung von 

Berufsschul- und Ausbildungs-

standorten; 

Durchführung eines Modellver-

suchs „virtuelle Berufsschule“; 

Lehrkräfteoffensive für die beruf-

lichen Schulen; 

Erleichterung des Weges in die 

berufliche Bildung für Studienab-

brecher; 

Stärkung und Ausbau des Bil-

dungsurlaubs; Weiterentwicklung 

in eine Bildungszeit mit Rechts-

anspruch für alle; Ausweitung 

der Angebote für Bildungszeiten; 

finanzielle Förderung der Träger; 

umlagefinanzierte Ausbildungs-

garantie insb. für junge Men-

schen unter 35;  

Rechtsanspruch auf einen Aus-

bildungsplatz; 

Einführung einer Ausbildungs-

platzumlage; Förderung von Aus-

bildungsverbänden; 

mehr Ausbildungsplätze beim 

Land; 

gesetzliche, höhere Mindestaus-

bildungsvergütung; 

Überführung der Ausbildung in 

Berufen, die nicht dual geregelt 

sind, in eine duale Berufsausbil-

dung; bis dahin Entfall des Schul-

geldes und Zahlung eines am ta-

riforientierten Ausbildungsgel-

des; 

zügiger Ausbau der beruflichen 

Schulen auf neuestem techni-

schem Stand; 

mehr Stellen für Lehrkräfte und 

für Sozialarbeit und sozialpsy-

chologische Begleitung in den 

beruflichen Schulen; 

sechs Unterrichtsstunden min-

destens an zwei Tagen pro Wo-

che für alle Berufsschüler*innen; 

flächendeckende Abdeckung mit 

Fachklassen im ganzen Land; 

Konzept zur Entwicklung der be-

ruflichen Schulen bei weniger 

Teilzeitschüler*innen und stei-

genden Ausstattungskosten; 

Stärkung der dualen Ausbildung 

in Betrieb und Berufsschule; Auf-

wertung der dualen Ausbildung; 

wertschätzende Entlohnung, bes-

sere Infrastruktur; 

Unterstützung junger Menschen 

mit Wohnungs- und weiteren An-

geboten bei ihrer beruflichen 

Ausbildung; Ausbildungswerke 

analog zu Studierendenwerken; 

Stärkung von Betriebspraktika; 

mehr berufliche Orientierung für 

Schüler*innen aller Schulformen, 

besonders an Gymnasien; Stär-

kung der Wahlpflichtangebote in 

handwerklichen, gesundheitli-

chen u.a. berufsorientierten Be-

reichen; Stärkung von Praktika 

und Orientierungswochen; 

bedarfsgerechter Ausbau der 

studienqualifizierenden Bildungs-

gänge der beruflichen Schulen; 

Sicherung aller Berufsschul-

standorte; Entwicklung zu Kom-

petenzzentren; 

stärkere Nutzung der Potenziale 

von Hybrid- und digital gestütz-

tem Distanzunterricht insb. an re-

gionalen und Landesfachklassen; 

stärkere Nutzung der Chancen 

der Digitalisierung; 

Übernahme der Schulgelder an 

privat betriebenen Schulen für 

Beendigung der einseitigen Favo-

risierung akademischer Ausbil-

dungsgänge; Stärkung des ge-

sellschaftlichen Ansehens nicht-

akademischer Ausbildungs-

gänge; gleiche Wertschätzung 

für die berufliche duale Ausbil-

dung wie für einen akademi-

schen Abschluss; 

mehr Berufsvorbereitung an Re-

gelschulen; keine reine Verschu-

lung der Berufsvorbereitung und 

Ausbildung; 

enges Zusammenwirken der Re-

gelschulen mit Ausbildungswerk-

stätten und berufsbildenden Ein-

richtungen, im Rahmen eines 

neu auszugestalten und in allen 

Schulformen verpflichtend anzu-

bietenden Werk- und Arbeits-

lehreunterricht; 

regelmäßige Unternehmensprak-

tika über die bisherigen zwei 

Pflichtveranstaltungen hinaus in 

allen Bildungsgängen; 

enger Verbund zwischen Schule, 

Handwerk und Industrie; 

Erhalt und Ausbau des dualen 

Systems der beruflichen Bildung; 

keine inhaltliche Schwerpunktbil-

dung und Reduzierung von Be-

rufsschulstandorten; breites Aus-

bildungsangebot an jeder Schule; 
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dere im ländlichen Raum; Stand-

ortsicherung und Erhalt von be-

ruflicher Bildung in der Fläche; 

Etablierung der beruflichen Schu-

len durch Erweiterung ihrer 

Handlungskompetenz als Koope-

rations- und Kommunikations-

partner der Betriebe in der Re-

gion und als Teil eines Netz-

werks zwischen einzelnen Schul-

standorten; 

Erhalt besonderer regionaler, 

auch vollschulischer Angebote; 

Ermöglichung für Jugendliche, 

sich im allgemeinbildenden Be-

reich in beruflichen Schulen wei-

ter zu qualifizieren und höhere 

allgemeinbildende Schulab-

schlüsse zu erwerben; 

Lebenslanges Lernen: breites 

und qualitativ hochwertiges Er-

wachsenenbildungsangebot; 

Verstetigung der Projektmittel für 

Volkshochschulen, Schaffung 

von Planungssicherheit durch 

dauerhafte Förderung; 

Abbau der bürokratischen Anfor-

derungen bei der Beantragung 

von Landesmitteln; 

Digitalisierung des Kursangebo-

tes und der Lehrmittel auch im 

Bereich der Erwachsenenbildung;  

neues Informations- und Mit-

machangebot zur beruflichen 

Orientierung an Schulen; 

flächendeckende Ausweitung 

des „Schulversuchs Berufsfach-

schule“ zum Übergang in Ausbil-

dung; 

Intensivierung der Werbemaß-

nahmen für Erzieher und Pflege-

berufe, die durch eine schulische 

Ausbildung vermittelt werden; 

Kostenfreiheit der Meister-, Tech-

niker- und Fachwirt-Ausbildung; 

Etablierung einer Aufstiegsförde-

rung; 

Fortführung und Umsetzung des 

Konzepts „Zukunftsfähige Be-

rufsschule“; 

Ausstattung der Berufsschulen 

mit modernsten Geräten, Aufsto-

ckung des Lehrpersonals; 

Entwicklung einer digitalen 

Azubi-App; 

Erhöhung der Attraktivität von 

Ausbildung durch „mehr Netto 

vom Brutto 

Entwicklung der Haupt-und Real-

schulen durch neue Ausbildungs-

schwerpunkte zu Zukunftszen-

tren beruflicher Bildung; 

Landesprogramm „Jugend in Ar-

beit“ mit Ermöglichung eines pra-

xisorientierten Berufseinstiegs; 

Erhalt der beruflichen Schulen im 

Ländlichen Raum; flächende-

ckender Ausbau der Jugend-

berufsagenturen, auch im ländli-

chen Raum; 

Schaffung einer Abteilung „Beruf-

liche Schulen“ im Kultusministe-

rium; 

flexiblere Ausbildungsmöglich-

keiten zur Vereinbarkeit von Fa-

milie, Beruf und Freizeit; 

Gründung von Auszubildenden-

werken; bezahlbarer Wohnraum 

in der Nähe des Ausbildungsbe-

triebs; vergünstigtes Deutsch-

landticket; 

berufliche Bildung und Berufsori-

entierung an allen Schulformen; 

Förderung von Weiterbildung und 

Qualifizierung bereits während 

der Erwerbstätigkeit; Rechtsan-

spruch auf Qualifizierung und 

Weiterbildung; Stärkung des poli-

tischen Bildungsurlaubs; 

Erhalt und Ausbau des Angebots 

der Volkshochschulen und der 

Erwachsenen- und Weiterbil-

dung; Schaffung neuer digitaler 

Angebote; 

Schaffung eines curricularen An-

gebots der Bildungssprache 

Deutsch insb. für Menschen mit 

Fluchtgeschichte; 

preisgünstiger Wohnraum für 

Auszubildende; 

Ausbau von Beratungsangeboten 

für Auszubildende schon wäh-

rend der Ausbildung zu Weiterbil-

dungsangeboten nach der Aus-

bildung, z.B. Meister*innen-

Kurse;  

 

Ermöglichung lebenslangen Ler-

nens: mehr finanzielle Unterstüt-

zung für die Volkshochschulen; 

rechtliche Absicherung und an-

gemessene Honorierung der 

Kursleiter*innen; 

weiterer Ausbau der Weiterbil-

dungsmaßnahmen; Aufstockung 

der Mittel für den Weiterbildungs-

pakt; 

Überarbeitung des Gesetzes über 

den Anspruch auf Bildungsur-

laub, Vereinfachung der Voraus-

setzungen und Aufnahme weite-

rer Bildungsangebote; 

Bezuschussung der Kosten für 

die Teilnahme an Bildungsurlau-

ben; 

Erhalt und finanzielle Stärkung 

der Hessenkollegs und Abend-

schulen als Möglichkeiten des le-

benslangen Lernens; 

kostenfreie Meister*innen Kurse; 

weitere Mangelberufe durch das 

Land; 

Gleichberechtigung zwischen all-

gemeinbildenden und beruflichen 

Schulen auch bei der Ausstat-

tung mit Schulleitungskräften 

und deren Besoldung; 

Erhalt und Ausweitung vielfälti-

ger und niedrigschwelliger Bil-

dungsangebote zum lebensbe-

gleitenden Lernen; weitere Unter-

stützung und finanzielle Stärkung 

der Volkshochschulen und weite-

rer anerkannter Träger der Wei-

terbildung; Stärkung der Ange-

bote eines zweiten Bildungswe-

ges und der Erstausbildung für 

Erwachsene; 

Stärkung von Weiterbildungen zu 

zentralen Themen der Transfor-

mation der Wirtschaft und Digita-

lisierung; 

Förderung von Bildungsinitiati-

ven in benachteiligten Gebieten; 

Stärkung von Angeboten zur För-

derung der Bildungssprache 

Deutsch an den Schulen für Er-

wachsene; 

Bündelung der Weiterqualifizie-

rungsangebote für Menschen je-

den Alters in einem hochschul-

übergreifenden Zentrum für Wei-

terbildung; Aufbau staatlicher Un-

terstützung für Weiterbildung in 

Bereichen, die für die Wissensge-

sellschaft von besonderer Bedeu-

tung sind; knüpfen von Koopera-

tionen mit Unternehmen; 

kostenfreie Meisterlehrgänge, 

wenn im Anschluss die berufli-

che Profession im Land ausge-

übt wird; 

Erhöhung der Meisterprämie auf 

4000 €; 

Einführung eines Qualifizierungs-

studiums für interessierte Hand-

werks- und Industriemeister, da-

mit diese auf diesem Weg die 

Lehrbefähigung für die Berufs-

schule erwerben können; 

 

Massiver Ausbau des Weiterbil-

dungswesens, begleitet von einer 

Förderung der Umschulung und 

Weiterbildung für potenziell inte-

ressierte Bezieher von SGB II-

Leistungen; umfassende staatli-

che Kontrolle der Anbieter ent-

sprechender Maßnahmen; 
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Stärkung und Weiterentwicklung 

der Hochschulautonomie; Über-

tragung der Dienstherreneigen-

schaft, der Bauherreneigenschaft 

und der Möglichkeit zum Ab-

schluss eigener Tarifverträge für 

Hochschulen, die dies wünschen; 

eigene Hochschulentwicklungs-

planung; Freiheit für jede Hoch-

schule, sich im Rahmen dieses 

Planes autonom zu entwickeln; 

Stärkung der Unabhängigkeit der 

Hochschulräte; Besetzung der 

Hochschulratsmitglieder nicht 

mehr von der Landesregierung, 

sondern vom Landtag; Entfallen 

der Begrenzung der Amtszeit für 

Hochschulräte; 

Stärkung des studentischen Ein-

flusses auf die Lehre; Weiterent-

wicklung des Zuschnitts der 

Hochschulgremien; Drittelparität 

rechtlich nicht möglich; Orientie-

rung der Mitwirkungsrechte am 

Thema; 

Abschaffung der Verpflichtung 

zur verfassten Studierenden-

schaft; Freiwilligkeit der Mitglied-

schaft; 

Fortführung des Hochschulpak-

tes; Weiterentwicklung der Kenn-

zahlen im nächsten Hochschul-

pakt, mit denen die Leistung der 

Hochschule in Forschung und 

Lehre gemessen wird; Verstär-

Auskömmliche und verlässliche 

Finanzierung; verlässliche und 

angemessene Steigerung der 

Grundfinanzierung der Hoch-

schulen im Nachfolge-Hoch-

schulpakt ab 2025;  

Ausfinanzierung des Tenure 

Track sowie des 300 WPro-

gramms; Einbeziehung von Pra-

xissemester, Lehrkräftebildung 

und Psychotherapie in die Grund-

finanzierung; 

spürbare Erhöhung der Mittel der 

Programme HEUREKA und 

COME; Auflegen eines Pro-

gramms HEUREKA DIGITAL; 

neuer und ausgeweiteter „Digital-

pakt Hochschule“; Vorantreiben 

des digitalen Wandels in Wissen-

schaft, Forschung und Lehre; 

Erleichterung der Übernahme der 

Bauautonomie für die Hochschu-

len auf Wunsch; 

Entbürokratisierung der Hoch-

schulverwaltung; transparentere 

Administration der Budgetmittel; 

Vereinfachung der Systematik; 

Digitalisierung und Prozessopti-

mierung von Verwaltungsaufga-

ben; Ausbau des Cyberschutzes 

an den Hochschulen; 

Schaffung einer dritten Säule der 

Finanzierung durch Land und 

Bund bei der Finanzierung der 

Gerechtere Zugänge zu akademi-

scher Bildung; weitere Öffnung 

des Hochschulsystems; 

Landesprogramm zur Unterstüt-

zung der Kinder von Nichtakade-

miker*innen; 

gebührenfreies Studium für alle; 

Abschaffung des „Verwaltungs-

kostenbeitrags“; 

höhere Durchlässigkeit der aka-

demischen und Ausbildungsbe-

rufe zueinander; Erweiterung der 

Möglichkeiten, ohne Abitur zu 

studieren; Erleichterung und För-

derung des Wechsels zwischen 

Ausbildung und Studium; 

Unterstützung akademischer An-

gebote der Fort- und Weiterbil-

dung für alle Bevölkerung-und Al-

tersgruppen; 

erhebliche Ausweitung und Flexi-

bilisierung der Möglichkeiten für 

das Teilzeitstudium; 

Zugang zu bezahlbarem Wohn-

raum, bezahlbaren Mensen, Mo-

bilität und guter Beratungsinfra-

struktur für Studierende; 

stärkere finanzielle Unterstüt-

zung der Studierendenwerke; 

bezahlbares Semesterticket 

durch Landeszuschüsse, Kompa-

tibilität mit dem 49 € Ticket; 

Bessere finanzielle Ausstattung 

der Hochschulen; neuer bedarfs-

deckender Hochschulpakt; 

deutliche Stärkung der Grundfi-

nanzierung; Verringerung der Ab-

hängigkeit von Drittmitteln; Ab-

schaffung der Landesoffensive 

zur Entwicklung wissenschaft-

lich-ökonomischer Exzellenz 

(LOEWE); 

viertel-paritätische Selbstverwal-

tung der Hochschulen; Institutio-

nalisierung der Landes-ASten- 

Konferenz als landesweite Ver-

tretung der Studierenden; 

keine Wiedereinführung der Stu-

diengebühren, auch nicht für 

Teile der Studierendenschaft; 

keine Erhebung von Gebühren für 

Verwaltung und Prüfungen; Ab-

schaffung des Verwaltungskos-

tenbeitrags; Ausgleich durch eine 

angehobene Grundfinanzierung; 

Erleichterung des Hochschulzu-

gangs, Abbau von Bildungsbarri-

eren; mehr Zugangswege ins 

Studium auch ohne Abitur; Ver-

einfachung der Anrechnung be-

ruflicher Qualifikationen; Ausbau 

der Studienplatzkapazitäten für 

Studierende ohne allgemeine 

Hochschulreife; 

Reform der Studienfinanzierung; 

deutliche Erhöhung und Ausbau 

des BAföG; elternunabhängige 

Weiterführung der Kommission 

Studienerfolg; 

weitere Unterstützung des Enga-

gements von wissenschaftlichen 

Mitarbeitenden in der Lehre; bes-

sere Berücksichtigung ihrer Leis-

tungen im Hochschulpakt; Aus-

bau der Hochschuldozentur; 

Ausbau des HessenHub und 

Etablierung als Standard, um di-

gitale Lehrangebote hochschul-

übergreifend zu fördern sowie 

abrufbar zu machen; 

Pakt gegen Bildungssackgassen; 

Ausbau der Beratung für „Studi-

enzweifler*innen“; 

flexible Gestaltungsmöglichkeit 

der Regelstudienzeit zur Stär-

kung des Teilzeitstudiums; 

weitere Öffnung des Zugangs für 

Gasthörer*innen; 

Stärkung der Grundfinanzierung 

der Hochschulen; Stärkung der 

Förderung der Spitzenforschung; 

Evaluierung und Weiterentwick-

lung der Studienkommissionen, 

die die Mitbestimmung von Stu-

dierenden in der Lehre stärken; 

Beschränkung der Funktion der 

Hochschulräte auf beratende 

Aufgaben, insb. bei der Wahl von 

Präsident*innen; 

Erhalt der Autonomie von Hoch-

schulen und Universitäten; keine 

Anerkennung der „Hessischen 

Hochschule für öffentliches Ma-

nagement und Sicherheit“ als 

wissenschaftliche Hochschule; 

Einführung von Eignungstests 

vor der Zulassung zu einem Stu-

diengang an den Hochschulen; 

unbedingte Erhaltung des Ab-

schlusses „Diplom-Ingenieur“ als 

ein deutsches Qualitätsmerkmal; 

unbedingte Stärkung der Hoch-

schulautonomie; Einschränkung 

des politischen Einflusses auf die 

Hochschulen; 

Hochschulen müssen frei von 

wissenschaftsfeindlichen Ideolo-

gien wie Gender-Mainstreaming 

oder Cancel Culture verbleiben; 

besondere Berücksichtigung und 

Unterstützung von Studenten, die 

Studiengänge mit natur- und in-

genieurwissenschaftlichen sowie 

medizinischen Schwerpunkten 

belegen, bei der Förderung; keine 

Förderung von ideologisch auf-

geladenen Studiengängen wie 

„Gender Studies“; 

Einführung von Studiengebühren 

für Nicht-EU-Ausländer; vollstän-

dige Investierung der erzielten 

Einnahmen in den Universitäten; 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

kung der Anreize für die Steige-

rung der Qualität von Forschung 

und Lehre; Förderung des Wett-

bewerbs um die besten Leistun-

gen in der Forschung, aber auch 

in der Lehre; 

Stärkung der Grundfinanzierung; 

kostenfreies Erststudium; Kos-

tenfreiheit des ersten berufsqua-

lifizierenden Abschlusses bis ein-

schließlich Masterabschluss an 

allen staatlichen Hochschulen; 

Freistellung für die Hochschulen, 

ob sie die Studierenden ange-

messen an den Kosten des Stu-

diums beteiligen wollen; Schaf-

fung der Möglichkeit, die Gebüh-

ren für Weiterbildungs- und Auf-

baustudiengänge nachgelagert 

während der Zeit der Berufstätig-

keit zu entrichten; 

weiterer Ausbau des Stipendien-

wesens; Ergänzung des Deutsch-

land-Stipendiums durch hessi-

sche Stipendien; 

Neuregelung der Hochschulfi-

nanzierung zwischen Land und 

Bund; 

Entlastung der Hochschulen von 

Bürokratie; 

Studiengänge: Orientierung der 

Studienangebote an den Lebens-

wirklichkeiten; verstärkte Teilzeit-

studiengänge, berufsbegleitende 

Studiengänge oder Fernstudien-

gänge; Nutzung der Chancen der 

Digitalisierung, Bereitstellung 

webbasierter Angebote; 

Überprüfung der Studien-, Prü-

fungs- und Praktikumsordnun-

gen und Anpassung, dass sie 

Hochschulmedizin; auskömmli-

che Finanzierung der Universi-

tätskliniken; 

keine verpflichtende Verwendung 

der Gendersprache mit Sonder-

zeichen an den Hochschulen; 

keine schlechtere Benotung oder 

ähnliche Konsequenzen bei 

Nicht-Gendern; 

zukunftsfähige Ausgestaltung 

von Studium und Lehre; starke 

Lernumgebungen, differenzierte 

Lernwege, intensive Lernbeglei-

tung; 

für alle Hochschulen gemeinsa-

mes Hochschulportal auf Cloud-

Basis; gemeinsame Online Biblio-

thek aller hessischen Hochschu-

len; 

Fortbildungsmöglichkeiten für 

Studierende und Lehrpersonal 

betreffend Künstliche Intelligenz; 

Einführung einer landesweit ein-

heitlichen StudiApp, die allen Stu-

dentinnen und Studenten einen 

digitalen Studierendenausweis 

bietet; 

Verbesserungen bei der Betreu-

ungsrelation durch Reform der 

Lehrverpflichtungsverordnung; 

Prüfung der Eignung noch weite-

rer Studiengänge für Bachelorab-

schlüsse; Festhalten am etablier-

ten Staatsexamen für den Eintritt 

in einen staatlichen oder staat-

lich überwachten Beruf; Überprü-

fung, ob die Zahl der Studien-

gänge im Bachelor zu differen-

ziert ist und zielgerichtete Bünde-

lung des Gesamtangebot; 

Einführung eines Stipendiums für 

Berufe mit dauerhaftem Fach-

kräftemangel; 

Ausbau von Studienplatzkapazi-

täten; Einführung des Rechtsan-

spruchs auf das Masterstudium 

nach dem BA-Erwerb; 

Ansiedlung einer Hochschule in 

Limburg; 

10.000 Wohnheimplätze; zusätz-

liche Wohnkostenzuschüsse für 

Studierende in besonders ange-

spannten Wohnungsmärkten; 

langfristig Versorgungsquote von 

20 % gefördertem studentischem 

Wohnraum; bessere Unterstüt-

zung von Promovierenden, Post-

docs und internationalen Studie-

renden bei der Suche nach 

Wohnraum; 

familienfreundliche und diskrimi-

nierungsfreie Hochschulen: flä-

chendeckende Schaffung von 

Beratungs- und Beschwerdestel-

len/Diversitätsbeauftragten; 

stärkere Unterstützung des barri-

erefreien Umbaus der Hochschu-

len und der barrierefreien Lehre; 

Ausbau des Teilzeitstudiums; fa-

milienfreundlichere Gestaltung 

aller Studiengänge; 

verbindliche Ausgestaltung des 

„Kodex für gute Arbeit an Hes-

sens Hochschulen“ und Auswei-

tung auf alle Gruppen; Beendi-

gung des Übermaßes an Befris-

tungen; Schaffung einer Mindest-

quote für verbindliche Anschluss-

zusagen (Tenure Track) für Post-

doc; Förderung von mehr Festan-

Studienfinanzierung; Erleichte-

rung des Wechsels von Studien-

gängen; Einrichtung eines Not-

fallfonds für Studierende, die kei-

nen BAföG Anspruch haben; 

Reform der Umstellung auf Ba-

chelor und Master; Ausweitung 

der Regelstudienzeit, Ermögli-

chung des Teilzeitstudiums, Ver-

ringerung der Prüfungsdichte; 

Zugang zum Master-Studium für 

jede*n Bachelor-Absolvent*in 

ohne weitere Zulassungsbe-

schränkungen; 

Zivilklausel im Hochschulgesetz; 

Kompetenzstelle „Zivilklausel“ im 

Wissenschaftsministerium; Stär-

kung einer interdisziplinären Frie-

denswissenschaft; 

jährlich 2000 Wohnheimplätze 

für Studierende; Modernisierung 

der bestehenden Wohnheime 

ohne Mietpreissteigerungen; 

bessere finanzielle Ausstattung 

der Studierendenwerke; 

Ausbau der demokratischen Be-

teiligung der Studierenden von 

der Wohnheimverwaltung bis 

zum Studierendenwerk; 

nachhaltiger Umbau der Hoch-

schulen; klimaneutrale Hoch-

schule bis 2030; 

Beibehaltung sämtlicher Lehr-

stühle für Geschlechter-, Migrati-

ons- und Ungleichheitsfor-

schung; dauerhafte Finanzierung 

des Mentoringsprogramms für 

mehr FLINTA*-Wissenschaft und 

Wirtschaft; Ausbau transkulturel-

ler Mentoring-Angebote sowie 

Einführung einer Landesstudie-

rendenvertretung mit Delegati-

onsprinzip; 

weiterer Abbau von Barrieren in 

Studium und Forschung auf-

grund von Diskriminierung; wei-

tere Stärkung der Beauftragten 

für Antidiskriminierung sowie der 

Arbeit der Antidiskriminierungs-

stelle des Landes; 

Erhöhung der Diversität in den 

Hochschulgremien; 

Stärkung der wissenschaftlichen 

Karrieren von Frauen; 

Fortführung der gezielten Förde-

rung von Genderforschung aus 

dem Innovationsbudget, Mento-

ring Hessen oder Hessen-Techni-

kum zur Förderung von Frauen; 

Neuaufstellung der Förderung für 

in Not geratene Studierende; aus-

reichend günstiger Wohnraum 

für Studierende; zukunftsfähige 

Aufstellung der Mensen; geför-

derter Wohnraum für mindestens 

10 % der Studierenden;  

Überführung der Finanzierung für 

Daueraufgaben wie Digitalisie-

rung, der 300 zusätzlichen Pro-

fessuren und des Mittelbaus in 

den HAW in die zweckgebundene 

Grundfinanzierung; 

keine Studiengebühren zur Fi-

nanzierung der Hochschulen; Ab-

schaffung der Verwaltungskos-

tenbeiträge; 

nachhaltiger Hochschulbau; 

Energie- und Wärmewende in 

Stopp und ersatzlose Streichung 

der Gender-Ideologie in der prak-

tischen Umsetzung; Beendigung 

der gezielten Förderung von Gen-

der-Professuren und -For-

schungsprojekten; unverzügliche 

Einstellung sämtlicher Förderun-

gen dieser Studiengänge, keine 

Neubesetzung bestehender Gen-

der-Professuren; Auslaufen von 

Gender-Forschungsprojekten; In-

vestieren der eingesparten finan-

ziellen Mittel vollumfänglich in 

MINT-Bereiche; 

kein Heranziehen des „Genderns“ 

zur Beurteilung von Studienleis-

tungen; 

sofortige Abschaffung der soge-

nannten geschlechtergerechten 

Sprache in Wort und Schrift;  



 

 

den Bedürfnissen von Vereinbar-

keit von Familie, Pflege, Büro 

und/oder Studium Rechnung tra-

gen und einen erfolgreichen Ab-

schluss ermöglichen; 

Bachelorabschluss der Rechts-

wissenschaften; integrierter Ba-

chelor of Laws, der mit erfolgrei-

chem Abschluss der Hausarbeit 

im Schwerpunktbereich verbun-

den ist; 

duale Hochschulen: Ausbau der 

dezentralen Hochschulangebote 

in der Fläche des Landes; 

private Hochschulen: Zahlung ei-

nes anteiligen Clusterpreises 

durch das Land auch für Studie-

rende an privaten Hochschulen 

im Land; Überprüfung der Höhe 

des Anteils; 

Reform des Akkreditierungsver-

fahrens privater Hochschulen; 

Stärkung des Hochschulstand-

orts Fulda; Ansiedlung weiterer 

wissenschaftlicher Einrichtungen 

in Osthessen; 

Erhöhung des Anteils von Studie-

renden sowie Wissenschaftlerin-

nen und Wissenschaftlern, die ei-

nen Auslandsaufenthalt absolvie-

ren; 

Künstliche Intelligenz: nicht nur 

Forschung an KI, sondern Ein-

satz zur Förderung der For-

schung und Lehre; 

landesweite Taskforce digitale 

Transformation; 

weitere Stärkung der Studieren-

denwerke; Fortsetzung und wei-

tere Erhöhung des Programms 

„Studentisches Wohnen“; 

Prüfung einer Senkung oder Ab-

schaffung der GEZ-Gebühren für 

Auszubildende und Studenten; 

Abschaffung der Zweitwohnsitz-

steuer von Studenten mit politi-

schem Engagement im ländli-

chen Raum; 

Verbesserung der Studienbera-

tung;  

Entwicklung eines Pilotprojekts, 

das für die MINT-Berufe wirbt, 

Verzahnung mit der Berufs- und 

Studienorientierung der Schulen; 

noch mehr unbefristete Beschäf-

tigungsverhältnisse im Mittelbau; 

insgesamt weitere Stärkung des 

Mittelbaus; Erhalt der Flexibilität 

der Hochschulen bei der Perso-

nalentwicklung; 

weitere Unterstützung des dua-

len Studiums; Evaluierung und 

Neuaufstellung der Förderung 

der Berufsakademien und privat 

getragenen Studienzentren; 

weitere Stärkung der Stipendien-

kultur für Studierende an den 

Hochschulen; 

Finanzierungsverbot von verfas-

sungsfeindlichen Organisationen 

durch studentische Gelder; 

stellungen am Fachbereich; An-

knüpfung staatlich finanzierter 

Drittmittel stärker an die Schaf-

fung unbefristeter Beschäfti-

gungsverhältnisse; Tarifverträge 

für studentische Hilfskräfte, Aus-

weitung des TV-H auf Hilfskräfte; 

Erhöhung der Entlohnung von 

studentischen Hilfskräften um 15 

% mit einem Sofortprogramm; 

Schaffung eines rechtsverbindli-

chen Rahmens für Promotions-

stellen, der garantiert, dass min-

destens die Hälfte der Arbeitszeit 

tatsächlich der Promotion zu-

gutekommt; 

Abbau der Überlastung vieler 

Lehrender durch sehr hohe Lehr-

deputate; bessere Honorierung 

des zusätzlichen Vorbereitungs-

aufwands für neue und innova-

tive Lehrinhalte und-Methoden; 

Verbesserung des Verhältnisses 

zwischen der Anzahl der Studie-

renden und der Lehrenden; 

Weiterentwicklung digitaler Lehr-

angebote durch verbindliche 

Standards; konzeptionelle und 

wissenschaftliche Begleitung 

durch das „Zentrum für Bildung 

in der Digitalen Welt“; 

Zielvereinbarungen „Klimaneut-

rale Hochschule bis 2030“ mit al-

len Hochschulen; 

Ausweitung der Mitbestimmung 

von Studierenden, Mittelbau und 

nicht wissenschaftlichen be-

schäftigten;  

der Kooperation mit klassenspe-

zifischen Programmen; Diskrimi-

nierung aufgrund sozialer Her-

kunft als Diskriminierungskate-

gorie im Hochschulgesetz; 

Etablierung eines landesweiten 

Monitoring-Verfahrens, das den 

Anteil von Studierenden aus 

nicht akademischen sowie finan-

ziell benachteiligten Elternhäu-

sern erfasst; 

Zurückdrängung prekärer Be-

schäftigung an den Hochschu-

len; mehr unbefristete und nach 

der Qualifikation entlohnte Dau-

erstellen; 

Festlegung von Mindestvertrags-

laufzeiten für alle Arbeitsver-

träge; Besetzung von Stellen im 

Regelfall als Vollzeitstellen; min-

destens die Hälfte der Arbeitszeit 

für Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter auf Qualifikationsstellen 

zur eigenen Forschung; 

Aufnahme studentischer Hilfs-

kräfte in den Tarifvertrag für den 

öffentlichen Dienst; Personalver-

tretung für Hilfskräfte an jeder 

Hochschule; Änderung des Per-

sonalvertretungsgesetzes; 

keine Privatisierungen im Hoch-

schulbereich; keine Förderung 

von privaten, gewinnorientierten 

Hochschulen; keine Bezuschus-

sung durch öffentliche Mittel für 

Hochschulen, die hohe Studien-

gebühren erheben und zur sozia-

len Selektion beitragen; 

den Hochschulen; integrierte 

Nachhaltigkeitskonzepte; 

Verankerung des Kodex für gute 

Arbeit im Hochschulgesetz; Ein-

richtung einer Kommission zur 

Weiterentwicklung; 

Erhöhung der Vertragslaufzeit für 

eine Erstanstellung von drei auf 

vier Jahre zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für Promo-

vierende; mindestens 50 % der 

Arbeitszeit der Promovierenden 

für ihre Promotion; keine Ketten-

befristungen; 

Ausweitung der Mittel für dauer-

hafte Beschäftigungsverhält-

nisse nach der Promotion im 

Rahmen des Hochschulpakts; 

Entwicklung adäquater Personal-

strukturen mit den Hochschulen; 

Stärkung von Repräsentation 

und Vertretung von Promovieren-

den; 

Ausbau von Karrierewegen im 

Wissenschaftsmanagement; 

weitere Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen für studenti-

sche Hilfskräfte; Aufnahme der 

studentischen Hilfskräfte in den 

Tarifvertrag des Landes; 

attraktivere Gestaltung des Stu-

dieneinstiegs in den MINT-Fä-

chern durch interdisziplinäre Stu-

diengänge; Erleichterung eines 

späteren Einstiegs mittels nicht 

konsekutiver Masterangebote; 
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Stärkung des Technologietrans-

fers; ein Ansprechpartner in jeder 

Hochschule, der bei Ausgründun-

gen unterstützt; 

Beteiligung der Hochschulen am 

wirtschaftlichen Erfolg von Ko-

operationen; 

Stärkung bestehender Partner-

schaften zwischen Hochschulen, 

außeruniversitären Forschungs-

einrichtungen und Unternehmen, 

Förderung des Aufbaus neuer 

Netzwerke; 

Verbesserung des Forschungs-

datenzugangs; Schaffung einer 

Gesundheitsdaten-Stiftung; 

Sicherstellung einer auskömmli-

chen Grundfinanzierung; ausge-

wogenes Verhältnis von Drittmit-

teln und Grundfinanzierung; be-

sonderes Gewicht auf Förderung 

von Grundlagenforschung, da 

hier der Umfang privater Drittmit-

tel traditionell niedriger ist; 

mehr Erfolg in der Exzellenzinitia-

tive; Fortführung und dauerhafte 

Sicherung der Forschung von 

LOEWE-Zentren und -Schwer-

punkten; Überführung freiwer-

dender LOEWE- Gelder in die 

Grundfinanzierung der Hoch-

schulen; Ausrichtung der verblei-

benden Projektmittel stärker auf 

die Exzellenzinitiative des Bun-

des; 

Stärkung und Weiterentwicklung 

des Landes als bedeutender 

Pharmastandort; stärkere Vernet-

zung der Forschungsstandorte; 

Verbesserung der wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen für 

die Gesundheitsindustrie; 

eigenes Forschungs- und Tech-

nologieministerium; 

Gebührenfreiheit für Genehmi-

gungsanträge bei Forschungs-

vorhaben durch Hochschulen o-

der private Unternehmen; 

Forschungskultur ohne Denkver-

bote; keine Zivilklausel an staat-

lich finanzierten Hochschulen; 

Etablierung einer Exzellenzuni-

versität in Hessen; 

Evaluierung und bedarfsgerech-

ter Ausbau des Programms Hes-

sen Horizon; 

Verzahnung der LOEWE- Schwer-

punkte mit außeruniversitären 

Programmen; Evaluierung des 

Budgets des LOEWE- Pro-

gramms; Ausschreibung weiterer 

LOEWE-Schwerpunkte und 

LOEWE-Zentren; Verstetigung er-

folgreicher LOEWE-Projekte; 

konsequentes Vorantreiben be-

reits angeschobener Vorhaben 

zur Förderung von gemeinsamen 

Stärkung der Schnittstellen zwi-

schen Forschung, praktischer 

Anwendung, forschenden Unter-

nehmen und innovativen Star-

tups; 

Verknüpfung von Forschung und 

praktischer Anwendung; 

Unterstützung der Forschungsre-

gionen bei der Bewerbung um 

Förderung durch die zukünftige 

„Deutsche Agentur für Transfer 

und Innovation“; 

Etablierung einer Beratungsinfra-

struktur für EU-Mittel für hessi-

sche Unternehmen; 

Schaffung von mehr Sichtbarkeit 

für den Raumfahrtstandort Hes-

sen; Unterstützung des Baus ei-

nes Besuchs-und Kongresszent-

rums am Standort des ESOC der 

ESA in Darmstadt; 

Aufstockung der Mittel des Digi-

talpakts zur besseren Unterstüt-

zung der Hochschulen bei der Di-

gitalisierung als Querschnittsauf-

gabe für Forschung und Lehre; 

Stärkung der Rolle der Wissen-

schaft für Nachhaltigkeit und den 

gesellschaftlichen Diskurs; Stär-

kung des Verständnisses für das 

wissenschaftliche Denken in der 

Gesellschaft; Förderung von Citi-

zen Science Projekten und flä-

chendeckenden niedrigschwelli-

Deutliche Stärkung der Grundfi-

nanzierung, um die Unabhängig-

keit der Forschung zu sichern; 

keine gesetzliche Verpflichtung 

der Hochschulen zur Einwerbung 

von Drittmitteln; 

Etablierung von Mindeststan-

dards für drittmittelfinanzierte 

Stellen; 

Verankerung im Hochschulge-

setz, das aus öffentlichen Mitteln 

finanzierte Forschungsergeb-

nisse im Open Access - zumin-

dest als Zweitveröffentlichung - 

publiziert werden müssen; 

freie Zugänglichkeit der For-

schungsdaten, die den Publikati-

onen zugrunde liegen, sowie 

eventuell eingesetzter Software-

codes, soweit möglich; 

Flexibilisierung des Forschungs-

förderprogramms LOEWE; 

Stärkung europäischer Partner-

schaften; 

Etablierung einer neuen Förderli-

nie in LOEWE TRANSFER, die die 

Real- und Transferlabore, Trans-

ferprofessuren sowie Wissen-

schaftskommunikation und Bür-

gerforschung fördert; 

Förderung von Open Science; 

grundsätzlich freie Verwendung 

von Forschungsergebnissen und-

Daten, welche aus Landesmitteln 

finanziert werden; 

Verankerung der Möglichkeit zur 

Verabschiedung von Zivilklauseln 

durch die Senate und Hochschul-

versammlungen im Hochschul-

gesetz; 

Förderung der Forschung zur 

ökologischen Krise und zum Kli-

maschutz; 

Stärkung gesellschaftlicher und 

sozialökologischer Fragestellun-

gen und der interdisziplinären 

Friedens-und Konfliktforschung 

als Forschungsschwerpunkt; 

 

Kluge Forschungsförderung un-

ter Bereitstellung einer zeitgemä-

ßen Infrastruktur, einer effektiven 

Verwaltung und einer sicheren 

Energieversorgung zu internatio-

nal wettbewerbsfähigen Kosten; 

Innovationspolitik, die weder den 

Wirtschaftsstandort noch die Un-

ternehmen oder die Bürger gän-

gelt oder finanziell schwächt; 

Begleitung der Förderpro-

gramme der Landesregierung 

durch politikunabhängige wis-

senschaftliche Gremien; Sicher-

stellung, dass Steuerzahlergeld 

auf diejenigen Fördermaßnah-

men konzentriert wird, die zu den 

geringsten Kosten die politisch 

gewünschten Ziele erreichen; 

Überprüfung und ggf. Anpassung 

des derzeitigen Förderinstrumen-

tariums auf Zweckmäßigkeit und 

Effektivität; Konzentration öffent-

licher Mittel und von Steuerzah-

lergeld im Zeitverlauf auf Pro-

jekte mit maximaler Effektivität; 

Bestimmung der staatlichen För-

derung durch wissenschaftlichen 

Fortschritt und die Bedürfnisse 

von Bürgern und Unternehmen, 

nicht durch die Eigeninteressen 

des „lenkenden Staates“ und der 

Parteien; 

systematische Erfolgskontrolle 

und Konzentration der Mittel auf 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

faire Bedingungen für den wis-

senschaftlichen Nachwuchs; 

Ausbau des Einstiegs über Juni-

orprofessoren und Tenure-

Tracks; Reform der Vorderstruk-

tur für Postdocs; familienfreund-

lichere Gestaltung der Arbeitsver-

hältnisse in der Wissenschaft; 

Förderung des Aufstiegs von 

Frauen sowie Menschen mit Mig-

rationshintergrund in verantwort-

liche Positionen; 

Abbau institutioneller Hürden für 

die Wissenschaftsfreiheit; 

Schaffung einer Anlaufstelle im 

Wissenschaftsministerium, an 

die sich jeder wenden kann, der 

sich durch seine Meinungsäuße-

rung benachteiligt sieht oder eine 

Veranstaltung nicht durchführen 

oder eine Forschungsfrage nicht 

behandeln kann; 

Unterbindung von Beschränkun-

gen von Forschungsgegenstän-

den in Grundordnungen; 

Gestaltung der Förderpro-

gramme der öffentlichen Hand, 

dass sie nicht bereits durch ihre 

Fragestellung politische Tenden-

zen vorgeben oder verstärken; 

Einrichtungen der großen For-

schungsorganisationen; 

Förderung und Flankierung auch 

privater Exzellenzforschungs-

maßnahmen; 

Förderung erfolgversprechender 

Start-ups; Erweiterung des Unter-

stützungsangebots für Gründer 

speziell an Hochschulen bzw. für 

Studierende; 

Schaffung eines Innovations- 

und Gründerfonds; 

Vorantreiben des neuen internati-

onalen Beschleunigerzentrums 

FAIR in Darmstadt; 

Fortführung und weiterer Ausbau 

des Zentrums für Künstliche In-

telligenz; 

Fortführung der Strategie der 

„Houses of“; Hebung weiterer Sy-

nergien und bessere Verzahnung 

der „Houses“ miteinander; 

Unterstützung der Vernetzungen 

zwischen Startups, aber auch mit 

Stake-Holdern, Hochschulen und 

etablierten Unternehmen durch 

regionale und hessische Grün-

dercluster; 

Ansiedelung erfolgreicher Unter-

nehmen im Feld Öko-Tech, För-

derung von Gründungen; 

weitere Stärkung der ESA in 

Darmstadt; 

Ausbau der Cybersicherheitsfor-

schung;  

gen Angeboten der Wissen-

schaftsvermittlung an die breite 

Öffentlichkeit; Förderung der 

transdisziplinären Forschung zur 

Überwindung der gesellschaftli-

chen Spaltungstendenzen; 

Auflegen eines Forschungspro-

gramms „Transformation hin zu 

einer nachhaltigen Gesellschaft“; 

Verlässlichkeit und Planbarkeit in 

der Finanzierung von Forschung 

und Lehre; 

Auflegen eines eigenen Landes-

programms zur Unterstützung 

von Wissenschaftler*innen in frü-

hen Karrierephasen; 

maximale Effektivität bei der Ziel-

erreichung für bestehende und 

vor allem zukünftige Förderpro-

gramme; 

stärkere Beteiligung neutraler, 

partei- und politikunabhängiger 

Gremien bei Konzeption und Be-

gleitung der Förderprogramme; 

strikte Minimierung von „Mitnah-

meeffekten“ bei der Investitions-

förderung von Bürgern und Un-

ternehmern; 
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Kultur: Kulturgesetz als Grund-

lage für die Sicherung der Weiter-

entwicklung des kulturellen Le-

bens des Landes und zur Schaf-

fung eines verlässlichen rechtli-

chen und kulturpolitischen Rah-

mens; 

einheitliche Regelung der Zustän-

digkeiten und Ansprechpartner 

für die Kultur- und Kreativwirt-

schaft; 

Erweiterung der Fördermaßnah-

men der Kreativwirtschaft; 

Unterstützung kreativwirtschaftli-

cher Gründerzentren; Initiierung 

weiterer Kreativhäuser 

Stärkung der kulturellen Bildung 

in den Bildungseinrichtungen; 

Einführung eines Kulturbudgets, 

das sich an der Anzahl der Kin-

der und Jugendlichen orientiert 

und von den Schulen selbststän-

dig verwaltet wird; 

weitere Stärkung der Schulthea-

terzentren; 

stärkere Unterstützung der Mu-

sikschulen mit Landesmitteln; 

Ermöglichung der Sonntagsöff-

nung von Bibliotheken; 

Theaterpakt, der die Aufgaben, 

die Struktur und die Formen der 

Kultur: Förderung und Ausbau 

der Programme musikalischer 

Bildung; Aufbau eines Instituts 

kultureller Bildung in Hessen;  

Ablehnung jeder Form von 

Cancel-Culture und Disziplinie-

rung unliebsamer Meinungen 

aus falsch verstandener politi-

scher Korrektheit; 

Stärkung des ehrenamtlichen En-

gagements in Kleinkunst, bilden-

der Kunst, Brauchtumspflege, 

Trachtensvereinen, Chören und 

Orchestern sowie der kulturellen 

Begehung traditioneller Festlich-

keiten; 

Erleichterung des Zugangs zu 

den Kultur- und Erinnerungsorten 

insb. für Schulklassen mit dem 

„Kulturbus“ und weiteren Maß-

nahmen; 

Unterstützung von Kulturstätten 

von überregionaler Bedeutung 

mit einem „Heimatbudget“; 

Fortsetzung der Museumsförde-

rung; Unterstützung insb. des 

Deutschen Ledermuseums in Of-

fenbach und des Jüdischen Mu-

seums in Frankfurt; 

stärkere Etablierung neuer Kunst-

formen („Urban Arts“); 

Weiterentwicklung und Neustruk-

turierung der „documenta“ mit 

Kultur: Verlässliche Unterstüt-

zung der freien Kulturszene; Stär-

kung der großen Institutionen der 

Theater, Konzerthäuser, Museen 

und Kunsthochschulen; 

größerer Schwerpunkt auf kultu-

reller Bildung; 

Unterstützung der institutionellen 

Absicherung des Programms 

„Kultur macht stark“ mit zusätzli-

chen Landesmitteln; 

stärkere Vernetzung der vielfälti-

gen Kulturinitiativen insb. auch 

außerhalb der Ballungsräume; 

Finanzierung von Chören, Or-

chestern und weiteren Akteuren 

aus dem Bereich der Amateur-

musik ergänzend zum Amateur-

musikfonds des Bundes; 

drittelparitätische Finanzierung 

der hessischen Musikschule;  

Einführung eines landesweiten 

Kultur-Tickets für Kinder und Ju-

gendliche bis 18 Jahre; 

Stärkung und Weiterentwicklung 

von Museen und Theatern; Si-

cherstellung der Finanzierung 

der Staatstheater; verlässliche 

Mehrjahresförderung für die 

Freie darstellende Szene; 

Vorantreiben der Profilierung der 

Staatlichen Museen und Archive; 

Rückgabe der kulturellen Schätze 

Kultur: Prozesshafte und weniger 

projektorientierte Gestaltung der 

Landeskulturförderung; langfris-

tige Stipendienprogramme; Etab-

lierung sozialer Standards, von 

Geschlechtergerechtigkeit und 

Diversität als Kriterien bei der 

Vergabe von Fördermitteln; 

verbindliche Mindeststandards 

der Honorierung in der freien 

Kunst- und Kulturarbeit, bran-

chenspezifische Honorarunter-

grenzen; 

Verankerung der „Pflichtaufgabe 

Kultur“ in einem Kulturraumge-

setz; 

flächendeckende Sicherung von 

Bibliotheken und Wandelung zu 

einem sog. „Dritten Ort“; freie Zu-

gänglichkeit der Bibliotheken für 

alle; 

kostenloser Eintritt in Landesmu-

seen für Schüler*innen und Stu-

dierende;  

Stärkung der Vielfalt der Clubkul-

tur; 

flächendeckende Unterstützung 

der ehrenamtlich geführten Ge-

denkarbeit; Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen des pädagogi-

schen Personals in Museen und 

Gedenkstätten; 

stärkere Verankerung des Geden-

kens und der Erinnerung, etwa an 

Kultur: Vereinfachung der Kultur-

förderung; Einrichtung eines „In-

novationsfonds Kunst“; 

Unterstützung von Kulturinstituti-

onen bei Investitionen in Bezug 

auf Digitalisierung, Nachhaltig-

keit, Sanierung, Barrierefreiheit o-

der Organisationsentwicklung; 

gerechte Entlohnung der Künst-

ler*innen und Kulturarbeiter*in-

nen; Mindestvergütung für Aus-

stellungen an den staatlichen 

Museen; 

Ausweitung des Atelierpro-

gramms zur Schaffung bezahl-

baren Wohn- und Arbeitsraums 

für Künstler*innen;  

Überarbeitung der Organisations-

strukturen der documenta; Wei-

terentwicklung des wissen-

schaftlichen documenta-Instituts 

zu einem documenta-Zentrum 

mit Absicherung des documenta-

Archivs;  

Förderung feministischer Kultur-

politik; Stärkung der Sichtbarkeit 

von queeren Personen in der Kul-

tur; Einführung nachhaltiger Em-

powerment-Programme und Un-

terstützungsformate für margi-

nalisierte Künstler*innengruppen; 

Stärkung inklusiver Angebote im 

gesamten Kulturbereich; Unter-

stützung antirassistischer Kultur-

projekte; 

Kultur: Deutsche Leitkultur statt 

Multikulturalismus; Erhalt der 

deutschen kulturellen Identität 

als Leitkultur; 

Kulturhoheit des Landes; konse-

quente Ablehnung ideologischer 

Vorgaben durch Förderpro-

gramme des Bundes oder der 

EU; 

staatliche Anreize zur Bewah-

rung des kulturellen Erbes; 

Erhalt der deutschen Sprache; 

Ablehnung „gendergerechter“ 

Sprachvorgaben und der soge-

nannten „politisch korrekten 

Sprache“; 

Unterbindung einer staatlichen 

Einmischung in die Entwicklung 

der deutschen Sprache; Entge-

genwirken einer weiteren „Ver-

Englischung“ der deutschen 

Sprache; Deutsch als Lehrspra-

che in Schulen und Hochschulen; 

Ablehnung von Sprachkursen in 

Einwanderersprachen; 

Beendigung der Einflussnahmen 

und einseitigen Bevorteilungen 

des Staates auf die politische Bil-

dung und das Kulturleben in Hes-

sen; 

politische Neutralität der geför-

derten kulturellen Institutionen 

und Vereine; 
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Zusammenarbeit zwischen den 

Theatern beschreibt; 

Unterstützung der Museen dabei, 

ihre digitalen Angebote zu ver-

bessern; 

Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen für die Frankfurter Buch-

messe; attraktivere Gestaltung 

des Landes als Verlagsstandort; 

weitere Förderung der Docu-

menta; 

Festhalten an der Förderung der 

Denkmalpflege; 

Entwicklung eines Gedenkstät-

tenkonzepts, das den Ansprü-

chen an die Erinnerungsarbeit, 

der Aufklärung sowie der päda-

gogischen Vermittlung gerecht 

wird; 

Medien: künftige Differenzierung 

zwischen dem nationalen und 

dem regional ausgerichteten öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunkauf-

trag; 

Erwartungen an den Hessischen 

Rundfunk, in Eigenverantwortung 

seine Programme im Sinne des 

Rundfunkauftrages zu straffen; 

Nutzung aller Potenziale zur Kos-

teneinsparung, um die Wirt-

schaftlichkeit zu verbessern 

maximal 30 % des Gesamthaus-

halts des HR als Anteil der Perso-

nalkosten und Versorgungsvor-

sorge; 

Krisen- und Beschwerdenma-

nagement; Errichtung eines ei-

genständigen documenta-Muse-

ums in Kassel; 

weitere finanzielle Stärkung der 

Staatlichen Schlösser und Gärten 

sowie der Museumslandschaft 

Hessen Kassel; 

Unterstützung der privaten Initia-

tiven und ehrenamtlichen Ver-

eine zum Erhalt von Einzeldenk-

mälern; Realisierung des zentra-

len Funddepots für die Archäolo-

gie; 

Fortsetzung der erforderlichen 

baulichen Sanierung der drei 

Staatstheater; Fortsetzung und 

Ausbau der Partnerschaft mit 

den Theatern in Gießen und Mar-

burg sowie der Bad Hersfelder 

Festspiele; 

Unterstützung der freien Thea-

terszene; 

Unterstützung des Landeswett-

bewerbs „Jugend musiziert“, der 

Junge Musik gGmbH, des Lan-

desmusikrats und der Landes-

musikakademie; 

weiterer Ausbau der Literaturför-

derung; 

Förderung der wissenschaftli-

chen Bibliotheken bei der Digitali-

sierung; weiterer Ausbau des 

„Onleihe-Verbund Hessen“; 

weitere Stärkung und Ausbau 

des Förderprogramms „Kultur-

koffer“; 

der Museen, wenn Raubgut 

nachgewiesen wird; 

Stärkung der Landeszentrale für 

politische Bildung; Einrichtung ei-

nes weiteren Standorts außer-

halb des Rhein-Main-Gebiets; 

zeitgemäße Weiterentwicklung 

der Angebote für die digitale Öf-

fentlichkeit; 

Initiierung eines Demokratie För-

dergesetzes; 

Schaffung einer digitalen Platt-

form der Hessischen Erinne-

rungskultur; 

Erhöhung der Förderungen für 

die Freie Kulturszene, Soziokultur 

und Clubkultur; Sicherung günsti-

ger Arbeitsräume gerade in Bal-

lungsräumen; Zahlung von Min-

desthonoraren; deutliche Verbes-

serung der Sichtbarkeit von 

freien Künstler*innen; 

Anerkennung von Musikclubs als 

kulturelle Einrichtungen; besserer 

Schutz in Abstimmung mit den 

Interessenvertretungen von 

Clubs und Gastronomie; Erörte-

rung weiterer Fördermöglichkei-

ten für Clubs und Festivals in Ab-

stimmung mit den Interessenver-

tretungen von Clubs und Gastro-

nomie; gezielte Förderung insbe-

sondere von Nachwuchskünst-

ler*innen; 

größere Berücksichtigung kultu-

reller Angebote bei Fragen der 

Begleitung von Stadtentwick-

lungskonzepten; 

die Opfer von rassistischer und 

antisemitischer Gewalt in der jün-

geren Geschichte Deutschlands; 

Stärkung der Provenienzfor-

schung, Unterstützung der Rück-

gabe von NS-Raubkunst sowie 

Restitution von unrechtmäßig er-

worbenen Kulturgütern aus kolo-

nialen Kontexten; 

 

Medien: Stärkung eines breit auf-

gestellten öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks einschließlich starker 

Internetangebote; Stärkung von 

Printmedien mit engagiertem in-

vestigativem Journalismus; freier 

Zugang zum Internet für alle; 

klare Befreiungstatbestände für 

Sozialempfänger*innen, Gering 

verdienende, Studierende, Se-

nior*innen mit geringen Renten 

und Menschen mit Einschrän-

kungen; perspektivisch volle 

Übernahme der Gebühren durch 

die jeweiligen Sozialleistungsträ-

ger oder ersatzweise aus Steuer-

mitteln; 

aktive Aufklärung und Sensibili-

sierung der Gesellschaft für Hass 

im Netz; Erleichterung des Zu-

gangs zu Informationsangeboten 

über die Rechtslage und Hilfsan-

gebote für Betroffene von Hass-

Rede; 

aktive Stärkung der Medienkom-

petenz; flächendeckender Auf-

bau und Förderung öffentlich ge-

förderter Medienprojekte wie of-

fene Kanäle, Radios o. ä.; 

Überwindung des Tanzverbots 

im Feiertagsgesetz; 

Stärkung von Sub- und Clubkul-

tur; Einrichtung einer Landesför-

derung; 

 „Hessenpass Kultur und Freizeit“ 

für Menschen mit geringem Ein-

kommen; 

verstärkte Förderung theaterpä-

dagogischer Angebote, insb. von 

Jugendtheatergruppen; 

Stärkung der Förderung von 

Kunst und Kultur im ländlichen 

Raum und der Festivalförderung; 

Einführung von „Kulturbussen“; 

Förderung der Pop-Kultur; 

aktiver Denkmalschutz, der sich 

für den Erhalt der alten Dorfkerne 

und wichtiger Denkmäler enga-

giert; 

Entwicklung und Umsetzung ei-

nes Konzepts zur Anpassung der 

Bau- und Gartendenkmäler an 

die Anforderungen des Klima-

wandels; 

weiterer Ausbau der Provenienz-

forschung zum kolonialen Erbe; 

Schaffung rechtlicher Rahmen-

bedingungen für Rückgabe und 

Repatriierung; Einrichtung einer 

Tandem-Forschungsprofessur 

für Koloniales Erbe; 

Stärkung der Landeszentrale für 

politische Bildung und Verzah-

nung mit dem Landesinstitut für 

geschichtliche Landeskunde; 

Förderung von Projekten, die sich 

mit der Aufarbeitung der DDR-

verbindliche Aufnahme der ehe-

maligen Ostsiedlungsgebiete als 

Teile der jüngeren deutschen Ge-

schichte im neu einzuführenden 

Schulfach „Heimatkunde“; ver-

stärkte Lehre der Geschichte und 

Kultur der Deutschen zu dieser 

Zeit an den Hochschulen; 

 

Medien: Vielfältige und zensur-

freie Medienlandschaft, die alle 

Informationen und Meinungen 

zulässt; 

öffentlich-rechtliche Berichter-

stattung frei von politischen und 

ideologischen Einflüssen; ausge-

wogene lokale, regionale und na-

tionale Meinungsbildung als Fun-

dament einer pluralistischen Ge-

sellschaft; 

tiefgreifende Reformen in den öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunkan-

stalten; Abschaffung des Rund-

funkbeitrags; Ermöglichung ei-

nes kostenfreien „Grundfunks“ in 

der Größenordnung von ca. ei-

nem Zehntel der jetzigen Pro-

grammumfangs; Zusammenset-

zung aus den Sparten Informa-

tion, Kultur, Bildung und regiona-

ler Sport; Werbefreiheit; Finanzie-

rung aus den Abgaben von Kon-

zernen, die audiovisuelle Inhalte 

verbreiten und Streaming 

Dienste auf dem deutschen 

Markt anbieten; 



 

 

keine Erhöhung des Rundfunk-

beitrages, stattdessen spürbare 

Beitragssenkung; 

Abschaffung des Beitragsser-

vice; Einziehung des Rundfunk-

beitrags durch die Finanzämter; 

Unterstützung lokaler und regio-

naler privater Radioveranstalter; 

Reform des Privatrundfunkgeset-

zes, dass es der digitalen Ent-

wicklung gerecht wird;  

Medien: Erhaltung, Förderung 

und zukunftsfähige Gestaltung 

der Medienlandschaft;  

grundlegende Reform und zu-

kunftsfeste Aufstellung des öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunks; 

regelmäßige externe und unab-

hängige Evaluation; nachhaltige 

Finanzierung; größtmögliche Bei-

tragsstabilität; 

eigenständiger Hessischer Rund-

funk mit klaren regionalen 

Schwerpunkten; Konzentration 

der Dritten Programme auf ihren 

regionalen Auftrag; 

verbesserte Rahmenbedingun-

gen für die Medienbranche, um 

möglichst viele Medienschaf-

fende in Hessen anzusiedeln; 

Befähigung gerade der jüngsten 

Nutzerinnen und Nutzer digitaler 

Medien zu einem eigenverant-

wortlichen und souveränen Um-

gang mit Medien; 

Erstellung eines Konzepts für 

eine stärkere Bündelung der vor-

handenen Medienkompetenzför-

derung und ihren möglichen Aus-

bau; 

Förderung des Erwerbs der digi-

talen Kompetenzen gerade auch 

bei älteren Menschen; 

Sicherstellung der selbstbe-

stimmten und chancengleichen 

Mediennutzung auch für Men-

schen mit Beeinträchtigungen 

(Barrierefreiheit); 

Weiterentwicklung und Versteti-

gung der Unterstützungsleistun-

gen des Landes für die Kultur- 

und Kreativwirtschaft; 

Medien: vielfältige Medienland-

schaft; Sicherung ihrer Qualität 

und eines freien Zugangs in Zei-

ten von Digitalisierung und ge-

sellschaftlichen Veränderungen; 

Erhalt und Ausbau des Marken-

kerns des Hessischen Rundfunks 

mit seinen starken Informations-

angeboten; noch deutlichere Ein-

beziehung von Formaten in leich-

ter Sprache; 

Entwicklung des öffentlich-recht-

lichen Rundfunks zu einem ech-

ten crossmedialen Programman-

gebot; 

Bekenntnis zum hr Symphonieor-

chester und zur hr- Bigband; 

bessere Unterstützung der Po-

tenziale der Filmbranche; 

Aufstockung der wirtschaftlichen 

Filmförderung, um den lokalen 

Plejaden im Wettbewerb der Län-

der beizustehen; 

Etablierung einer echten eigenen 

Förderlinie Games für die Game-

sbranche; gezielter Ausbau des 

Mediencampus Dieburg der 

Hochschule Darmstadt; 

Maßnahmen zur Förderung der 

Medienkompetenz im Videospiel-

bereich auch für Eltern; 

Diktatur beschäftigen, speziell im 

ehemaligen Grenzgebiet; 

Medien: Erhalt und Stärkung der 

Medienvielfalt; beitragsfinanzier-

ter öffentlich-rechtlicher Rund-

funk, der frei von kommerziellen 

Interessen ein hochwertiges und 

vielfältiges Programmangebot 

erstellen kann; 

noch bessere Abbildung der Viel-

falt der Gesellschaft im Rund-

funkrat des HR; Stärkung der Po-

litikferne des öffentlich-rechtli-

chen Rundfunks; Förderung der 

Beteiligung von Zuschauer*innen 

und Hörer*innen über Zu-

schauer*innen- und Hörer*innen-

organisationen; 

Anpassung des Pressegesetzes 

auf Online-Publikationen; 

Weiterentwicklung der Stärkung 

der Medienbildung und -kompe-

tenz zu einer gemeinsamen Of-

fensive der Beteiligten Akteur*in-

nen; 

Stärkung der Filmkultur in ihrer 

Vielfalt; Ausbau der Filmförde-

rung; Weiterentwicklung von Pro-

jekten für mehr Nachhaltigkeit im 

Filmbereich; 

Verstetigung der Kinoinvestiti-

onsförderung;  

  



 

 

 

WIRTSCHAFT 
  



 

 

Wirtschaft | Wirtschaft / Industrie 

 

      

Ausbau der „House-of“-Strategie 

und Erweiterung durch Gründung 

eines „House of Production“; 

Stärkung der Initiative Gesund-

heitsindustrie und bessere Ver-

netzung mit dem „House of 

Pharma“;  

Fokussierung der Wissen-

schafts- und Innovationsförde-

rung stärker auf den Bereich 

Pharmakologie, Chemie, Biotech-

nologie und Medizintechnik; Prio-

rität für Biotechnologie und Medi-

zin auch bei der Unterstützung 

von Gründungen; 

Ausbau der Forschung und Ent-

wicklung autonom gesteuerter 

Fahrzeuge und vernetzter Mobili-

tätsdienstleistungen;  

Stärkung des „House of Logistics 

and Mobility“ als Plattform für die 

Zusammenarbeit von Wirtschaft, 

Wissenschaft und Verwaltung;  

Stärkung des Messestandorts in 

der Metropolregion Frankfurt-

Rhein-Main; Förderung innovati-

ver Veranstaltungsformate und 

Ideen; 

Streichung des sogenannten An-

lassbezugs im Gesetz, damit die 

zulässige Zahl von vier verkaufs-

offenen Sonntagen rechtssicher 

ausgeschöpft werden kann; Prü-

fung, um wie viel die Anzahl der 

Hessenfonds zur Unterstützung 

innovativer Ideen in allen Wirt-

schaftsbereichen; 

Stärkung des Wirtschaftsminis-

teriums, Integrierung des Arbeits-

ministeriums; 

Werbung um qualifizierte Ar-

beitskräfte, Neuansiedlungen von 

Unternehmen und ausländische 

Direktinvestitionen durch ein Zu-

kunftskonzept „Made in Hessen“; 

Einrichtung eines Commercial 

Court, an dem in wirtschafts- und 

handelsrechtlichen Streitigkeiten 

vor spezialisierten Spruchkör-

pern in englischer Sprache ver-

handelt und entschieden wird; 

Förderung von Erhalt und Entste-

hung neuer Industrieflächen; Er-

stellung einer Industriestrategie; 

Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen und Zusammenarbeit 

zwischen Großbetrieben, Mittel-

stand und Wissenschaft in Tech-

nologiefeldern der Zukunft; För-

derung von „Reallaboren“; 

Erweiterung der „House of“-Stra-

tegie; Gründung eines House of 

Industry; 

Stärkung industrieller Hightech-

Schlüsseltechnologien wie auto-

nomes Fahren, Hybrid-Technik, 

Orientierung der Kriterien für die 

Vergabe von Wirtschaftsförde-

rung stärker an Tarifbindung und 

innerbetrieblicher Mitbestim-

mung; 

„Zukunftsbündnis Wirtschaft 

Hessen“, das Zukunftsmärkte er-

schließt und den Innovations-

transfer zwischen Wirtschaft und 

Wissenschaft verbessert; 

aktive Unterstützung des Wan-

dels der Wirtschaft mit einem 

Transformationsfonds; Ermögli-

chung der Einbeziehung privaten 

Kapitals; 

Implementierung eines Transfor-

mationsrates, der langfristig zu 

einer Transformationsagentur 

weiterentwickelt werden soll; 

Analysierung der Instrumente der 

Wirtschafts- und Strukturförde-

rung auf ihre Transformations-

eignung, Weiterentwicklung und 

Verzahnung mit regionalen Be-

dürfnissen; 

Installierung von Förderlotsen für 

passgenaue Wirtschaftsförde-

rung; 

aktive Ansiedlungspolitik; Kon-

zentration auf Zukunftstechnolo-

gien und -industrien; 

Industrietrialog mit Arbeitgeber-

organisationen und Gewerk-

schaften als leitendes Prinzip der 

Demokratisierung der Wirtschaft; 

Überführung der Schlüsselunter-

nehmen in öffentliches Eigentum 

unter Kontrolle und Verwaltung 

von Beschäftigten und Bevölke-

rung; 

Stärkung der Mitbestimmung 

und Interessenvertretung der Be-

schäftigten; Unterstützung der 

Gründung von Betriebsräten; 

Förderung der aktiven Industrie-

politik durch eine Landesholding; 

Beteiligung der Beschäftigten 

und ihrer Gewerkschaften; Förde-

rung und Umsetzung von Kon-

zepten für einen sozialökologi-

schen Umbau; 

Erhebung einer Sonderabgabe 

für klimaschädliche Unterneh-

men zur Finanzierung des Kon-

versionsprogramms; 

Konversionsprogramme für die 

Rüstungsindustrie; 

Neuausrichtung der Wirtschafts-

förderung des Landes an sozial-

ökologischen Zielen; 

Eingreifen der Landesregierung 

bei Insolvenzen und Massenent-

lassungen; 

keine öffentliche Förderung für 

Unternehmen, die Lohndumping 

betreiben oder Umweltstandards 

unterlaufen; 

Sicherung des Industriestand-

orts; 

Unterstützung der Industrie ge-

zielt im Bereich der Transforma-

tionstechnologien; 

Unterstützung aller Unternehmen 

bei der Digitalisierung und dem 

Wandel hin zu einer klimaneutra-

len Wirtschaftsweise; 

Ausrichtung der Ökonomie am 

Gemeinwohl; 

Wirtschaftssystem auf der Basis 

freier und offener Märkte mit 

funktionierendem Wettbewerb; 

aufgabenadäquate Ausstattung 

der Landeskartellbehörde, Über-

prüfung des eingesetzten Instru-

mentariums; 

strikte Einhaltung der Regelun-

gen der Hessischen Gemeinde-

ordnung zur Begrenzung staatli-

cher Wirtschaftstätigkeit; 

Ablehnung der ausufernden Be-

richtsbürokratie, wie sie durch 

die Corporate Sustainability Re-

porting Directive erzwungen wer-

den soll; Ablehnung der EU-Taxo-

nomie; 

Investition und innovationsför-

derndes wirtschaftliches Umfeld; 

Deregulierung auf breiter Front; 

Abbau von Bürokratien; 
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verkaufsoffenen Sonntage er-

höht werden kann; 

Stärkung des Einzelhandels in 

den Innenstädten; 

 

Leichtbau- oder Antriebs- sowie 

Batterietechnik; 

weitere Unterstützung der beste-

henden Industrieparks und Ver-

besserung der Infrastruktur; För-

derung der Entstehung neuer 

Standorte; 

Ausbau des European Space Ob-

servation Center in Darmstadt zu 

einem zentralen Standort euro-

päischer Raumfahrt; 

 

Wirtschaftspolitik; Unterstützung 

der Gründung in den Regionen, in 

denen es noch keine Netzwerke 

gibt; 

Unterstützung der Automobilin-

dustrie und deren Zulieferer beim 

Transformationsprozess in enger 

Abstimmung mit den Beschäftig-

ten und ihrer Gewerkschaft; 

Hessentempo für Planungen und 

Genehmigungen; gute Ausstat-

tung von Verwaltung und Gerich-

ten mit Fachkräften, Digitalisie-

rungsschub für das staatliche 

Antragswesen; 

stärkere Ausrichtung der regio-

nalen Struktur- und Wirtschafts-

förderung auf die Bewältigung 

des Strukturwandels und im 

Sinne einer sozial-ökologischen 

Transformation; 

Stärkung regionaler Wirtschafts-

kreisläufe; Erhalt und Ausbau der 

dezentralen Versorgung gerade 

außerhalb der Ballungsräume; 

Bekämpfung von Wirtschaftskri-

minalität; erforderliche materielle 

und personelle Ausstattung für 

Schwerpunktstaatsanwaltschaf-

ten, Wirtschaftsstrafkammern 

sowie Steuerfahndung der Fi-

nanzämter; 

Gewährleistung des Versor-

gungsauftrags der Sparkassen; 

Erhalt bzw. Wiederherstellung ei-

nes dichten Filialnetzes; Stär-

kung der Gemeinwohlorientie-

rung; keine Privatisierung der 

Sparkassen; 

 

  



 

 

Wirtschaft | Gründer / Startup 

 

      

Förderung einer echten Gründer-

kultur, in der Scheitern kein 

Stigma mehr ist; Förderung von 

Gründergeist und Experimentier-

lust in Schulen und Hochschulen; 

Berücksichtigung der Gründer-

kultur in Lehrmaterialien, in der 

Ausbildung der Lehrkräfte und im 

Lehrplan; 

Ausrichtung der Instrumente der 

Wirtschaftsförderung stärker auf 

die Bedürfnisse von Gründern; 

Etablierung einer Kategorie für 

gelungene Unternehmensnach-

folge im Rahmen des Hessi-

schen Gründerpreises; 

Stärkung von Startups im Be-

reich der Digitalwirtschaft; lan-

desweite Gründungsstrategie; 

Ausbau von Gründungsstipen-

dien; Schaffung eines grün-

dungsfreundlichen Klimas in 

Schulen und Hochschulen; 

Etablierung regionaler Center of 

Innovation als Leuchttürme der 

Gründung und Digitalisierung; 

Reduzierung der bürokratischen 

Anforderungen für Gründer und 

Unternehmen auf ein Mindest-

maß; Gestaltung des Kontakts 

zwischen Gründern, Unterneh-

men und Behörden im Sinne des 

One-Stop-Shop-Prinzips; 

Steuerliche Entlastung von Ge-

werbeneugründungen; Ausbau 

der Bereitstellung von Mikro-Kre-

diten, Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für Risikokapital; 

Stärkung der ökonomischen Bil-

dung in den Schulen durch ein 

Wahlpflichtfach; Landespreis für 

Schülerfirmen; 

Ermöglichung von Existenzgrün-

dungen in 48 Stunden durch we-

niger Bürokratie und Service aus 

einer Hand; deutliche Erleichte-

rung von Betriebsübernahmen; 

Fortsetzung der Startup Initiative; 

stärkere Unterstützung weibli-

cher Gründerinnen; Etablierung 

eines eigenen Förderprogramms; 

jährliches internationales Star-

tup-Festival; 

Fortführung und jährliche 

Vergabe des Hessischen Grün-

derpreises; 

Bereitstellung einer Datenbank, 

die als zentrale Anlaufstelle alle 

wichtigen Informationen für 

Gründer in einer Hand enthält; 

Etablierung einer Gründerkultur 

für Frauen; Stärkung von Gründe-

rinnen und Selbstständigen 

durch Technologie- und Gründer-

zentren; 

unbürokratische, niedrigschwel-

lige und technisch einfache Aus-

gestaltung der Wirtschaftsförde-

rerinstrumente für Gründungen 

und Betriebsübernahmen; Grün-

dung eines Start-ups soll zur 

Ende der Wahlperiode innerhalb 

von 48 Stunden vollständig 

durchgeführt werden können; 

gezielte Gründerinnen-Förderung, 

Stärkung regionaler Beratungs-

stellen für Gründerinnen; 

(-) Unterstützung der ersten Grün-

dung eines Handwerksbetriebs 

mit Meistergründungsprämie; 

gezielte Förderung von Gründun-

gen, die auf Standortstärken und 

Nachhaltigkeit einzahlen; 

Förderung von Innovationen mit 

messbaren positiven sozialen o-

der ökologischen Wirkungen; 

Verstärkung von Angeboten zur 

Förderung weiblicher Gründun-

gen durch branchenspezifische 

Formate; Erhöhung des Anteils 

der Gründerinnen; Förderung ih-

rer Beratung, Begleitung und ih-

res Zugangs zu Informationen 

und Kapital; Stärkung der Zu-

sammenarbeit mit Einrichtungen 

zur Förderung von Frauen vor der 

Gründung; 

weitere Erleichterung von Star-

tup-Gründungen an Hochschulen 

und Wissenschaftskommunika-

tion mit einem Transfer- und 

Gründungsfonds; 

Schaffung der Rahmenbedingun-

gen, dass an möglichst allen 

Hochschulen fachbereichsüber-

greifendes Denken und Handeln 

für erfolgreiches Gründen erlernt 

werden kann (Entrepreneurship 

Education); 

(-) 
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Wirtschaft | Arbeit 

 

      

Stärkung der beruflichen Bildung; 

Abbau von Hürden auf dem Weg 

zur Besetzung offener Stellen; 

Reduzierung unnötiger Hürden 

bei Anerkennung und Zugang zu 

den Ausbildungsberufen;  

duale Ausbildung: Unterstützung 

von Betrieben, die nicht allein 

ausbilden wollen oder können, 

wenn sie sich zu Ausbildungsver-

bünden zusammenschließen; 

keine Ausbildungsplatzabgabe; 

Erhalt aller bereits vorhandenen 

Angebote zu Weiterqualifizierung 

und Ausbau dem Bedarf entspre-

chend; 

Öffnung der InteA- Klassen (In-

tegration und Abschluss) bis zu 

einem Eintrittsalter von 25 Jah-

ren; 

Weiterentwicklung der EIBE- und 

Schub-Klassen; Unterstützung 

des besonderen Angebots der 

Produktionsstätten; 

Verbesserung der wirtschaftli-

chen Chancen für Frauen; Verein-

barkeit von Beruf und Familie; 

flächendeckender Ausbau von 

Kinderbetreuung; gleiche Bezah-

lung für gleiche Leistung; 

Schaffung flexibler Arbeitszeit-

modelle; neue Präsenz- und 

Aktivierende Politik für mehr Be-

schäftigung; 

Fortführung der mobilen Initiative 

„#REAL:DIGITAL“; 

Schaffung einer neuen Weiterbil-

dungsinitiative, um Menschen 

auf neue Berufsbilder, digitale 

Anforderungen und Veränderun-

gen in der Arbeitswelt vorzuberei-

ten; 

Ermöglichung der Teilzeitrente; 

Flexibilisierung des Übergangs 

vom Arbeitsleben in die Rente 

auf freiwilliger Basis; Schaffung 

von Anreizen für eine freiwillige 

Kombination von Rentenbezug 

und Zuverdienst in der Steuer- 

und Abgabenregelung; 

Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf; noch wei-

terer Ausbau der Koordinierungs-

stelle „Frauen und Wirtschaft“; 

stärkere Berücksichtigung der 

Bedürfnisse von Familien bei der 

Arbeitszeitgestaltung; mehr digi-

tales, orts- und zeitunabhängiges 

Arbeiten; 

Prüfung der rechtlichen Rahmen-

bedingungen, um flexiblere Ar-

beitszeitmodelle zwischen Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer er-

möglichen zu können; 

Änderung des Tariftreue- und 

Vergabegesetzes und Ermögli-

chung echter Kontrollen, um mit 

Steuergeldern gute Arbeit zu för-

dern; 

Einführung eines vergabespezifi-

schen Mindestlohns; 

wirkungsvolle Ausgestaltung von 

Kontrollmechanismen, Begren-

zung von Subunternehmerketten, 

harte Sanktionierung von Verstö-

ßen gegen die Kriterien; 

Tarifbindung, funktionierende So-

zialpartnerschaft, Übernahme ge-

sellschaftlicher und ökologischer 

Verantwortung in Form von Aus-

bildung und Inklusion als Voraus-

setzung für die Bewerbung um 

einen öffentlichen Auftrag in al-

len Ausschreibungen; 

Anpassung des bundesweiten 

gesetzlichen Mindestlohns auf 

14 €; jährliche Anpassung an die 

Produktivitäts- und Preisentwick-

lung; 

Landesmindestlohngesetz, das 

vorsieht, dass im öffentlichen 

Dienst, in landeseigenen Unter-

nehmen und Gesellschaft sowie 

bei Unternehmen, die sich um öf-

fentliche Aufträge bewerben oder 

Wirtschaftsförderung durch das 

Land erhalten, ein Mindestlohn 

von 14 € gilt; 

gleicher Lohn für gleiche Arbeit; 

Überwindung des Gender Pay 

Gap; Verbot der Leiharbeit; 10 % 

mehr Lohn als die Stammbeleg-

schaft für Leiharbeiter*innen und 

Übernahme nach drei Monaten; 

Einführung eines Tariftreue- und 

Vergabegesetzes, das Betriebe, 

die öffentliche Aufträge erhalten 

wollen, auf Zahlung von Tariflöh-

nen, Mindestlohn von 14 € pro 

Stunde, Engagement bei der Aus-

bildung und Einhaltung sozialer 

und ökologischer Standards ver-

pflichtet; 

verbesserte und unkomplizierte 

Anerkennung ausländischer 

Schul- und Berufsabschlüsse; 

bessere Angebote zur Nachquali-

fikation; 

verkürzte, familiengerechte Wo-

chenarbeitszeit von 28 bis 35 

Sicherung von Fach- und Arbeits-

kräften; 

Anpassung der vom Land geför-

derten Fort-, Um- und Weiterbil-

dungsangebote an die Anforde-

rungen des Wirtschaftswandels 

und Weiterentwicklung; 

Ausbau des Ausbildungsange-

bots für Berufe der Energie-

wende, in Zusammenarbeit mit 

den Kammern und Verbänden; 

Weiterentwicklung des Vergabe- 

und Tariftreuegesetzes; leichtere 

Berücksichtigung geeigneter und 

angemessener sozialer, ökologi-

scher, umweltbezogener und in-

novativer sowie geschlechterge-

rechter Anforderungen; 

Verstärkte Integration von Men-

schen mit körperlichen oder geis-

tigen Behinderungen in den Ar-

beitsmarkt; 

vermehrte Rekrutierung von Aus-

bildern und Betreuern für Men-

schen mit körperlichen oder geis-

tigen Behinderungen; 

Anhebung der Ausbildungs- und 

Arbeitsvergütungen für Men-

schen mit körperlichen oder geis-

tigen Behinderungen unter Ge-

währung höherer Freibeträge im 

Transferleistungsbezug; 

Ausweitung, Fortführung und 

punktuelle Vertiefung des sog. 

„Perspektivprogramms zur Ver-

besserung der Arbeitsmarkt-

chancen“; 

staatliche Begünstigung von 

Ausbildung-und Beschäftigungs-

betrieben, insb. durch eine Aus-

weitung der sogenannten Aus-

gleichsabgabe; 

keine Umgehung der Sozialversi-

cherungspflicht durch Auslage-

rung und Eingehung von Werk-

verträgen; 
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Transparenzkultur, in der Arbeits-

leistung statt Arbeitszeit belohnt 

wird; 

Flexibilisierung des Arbeitszeit-

gesetzes; Ermöglichung, dass die 

Arbeitszeit im Verlauf eines Ar-

beitstages für Familienzeiten un-

terbrochen werden kann; 

ganzheitliches Diversity Manage-

ment in der Arbeitswelt in der 

Breite beruflicher Funktionen; 

Förderung der Entwicklung einfa-

cher und kostengünstiger Diver-

sity-Konzepte für den Mittel-

stand; Verankerung des Themas 

„Vielfalt in der Arbeitswelt“ im 

Blick auf moderne Unterneh-

menskultur in der beruflichen Bil-

dung; Aufnahme von Schulungs-

angeboten im Fortbildungswe-

sen der Wirtschaft; 

besondere Anstrengung des öf-

fentlichen Dienstes, gleichbe-

rechtigtes Arbeiten von Frauen 

und Männern zu ermöglichen 

und ganzheitliches Diversity Ma-

nagement umzusetzen; 

Umgestaltung der Strukturen der 

Frauen- und Behindertenbeauf-

tragten in einen breiteren Ansatz 

von ganzheitlichem Diversity Ma-

nagement; 

Umsetzung von Flexibilisierung 

der Arbeitszeit, ganzheitlichem 

Diversity Management auf allen 

Ebenen, gleichberechtigter Re-

präsentanz von Frauen in Füh-

rungspositionen, Jobsharing auf 

Leitungsebenen; 

Ausweitung von Beratungsange-

boten insb. im Bereich des mobi-

len Arbeitens und von psychi-

schen Belastungen; 

Fachkräfteoffensive: Schaffung 

einer echten „Fast Lane“ für 

Fachkräfte; klare Trennung der 

Fachkräfteeinwanderung von der 

Migration Schutzsuchender; 

Fortführung der Arbeit des 

„Bündnis Fachkräftesicherung 

Hessen“; 

Fortführung der Fachkräfte-

camps und Ausweitung auf an-

dere Berufsgruppen; 

mehr Fachkräfte-Visa; schnellere 

Anerkennung ausländischer Ab-

schlüsse; automatische unbefris-

tete Arbeitserlaubnis für auslän-

dische Studenten mit einem 

deutschen Hochschulabschluss; 

Fortführung und bedarfsgerech-

ter Ausbau von WelcomeCenter, 

Integrationslotsinnen und Integ-

rationslotsen; 

Aufsetzen eines Förderpro-

gramms, um insbesondere kleine 

und mittlere Unternehmen zu un-

terstützen, für Arbeitnehmer at-

traktiver zu werden; 

Erhöhung der Erasmus-Förde-

rungen, um es mehr jungen Men-

schen aus der EU möglich zu 

machen, die Wirtschaftsstruktu-

ren im Rahmen von Praktika ken-

nen zu lernen; 

Stunden im öffentlichen Dienst 

als neue Regelarbeitszeit mit vol-

lem Lohn- und Personalaus-

gleich; garantiertes Recht der 

Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit; 

Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen in der Privatwirtschaft, 

Verkürzung der tatsächlich ge-

leisteten Arbeitszeiten; 

Gestaltung der Ladenöffnungs-

zeiten wieder im Sinne der Be-

schäftigten; Ablehnung von ver-

kaufsoffenen Sonntagen; 

Verbesserung des Arbeit-und Ge-

sundheitsschutzes; 

Verringerung der Langzeitarbeits-

losigkeit durch mehr öffentlich 

geförderte, sozialversicherungs-

pflichtige, unbefristete und tarif-

lich entlohnte Beschäftigungs-

verhältnisse; Bündelung der Mit-

tel von Gemeinden, Bundesnetz-

agentur für Arbeit, Europäischem 

Sozialfonds für Arbeitslosengeld 

II-Beziehende und Arbeitsförder-

maßnahmen; 

Schaffung von Arbeitsplätzen im 

öffentlichen Bereich und Förde-

rung von Umschulungen im Ge-

sundheitswesen, in der Pflege, in 

der Jugendarbeit, im öffentlichen 

Nahverkehr, beim Sport und 

beim Umweltschutz; 

starkes Streikrecht; Abschaffung 

der Friedenspflicht, damit auf 

gravierende Ereignisse sofort re-

agiert werden kann, unabhängig 

von Tarifverhandlungen; 
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Spezielle Förderprogramme für 

Auszubildende mit schulischen 

Defiziten; 

Förderung der Handwerker bei 

Eignung für die Meister-Ausbil-

dung wie der Studenten für den 

Master; Meisterbonus auf bayeri-

schem Niveau; 

Stärkung des Werkens an Schu-

len; 

Ausbau dezentraler dualer Studi-

enangebote, um für den Mittel-

stand in Handwerk und Industrie 

Fachkräfte auch im ländlichen 

Raum zu gewinnen;  

mittelstandsfreundlichere Gestal-

tung des Vergaberechts; umfas-

sende Beseitigung bürokrati-

scher Hemmnisse; 

Beschränkung des Vergabe-

rechts auf die Sicherstellung ei-

nes fairen Wettbewerbs;  

Begleitung der Unternehmen bei 

der Digitalisierung ihrer Pro-

zesse; Ausbau des „Digi-Check“, 

Erhöhung des „Digi-Zuschuss“; 

Erstattung aller Kosten beim 

Meister, die nicht bereits vom 

Bund übernommen werden und 

über die derzeitige Landesförde-

rung hinausgehen, nach erfolg-

reicher Prüfung zu 100 %; 

Einführung eines eigenen Kom-

munalen Investitionsprogramms 

für Berufsschulen; 

Aufstiegsförderung, die finanzi-

elle Barrieren für Fort- und Wei-

terbildung abbaut; Fortführung 

der bestehenden Ausbildungsför-

derprogramme, Anpassung an 

die neuen Bedingungen des Ar-

beitsmarktes; 

Einführung eines „Tag des Hand-

werks“ an allen allgemeinbilden-

den Schulen; 

Schutz des Mittelstandes bei der 

Anwendung und Übernahme eu-

roparechtlicher Ausschreibungs-

verfahren und EU-Richtlinien; 

Durchführung von Umsetzungen 

ohne Verschärfungen zulasten 

kleiner und mittlerer Unterneh-

men; 

Unterstützung für die mittelstän-

dischen Unternehmen, wenn sie 

ihre Geschäftsmodelle an den 

Anforderungen des „Green Deals“ 

und des nachhaltigen Wirtschaf-

tens ausrichten sollen; 

Unterstützung gerade kleiner und 

mittelständischer Unternehmen 

durch Beratung und Zuwendung, 

wenn sie ressourceneffizientere 

Fertigungsverfahren einführen 

wollen; 

Perspektive im Wandel für die 

kleinen und mittelständischen 

Unternehmen; Kostenfreiheit der 

Meister-, Fachwirt- und Techni-

kerprüfungen; 

Förderung auch der berufsbeglei-

tenden Qualifizierung zur*zum 

Fachwirt*in, Meister*in oder 

Techniker*in; 

noch stärkerer Ausbau und bes-

sere Nutzbarmachung des Auf-

stiegs-BAföG; 

Förderung kleiner und mittelstän-

discher Unternehmen, gerade bei 

Ansiedlungen in ländlichen Regi-

onen; 

Erteilung von Aufträgen der öf-

fentlichen Hand nach einem 

Vergabegesetz, das die Auftei-

lung der Aufträge in Teillose vor-

schreibt, die die KMU leisten kön-

nen; 

Ausbau von Angeboten wie Digi-

Check; 

gezielte Energieberatung für Un-

ternehmen, Unterstützung bei 

Umstellungsprozessen, betriebli-

che Workshops und weitere An-

gebote für den Einstieg in den 

Umstieg; 

Ausrichtung von Unterstützun-

gen einerseits an den Bedürfnis-

sen der Handwerksbetriebe, an-

dererseits an denen des Klima-

schutzes; 

Unterstützung klimafreundlich 

arbeitender Betriebe, indem öf-

fentliche Träger bei der Vergabe 

von Aufträgen stärker auf As-

pekte des Klimaschutzes achten; 

Einführung des kostenfreien 

Meisterbriefs; Unterstützung der 

ersten Gründung eines Hand-

werksbetriebs mit Meistergrün-

dungsprämie; Unterstützung der 

Unternehmensnachfolge von 

Handwerksbetrieben mit Förder-

preisen; besonderer Fokus auf 

Gründerinnen und Nachfolgerin-

nen; 

Trennung von Ausschreibungen 

nach Fachgebieten, damit diese 

auch für lokale und kleine Hand-

werksbetriebe zugänglich sind; 

Entlastung kleinerer Betriebe von 

Berichtspflichten, statistischen 

Auskunftsvorschriften und einen-

genden arbeitsrechtlichen Vor-

schriften; 
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Überführung von Bereichen des 

Innenministeriums in ein echtes 

Digitalisierungsministerium; Ver-

antwortung des Digitalministeri-

ums für die Steuerungsgruppe 

„Digitale Verwaltung Hessen“; 

gemeinsame Plattform „Öffentli-

cher Sektor“ für private Anbieter 

und Dienstleister; „E-Govern-

ment-Inkubator“; 

Digitale Infrastruktur: marktge-

triebener Glasfaserausbau; Un-

terstützung mit staatlichen Mit-

teln nur dort, wo auf absehbare 

Zeit keine Potenziale für den ei-

genwirtschaftlichen Glasfaser-

ausbau bestehen; Ausgabe von 

„Gigabit-Gutscheinen“; 

Zugriff für alle Bürgerinnen und 

Bürger an jedem Ort auf leis-

tungsfähige Glasfaser-und 5G 

Netze; Fortsetzung der Schritte 

zum Abbau unnützer bürokrati-

scher Hürden im Planungsrecht; 

Erleichterung alternativer Verle-

gemethoden, Zulassung der Ver-

legung von Leerrohren sowie der 

Mitverlegung bei anderen Infra-

strukturprojekten; 

Verbesserung des Ausbaus der 

Mobilfunknetze durch Förderung 

von OpenRAN-Technologie; 

Genehmigungsfiktion, nach einer 

bestimmten Zeit nicht geneh-

migte Mobilfunkanlagen gelten 

Schaffung einer flächendecken-

den gigabitfähigen Infrastruktur 

bis 2025; flächendeckender Zu-

gang zu Glasfasernetzen bis 

2030; 

schnelle Genehmigungsverfah-

ren und Abbau bürokratischer 

Hürden beim Ausbau der digita-

len Infrastruktur; 

Schließung der letzten „weißen 

Flecken“ bei der Mobilfunkversor-

gung; Förderprogramm „graue 

Flecken“, wo ein wirtschaftlicher 

Ausbau durch die Telekommuni-

kationsunternehmen nicht mög-

lich ist; 

Unterstützung des Ausbaus von 

IoT- Netzen; 

flächendeckende Etablierung von 

5G; Errichtung, Erneuerung oder 

Modernisierung von täglich im 

Schnitt zehn 5G-Funkmasten bis 

2025; 

Beteiligung an der Forschung am 

nächsten Mobilfunkstandard; 

Weiterentwicklung des Pro-

gramms der „Digitalen Dorflinde“; 

noch mehr kostenlose WLAN-

Hotspots im ländlichen Raum; 

Ausbau des digitalen Ministeri-

ums zu einem Zukunftsministe-

rium; 

Flächendeckende Versorgung 

des Landes mit Glasfaser; Grün-

dung einer Glasfaserinfrastruk-

turgesellschaft; 

Beschleunigter Ausbau noch feh-

lender Mobilfunkstandorte; Ein-

führung einer Genehmigungsfik-

tion für 24 Monate; 

Sicherstellung einer flächende-

ckenden Verfügbarkeit von LTE 

und des schnellstmöglichen Aus-

baus von 5G; 

Digitalisierungsschub für das 

staatliche Antragswesen; 

Masterplan Digitalisierung, um 

den Transformationsprozess im 

Bildungsbereich zu gestalten; 

Einrichtung eines „Zentrum für 

Bildung in der Digitalen Welt“ 

(ZBDW) als zentrale Einrichtung, 

die den digitalen Wandel analy-

siert und Erkenntnisse, etwa aus 

anderen Ländern, aus Wissen-

schaft und Forschung, sowie 

fachliche, technische und päda-

gogische Kompetenzen vermit-

telt; 

Entwicklung von müssen Kon-

zepte für digitale Zentren ohne 

Hürden, in denen es kostenloser 

Zugang zu Computern, Druckern 

und WLAN geboten wird und es 

Unterstützungsangebote für die 

Nutzung gibt; 

Nutzung der Vorteile der Digitali-

sierung, ohne technisch weniger 

versierte Menschen zu benach-

teiligen; 

freies WLAN in allen landeseige-

nen Gebäuden; 

freie Wahl zwischen Homeoffice 

und Arbeiten im Büro; mobiles 

Arbeiten darf nicht zur ständigen 

Erreichbarkeit durch Arbeitge-

ber*innen führen; 

Schulungsangebote im Bereich 

Digitalisierung für alle Alters- und 

Bildungsschichten und nicht nur 

für Arbeitsplätze, sondern auch 

für die Bevölkerung; 

barrierefreie Gestaltung digitaler 

Angebote; 

Unterstützung der Kommunen 

bei der Digitalisierung; Entwick-

lung von eGovernment-Diensten 

und Bürger*innen-Apps; Ausstat-

tung der Schulen mit einem be-

stimmten Kontingent an moder-

nen (mobilen) Endgeräten; Schaf-

fung einer digitalen Lern- und 

Verwaltungsumgebung, die be-

nutzerfreundlich und daten-

schutzkonform ist; 

Nutzung der Digitalisierung im 

Sinne der Beschäftigten; keine 

weitere Verdichtung und völlige 

Entgrenzung von Arbeit; 

Noch stärkeres und schnelleres 

Vorantreiben des Glasfaseraus-

baus; 

Unterstützung der Umsetzung 

des 6G-Standards im Mobilfunk; 

Ausbau leistungsfähigen Breit-

band-Internets; gut ausgebautes 

Mobilfunknetz auch in den ländli-

chen Gebieten; 

Förderung der Teilhabe von 

Frauen in der Digitalbranche;  

Ausbau der Informations- und 

Unterstützungsangebote insb. 

für ältere Menschen; 

höchste Standards beim Daten-

schutz und in der IT-Sicherheit; 

Verbesserung des Jugendschut-

zes im Digitalen; 

Stärkung der Präsenz des Lan-

des in unabhängigen, dezentra-

len (sozialen) Netzwerken; 

Start einer Offensive für Medien-

kompetenz, die Medienbildung in 

verschiedenen Bildungsträgern 

für Zielgruppen jeden Alters 

möglichst kostengünstig verfüg-

bar macht; 

Förderung der Forschung zur kri-

tischen, ethischen Auseinander-

setzung mit Kosten und Nutzen 

von Digitalisierung; 

Vollwertige Unterstützung der 

Bürger bei der Digitalisierung in 

ihrem Alltag durch hochwertiges 

Ausbildungsangebot, einfachen 

Zugang zu kommunalen Dienst-

leistungen, Schutz ihrer Daten 

und Abwehr von willkürlicher 

Zensur; 

volle Internetabdeckung für je-

den Bürger im täglichen Bedarf; 

stärkere Inpflichtname der priva-

ten Netzbetreiber durch das Digi-

talministerium; Konzentration 

des Steuerzahlergeldes auf die 

Erschließung des ländlichen 

Raums; 

pragmatischer und lokal ange-

passter Ausbaupfad, der mög-

lichst vielen Bürgern und Unter-

nehmen möglichst schnell Band-

breiten von mindestens 50 

Mbit/s zur Verfügung stellt; 

Konzentration der Mobilfunkför-

derung auf den ländlichen Raum; 

geförderte Gutscheine zur Stär-

kung der privaten Breitbandnach-

frage; 

Unterstützung des Fernziels 

Glasfaser, aber kurzfristige Priori-

tät „Breitband für alle“, auch über 

Kupfer; 

Aufhebung von unberechtigter 

Zensur im digitalen Raum; Ver-

hinderung von Zensur im Internet 
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als genehmig; konsequente Digi-

talisierung von Antrags- und Ge-

nehmigungsverfahren; 

6G-Forschungszentrum, das 

dazu beiträgt, dass 6G-Schlüssel-

technologien in Hessen entwi-

ckelt werden; 

digitale Identität als Ausgangs-

punkt für alle Dienstleistungen 

der Landes- und Kommunalver-

waltung; 

Aufbau eines smartHessen, das 

die Grundkomponenten der be-

stehenden smartRegions und 

smartCities bündelt und vernetzt; 

digitale Bürgerbeteiligung: An-

passung der gesetzlichen Rah-

menbedingungen; Ermöglichung 

von Formen von E-Voting; 

Entwicklung öffentlicher Digitali-

sierungsprojekte, sofern keine Si-

cherheitsinteressen entgegen-

stehen, nach dem Open-Source-

Prinzip; 

freie Verfügbarkeit nicht perso-

nenbezogener oder entspre-

chend anonymisierter und pseu-

donymer Daten der Verwaltung; 

Erstellung eines Einsatzrahmens 

für die Künstliche Intelligenz, der 

alle Einsatzbereiche vor dem Hin-

tergrund technischer, daten-

schutzrechtlicher und ethischer 

Aspekte umfassend beleuchtet; 

Schaffung von KI-Innovations-

schulen; Einrichtung eines Pools 

KI-gestützter Anwendungen; 

Digitalisierung der Wirtschaft: 

Unterstützung kleiner und mittle-

rer Unternehmen bei der digitalen 

Transformation; 

Stärkung und Ausbau der Kom-

petenzzentren zur Steigerung der 

digitalen Ökosysteme gerade in 

den ländlichen Räumen; 

Optimierung der Regulierung im 

Bereich der Digitalisierung, der 

Plattformökonomie sowie von 

Daten- und Verbraucherrechten 

auf europäischer Ebene; 

digitale Assistenten und Teilha-

bemöglichkeiten, sodass alle 

Menschen die Chancen der Digi-

talisierung nutzen können; mög-

lichst barrierefreie Gestaltung 

sämtlicher Internetseiten des 

Landes; 

Ausbau des Digitalstandorts 

Hessen zum Silicon Valley; Be-

reitstellung von Risikokapital mit 

Unterstützung privater Partner; 

weitere Stärkung der Vorausset-

zungen für die Ansiedlung von 

Rechenzentren; 

Ausbau des Landes zu einem 

führenden Standort für „Regula-

tory Sandboxes“ und „regulated 

Web3“; 

Unterstützung insbesondere der 

Digitalisierung der industriellen 

Kerne, z.B. im Bereich Pharma- 

und Medizintechnik, bei Logistik 

und Mobilität sowie für kleine 

und mittlere Unternehmen; 

Ausbau von Fördermöglichkeiten 

und Infrastrukturen für die KI-

Technologie (Start-up-Förderung, 

Förderung KI-Infrastrukturen, 

menschenorientierte Digitalisie-

rung im Gesundheitssystem; 

Schutz sensibler Gesundheitsda-

ten;  

Beförderung einer Kultur der Of-

fenheit und Wiederverwendbar-

keit der Digitalisierung (Open Ac-

cess, Open Data, Creative Com-

mons); 

Wahrung des Urheberrechts bei 

allen Chancen, welche Open Ac-

cess bieten kann; 

Unterstützung von Projekten an 

Hochschulen, die selbstverwal-

tete Open-Access-Zeitschriften 

aufbauen wollen; 

Digitalisierung der analogen Kul-

turschätze und gemeinfreie On-

line Zugänglichkeit für alle Inte-

ressierten; 

Unterstützung junger, digitaler 

und ökologisch nachhaltiger Ge-

schäftsideen in Wachstumsbran-

chen, ihre innovativen Angebote 

zu präsentieren und zu vermark-

ten; 

passgenau Weiterentwicklung 

von Programmen wie DIGI-Zu-

schuss;  

Evaluierung des Förderpro-

gramms Distr@l und Anpassung 

an die Förderungumgebung; 

Ermöglichung der Nachnutzung 

von digitalen Produkten, Soft-

ware, Gutachten und wissen-

schaftlichen Ergebnissen im Auf-

trag der öffentlichen Hand stär-

ker über freie und offene Stan-

dards und Lizenzen; 

Förderung der IT-Sicherheit in 

KMU, Handwerksunternehmen 

und Kommunen; 

unter allen Umständen; Zensur 

erlaubt nur bei schweren Strafta-

ten; 

Schaffung von durch die jeweili-

gen Datenschutzbehörden der 

Länder akkreditierten Ombuds-

leuten als Schnittstellen für von 

Zensur Betroffene oder ander-

weitig diskriminierten Nutzer auf 

Kosten der Plattformbetreiber; 

Verfolgung und strafrechtliche 

Ahndung von Straftaten im Inter-

net; Meldung von Inhalten aus 

dem Internet, bei denen Strafta-

ten vorliegen, an die zuständigen 

Behörden oder die Polizei; 

Entziehung jeglicher Förderun-

gen für Internetseiten und Foren, 

die zu schweren Straftaten ge-

gen jegliche Bevölkerungs- und 

Meinungsgruppen aufrufen; 

Stärkung digitaler Bürgerent-

scheide; 

Standardisierung digitaler, be-

hördlicher Vorgänge und Formu-

lare auf Grundlage des Online-

Zugangsgesetzes; 

Einführung einer flächendecken-

den digitalen Verwaltung auf 

Grundlage gesammelter, einheit-

licher und nicht personenbezoge-

ner kommunaler Daten; 

vollständige Digitalisierung von 

Verwaltungsvorgängen; 

digitale Nähe statt Isolation: Be-

reitstellung digitaler Endgeräte in 

Alten- und Pflegeheimen zur Er-

möglichung eines lebendigen 

Kontakts zwischen Bewohnern 



 

 

Schaffung regionaler Innovati-

ons- und Gründungszentren; Ein-

richtung von Regulatory Sandbo-

xes um ausgewählte Zentren, um 

in Reallaboren die Erprobung be-

sonders innovativer Ansätze zu 

fördern; 

Stärkung des Internetknotens 

DE-CIX in Frankfurt und Aufbau 

einer Rechenzentrumsinfrastruk-

tur um ihn herum; 

Steuerung des Neubaus von Re-

chenzentren über die Landesent-

wicklungsplanung; 

Förderung der Erforschung digi-

taler Schlüsseltechnologien in 

Grundlagen- und Anwendungs-

forschung; 

Förderung und Schaffung digita-

ler On-Demand-Angebote auch in 

der Gesundheitsversorgung, bei 

der Sicherheit, in Bildung und 

Handel im ländlichen Raum; 

Gestaltung des digitalen Struk-

turwandels; Schulung von Ent-

scheidungsträgern und Beschäf-

tigten; 

diskriminierungsfreie Ausgestal-

tung der Entwicklung von Algo-

rithmen und deren Verbesserung 

mit Daten; verstärkte Sensibilisie-

rung für die diskriminierenden 

Potenziale verzerrter Daten in 

nicht öffentlichen Projekten; 

Förderung für KI-Transformation 

KMU und Industrie, Ausbau und 

Verstetigung der Projekte KI-In-

novationslabor und KI-Quality-

Hub); 

Vernetzung von Wissenschaftle-

rinnen und Wissenschaftlern 

über Disziplinen und Standorte 

hinweg im Zentrum ZEVEDI, das 

ethische und rechtliche Frage-

stellungen bearbeitet und die di-

gitale Transformation begleitet; 

Bildung neuer Kombinationen 

aus staatlicher (Forschungs-)An-

schlussfinanzierung und pri-

vatem Kapital, um digitale Inno-

vationen noch besser unterstüt-

zen zu können; 

Stärkung der Digitalisierung im 

Bereich Wirtschaft und Innova-

tion; Fortschreibung und Auswei-

tung des Förderprogramms 

Distr@l; Unterstützung insbeson-

dere der Digitalisierung im Hand-

werk, sowie Innovationen im E-

Health- Bereich und Serious Ga-

mes; 

Gründung einer Agentur für 

Sprunginnovationen mit Zugriff 

auf Risikokapital für Start-ups; 

Förderung insb. der Innovations- 

und Transferkraft von Hochschu-

len, Start-ups und Scale-Ups; 

Förderung des Aufbaus des 

neuen Zentrums für Angewand-

tes Quantencomputing der 

Fraunhofer-Gesellschaft;  

Ausbau der Förderung der Ga-

mes-Branche;  

Ergänzung des Landesentwick-

lungsplans durch eine regionale 

Digitalplanung; 

Unterstützung einer digitalen 

Musterregion im ländlichen 

Raum, in der Kommunen, Land-

kreise, lokale Wirtschaft und zivil-

gesellschaftliche Initiativen bei-

spielhaft für andere gemeinsam 

ihre Region digital ertüchtigen; 

wissenschaftliche Begleitung 

von Anfang an; 

Unterstützung innovativer An-

sätze zur Erhöhung der Energie-

effizienz wie Einsatz von flüssig-

keitsgekühlten Servern in Re-

chenzentren; Nutzung von min-

destens 30 % der Abwärme aus 

Rechenzentren; 

Stärkung des Rechenzentrums-

büros in seiner Expertise, Vernet-

zung mit der Landesenergie-

agentur und Ausbau zum An-

sprechpartner für alle Beteiligten 

inklusive Kommunen; 

Green IT als Leitbild für die Be-

schaffung und Planung von Land 

und Kommunen; 

Zukunft der Digitalisierung klima-

neutral, energieeffizient, regional 

ausgewogen und verträglich für 

Mensch und Umwelt; 

und weit entfernt lebenden Ange-

hörigen; 

Vergabe von Fördergeldern zur 

Digitalisierung durch politik-un-

abhängige Gremien, die sich vor-

wiegend an wissenschaftlichen, 

gesellschaftlichen und ökonomi-

schen Kriterien ausrichten; 

Vergabe zusätzlicher Fördergel-

der in die Erforschung und Ent-

wicklung sowohl von relevanten 

Softwaretechnologien als auch 

digitaler Wirtschaftsgüter; 

Abschaffung des Zwangs zu 

Rundfunklizenzen bei Streamern 

mit einem Erstwohn- und 

Streaming-Sitz in Hessen; 

  



 

 

Wirtschaft | Haushalt und Finanzen 

 

      

Stärkung des Finanzplatzes 

Frankfurt-Rhein-Main; Verlegung 

des BaFin-Hauptsitzes von Bonn 

nach Frankfurt am Main; Aufbau 

der EU-Behörde zur Bekämpfung 

von Geldwäsche in Frankfurt am 

Main; 

kein Aufweichen der Schulden-

bremse; clevere Investitionen, vor 

allem in Bildung; Herstellung ei-

ner neuen Balance zwischen den 

Einnahmen der Bürger und den 

Einnahmen des Staates; 

Vorlage eines Tilgungsplans für 

Altschulden, der festschreibt, wie 

und bis wann die Schuldentil-

gung erreicht sein soll; 

Überführung zusätzlicher Über-

schüsse in Rückstellungen, um 

auch in Zeiten schlechter Kon-

junktur und in Krisenphasen 

nicht auf die Aufnahme von Kre-

diten angewiesen zu sein; 

Überprüfung aller Landesbeteili-

gungen auf ihre strategische und 

inhaltliche Sinnhaftigkeit; reali-

sierte Einnahmen aus Privatisie-

rungen sollen dabei in einen Inf-

rastrukturinvestitionsfonds flie-

ßen; 

Etablierung einer Investitions-

quote im Landeshaushalt; öffent-

liche Investitionen mindestens in 

derselben Höhe wie Abschrei-

bungen; 

Neue Grundlage für den Kommu-

nalen Finanzausgleich; Aufrecht-

erhaltung der Rekordzuweisun-

gen an die Kommunen; 

mehr Handlungsspielräume für 

die Kommunen bei der Neuge-

staltung der Finanzzuweisungen; 

Ermöglichung subsidiärerer Ent-

scheidungen; weniger Mittel mit 

einer Zweckbindung; 

Unterstützung kleiner und zersie-

delter Kommunen durch einen 

höheren „Zersiedelungsfaktor“ im 

Rahmen des Kommunalen Fi-

nanzausgleich; 

Evaluierung aller Fördermittel 

des Landes im Hinblick auf Ver-

einfachungsmöglichkeiten und 

Wirksamkeit; 

Ausbau der Eigenverantwortung 

in der kommunalen Förderung; 

Vereinfachung der Fördermodali-

täten des Landes, Bündelung der 

Förderprogramme; 

Festhalten an der Schulden-

bremse; 

Erhöhung der Zukunftsinvestitio-

nen in Schulen, Verwaltungsdigi-

talisierung und Infrastruktur; Sen-

kung konsumtiver Ausgaben, Ab-

bau ineffizienter Subventionen; 

Neuordnung der Bund-Länder-

Gemeinde-Beziehungen strikt 

Umgestaltung der Finanzierun-

gen, dass in Zukunft die Landes-

aufgaben auch vom Land bezahlt 

werden; 

Kassensturz und Aufgabenkritik; 

Überprüfung der aktuellen Aus-

gaben; 

sichere Finanzierung notwendi-

ger Zukunftsinvestitionen, insb. 

bei Klimaschutz, Digitalisierung, 

Bildung und Infrastruktur; Überar-

beitung des Kommunalen Fi-

nanzausgleichs (KFA); 

Abschaffung der Straßenausbau-

beiträge; Investitionspauschale 

für die Kommunen zum Aus-

gleich des Einnahmeverlusts aus 

den Straßenausbaubeiträgen; 

kommunales Wirtschaften: Er-

weiterung des gesetzlichen Rah-

mens, in dem sich die Kommu-

nen optimal und ideal wirtschaft-

lich betätigen können; 

Schaffung einer Agentur für 

Sustainable Finance in Frankfurt; 

aktive Unterstützung einer euro-

päischen Anti-Geldwäschebe-

hörde mit Ansiedlung in Frank-

furt; 

Reform des Kommunalen Fi-

nanzausgleichs; besondere För-

derung zukunftsweisender Ko-

operationen zwischen Kommu-

nen; strategische und finanzielle 

Einführung eines „Gender Budge-

ting“ im Landeshaushalt; Über-

prüfung aller Haushaltsentschei-

dungen bezüglich ihrer Auswir-

kung auf die Geschlechter; 

Nachhaltige Stärkung der Finanz-

lage der Kommunen; 

stabile Einnahmen und eine bes-

sere, wirklich ausreichende Fi-

nanzausstattung für Städte, Ge-

meinden und Kreise; 

keine Privatisierung öffentlichen 

Eigentums; keine öffentlich-priva-

ten Partnerschaften in Bereichen 

wie Krankenhäuser, ÖPNV, Woh-

nungsbau oder Wasser- und 

Energieversorgung; 

Intensivierung der Ausbildung 

und Einstellung von Finanzbeam-

ten für die steuerlichen Außen-

prüfungen (Betriebsprüfungen) 

und für die Steuerfahndung; 

regelmäßige Prüfung von Groß-

betrieben im Land; 

Ankauf von „Steuer-CDs“, um 

Steuerhinterzieher zu verfolgen 

und zu bestrafen; 

Wiedereinführung der Vermögen-

steuer als Millionärssteuer; 

Reform der Erbschaftssteuer; Er-

hebung einer Börsenumsatz-

steuer; 

Nachhaltige Finanzen: verant-

wortungsbewusster Umgang mit 

den Steuermitteln der Bürger*in-

nen, Garantie einer modernen 

und leistungsfähigen Verwaltung, 

Sicherung und stetiger Ausbau 

des Landesvermögens; Investiti-

onen in eine lebenswerte Um-

welt; 

Weiterentwicklung der Schulden-

bremse, die Kredite für Investitio-

nen in die öffentliche Infrastruk-

tur sowie in Klimaschutz, verbun-

den mit einem konkreten Til-

gungsplan zulässt; 

weitere Aufstockung der Mittel 

des Klima- und Transformations-

fonds durch Weiterentwicklung 

der Schuldenbremse mit zweck-

gebundenen Krediten; 

Nutzung der verfassungsrechtli-

chen Spielräume der Schulden-

bremse, um Zukunftsinvestitio-

nen zu finanzieren; 

fairer Finanzausgleich zwischen 

Land und Kommunen; Weiterent-

wicklung des kommunalen Fi-

nanzausgleichs; faire Verteilung 

der Steuereinnahmen zwischen 

Land und Kommunen, aber auch 

zwischen den Kommunen selbst; 

Bewertung der Auswirkungen 

von Fördermaßnahmen und In-

vestitionen auf Klima und Um-

welt bei Aufstellung und Vollzug 

Ausgeglichener Haushalt und 

strikte Einhaltung der Schulden-

bremse; 

Überprüfung aller Ausgaben; 

Aussetzung der Schuldenbremse 

nur, wenn eine Zweidrittelmehr-

heit im Landtag eine außerge-

wöhnliche Notsituation oder Na-

turkatastrophe feststellt; Berück-

sichtigung anderer Fehlbeträge, 

bspw. aus dem Anstieg unge-

deckte Pensionsverpflichtungen 

des Landes, aus Verbindlichkei-

ten gegenüber der WIBank und 

aus Nebenhaushalten neben der 

Nettokreditaufnahme bei der 

Schuldenbremse; 

verbindliche Regelungen zur Til-

gung der Altschulden; 

keine Zulassung von als Sonder-

vermögen getarnten Schul-

dentöpfen; 

keine öffentlichen Investitionen 

in Form öffentlich-privater Part-

nerschaften; 

Entscheidung über die Privatisie-

rung von Einrichtungen zur öf-

fentlichen Daseinsvorsorge nur 

durch Bürgerentscheide; 

Überprüfung der Mechanismen 

zur Schaffung von Transparenz 

bei der Vergabe öffentlicher Auf-

träge; 
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Digitalisierung und Automatisie-

rung der Finanzverwaltung; be-

darfsgerechte Ausbildung und 

Verbesserung der Fort- und Wei-

terbildungsangebote; 

Durchführung der Günstigerprü-

fung generell von Amts wegen 

für die Veranlagungsform im Ver-

anlagungsfall von Ehegatten; 

uneingeschränkte Nutzung von 

Bargeld als Zahlungsmittel; keine 

Deckelung in der Höhe von Bar-

geldtransaktionen; 

Nachbesserungen im Kommuna-

len Finanzausgleich; Sicherstel-

lung einer bedarfsgerechten Aus-

stattung der Kommunen; Ab-

schaffung der Solidaritätsab-

gabe, die wirtschaftlich erfolgrei-

che Kommunen leisten müssen; 

Höchstgrenze für die Realsteuer-

hebesätze bei der Grundsteuer; 

keine Einführung einer landes-

weiten Grundsteuer C; 

Überarbeitung des Kommunalen 

Finanzausgleichs; Aufhebung der 

Steuererhöhungserlasse der Lan-

desregierung; Beendigung der 

Steuererhöhungsspirale bei 

Grund-und Gewerbesteuer; 

unbedingte Wahrung des Kon-

nexitätsprinzips bei gleichzeitiger 

Schaffung von Anreizen für eine 

effiziente und sparsame Mittel-

verwendung; 

Abschaffung der Gewerbesteuer-

sumlage;  

nach dem Subsidiaritätsprinzip 

und dem Konnexitätsprinzip; 

keine Abschaffung, aber Reform 

des Länderfinanzausgleichs; 

keine Einführung weiterer Bar-

geldobergrenzen oder vollstän-

dige Abschaffung des Bargeldes; 

keine weiteren Steuererhöhun-

gen; 

Unternehmenssteuerreform, die 

zu einer tatsächlichen Entlastung 

führt; Deckelung der Steuerlast 

für Gewinne, die im Unternehmen 

verbleiben, auf 25 %; 

keine Besteuerung von aus 

schon versteuertem Einkommen 

gebildeten Vermögen; 

gesetzliche Festschreibung des 

Ausgleichs der kalten Progres-

sion; 

Erhöhung der Freibeträge bei der 

Erbschaftssteuer und Anpas-

sung an die Entwicklung der Im-

mobilienpreise; 

Überprüfung der Behandlung von 

Windkraftanlagen bei der Grund-

steuer; 

Übertragung bisheriger zweckge-

bundener Förderung mit einem 

enormen Verwaltungsaufwand 

auf die Kommunen; freie Verfü-

gung, wenn sie sich vorher ver-

pflichten, überprüfbare Nachhal-

tigkeitsstandards einzuhalten; 

Unterstützung der Kommunen, 

um die öffentliche Daseinsvor-

sorge langfristig zu sichern; 

Ansiedlung neu zu schaffender 

Einrichtungen des Landes 

schwerpunktmäßig abseits der 

derzeitigen Gravitationszentren 

Wiesbaden, Frankfurt und Darm-

stadt; 

Ansiedlung eines Ministeriums in 

Nordhessen; 

Prüfung der Gründung einer 

Glasfaserinfrastrukturgesell-

schaft; 

Einführung einer Genehmigungs-

fiktion zum beschleunigten Aus-

bau noch fehlender Mobilfunk-

standorte für 24 Monate; 

Sicherstellung des schnellstmög-

lichen Ausbaus von 5G neben 

der flächendeckenden Verfügbar-

keit von LTE; 

mehr Steuergerechtigkeit: Ab-

schaffung der Abgeltungssteuer, 

Einführung einer Finanztransakti-

onssteuer (Bundesrat); Einfüh-

rung einer Übergewinnsteuer auf 

Krisengewinne großer Unterneh-

men; Einführung einer Vermö-

genssteuer, Reform einer Erb-

schaftssteuer; konsequente Be-

kämpfung jeglicher Form von 

Steuerhinterziehung sowie ag-

gressiver Steuergestaltung, die 

auf Vermeidung angelegt ist; 

Umwandlung der Gewerbesteuer 

in eine Gemeindewirtschafts-

steuer; 

Überwindung der Schulden-

bremse; 

Regulierung des Finanzplatzes 

Frankfurt; 

Verbot von Hochrisikogeschäf-

ten; 

Beschränkung der Tätigkeiten 

der Banken auf ihren Kernbe-

reich; 

des Landeshaushalts; Abbau kli-

maschädlicher Subventionen; 

Ausrichtung der Anlagestrategie 

des Landes auf nachhaltiges In-

vestment und das 1,5-Grad-Ziel; 

weitere Ausgabe von Green 

Bonns als nachhaltige Finanzan-

leihen; 

Erweiterung des öffentlichen Auf-

trags der Sparkassen um einen 

Nachhaltigkeitsaspekt; 

Überprüfung der Auswirkungen 

und Prioritätensetzungen des 

Landeshaushalts mit Fokus auf 

die Geschlechtergerechtigkeit 

(Gender Budgeting); 

Bekämpfung von Steuerkriminali-

tät und Geldwäsche; Ansiedlung 

der neuen europäischen Anti-

Geldwäsche-Behörde in Frank-

furt; 

Abbau von Subventionen; 

konsequentere Aufdeckung und 

Ahndung von Steuerverschwen-

dung; 

bessere Finanzausstattung für 

Land und Kommunen; Neuver-

handlung der Verteilung staatli-

cher Mittel zwischen Bund, Län-

dern und Gemeinden; 

Stärkung der kommunalen 

Selbstverwaltung; Zurückfahren 

der finanziellen Fördermaßnah-

men des Landes; Erhöhung der 

zweckfreien Zuweisungen inner-

halb des Kommunalen Finanz-

ausgleichs auf Kosten der ge-

bundenen Zuweisungen; 

Abschaffung der Grunderwerb-

steuer auf selbstgenutzten 

Wohnraum; 

komplette Abschaffung der Stra-

ßenbaubeiträge in allen Kommu-

nen; 

  



 

 

Wirtschaft | Tourismus 

 

      

Stärkere Fokussierung der Zu-

ständigkeiten für den Tourismus 

in der Landesverwaltung; bes-

sere Vernetzung der Akteure des 

Tourismus; Herstellung einer 

zentralen Ansprechbarkeit; 

Prüfung einer Vereinfachung der 

Antragstellung bei der finanziel-

len Förderung im Rahmen des 

Tourismuspolitischen Hand-

lungsrahmens; 

kundenorientierte Aufstellung der 

Förderung touristischer Destina-

tionen; länderübergreifende Ko-

operation mit benachbarten Re-

gionen; 

zielgerichteter Ausbau der Tou-

rismuswirtschaft; Herstellung ei-

ner optimalen Außenwirkung; 

Vernetzung aller beteiligten Ak-

teure; 

Unterstützung der positiven Ent-

wicklung des Tourismus durch 

landesplanerische Maßnahmen; 

stärkere Berücksichtigung der 

Belange des Tourismus gegen-

über anderen Belangen bei tou-

ristischen Infrastrukturmaßnah-

men; kein automatischer Vorrang 

des Ausbaus der Windenergiean-

lagen vor Tourismusinfrastruk-

turprojekten; 

Weitere Vertiefung der Zusam-

menarbeit von Land, Kommune 

und Destination in den Touris-

musregionen; Fortsetzung des 

Austauschs in Form des „Runden 

Tisch Tourismus“ in regelmäßi-

gen Abständen; 

Erhalt und Erneuerung touristi-

scher Highlights im Besitz des 

Landes als attraktive Freizeitein-

richtungen für Touristen und Ein-

heimische; 

Auszeichnung von Gasthöfen, 

Pensionen oder Hotels mit einem 

neuen Label für Kinder- und Fa-

milienfreundlichkeit; 

Ausrichtung der Bundesgarten-

schau im Mittelrheintal; Stärkung 

und Weiterentwicklung der Lan-

desgartenschau; zeitlich engere 

Taktung und Durchführung auch 

in kleineren Kommunen; 

Förderung innovativer Modelle in 

Hotellerie und Gastronomie bei 

der Gewinnung von Fachkräften 

für den Tourismus oder bei der 

Unternehmensnachfolge; 

Beibehaltung der Möglichkeit zur 

Erhebung eines Tourismusbeitra-

ges; 

zeitlich befristete Erprobung 

neuer Arbeitszeitmodelle in Ho-

tellerie und Gastronomie;  

Institutionalisierte Verstetigung 

einer verlässlichen Mitfinanzie-

rung der Destinationen Essens; 

Bündelung der Kompetenzen im 

Bereich Tourismus; Etablierung 

eines kompetenten Ansprech-

partners für den Tourismussek-

tor; 

qualitative Stärkung des Touris-

mus im ländlichen Raum; 

Stärkung der ländlichen Regio-

nen; 

Erleichterung und Verbesserung 

der lokalen und regionalen Zu-

sammenarbeit unterschiedlicher 

Anbieter; 

Verstärkung der Förderung der 

Kur- und Rehastandorte durch 

das Land; 

bessere Erreichbarkeit der Aus-

flugsziele für alle Menschen 

durch Ausbau des öffentlichen 

Verkehrs; 

Ausrichtung der Tourismusförde-

rung darauf, die ländlichen Regio-

nen sozial und ökologisch nach-

haltig zu stärken; 

Weitere Erhöhung von Sichtbar-

keit und Profilierung der Touris-

musregionen; Bündelung der Ak-

tivitäten der Landesregierung in 

einem neuen Rahmen; 

Naturverträglichkeit im Zentrum 

der Tourismusförderung; 

Förderung des Thementouris-

mus und Verstärkung des Marke-

tings dafür; Ausbau der Infra-

struktur für Wander-, Rad- und 

Wellnessurlaub;  

(-) 
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Innen und Recht | Innere Sicherheit  

 

      

Polizei: 1500 zusätzliche Polizis-

tinnen und Polizisten bis 2027; 

kritische Überprüfung bestehen-

der Dokumentationspflichten für 

die Polizeivollzugskräfte; Erhö-

hung der Zahl der Polizeiverwal-

tungsangestellten; 

Strukturreformen bei der Polizei; 

Prüfung der Zusammenlegung 

von Ausbildungsstellen, Revieren 

und Dienstleistungseinheiten; 

kritische Evaluation des freiwilli-

gen Polizeidienstes, insb. im Hin-

blick auf die notwendigen Vo-

raussetzungen für eine Über-

nahme in den freiwilligen Polizei-

dienst; 

Übertragung von Aufgaben an 

die Ordnungsämter, wo dies 

möglich ist; keine Privatisierung 

hoheitlicher Aufgaben; 

Steigerung der Attraktivität des 

Polizeidienstes; Weiterqualifika-

tion mit Fachhochschulreife als 

Aufstieg in den Polizeivollzugs-

dienst; grundsätzliche Neuord-

nung der Laufbahnen; 

Einführung der Ruhegehaltsfä-

higkeit der Polizeizulage; 

Vorantreiben der Möglichkeiten 

des mobilen Arbeitens auch im 

Polizeidienst; 

Polizei: mehr Polizeibeamtinnen 

und Beamte; moderne Ausstat-

tung; verstärkte Ausstattung mit 

Body-Cams und Distanzelektro-

nikimpulsgebern (DEIG); 

gute Infrastruktur; konsequente 

Fortsetzung der Modernisierung 

von Liegenschaften; zukunftsfä-

hige digitale Infrastruktur; 

Reform des Zulagenwesens; an-

gemessene Zulage bei beson-

ders belastenden Diensten; 

Ansparung von Erholungsurlaub 

für Kinderbetreuung und Pflege 

von Angehörigen; 

Entlastung durch Verwaltungsas-

sistenzen von allgemeinen Ver-

waltungstätigkeiten; 

weitere Stärkung des Zentrums 

für polizeipsychologische 

Dienste; 

modernste Ausstattung der Poli-

zeifliegerstaffel; Modernisierung 

der Hubschrauberflotte; zusätzli-

cher vierter Hubschrauber; 

verstärkter Einsatz von „Virtual 

Reality“ und „Augmented Reali-

tät“ in der Aus- und Fortbildung; 

Einsatz von Fahrsimulatoren für 

das Fahrsicherheitstraining; 

Polizei: mehr Polizeipräsenz in 

der Fläche 

ein Streifenwagen mehr für jede 

Polizeistation; mehr Polizeibe-

amt*innen im Dienst; 

Stärkung der Polizeiarbeit: Neue 

Systeme zur Gewinnung, Struktu-

rierung und zum Austausch von 

Informationen, bspw. in Fällen 

der Terrorabwehr oder der Be-

kämpfung komplexer krimineller 

Strukturen; Beachtung des Da-

tenschutzes; 

gute Arbeitsbedingungen der Be-

amt*innen; bessere, amtsange-

messene Besoldung, die verfas-

sungsrechtliche Vorgaben erfüllt; 

Erhöhung der Besoldung; Wieder-

einführung der Ruhegehaltsfä-

higkeit der Polizeizulage; bessere 

Bezahlung der Tarifbeschäftig-

ten; Ermöglichung und Ausbau 

von Teilzeit; 

echte neue offene Fehler- und 

Führungskultur in der Polizei; Ein-

führung eines Projekts „Polizei-

schutz für die Demokratie“; Er-

weiterung der Möglichkeiten von 

Beschwerden an den unabhängi-

gen Bürger- und Polizeibeauf-

tragten; Ermöglichung anonymer 

Eingaben an den Polizeibeauf-

tragten; 

Polizei: Umsetzung der Hand-

lungsempfehlungen der Exper-

tenkommission und des NSU-Un-

tersuchungsausschusses zur Re-

form der Polizei; verpflichtende 

Seminare zu Rechtsextremis-

mus, Etablierung einer Fehlerkul-

tur, Datenschutzmaßnahmen; 

stärkere Berücksichtigung von 

demokratiefördernden Inhalten in 

der Polizeianwärter*innen-Ausbil-

dung; verpflichtende Seminare zu 

interkultureller Kompetenz und 

Antisemitismus- und Rassis-

musprävention; 

Auflösung der Hochschule für öf-

fentliches Management und Si-

cherheit; Wiedereröffnung der 

Hochschule für Polizei und Ver-

waltung, der Polizeiakademie so-

wie der Zentralen Fortbildung 

Hessen; 

konsequente disziplinar- und 

strafrechtliche Ahndung men-

schenfeindlicher, rassistischer, 

antisemitischer und neonazisti-

scher Äußerungen und Handlun-

gen von Polizist*innen und Ange-

hörigen des öffentlichen Diens-

tes; Anpassung des Disziplinar 

rechts; 

Rücknahme der Reform des Si-

cherheits- und Ordnungsgeset-

zes; 

Polizei: bundesweite Harmonisie-

rung der polizeilichen IT; 

wirksamere Behandlung von 

Kleinkriminalität und Störungen 

der öffentlichen Ordnung durch 

Zusammenarbeit zwischen Poli-

zei und Sozialarbeit; 

Erhöhung der Repräsentanz von 

marginalisierten Gruppen in der 

Polizei; 

entschlossene Bekämpfung von 

Gewalttaten gegen Frauen, 

queere Menschen, Menschen mit 

Behinderung, wohnungslosen 

Menschen, Jüdinnen*Juden und 

migrantentisch gelesenen Men-

schen; 

Einführung eines Quittungssys-

tems bei Personen- und Ver-

kehrskontrollen als Modellver-

such; empirische Begleitung, um 

Aufschluss über das Kontrollver-

halten der Polizei und mögliches 

Racial Profiling zu erhalten; 

Präventions- und Supervisions-

maßnahmen und Vermittlung 

von politischer Bildung, rassis-

mus- sowie gendersensibler Poli-

zeipraxis als Schwerpunkt in der 

Aus- und Weiterbildung, insb. von 

Führungskräften; 

Evaluierung der Stelle des Bür-

ger- und Polizeibeauftragten und 

Weiterentwicklung gemeinsam 

mit Expert*innen; Ausweitung 

Polizei: Ausrüstung der Polizei 

bei Demonstrationen und Groß-

veranstaltungen mit wirkungsvol-

len Distanzmitteln; 

bessere Bezahlung und attrakti-

vere Sozialleistungen; 

deutsche Staatsbürgerschaft so-

wie uneingeschränkte Identifika-

tion eines jeden Bewerbers mit 

den rechtsstaatlichen Grundsät-

zen Deutschlands als zwingende 

Voraussetzung bei der Einstel-

lung in den Polizeidienst; 

hinreichende Zahl an Haftplätzen 

in Justizvollzugsanstalten und 

Abschiedeeinrichtungen zum 

Schutz der Bürger vor Straftä-

tern; 

für Bürger wahrnehmbare Poli-

zeipräsenz und geeignete techni-

sche Hilfsmittel an öffentlichen 

Plätzen und Einrichtungen; 

konsequenter Einsatz von Poli-

zeikräften, wo gefährliche und 

rechtsfreie Räume bereits ent-

standen oder gerade im Entste-

hen sind; erforderlichenfalls Ein-

richtung von Polizeiposten; 

gezielte Bekämpfung krimineller 

Organisationen; hohe Haftstra-

fen, Vermögensabschöpfung 

und konsequente Ausweisung 

von ausländischen OK- Mitglie-

dern als Regel;  

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

Verbesserung der Ausstattung; 

regelmäßige Schulungen hin-

sichtlich der Nutzung von Ta-

sern; Taser als Ausstattung in je-

dem Polizeiwagen; 

höhere Gebühren für Polizeiein-

sätze; Überarbeitung des Kosten-

rechts; 

Überwachung von identifizierten 

Gefährdern mittels elektroni-

scher Fußfessel zum Zweck der 

Gefahrenabwehr durch richterli-

che Anordnung; 

Sicherheit bei Großveranstaltun-

gen: keine Kostenbeteiligung von 

Veranstaltern oder Vereinen an 

Polizeieinsätzen; Inanspruch-

nahme der unmittelbaren Störer 

für entstandene Kosten; 

Digitalisierungsoffensive Polizei; 

weitere Stärkung der Zentral-

stelle zur Bekämpfung der Inter-

netkriminalität sowie der Cyber-

security-Forschung; Ausstattung 

jedes Streifenwagens mit mobi-

len Geräten sowie polizeispezifi-

schen Software Applikationen; 

Verfassungsschutz: Vorlage ei-

nes modernen Verfassungs-

schutzgesetzes;  

Erweiterung und Verbesserung 

parlamentarischer Kontrolle 

durch Ausweitung der Befug-

nisse und Möglichkeiten der Par-

lamentarischen Kontrollkommis-

sion Verfassungsschutz, insb. im 

Hinblick auf die Möglichkeit, Mit-

arbeiter des Verfassungsschut-

zes vorzuladen und eigene Er-

mittlungen anzustoßen;  

Erweiterung der Online-Wache 

bis hin zur umfassenden digita-

len Anzeigeerstattung; Anzeigen-

erstattung per Videotelefonie; 

rechtliche Normierung des Ein-

satzes von Drohnen;  

Verbesserung der realen und ge-

fühlten Sicherheit im öffentlichen 

Raum bspw. durch Quartiers- 

und Beleuchtungsmanagement, 

Sauberkeit, Notrufsäulen, Waf-

fen- und Alkoholverbotszonen 

und Videoüberwachung; höhere 

Präsenz von Ordnungskräften in 

den Abendstunden im ÖPNV und 

an öffentlichen Plätzen; 

Frauen-Sicherheitspaket; Über-

wachung der Einhaltung von 

Kontakt- und Annäherungsverbo-

ten mittels elektronischer Fuß-

fesseln; 

Verfassungsschutz: personelle 

Verstärkung; Novelle des Verfas-

sungsschutzgesetzes; weitere 

Digitalisierung des Landesamtes 

für Verfassungsschutz; 

regelhafte und obligatorische 

Überprüfung von Polizeianwär-

tern, Staatsanwältinnen und 

Richtern vom Landesamt für Ver-

fassungsschutz vor der Einstel-

lung; 

weiterer Ausbau und stetige Wei-

terentwicklung der Präventions-

angebote des Landesamtes für 

Verfassungsschutz; 

Brand- und Katastrophenschutz: 

Fortführung der Förderung von 

modernen Feuerwehrfahrzeugen 

und -häusern auf dem aktuellen 

Rekordniveau; weiterer Ausbau 

Verfassungsschutz: Reform des 

Verfassungsschutzes und Unter-

stellung einer stärkeren parla-

mentarischen Kontrolle; 

Brand-und Katastrophenschutz, 

Rettungsdienst: Ausstattung rele-

vanter Orte mit WLAN-Hotspots 

für den Katastrophenfall zur Er-

möglichung eines Internetzu-

gangs über Satellit auch während 

Stromausfällen; 

deutliche Verbesserung der fi-

nanziellen, technischen und lo-

gistischen Voraussetzungen für 

eine bedarfsgerechte Ausstat-

tung und Ausrüstung von Feuer-

wehr, Rettungsdienst und Kata-

strophenschutz; 

Sicherstellung, dass Ausbildung 

und Ausstattung den neuen Her-

ausforderungen des Klimawan-

dels entsprechend weiterentwi-

ckelt werden;  

konsequente Unterstützung von 

Feuerwehr und Rettungsdienst 

bei der Nachwuchsgewinnung; 

Prüfungen, wie jugendliches En-

gagement auch im Rahmen von 

Ganztagsangeboten an Schulen 

gefördert werden kann; 

Einführung der Ruhegehaltsfä-

higkeit der Feuerwehrzulage; 

Abschaffung der Polizei-Soft-

ware „Hessen Data“; 

Führung von Polizeipräsidien und 

LKA nicht von politischen Be-

amt*innen, sondern von unab-

hängigen Beamt*innen; 

Abbau von Überstunden und Ver-

besserungen der Arbeitsbedin-

gungen für die Polizeibeamt*in-

nen; 

Unterstützung der Opfer und un-

mittelbaren Angehörigen von 

schweren Gewaltdelikten z.B. mit 

Angeboten zur psychologischen 

oder psychosozialen Hilfeleis-

tung;  

Verlaufsstatistik und Dunkelfeld-

studie zu häuslicher Gewalt; sta-

tistische Erfassung von Femizi-

den als eigene Kategorie; 

Verfassungsschutz: Abschaffung 

des Verfassungsschutzes; Erset-

zung durch eine transparent ar-

beitende, wissenschaftliche Be-

obachtungsstelle von Angriffen 

auf Menschen-, Grundrechte und 

Demokratie; 

öffentliche Information über 

rechte, autoritäre und demokra-

tiefeindliche Strukturen und Ar-

gumentationsmuster; 

wissenschaftliche Aufarbeitung 

der Arbeit des Verfassungsschut-

zes; vollständige Rehabilitierung 

und Entschädigung der Opfer, 

insb. der Betroffenen von Berufs-

verboten;  

 

und Stärkung der Befugnisse und 

Kompetenzen; 

Verbesserung der psychosozia-

len Erstbetreuung am Tatort; 

Schulung und Sensibilisierung 

des Personals zu Gewaltsschutz-

konzepten für Aufnahmeeinrich-

tungen und für kommunale Un-

terkünfte für Geflüchtete; 

Verfassungsschutz: konsequente 

Fortsetzung des Umstrukturie-

rungsprozesses des Verfas-

sungsschutzes;  

klare Qualifikationskriterien für 

die Mitarbeitenden des Verfas-

sungsschutzes; kontinuierliche 

Weiterbildung; 

weitere Stärkung der parlamenta-

rischen Kontrolle; 

Stärkung der interkulturellen 

Kompetenz des Verfassungs-

schutzes durch zielgerichtete-

und Fortbildung; 

Stärkung der Fähigkeiten des 

Verfassungsschutzes, um Radi-

kalisierung vor dem Bildschirm 

zu verhindern; Aufklärung der Be-

völkerung über die Risiken; 

Nachrangigkeit des Einsatzes 

von V-Leuten zu anderen Aufklä-

rungsmöglichkeiten und Über-

prüfung auf seine Wirkung; 

Prüfung, wie der Einsatz von V-

Leuten vor allem im Phänomen-

bereich Rechtsextremismus 

noch sicherer und zuverlässiger 

und für die Sicherheitsorgane 

neue Stellen bei Polizei und Jus-

tiz speziell für die Bekämpfung 

der Organisierten Kriminalität 

und der Geldwäschekriminalität; 

konsequente Sicherungsverwah-

rung für verurteilte Sexualstraftä-

ter im Rahmen der Pädokrimina-

lität; 

ehrliche, eindeutige und umfas-

sende Darstellung der Realität in 

der Kriminalstatistik; Erfassung 

und entsprechende Ausweisung 

mehrfacher Staatsbürgerschaft; 

Verfassungsschutz: kein Miss-

brauch des Landesamtes für 

Verfassungsschutz, um die Mei-

nungsfreiheit zu unterdrücken o-

der einzuschränken; 

entschiedenes Unterbinden von 

Versuchen der Beeinflussung 

des Landesamtes für Verfas-

sungsschutz im parteipolitischen 

Interesse; 

Veröffentlichung einer Einstu-

fung als Verdachtsfall und der 

Beobachtungen durch den Ver-

fassungsschutz erst, wenn ein 

Gericht aufgrund der vorgelegten 

Erkenntnisse die Genehmigung 

dazu erteilt; keine fallbezogene 

Einflussnahme auf den Verfas-

sungsschutz seitens der Politik; 

Präsident des Landesamtes für 

Verfassungsschutz darf kein po-

litischer Beamter sein; 

Gewährleistung eines effektiven 

Informationsaustausches mit al-

len Verfassungsschutzämtern in 



 

 

Recht für Angehörige des Lan-

desamtes für Verfassungs-

schutz, sich in dienstlichen Ange-

legenheiten direkt an die Kon-

trollkommission zu wenden 

(„Whistleblower-Regelung“); 

statistische Erfassung der Krimi-

nalitätsentwicklung; Durchfüh-

rung einer Dunkelfeldstudie als 

Längsschnittstudie ergänzend 

zur Polizeilichen Kriminalstatistik 

in regelmäßigen Abständen; For-

cierung der Kooperation mit den 

Hochschulen und Universitäten; 

Brand- und Katastrophenschutz: 

Erleichterungen für den Feuer-

wehrführerschein; flexible Ein-

satzmöglichkeiten auch für nur 

noch beschränkt einsatztaugli-

che Kräfte; eine moderne Aus-

stattung der Landesfeuerwehr-

schule; Bereitstellung von Schu-

lungsmöglichkeiten (bspw. für 

Einsatzfahrzeugführer) in Zu-

sammenarbeit mit den Berufs-

feuerwehren und der Polizei; 

Minimierung der Berichtspflich-

ten der Feuerwehr gegenüber 

dem Ministerium des Innern; 

Flexibilisierung der für die Kräfte 

der Freiwilligen Feuerwehren gel-

tenden Altersgrenzen; 

Ausbau der Förderung der Be-

schaffung von Fahrzeugen und 

Geräten; 

der Garantiesumme für den 

Brandschutz; Überprüfung des 

Vorschriftenbestandes im Brand- 

und Katastrophenschutz; 

weiterer Ausbau der Landesfeu-

erwehrschule; Erweiterung und 

Fortentwicklung der digitalen 

Ausbildungsmöglichkeiten; 

weiterhin starke Unterstützung 

der Kinder- und Jugendfeuerweh-

ren; Fortentwicklung der Bera-

tungsangebote und Projekte; 

massive Ausweitung des Baus 

und der Reaktivierung von 

Schutzräumen, der Vorhaltung 

von Schutz- und Hilfsgütern, Not-

stromaggregate auf örtlicher 

Ebene sowie der Vernetzung im 

Krisenfall; 

weiterer Ausbau des bestehen-

den Warnmittelmix aus Sirenen 

und der App hessenWARN; 

weitere Erhöhung der Zahl der 

Notstrom-Aggregate im Kata-

strophenschutz; 

Stärkung des Selbstschutzes 

und der Selbsthilfe; Etablierung 

eines jährlichen Bevölkerungs-

schutztages; 

massive Stärkung der Klima- und 

Extremwetter-Sicherheit; 

Prüfung einer Ausweitung der 

Ausbildungskapazitäten für Not-

fallsanitäter; Verlagerung der Zu-

ständigkeit für die Rettungs-

dienste in das für Brand- und Ka-

tastrophenschutz zuständige Mi-

nisterium; 

Feuerwehren, Rettungsdienste 

und Katastrophenschutz: Unter-

stützung der Förderung der Kin-

der- und Jugendabteilungen 

durch ein freiwilliges Wahlfach 

an der Schule; 

Benennung und Beseitigung aller 

diskriminierenden Hürden und 

Verhaltensweisen; Einsatzabtei-

lungen nicht als Rückzugsraum 

für Männer Dominanz und Whi-

zte Supremacy; 

bezahlte Freistellung für Ausbil-

der*innen; 

Intensivierung der Nachwuchs-

gewinnung der Rettungsdienste; 

nachhaltige Finanzierung des zi-

vilen Katastrophenschutzes;  

nachvollziehbarer gestaltet wer-

den kann; 

Feuerwehren, Rettungsdienste 

und Katastrophenschutz: Unter-

stützung der Wehren bei der Ge-

winnung von neuen engagierten 

Mitgliedern und Personal; 

Schaffung der baulichen Voraus-

setzungen für einen höheren 

Frauenanteil mit Umkleiden; 

weitere Investitionen in die Aus-

rüstung; gute finanzielle, perso-

nelle und technische Ausstattung 

für Prävention und akute Hilfe; 

Anpassung der Ausrüstung der 

Wehren an die Erfordernisse des 

Klimawandels; 

Stärkung des engen Austauschs 

zwischen Katastrophenschutz, 

Feuerwehren, Umweltbehörden 

sowie Städten und Gemeinden; 

kontinuierliche Fortschreibung 

der Konzepte zur Bekämpfung 

von Waldbränden sowie Starkre-

genereignissen; 

Unterstützung der Kommunen 

bei der Verbesserung von Struk-

turen für eine Anpassung kom-

munaler Gefahrenabwehr und 

des Krisenmanagements in Zu-

sammenarbeit mit allen Blau-

lichtorganisationen; 

gezielte organisationsübergrei-

fende Aus- und Fortbildungskon-

zepte; 

Deutschland und den Dienststel-

len des Staatsschutzes der Poli-

zei; 

gleichmäßige Erfassung und Be-

obachtung jeder Form des Extre-

mismus vom Verfassungs-

schutz; 

Erstellung der Statistiken im Ver-

fassungsschutzbericht für alle 

Formen des Extremismus in ein-

heitlicher und vergleichbarer 

Form; 

Katastrophenschutz: Gewährleis-

tung von Katastrophenwarnun-

gen und -alarmierungen; Sicher-

stellung der Warnung jedes Bür-

gers, neben Radio- und Fernseh-

durchsagen und elektroni-

schen/digitalen Warnsystemen, 

mit einem flächendeckenden Si-

renenwarnsystem; 

Instandsetzung bestehender 

Schutzräume und Bunker; Einpla-

nung von Schutzräumen und 

Bunkern bei der Erstellung von 

öffentlichen Neubauten/Mehr-

zweckanlagen; Förderung des 

Baus von privaten Schutzräu-

men; 

Ausstattung von Feuerwehren, 

Hilfsorganisationen und des 

Technischen Hilfswerks mit mo-

dernem Gerät und Technik und 

Weiterqualifizierung mit Fortbil-

dungen und regelmäßigen Übun-

gen; 

Einrichtung eines zweckgebun-

denen Notfallfonds für schnelle 

und unbürokratische Hilfe bei 

Schadensereignissen;  

  



 

 

Innen und Recht | Bürgerrechte / Datenschutz / Cybersicherheit 

 

      

Bürgerrechte: keine Ausweitung 

der aktuell möglichen techni-

schen Überwachung; 

jährliche Überwachungsgesamt-

rechnung, in der alle durchge-

führten Überwachungen summa-

risch aufgeführt sind; 

Ausweitung der DNA-Analyse 

auch auf äußere Merkmale wie 

Haare, Augen und Hautfarbe so-

wie Herkunft bei schwersten 

Straftaten; 

Keine präventiven Videoaufzeich-

nungen und verdeckte Polizisten 

auf Versammlungen, wenn keine 

Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung besteht; 

keine anlasslose und flächende-

ckende Videoüberwachung; Prü-

fung der Verhältnismäßigkeit bei 

Überwachungskameras, sichere 

Löschung von Aufnahmen nach 

gewisser Zeit durch Überschrei-

ben der Aufnahmen; 

Schaffung einer klaren landesge-

setzlichen Regelung, die konkret 

definiert, unter welchen Bedin-

gungen Waffenverbotszonen an 

welchen Orten eingerichtet wer-

den können und welche „Waffen“ 

hiervon erfasst werden; 

Datenschutz: Nutzbarmachung 

des technischen Fortschritts und 

Auflösung der angeblichen Un-

Bürgerrechte: Umsetzung der 

Vorratsdatenspeicherung in dem 

vom Gerichtshof der EU vorgege-

benen rechtsstaatlichen Rah-

men; 

Zugang zu bestehenden privaten 

audiovisuellen Systemen für die 

Sicherheitsbehörden in engen 

Grenzen und mit richterlicher An-

ordnung; 

rechtliche und technische Er-

möglichung in engen Grenzen, 

kryptierte Telekommunikation im 

Kontext von schwersten Strafta-

ten zu überwachen; 

Ermöglichung einer Nutzung vor-

handener Maut- und sonstigen 

Verkehrsüberwachungsdaten zur 

Verbrechensverfolgung; 

Umkehrung der Beweislast bei 

der Sicherstellung von Vermö-

genswerten aus organisierter Kri-

minalität; 

Cybersicherheit: weiterer finanzi-

eller und personeller Ausbau des 

Hessen Cyber Competence Cen-

ters (Hessen 3C); fortlaufende 

Überprüfung und ggf. Anpassung 

des rechtlichen Rahmens an-

hand der dynamischen Entwick-

lung; 

Stärkung des Chief Information 

Security Officers (CISO) der Lan-

desverwaltung; 

Bürgerrechte: Projekt „Polizei-

schutz für die Demokratie“; 

Erweiterung der Möglichkeiten 

von Beschwerden an den unab-

hängigen Bürger- und Polizeibe-

auftragten; Ermöglichung von 

anonymen Eingaben an den Poli-

zeibeauftragten (Whistleblower); 

Datenschutz: digitale Souveräni-

tät jedes Bürgers über seine Da-

ten; 

Open-Data-Offensive; Zugang zu 

Daten muss möglichst für jeder-

mann barrierefrei und einfach zu-

gänglich sein; 

schnelle und konsequente Um-

setzung einer Open-Data-Strate-

gie; intensive Unterstützung der 

Kommunen, ihre Daten ebenfalls 

zu veröffentlichen und/oder In-

formationsfreiheitssatzungen zu 

entwickeln; 

personelle Ausstattung der Da-

tenschutzbeauftragten, dass sie 

verstärkt und ohne große Warte-

zeiten kleine Unternehmen, 

Selbstständige, Kitas, Schulen, 

Vereine, Initiativen und Gruppie-

rungen wie Elternbeiräte theore-

tisch und praktisch beraten kann; 

Cybersicherheit: umfassende Cy-

bersicherheitspolitik;  

Bürgerrechte: unabhängige Be-

schwerdestelle zur Untersu-

chung und Ahndung möglichen 

Fehlverhaltens von Polizeibe-

amt*innen;  

umfangreiche Ermittlungskom-

petenzen und Anwesenheitsrecht 

bei Polizeieinsätzen; 

Abschaffung anlassloser und 

verdachtsunabhängiger Kontrol-

len; 

Ablehnung des sog. „Versamm-

lungsfreiheitsgesetzes“; Schutz 

der freiheitlichen Grundrechte, 

nicht der „öffentliche Ordnung“; 

Versammlungsgesetz, das die 

freie politische Meinungsäuße-

rung gewährleistet; 

generelles Verbot des Einsatzes 

von Pfefferspray und Tasern 

durch die Polizei; 

Anwendung von Gesichtserken-

nung im öffentlichen Raum und 

Einsatz von Algorithmen zur 

„Vorhersage“ von Straftaten nur 

im Einzelfall und auf richterlichen 

Beschluss; 

Datenschutz: Abschaffung der 

Polizei-Software "Hessendata": 

kein Ausbau eines Überwa-

chungsstaates mithilfe von Big 

Data; keine automatisierte Erstel-

lung von ausführlichen Datenpro-

filen aller Bürger*innen; 

Bürgerrechte: Vorrang für repres-

sionsarme Konzepte vor Überwa-

chungsmaßnahmen;  

keine flächendeckende Video-

überwachung oder akustische 

Überwachung des öffentlichen 

Raums;  

Beschränkung des Einsatzes in-

telligenter Videoüberwachung 

auf die gezielte Identifikation von 

Straftätern oder Straftaten bei 

Wahrung der Rechte Unbeteilig-

ter;  

Wirksamkeits-Check im Sicher-

heitsbereich als Standardinstru-

ment; je stärker der Eingriff, 

umso höher müssen die gesetzli-

chen Hürden sein, bspw. durch 

Notwendigkeit eines vorherigen 

richterlichen Beschlusses; 

konsequente Verfolgung von 

Straftaten im Internet; enge Zu-

sammenarbeit mit Expert*innen, 

um im digitalen Raum gezielt Kri-

minalität auf dem neuesten 

Stand der Technik zu bekämpfen, 

ohne Bürger*innenrechte unver-

hältnismäßig einzuschränken; 

aktiver Schutz von Whistleblo-

wer*innen und Hinweisgeber*in-

nen; 

Datenschutz: höchste Standards 

beim Datenschutz und in der IT-

Sicherheit; 

Bürgerrechte: Ermöglichung ver-

dachtsunabhängiger Kontrollen 

(Schleierfahndung) landesweit, 

insb. an bekannten Kriminalitäts-

schwerpunkten, durch die Polizei 

zur Sicherheit der Bürger; 

Bekanntgabe von Tätern, die 

Straftaten gegen das Leben be-

gangen haben, an die Öffentlich-

keit; umfassende Informationen 

zur Person sowie zu genauen 

Tatumständen; 

Datenschutz: Stärkung und Un-

abhängigkeit des Datenschutz-

beauftragten; Wahrnehmung der 

Kontrollaufgabe für Wirtschaft 

und öffentliche Verwaltung in 

gleichem Maß weisungsfrei in 

der Zuständigkeit; fachgerechte 

Personal-, Geld- und Sachmittel-

ausstattung; 

Cybersicherheit: nachhaltige För-

derung der IT-Sicherheitsfor-

schung an Hochschulen und pri-

vaten Forschungseinrichtungen; 
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vereinbarkeit zwischen Bürger-

rechtsschutz und Fortschrittsori-

entierung; 

Stärkung des Datenschutzes in 

sozialen Netzwerken durch 

rechtliche Vorkehrungen; „Opt-in-

Verfahren“; 

keine umfassenden „Chat-Kon-

trollen“; 

Verbesserung des Informations-

freiheitsgesetzes; Ausweitung 

des Anwendungsbereiches, so-

dass auch Städte und Gemein-

den zur Auskunft verpflichtet 

werden; 

E-Demokratie: Ermöglichung der 

Online-Stimmabgabe; 

Integrierung des Datenschutzes 

im Rahmen der schulischen Bil-

dung in den Unterricht, Fortent-

wicklung des Schulfachs Infor-

matik in Digitalkunde; Vermitt-

lung von Medienkompetenz und 

der Beherrschung von Sicher-

heitstechniken und Datenspar-

samkeit; entsprechende Fort- 

und Weiterbildung von Lehrkräf-

ten; 

Cybersicherheit: Digitalisierungs-

offensive Polizei;  

weitere Stärkung der Zentral-

stelle zur Bekämpfung der Inter-

netkriminalität sowie der Cyber-

security-Forschung;  

Ausstattung jedes Streifenwa-

gens mit mobilen Geräten sowie 

polizeispezifischen Software Ap-

plikationen; 

Bündelung der vorhandenen 

Schulungs- und Weiterbildungs-

maßnahmen der Verwaltung in 

den Bereichen Informations- und 

Cybersicherheit an einer Stelle; 

bessere Vernetzung der zentra-

len Akteure aus Verwaltung, Poli-

tik, Wirtschaft, Wissenschaft und 

Gesellschaft durch einen Cyber-

sicherheitsrat; 

Cybersicherheitspaket zwischen 

Land und Kommunen;  

weitere personelle Aufstockung 

der Zentralstelle zur Bekämpfung 

der Internetkriminalität (ZIT) und 

Stärkung der Kooperation mit an-

deren auf Cybercrime speziali-

sierten Staatsanwaltschaften; 

Durchführung einer grundsätzli-

chen Erhebung des Sicherheitsni-

veaus öffentlicher IT-Systeme;  

dauerhafte Stärkung der Kapazi-

täten des Landes für das Monito-

ring von Cybersicherheitsrisiken 

und die schnelle Reaktion auf Cy-

berangriffe in den Gefahrenab-

wehr- und Strafverfolgungsbe-

hörden; 

niedrigschwellige Fortbildungs-

angebote und Digitallotsen zur 

Unterstützung der Bürger*innen 

und zur Sensibilisierung für Ge-

fahren durch Cyberangriffe; 

Stärkung des Nationalen Cybersi-

cherheitszentrums Athene in 

Darmstadt; langfristige Sicher-

stellung und Erhöhung der Finan-

zierung; 

Cybersicherheit: Stärkung der Cy-

bersicherheit durch verstärkte 

Fortbildungen der zuständigen 

Fachkräfte und Förderung der 

Einrichtungen für Cybersicher-

heit; 

Vorantreiben der Umsetzung der 

Cybersicherheitsstrategie; Si-

cherheitsbildung und –sensibili-

sierung; 

Stärkung der Cybersicherheit 

durch verstärkte Fortbildungen 

der zuständigen Fachkräfte und 

Förderung der Einrichtungen für 

Cybersicherheit; 

Gezielter Aufbau von Wissen zur 

Bekämpfung und Verhinderung 

von Cyberattacken auf kritische 

Infrastruktur; 
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Konkurrenzfähige Besoldung der 

Justiz; Berücksichtigung von Be-

rufserfahrungen bei Einstellung 

und Eingruppierung; 

Ausweitung und effiziente Ausge-

staltung der „Task-Force Mutter-

schutz“, um mutterschutzbedingte 

Ausfälle zeitnah abzufedern; 

Auffangen von Unterbesetzungen 

durch einen Stellenpool; 

Digitalisierung, Homeoffice-Mög-

lichkeiten, Jobsharing, Desktop-

sharing, Anspruch auf dynami-

schen Ruhestandseintritt bis zum 

70. Lebensjahr, Lebenszeitarbeits-

konten auch für Richterinnen und 

Richter, Möglichkeit eines Sabbati-

cals; 

Talentpool mit Absolventen der 

verschiedensten Ausbildungen von 

potentiellen Richtern und Staats-

anwälten bis zu Personal in den 

Vollzugsanstalten; 

Förderung der Durchlässigkeit ver-

schiedener juristischer Berufe bis 

hin zum Quereinstieg in die Justiz; 

Schaffung weiterer Spezialzustän-

digkeiten, wie z.B. im IT-Recht an 

zentralen Gerichtsstandorten; 

unproblematischer Zugang der 

Syndikus Rechtsanwälte zum Ver-

sorgungswerk; 

Zentralisierung der Registerge-

richte im ländlichen Raum; 

weitere Modernisierung der Jus-

tizstandorte, Verbesserung ihrer 

Sicherheitsinfrastruktur; 

Entlastung der Sozialgerichte 

von von vornherein völlig aus-

sichtslosen Verfahren von sog. 

Vielklägern; 

Nachwuchsgewinnung: Verbes-

serung der Besoldungsstruktur in 

allen Laufbahnen; Erleichterung 

der Verbeamtung von Justizfach-

angestellten; Begrenzung von Be-

fristungen auf ein Minimum; Er-

weiterung der Ausbildungskapa-

zitäten; Ausbau der Nachwuchs-

kampagnen; 

bestmögliche Unterstützung für 

junge Richterinnen und Staatsan-

wälte im Berufsstart; Mentoren-

programme; 

keine Veränderung des Staats-

examens als Voraussetzung für 

die Befähigung zum Richteramt; 

noch modernere Gestaltung des 

Referendariats; Ermöglichung, 

die Examensklausuren elektro-

nisch zu schreiben; 

Sicherstellung der zügigen und 

reibungslosen Durchführung des 

beschleunigten Verfahrens mit 

speziellen Dezernaten, genügend 

Personal und Ressourcen; 

Vollzug von Freiheitsstrafe als 

unveräußerliche staatlich-hoheit-

liche Aufgabe; 

Einstellungs- und Ausbildungsof-

fensive, die u.a. die Rechtspflege 

mitdenkt; Verzicht auf sach-

grundlose Befristungen; 

Steigerung der Attraktivität der 

Justiz als Arbeitgeberin durch 

bessere Besoldung und höhere 

Flexibilität bei der Arbeitszeit- 

und -gestaltung; 

Erleichterung des Berufsstarts 

für Richter*innen sowie Staats-

anwält*innen durch Mentorings-

programme sowie durch redu-

zierte Dezernate; 

Stärkung des Stellenwerts der 

Ausbildung in der Justiz durch 

angemessene Entlastung der 

Ausbilder für die Ausbildungsauf-

gaben, Schaffung von Anreizen 

zur Übernahme von Ausbildungs-

aufgaben; Ausbildertätigkeit als 

wesentliches Kriterium bei der 

Beförderung; 

Einführung des E-Examens für 

beide Staatsexamina; 

Forcierung der Umsetzung der 

elektronischen Akte; Schaffung 

aller notwendigen technischen, 

personellen und finanziellen Vo-

raussetzungen; 

Durchsetzung des Gewaltentei-

lungsprinzips und Demokratisie-

rung der Justiz; Ernennung von 

Richter*innen und Staatsan-

wält*innen ausschließlich durch 

Richter*innenwahlausschüsse; 

Einführung der Selbstverwaltung 

der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften durch Justizräte; 

Erhalt von Amtsgerichtsstandor-

ten; Schaffung zusätzlicher 

Rechtspfleger*innen- und Rich-

ter*innenstellen für schnellere 

Verfahren; Ausbau der Prozess-

kostenhilfe; 

Abschaffung des Weisungs-

rechts: Stärkung der Justiz durch 

unabhängige Staatsanwält*in-

nen; Gleichstellung der Rechtsre-

ferendar*innen im Justizdienst 

bei der Ausbildungsvergütung 

mindestens mit den Lehramtsre-

ferendar*innen; 

menschenwürdige Gestaltung 

des Strafvollzugs, Entwicklung 

sinnvoller Alternativen;  

offene Gestaltung des Strafvoll-

zugs; Zugang zum Internet, zu 

Medien und Informationen für 

Strafgefangene; angemessen be-

zahlte Beschäftigung; Ausbau 

von Weiterbildungsangeboten 

und psychosozialer Betreuung; 

Gesundheitsversorgung in Haft-

anstalten nach Vorgaben der ge-

setzlichen Krankenversicherung 

Stärkung der richterlichen Selbst-

verwaltung; Prüfung einer Be-

schränkung des ministeriellen 

Weisungsrechts gegenüber den 

Staatsanwaltschaften; 

gute Arbeitsbedingungen in der 

Justiz; Verbesserung der Ein-

gangsbesoldung; zügige Durch-

führung von Bewerbungsverfah-

ren; modernes, familienfreundli-

ches Arbeitsumfeld mit moder-

nen Arbeitsmitteln und zeitgemä-

ßen Räumlichkeiten; verstärkte 

Anpassung der Arbeitszeitmo-

delle an die Bedürfnisse der Be-

schäftigten, Sabbaticals; 

entsprechende technische Aus-

stattung der Arbeitsplätze und 

der Sitzungssäle bei Einsatz der 

elektronischen Akte; 

verstärkte Schulungen und mehr 

entsprechend geschultes, be-

zahltes IT-Fachpersonal bei der 

Digitalisierung der Justiz; 

Prüfung von Einsatzmöglichkei-

ten künstlicher Intelligenz zur Un-

terstützung insb. für Recherche-

aufgaben bei umfangreichen Ma-

terialsammlungen oder sonsti-

gen Massenaufgaben; 

schnellstmögliche Nachbeset-

zung offener Stellen bei Gerich-

ten und Staatsanwaltschaften; 

Keine Urteile mit Herkunfts-, Kul-

tur-, Ideologie- oder Religionsra-

batt; kein Einfluss der politischen 

Gesinnung auf die Strafzumes-

sung; 

Stärkung der Unabhängigkeit der 

Justiz; keine politische Einfluss-

nahme; 

Staatsanwälte und Richter sollen 

nicht mehr vom Justizministe-

rium eingestellt werden und 

müssen weisungsungebunden 

und unabhängig sein; keine gene-

relle Berichtspflicht der Staatsan-

wälte gegenüber dem Justizmi-

nister; 

signifikante Aufstockung des 

Personals bei Richtern, Staatsan-

wälten und Verwaltungsange-

stellten; 

Ausstattung der Justiz mit 

schnellem Internet und Ausbau 

des elektronischen Rechtsver-

kehrs; 
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Juristenausbildung: qualitätsorien-

tierte Aus- und Fortbildung; Ausar-

beitung eines einheitlichen 

Kerncurriculums, das den Anforde-

rungen der Abschlussklausuren 

entspricht; Möglichkeit der Berück-

sichtigung der Leistungsergeb-

nisse in den Ausbildungsstationen 

in der Endnote der zweiten Staats-

prüfung; 

weiterer Ausbau des elektroni-

schen Rechtsverkehrs; Zeugenver-

nehmungen und Gerichtsverhand-

lungen in geeigneten Fällen per Vi-

deokonferenztechnik; 

Entwicklung Frankfurts zum inter-

nationalen Top-Justizstandort; 

Einrichtung weiterer Häuser des 

Jugendrechts; Beschleunigung 

von Jugendstrafverfahren; schnel-

lere Bearbeitung der Fälle und 

schnellstmögliche Verhandlung 

bei Jugendkriminalität; Ausbau 

und Stärkung der Bildungsarbeit in 

den Jugendvollzugsanstalten; 

Bekämpfung häuslicher Gewalt: 

schnelle, umfassende und wirk-

same Umsetzung der Istanbul-

Konvention zur Verhütung und Be-

kämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt; 

kostenlose, anzeigeunabhängige 

und anonyme Spurensicherung für 

die Betroffenen von sexueller oder 

sexualisierter Gewalt;  

bedarfsgerechter Ausbau von 

Frauenhausplätzen; 

standardmäßige Bereitstellung 

von Informationen über Hilfsange-

bote zu häuslicher Gewalt beim 

konsequente Verfolgung der 

Straftaten sog. Klimaaktivisten; 

Belegung der Blockade von Ret-

tungswegen oder Behinderung 

von Rettungsmaßnahmen mit 

Mindestfreiheitsstrafe; 

Neuregelung der Strafbarkeit von 

Geldautomatensprengungen; er-

höhter Mindeststrafrahmen; 

Nutzung der Möglichkeiten der E-

Evidence- Verordnung, um Straf-

taten im Internet effektiver auf-

klären zu können; 

Verbesserung der rechtlichen 

und technischen Möglichkeiten 

für den notwendigen Informati-

onsaustausch zwischen Polizei 

und Justiz sowie dem Landes-

amt für Verfassungsschutz, auch 

länderübergreifend; 

konsequente strafrechtliche Ver-

folgung von Angriffen auf Amts-

trägerinnen und Amtsträger mit 

Sonderdezernaten in allen 

Staatsanwaltschaften; 

Beschleunigung und effektivere 

Gestaltung von Bußgeldverfah-

ren durch Änderungen im Ord-

nungswidrigkeitenrecht; weiterer 

Ausbau der Vernetzung zur bes-

seren Erkenntnis und Verfolgung 

antisemitischer Straftaten; 

Nutzung der Spielräume, die der 

Europäische Gerichtshof für die 

Speicherung von IP-Adressen für 

einen begrenzten Zeitraum insb. 

zur Bekämpfung schwerer Krimi-

nalität eröffnet hat; 

Digitale Justiz: Vorantreiben der 

Einführung der elektronischen 

bessere Vermittlung justizieller 

Entscheidungen, u.a. durch Medi-

enübertragung von Urteilsverkün-

dung bei Obergerichten und flä-

chendeckende Auskunftsser-

vices über die Arbeit der Justiz; 

Stärkung alternativer Formen der 

Streitbeilegung wie z.B. Media-

tion oder Schiedsamt; 

Einführung eines Hessischen Op-

ferfonds; 

Schaffung der Stelle eine(s/r) 

Ombudsmannes/-frau für Be-

troffene von Übergriffen; 

Auslaufen der Teilprivatisierung 

der JVA Hünfeld; 

Ruhegehaltsfähigkeit der Voll-

zugszulage;  

Gewaltschutz: vollumfängliche 

Umsetzung der Istanbul-Konven-

tion; bedarfsgerechte Finanzie-

rung und flächendeckende Ga-

rantie des Schutzes vor Gewalt; 

bedarfsgerechte Bereitstellung 

von barrierefreien Frauenhaus-

plätzen; Prävention von häusli-

cher und sexualisierter Gewalt; 

verstärktes Vorgehen gegen se-

xuelle Belästigung im öffentli-

chen Raum und geschlechtsspe-

zifische Gewalt im Internet; 

(Äquivalenzprinzip); gut ausgebil-

detes Personal; 

keine (Teil-)Privatisierungen von 

Strafvollzugsanstalten; 

Entwicklung sinnvoller Alternati-

ven zum derzeitigen Strafvollzug, 

bei denen Resozialisierung an 

erster Stelle steht; 

Schutz vor geschlechtsspezifi-

scher Gewalt: bessere personelle 

und sächliche Ausstattung sowie 

Barrierefreiheit für die 

Frauen*häuser; 

mehr Landesmittel für Förderung 

und Ausbau von Beratungsange-

boten für Mädchen und Frauen* 

mit Erfahrungen sexualisierter 

Gewalt sowie für die Arbeit mit 

Täter*innen; 

Landesinvestitionsprogramm für 

mehr Schutzräume in 

Frauen*häusern und -wohnun-

gen; ausreichend Belegungs-

rechte bei kommunalen Woh-

nungsbaugesellschaften, um 

Frauen* nach dem Frauen*haus 

angemessen unterbringen zu 

können; 

Stärkung von Wegweisungen als 

ordnungsrechtliches Mittel und 

Verlängerung der Fristen; 

effektive Fortbildungen für Ver-

waltung, Polizei und Justiz; lan-

desweites Konzept der Polizei für 

eine Hochrisikoanalyse mit wirk-

samen Maßnahmen; 

Einrichtung einer landesweiten 

Infrastruktur zur anonymen Spu-

rensicherung, damit nach sexua-

Modernisierung der juristischen 

Ausbildung; Prüfung einer Verlän-

gerung der Regelstudienzeit und 

der Einführung eines integrierten 

Bachelors in das Jurastudium; 

Entlastung der Justiz; Vermei-

dung der Ahndung geringfügiger 

Regelverstöße mit Freiheitsstra-

fen; Entkriminalisierung von Ba-

gatelldelikten; 

Behandlung von ticketlosem Fah-

ren im ÖPNV als nicht anzuzei-

genden Vertragskonflikt; 

Etablierung weiterer Häuser des 

Jugendrechts an geeigneten 

Standorten; 

Etablierung eines wirksamen Ge-

fährdungsmanagements zum 

Schutz von von Gewalt betroffe-

nen Frauen und Kindern, z.B. 

elektronische Fußfesseln; 

entschlossene Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen; verlässli-

che und bedarfsgerechte Finan-

zierung der Schutzeinrichtungen, 

Frauennotrufe sowie Beratungs- 

und Interventionsstellen; 

flächendeckender und bedarfs-

gerechter Ausbau des Gewalt-

schutzsystems; Ausbau der 

Plätze in Frauenhäusern; 300 zu-

sätzliche Familienplätze in 

Schutzunterkünften und Über-

gangswohnungen; 

Aufführung von Femziden und 

Femizid-Versuchen in der Krimi-

nalstatistik; 

Verstärkung der aktiven Aufklä-

rungsarbeit über Femizide in 



 

 

Besuch der Frauenärztin oder des 

Frauenarztes; 

Gründung einer Opferschutzstif-

tung; Stärkung und stärkere Unter-

stützung der Opferhilfevereine; 

Information der Opfer über Frei-

gänge oder Entlassung von Tätern; 

Implementierung weiterer präven-

tiver Maßnahmen für die Bekämp-

fung von Kindesmissbrauch; Aus-

bau von Präventionsprogrammen; 

ausreichendes Angebot an psy-

chologischer Betreuung für ehe-

malige Gefangene, die nach einer 

Verurteilung wegen Kindesmiss-

brauchs bzw. des Besitzes von 

Kinderpornographie aus der Haft 

entlassen wurden; 

Ausbau von Quick-Freeze-Verfah-

ren, um Straftäter der Online-Kin-

derpornographie leichter ermitteln 

zu können; 

niedrigschwellige Angebote für 

eine vertrauensvolle polizeiliche 

Beratung für Kinder; Aufbau eines 

Onlineangebots zur Information 

und Beratung für Eltern, Lehrkräfte 

und betroffene Kinder; 

Verstärkung tatausgleichender 

Maßnahmen; weitere mediativ-ver-

mittelnde Verfahren, die auf Ent-

schädigung und Entschuldigungen 

abzielen; 

Schaffung moderner Resozialisie-

rungskonzepte; Intensivierung des 

offenen Vollzugs; Verbesserung 

der Begleitung der Gefangenen 

nach der Haftentlassung und der 

Vorbereitungen zur Haftentlas-

sung; 

Akte; insgesamt digitalere Auf-

stellung der Justiz; 

weiterer Ausbau der IT-Ausstat-

tung der Justiz; mehr Stellen für 

IT-Vor-Ort-Betreuer; 

Erleichterung des Zugangs für 

Bürgerinnen und Bürger zur Jus-

tiz; Einrichtung digitaler Rechts-

antragstellen; weiterer Ausbau 

der Online-Vergabe von Rechts-

pflegerterminen; 

stärkere Unterstützung und Stär-

kung des Opferschutzes und der 

Arbeit der Opferhilfevereine und 

–strukturen; gesetzliche Grund-

lage für die Rechtsstellung der 

Beauftragten der Landesregie-

rung für Opfer schwerer Gewalt-

taten und Terroranschläge; 

weitere Verbesserung der Struk-

turen und Standards beim Opfer-

schutz; 

stärkere Präventionsarbeit zur 

Bekämpfung von Hass und 

Hetze gegen Kommunalpolitiker; 

Schutz von Frauen vor Gewalt, 

insb. vor häuslicher Gewalt; Er-

halt und wo erforderlich Ausbau 

von Angeboten von Frauennotru-

fen, Beratungs- und Interventi-

onsstellen und eines flächende-

ckend erreichbaren Angebots 

von Frauenhäusern für akute Kri-

senfälle; Gewährleistung eines 

flächendeckenden Netzes von 

Beratungsangeboten und Frau-

enhäusern; 

weiterer Ausbau der Häuser des 

Jugendrechts, Einrichtung neuer 

Standorte; 

lisierter Gewalt und Vergewalti-

gung eine gute medizinische Be-

treuung gewährleistet ist; 

Unterstützung von Sexarbeiten-

den; uneingeschränktes Bleibe-

recht und passgenaue Aus-

stiegsbegleitung für Betroffene 

von Menschenhandel und 

Zwangsprostitution; 

Justiz, Staatsanwaltschaft und 

Polizei; 

Beratung, Gesundheitsversor-

gung, Sprach-, Integrations- so-

wie Weiterbildungskurse für 

Frauen, die aus der Prostitution 

aussteigen wollen; kostenfreier 

Zugang zu Gesundheitschecks 

und weiteren Programmen, die 

sie gezielt bei der Suche nach 

Unterkunft, Verpflegung und Ar-

beit außerhalb der Prostitution 

unterstützen; 

Vorhalt, Ausbau und Hinterle-

gung mit Stellen von Angeboten 

zur Resozialisierung; Beratungs- 

und Bildungsangebote vor allem 

im Jugendstrafvollzug; einge-

schränkter Zugang zum Internet, 

der ermöglicht, Nachrichtensei-

ten und Bildungsangebote abzu-

rufen sowie E-Mails an freige-

schaltete Adressen zu senden; 

weiterer Ausbau der muslimi-

schen Seelsorge; 

weiterer Ausbau von Angeboten 

zur Suchtberatung; möglichst 

niedrigschwelliger Zugang zu 

freiwilligen Psychotherapien für 

Inhaftierte; Stärkung der Straffäl-

ligenhilfe; 

angemessene Erhöhung der Ver-

gütung für Gefangenenarbeit; 

weitere Stärkung des offenen 

Vollzugs mit entsprechenden 

Vorbereitungsprogrammen; 

Ausbau von Angeboten, die Er-

satzfreiheitsstrafe durch gemein-



 

 

Arbeitsangebote, Fort- und Weiter-

bildungsmöglichkeiten für die Ge-

fangenen, die einen hohen Ge-

meinwohlbezug aufweisen; 

gute Ausbildung und angemes-

sene Bezahlung der Justizmitar-

beiter; spezifische Fort- und Wei-

terbildungsangebote für Vollzugs-

bedienstete zur persönlichen Wei-

terentwicklung und zur bestmögli-

chen Unterstützung der Gefange-

nen bei ihrer Resozialisierung; 

Entwicklung neuer Formen der 

Personalgewinnung; Werbekam-

pagnen, attraktive Arbeitszeitmo-

delle und finanzielle Anreizsys-

teme; 

Erhöhung der Sonn- und Feiertags-

zuschläge; 

Bachelor für Studierende der 

Rechtswissenschaften, die alle für 

die Zulassung zur ersten juristi-

schen Staatsprüfung erforderli-

chen Prüfungen erfolgreich absol-

viert haben; 

Stärkung des Gerichtsstandorts 

Frankfurt, insb. durch Schwer-

punktsetzungen und Konzentrati-

onen in komplexen Wirtschafts-

verfahren; 

mehr Gerichtsverfahren in engli-

scher Sprache; 

Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen und Besoldungsstruktur 

der Bediensteten des Justizvoll-

zugs; 

Erhalt und weitere Modernisie-

rung der Justizvollzugsanstalten; 

ausreichende Zahl an Haftplät-

zen; 

Resozialisierung: Demokratie- 

und Sprachförderung; Ausbau 

der Rechtsstaatskurse auch im 

Strafvollzug; Prüfung und Aus-

bau des Einsatzes von elektroni-

scher Aufenthaltsüberwachung; 

Verbesserung der Zusammenar-

beit des Justizvollzugs mit den 

Kommunen für Entlassungsvor-

bereitung; 

Unterbindung von Geldzahlungen 

radikaler Gruppen an Strafgefan-

gene; Stärkung der freien Straf-

fälligenhilfe gemeinnütziger Ver-

eine und der ehrenamtlichen Ar-

beit im Vollzug und in der Bewäh-

rungshilfe; 

nützige Arbeit abzuwenden; In-

tensivierung der Beratung der Be-

troffenen; 

Sicherstellung einer auskömmli-

chen Finanzierung freier Träger 

der Straffälligenhilfe; 

Opferschutz: stärkere Unterstüt-

zung der Hilfseinrichtungen für 

Opfer von Straftaten; Schwer-

punkt auf Opfern von Sexual-

straftaten sowie rassistischen, 

antisemitischen oder homo- und 

transphoben Übergriffen; 

Etablierung von Ansprechperso-

nen für gleichgeschlechtliche Le-

bensweisen bei den Staatsan-

waltschaften; 

schnellerer Zugang zu psycho-

therapeutischer Beratung und fi-

nanzieller Unterstützung für Op-

fer von Straftaten und Gewaltver-

brechen und deren Angehörige; 

breitere Fortbildung von Rechts-

anwälten im Opferrecht; 

besserer Zugang zu ambulanter 

und stationärer Psychotherapie; 

Verstetigung und Ausbau der Un-

terstützung durch den „Fonds für 

die Opfer und Angehörigen 

schwerer Gewalttaten von lan-

desweiter Bedeutung und von 

Terroranschlägen“; 
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Kommunales: Notwendigkeit ei-

ner Aufgabenkritik, die das Ziel 

hat, unnötige Gesetze abzu-

schaffen und komplizierte Vor-

schriften auch für kleine Verwal-

tungen zu vereinfachen, dass sie 

auch mit den kommunalvorhan-

denen Ressourcen umgesetzt 

werden können; 

Ausbau der interkommunalen 

und regionalen Zusammenarbeit 

zwischen Gemeinden, Städten 

und Kreisen; 

Ermöglichung interkommunaler 

parlamentarischer Versammlun-

gen;  

Ausweitung der bestehenden 

Programme zur Förderung der 

interkommunalen Zusammenar-

beit; 

auskömmliche Finanzausstat-

tung der Kommunen statt Len-

kung durch Landesprogramme 

und Hessenkasse; 

kritische Evaluation der unüber-

schaubaren Förderlandschaft 

des Landes; 

auskömmliche Finanzausstat-

tung für die Kommunen, die eine 

echte kommunale Selbstverwal-

tung ermöglicht; 

Digitalisierung der kommunalen 

Gremienarbeit; 

Kommunales: Prüfung eines Ver-

zichts auf die Stichwahlen bei 

den Wahlen zu den kommunalen 

Verwaltungsspitzen (Bürgermeis-

ter und Landräte); Prüfung der 

Schaffung einer Sperrklausel für 

kommunale Vertretungsorgane 

unter Beachtung der verfas-

sungsgemäßen Möglichkeiten; 

Prüfung der Ermöglichung einer 

Zulassung digitaler Sitzungsfor-

mate in der Kommunalverfas-

sung, zumindest für bestimmte 

Gremien; 

Änderung der Gemeindeordnung, 

damit Bürgerbegehren wichtige 

Infrastrukturprojekte in ihrer zügi-

gen Realisierung nicht gefährden; 

weitere Straffung der Verfahren 

und Begrenzung der Klage- und 

Antragsberechtigungen auf dieje-

nigen, die von dem Vorhaben tat-

sächlich betroffen sind; 

Schaffung eines neuen, eigenen 

Senats für Infrastrukturmaßnah-

men am Verwaltungsgerichtshof; 

Verringerung des Vorschriftenbe-

standes; Prüfung einer möglichst 

weiten Annäherung an das Prin-

zip des „1 in 2 out“; 

Prüfung der Schaffung „bürokra-

tiefreier Zonen“ in Modellprojek-

ten; 

Kommunales: strategische und 

finanzielle Unterstützung aller 

Kommunen, um die öffentliche 

Daseinsvorsorge langfristig zu si-

chern; 

Kommunales Wahlrecht für alle 

Menschen, die länger als 6 Mo-

nate in hessischen Kommunen 

leben; 

Verwaltung: Hessentempo für 

Planungen und Genehmigungen; 

gute Ausstattung der Verwaltung 

mit Fachkräften; Digitalisierungs-

schub für das staatliche Antrags-

wesen; 

Verbesserung der Angebote zur 

Fördermittelberatung für die 

Kommunen im ländlichen Raum; 

zusätzliches Personal und Ein-

richtung von Beratungsstätten 

bei den Kreisverwaltungen; 

Widerspiegelung der Vielfalt in 

der Gesellschaft auch in der Lan-

desverwaltung; Einführung einer 

Diversitäts-Quote in der Landes-

verwaltung; 

Einrichtung einer Stelle in der 

Landesverwaltung, die Kommu-

nen unterstützt, vernetzt und mit 

eigenen Förderprogrammen ent-

wickelt; 

Kommunales: Stärkung interkom-

munaler Zusammenarbeit; 

selbstbestimmte Zusammenar-

beit zwischen benachbarten 

Kommunen, regionale Entwick-

lungspläne, Dezentralisierung 

staatlicher Verwaltung; 

Reform der Hessischen Gemein-

deordnung und der Hessischen 

Landkreisordnung; 

transparentere Kommunalpolitik; 

bessere Einsichtsmöglichkeiten 

in Daten der Kommune; freie Zu-

gänglichkeit öffentlicher Akten; 

Digitalisierung der Kommunalpo-

litik; flächendeckender digitaler 

Zugang zu Rathäusern und Be-

hörden; weiterhin Möglichkeit ei-

ner analogen Nutzung; 

Verwaltung: Ausbau des öffentli-

chen Dienstes und öffentlicher 

Dienstleistungen; 

unbefristeter Arbeitsvertrag als 

Normalfall im öffentlichen 

Dienst; 

Reduzierung der Arbeitszeit der 

Beamt*innen wieder auf 38,5 

Stunden; 

vollständige Wiederherstellung 

der Mitbestimmungs- und Mit-

wirkungsrechte der Personalräte 

im Personalvertretungsgesetz; 

Kommunales: Vielfältigere, mo-

dernere und flexiblere kommu-

nale Parlamente, die die Bür-

ger*innen regelmäßig aktiv ein-

beziehen; 

rechtssichere Ermöglichung digi-

taler kommunaler Sitzungen, 

falls das vor Ort gewünscht wird; 

Stärkung der ehrenamtlich enga-

gierten Mitglieder in den kommu-

nalen Parlamenten; 

Schutz der Kandidierenden auf 

Wahllisten, Veröffentlichung nur 

der Erreichbarkeitsadresse; 

Prüfung von Maßnahmen zur 

Korruptionsprävention in Kom-

munen; 

Einbindung der Bürger*innen von 

Städten und Gemeinden bei 

wichtigen Entscheidungen; Er-

möglichung der Einrichtung von 

Bürger*innenräten; Wahl nach ei-

nem repräsentativen Losverfah-

ren; 

Stärkung von Kinder- und Ju-

gendparlamenten; 

Ermöglichung einer Bürger*in-

nenfragezeit in der Gemeindeord-

nung; 

Verwaltung: Schaffung moderner 

Arbeitsplätze für Beamt*innen 

und Angestellte; flexible Arbeits-

zeitmodelle; Vereinbarkeit von 

Überprüfung von Verwaltungs-

vorschriften und Gesetzen hin-

sichtlich Sinnhaftigkeit, Kosten 

und Nutzen und gegebenenfalls 

ersatzlose Abschaffung;  
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Förderung der Vereinfachung 

von interkommunaler Zusam-

menarbeit durch Unterstützung 

des Landes; Differenzierung des 

Systems der Mittelzentren; Etab-

lierung einer festen Kooperation 

benachbarter Zentren; 

Sicherheitsarchitektur in den 

Kommunen: alle hessischen 

Kommunen sollen Teil von KOM-

PASS werden, damit die Sicher-

heit vor Ort gewährleistet wird; 

Verwaltung: unverzügliche Wie-

derherstellung der verfassungs-

gemäßen Besoldung für Beamte; 

Mindestabstandsgebot von 15 % 

zum Grundsicherungsniveau; 

Steigerung der Flexibilität und fi-

nanziellen Attraktivität des höhe-

ren Dienstes; 

Rechtsanspruch auf mobiles Ar-

beiten für Beschäftigte in der 

Landesverwaltung; Etablierung 

offener Bürokonzepte, flexibler 

Arbeitsplätze und einer Kombina-

tion aus Einzel- und Gemein-

schaftsarbeitsplätzen; 

Digitale Verwaltung: Beschleuni-

gungen der digitalen Transfor-

mation in der Verwaltung; Digita-

lisierung auch des Bereichs des 

Backends; Anpassung der stan-

dardisierten Verwaltungspro-

zesse auf die spezifischen kom-

munalen Gegebenheiten; 

voll digitalisierte, papierlose Ver-

waltung bis 2028; 

Überprüfung aller Arbeitsschritte 

im Zuge der Digitalisierung mit 

Verwaltung: vollständig digitale 

Durchführung aller Behörden-

gänge bis 2030; Beibehaltung der 

direkten und persönlich erreich-

baren Behörden; 

Verlagerung von noch mehr Be-

hörden dezentral in alle Teile des 

Landes, insb. auch in den ländli-

chen Raum; Ausweitung des An-

gebots der mobilen Bürgerbüros; 

keine Verpflichtung zur Nutzung 

einer Gender-Sprache mit Son-

derzeichen in der öffentlichen 

Verwaltungssprache; 

Einführung eines Normenkon-

trollrats auf Landesebene; 

unbefristete Übernahmeperspek-

tiven für die Auszubildenden und 

Studierenden in der Landesver-

waltung; Erleichterung des Quer-

einstiegs; weitestmöglicher Ver-

zicht auf sachgrundlose Befris-

tungen in der Landesverwaltung; 

Flexibilisierung des Laufbahn-

rechts; Vereinfachung von Auf-

stiegsmöglichkeiten; 

flexiblere und modernere Gestal-

tung der Arbeitsbedingungen; 

zeitgemäße Arbeitsplätze und 

Ausstattung, Ausbau des mobi-

len Arbeitens, digitale Arbeitsme-

thoden, Wertschätzen der Füh-

rungskultur; amtsangemessene 

Alimentation; 

Überarbeitung und Neustruktu-

rierung des Zulagenwesens und 

der Bestimmungen zum finanzi-

ellen Ausgleich von Mehrarbeit 

und Rufbereitschaft; Ruhege-

haltsfähigkeit der Zulagen; 

Digitale Verwaltung: Online-Ver-

fügbarkeit aller Verwaltungsleis-

tungen bis zum Ende der Wahl-

periode; 

konsequentes Vorantreiben der 

Digitalisierung der Landesverwal-

tung; stärkere Unterstützung der 

Kommunen bei der Umsetzung; 

Evaluierung und Optimierung al-

ler internen Verwaltungsabläufe 

mit Blick auf die Digitalisierung 

durch jede mit dem Vollzug von 

Verwaltungsleistungen betraute 

Stelle; 

elektronische Signatur oder eine 

sonstige Form der Unterschrift 

nur, wenn eine gesetzliche Rege-

lung dies ausdrücklich anordnet; 

Beibehaltung des Schriftformer-

fordernisses nur in Fällen, wo 

dies einem ausdrücklichen 

Schutzziel dient; 

Unterstützung des Personalauf-

baus in den Kommunen; Garan-

tie der Ausstattung der Kommu-

nen mit ausreichend Personal für 

einen guten öffentlichen Dienst; 

gute Bezahlung und gute Arbeits-

bedingungen; 

Familie und Beruf, Unterstützung 

bei Care-Arbeit, klare und flexible 

Homeoffice-Regelungen, flache 

Hierarchien; 

zeitgemäße Büroausstattung, die 

den Anforderungen der Digitali-

sierung gerecht wird; 

moderne Ausrichtung der Ausbil-

dung der Mitarbeitenden für die 

Verwaltung an den Hochschulen 

und Verwaltungsfachhochschu-

len; enge Verzahnung der Ausbil-

dung mit der Verwaltungsfor-

schung; 

Erleichterung der Chancen des 

Seiteneinstiegs und stärkere Be-

rücksichtigung vorheriger ande-

rer Berufserfahrungen durch Fle-

xibilisierung des Angestellten-

und Beamtenrechts; 

Übertragung der Tarifergebnisse 

auf Beamt*innen;  

Abbau der aktuellen Benachteili-

gung von freiwillig gesetzlich ge-

genüber privat krankenversicher-

ten Beamt*innen;  

Stärkung der Mitbestimmungs-

rechte der Personalräte in den 

Bereichen Gesundheitsschutz, 

Digitalisierung und neue Arbeits-

formen; 

Stärkung von Themen wie inter-

kulturelle Kompetenzen, Umgang 

mit Aggressionen und Antidiskri-

minierung in der Aus- und Weiter-

bildung; 

Digitalisierung der Verwaltung: 

systematische Überprüfung der 

Verwaltungsprozesse auf Verein-



 

 

Blick auf Vereinfachungen und 

Synergien; 

kritische Prüfung von Schriftfor-

merfordernissen in der Kommu-

nikation mit Bürgerinnen und 

Bürgern; Verpflichtung aller 

staatlichen Stellen zur Führung 

elektronischer Akten; 

 

Digitale Verwaltung: Ersetzung 

von Papiernachweisen durch Re-

gisterabfragen, der händischen 

Unterschrift durch elektronische 

IT-Lösungen; weiterer Ausbau 

des mobilen Zugangs zu Verwal-

tungsleistungen über die Hes-

senApp; gute digitale Infrastruk-

tur mit leistungsfähiger Breit-

bandanbindung und WLAN in al-

len Gebäuden der Verwaltung; 

Bereitstellung und Nutzung ver-

trauenswürdiger IT-Lösungen für 

die Verwaltung; Informations-

technik aus europäischer und 

westlicher Produktion; 

kein automatischer Vorrang des 

Datenschutzes vor dem freien 

Datenverkehr; wichtige Digitali-

sierungsprojekte dürfen nicht 

durch eine einseitige Betonung 

des Datenschutzes blockiert wer-

den; 

umfassende Digitalisierung der 

Planungs- und Genehmigungs-

verfahren; Verkürzung der Ver-

fahrenswege, Modernisierung 

der Genehmigungspraxis; folgt 

keine behördliche Reaktion inner-

halb einer Frist, gilt der Antrag als 

genehmigt; 

fachung und digitale Anwendbar-

keit; Vornahme eventueller 

Rechtsanpassungen; 

Einbeziehung von Nutzerzentrie-

rung und Anwenderfreundlich-

keit; besondere Beachtung der 

Bedürfnisse behinderter und älte-

rer Menschen; 

Weiterentwicklung des eGov-

Campus; 

Unterstützung insb. kleinerer 

Kommunen bei der Verbesse-

rung der digitalen Verwaltungs-

infrastruktur; Unterstützung lan-

deseinheitlicher Lösungen für 

kommunale Bürger-Services; 

Stärkung der Vernetzung zwi-

schen den Kommunen; „Pakt für 

die Verwaltung“; 

Einsatz von Open Source-Soft-

ware, wo möglich; 

Vorantreiben der Umsetzung der 

Cybersicherheitsstrategie; Si-

cherheitsbildung und-Sensibili-

sierung; 

 

  



 

 

Innen und Recht | Migration / Integration / Asyl  

 

      

Unterstützung der Kommunen 

bei der administrativen Bewälti-

gung der Zuwanderung;  

Entlastung der kommunalen 

Ausländerbehörden durch Ein-

richtung einer zentralen Auslän-

derbehörde für Fachkräftezu-

wanderung; 

Forderung und Förderung von In-

tegration; konsequente Durch-

führung von Abschiebungen;  

zeitnahe Erweiterung der Liste 

der „sicheren Herkunftsländer“; 

Erleichterung des Einstiegs in 

Deutschland durch unkompli-

zierte niedrigschwellige Sprach-

angebote, eventuell Sprachtan-

dems, ein „How To“-Deutsche 

Bürokratie und ähnliche Kon-

zepte; 

höhere Wertschätzung von Pro-

jekten, die Integration direkt för-

dern; 

 größere Anzahl von Preisträger/-

innen beim hessischen Integrati-

onspreis mit entsprechender 

Neuaufteilung der Preisgelder, 

Ausschluss von bereits staatlich 

geförderten Projekten von der 

Preisvergabe; 

stärkerer Ausbau und Nutzung 

gemeinsamer Begegnungsplatt-

Weiterführung und Ausbau der 

Förderprogramme, Strukturen 

und Angebote zu Integrations-

maßnahmen; 

Bereitstellung von Rechtsstaats-

klassen in allen Kreisen; ver-

pflichtende Kurse zu Landes-

kunde und Grundwerten unserer 

Gesellschaft; verpflichtende 

Deutschkurse; Sprachförderung 

in Kitas, Fortführung der Intensiv-

klassen; 

Fortführung der Programme zur 

Integration in den Arbeitsmarkt 

(„Pflege integriert“, „Wirtschaft in-

tegriert“, „Sozialwirtschaft inte-

griert“); 

Schaffung eines Integrationsbe-

auftragten als zentralem An-

sprechpartner; 

Unterstützung der Weiterent-

wicklung und Umsetzung kom-

munaler Integrationsangebote, fi-

nanzielle und organisatorische 

Unterstützung der Kommunen; 

Aufnahme von Integrations-

pflichten für Menschen mit Mig-

rationshintergrund in das Integ-

rationsgesetz: Vertrautmachen 

mit den Prinzipien der Rechts-

staatlichkeit, Gleichberechtigung, 

Toleranz sowie Meinungs- und 

Religionsfreiheit; interkulturelle 

Öffnung gegenüber der beste-

henden Vielfalt sowie gegenüber 

Ausweitung und bedarfsgerechte 

Ausstattung der Migrationsbera-

tung; 

Angebot einer Kinderbetreuung 

begleitend zu Sprach- und Integ-

rationskursen; 

schnellere Anerkennung interna-

tionaler Berufs- und Studienab-

schlüsse; 

Ausweitung psychotherapeuti-

scher Angebote für geflüchtete 

Kinder und Erwachsene; 

Einführung landesweit verbindli-

cher Mindest- und Gewalts-

schutzstandards für Erstaufnah-

meeinrichtungen und Gemein-

schaftsunterkünfte; bessere Aus-

stattung der Psychosozialen 

Zentren, Einrichtung eines weite-

ren Zentrums in Osthessen; 

Bereitstellung landeseigener Ge-

bäude zur Unterbringung von Ge-

flüchteten; Förderung der Wohn-

raumvermittlungsstellen auch für 

Geflüchtete; 

regelmäßige bedarfsgerechte 

Anpassung der an die Kommu-

nen gezahlten Pauschalen für die 

Flüchtlingsunterbringung; 

Landesaufnahmeprogramm für 

Geflüchtete aus Krisenregionen; 

Unterstützung der Kommunen 

bei der Aufnahme Schutzsuchen-

der; 

dezentrale und menschenwür-

dige Unterbringung von Asylsu-

chenden; Auflösung der Erstauf-

nahmeeinrichtungen; Unterbrin-

gung der Menschen in kleineren, 

dezentralen Unterkünften und 

Wohnungen; 

Ausbau der Unterkünfte für be-

sonders vulnerable Schutzsu-

chende und Ausstattung mit aus-

reichend geschultem Personal; 

Unterstützung der Geflüchteten 

bei der Wohnungssuche durch 

Wohnraumbörsen; 

Abschaffung von Wohnsitzaufla-

gen und der Residenzpflicht; 

Zugang zur medizinischen Ver-

sorgung ab dem ersten Tag; 

elektronische Gesundheitskarte; 

Kostenübernahme von Sprach-

mittlung durch die Krankenkas-

sen; Ausbau und längerfristige Fi-

nanzierung der psychosozialen 

Versorgung von Menschen mit 

Flucht- und Migrationsge-

schichte; 

sofortiger Arbeitsmarktzugang 

für Asylsuchende; Abschaffung 

von Arbeitsverboten; Ermögli-

chung der Erwerbstätigkeit ab 

dem ersten Tag; 

Ausweitung der Sprachförderpro-

gramme in Kitas, Schulen und für 

Erwachsene; Vergrößerung des 

Angebots an Integrationskursen; 

Abbau von Zugangshürden wie 

bspw. fehlende Kinderbetreuung; 

Förderung von Mehrsprachigkeit 

an den Schulen und in der Er-

wachsenenbildung; 

Fortführung erfolgreicher Pro-

gramme wie „Wirtschaft inte-

griert“ und „Sozialwirtschaft inte-

griert“ für die Integration in den 

Arbeitsmarkt; 

schnelle Anerkennung von im 

Ausland erworbenen Qualifikatio-

nen; gezielte Weiterbildungs- und 

Sprachförderprogramme; ver-

stärkte Förderung von Nachqua-

lifizierung, berufsbegleitenden 

Schulungen und Berufssprach-

kursen; 

Bereitstellung mehrsprachiger 

Versionen der gängigsten For-

mulare der Behörden; 

Evaluierung und weitere Stär-

kung der Arbeit der WIR-Vielfalts-

zentren und der damit verbunde-

nen Integrationsprogramme in 

allen Landkreisen und kreisfreien 

Städten; 

weitere Förderung der Einbürge-

rungen; 

Konsequente Abschiebung krimi-

neller Ausländer unabhängig von 

ihrem Aufenthaltsstatus nach 

Verbüßung ihrer Strafe; dauer-

haftes Einreiseverbot gegen aus-

ländische Extremisten, Gefährder 

und Gewalttäter; 

Unterbringung ausreisepflichti-

ger Personen bis zu ihrer Ab-

schiebung in Justizvollzugsan-

stalten mit entsprechenden Ab-

schiebehaftplätzen oder ver-

gleichbaren Einrichtungen; 

Konsequente Unterbindung von 

Einreisen aus sicheren Drittstaa-

ten; Stopp der illegalen Einwan-

derung mit wirksamen Grenzkon-

trollen; 

Ablehnung der seit Jahren von 

UN und EU geplanten Erset-

zungsmigration; Orientierung von 

Zuwanderung an nationalen Inte-

ressen; 

Anwerbung von Fachkräften aus 

Drittländern als Ultima Ratio; be-

nötigte ausländische Arbeits-

kräfte vorrangig aus den uns kul-

turell nahestehenden europäi-

schen Nachbarländern; 

keine weitere Einwanderung in 

die Sozialsysteme; Ende des 

Missbrauchs des Asylgrund-

rechts; 
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formen; Ermutigung und Förde-

rung von Initiatoren solcher Pro-

jekte; 

breites und tief gefächertes An-

gebot, um die deutsche Sprache 

zu erlernen; 

Förderung der Nutzung und Ein-

bindung von Sprachlern-Apps; 

bessere Bewerbung von Angebo-

ten privatwirtschaftlicher Anbie-

ter oder z.B. des Goethe-Instituts 

bei Zuwanderern und Flüchtlin-

gen; bessere Erforschung ihrer 

Einbindungsmöglichkeiten in den 

Sprachunterricht; 

Förderung von internationalen 

Kulturfesten; 

sofortige und unbürokratische 

Erlaubnis für jeden Neuankömm-

ling, eine Arbeit aufzunehmen;  

flexiblere Anerkennung von aus-

ländischen Schul- und Ausbil-

dungs- sowie Studienabschlüs-

sen auch im Hinblick auf etwaige 

zweckmäßige und gebotene Wei-

terbildungen;  

zügige Prüfung und entspre-

chende Anerkennung von im Her-

kunftsland erworbenen Ab-

schlüssen; 

zielgerichtete Förderung der 

Fort- und Weiterbildung von 

Flüchtlingen; 

den verschiedenen Wertvorstel-

lungen und sexuellen Lebenswei-

sen; ausreichende Kenntnisse 

zur Beherrschung der deutschen 

Sprache, der Rechts- und Gesell-

schaftsordnung sowie der Kultur 

und der Geschichte der Bundes-

republik Deutschland; Bereit-

schaft zur Integration durch An-

nahme und Nutzung von Integra-

tionsangeboten; Entfaltung frei-

williger Aktivitäten zur Integration 

in die Aufnahmegesellschaft; Bei-

trag zur Bewahrung des gesell-

schaftlichen Zusammenhalts 

durch Akzeptanz und Wertschät-

zung der hiesigen Gesellschafts-

ordnung; Bereitschaft zur Mitwir-

kung bei der Bekämpfung von 

Extremismus und Rassismus; 

ausdrückliches Bekenntnis zum 

Kampf gegen Antisemitismus; 

keine generelle Einführung der 

doppelten Staatsangehörigkeit; 

Steuerung und Begrenzung der 

Zuwanderung; konsequente 

Durchsetzung der Ausreisepflicht 

von denjenigen, die kein Bleibe-

recht in Deutschland haben; 

Schaffung eines eigenen Staats-

sekretärs für Migrationsfragen; 

zügiges Asylverfahren für Ge-

flüchtete, die Passdokumente 

zur eindeutigen Identifizierung 

vorlegen; Ausschluss eines wei-

teren Bleiberechts bei Täu-

schung über Identität oder fal-

sche oder keine Angaben oder 

fehlende Mitwirkung beim Asyl-

verfahren; 

Evaluierung des Petitionsgeset-

zes; Begrenzung des Abschie-

Sicherung des Aufenthalts ge-

flüchteter Studierender, Wissen-

schaftler*innen sowie Auszubil-

dender; 

Recht auf kostenlose Teilnahme 

an Integrations- und Sprachkur-

sen für EU-Ausländer*innen so-

wie Menschen mit Migrationsge-

schichte; 

Ausweitung der Migrationsbera-

tung, bedarfsgerechte Ausstat-

tung der Beratungsstellen; 

Ausbau der bestehenden Ange-

bote für Deutschkurse für alle, 

unabhängig vom Aufenthaltssta-

tus; 

flächendeckender Ausbau und 

nachhaltige Finanzierung der un-

abhängigen Rechts- und Verfah-

rensberatung; 

stichtagsunabhängige und ver-

einfachte Bleiberechtsregelung 

für langfristig Geduldete, spätes-

tens nach fünf Jahren Aufenthalt; 

keine Abschiebungen oder Ab-

schiebungshaft; Abschiebestopp 

in Kriegs- und Krisengebiete; 

Verbot von Abschiebungen aus 

Bildungseinrichtungen, Kinderta-

gesstätten und Krankenhäusern; 

Schließung der Abschiebehaf-

teinrichtung in Darmstadt-Eber-

stadt; 

uneingeschränktes Wahlrecht für 

Menschen, die ihren Lebensmit-

telpunkt dauerhaft im Land ha-

ben; 

Stärkung und Ausbau der Selbst-

organisation von Migrant*innen, 

der kommunalen Ausländerbei-

räte und ihres Dachverbandes 

auf Landesebene; 

Schaffung eines flächendecken-

den Angebots an unabhängigen 

Beratungsstellen für eine aktive 

Antidiskriminierungspolitik; Ein-

führung eines Landes-Antidiskri-

minierungsgesetzes; 

Aufwertung des herkunfts-

sprachlichen Schulunterrichts 

weitere, auch finanzielle Stär-

kung der Selbstorganisation von 

Migrant*innen und der politi-

schen Interessenvertretung von 

Migrant*innen, bspw. durch die 

Ausländerbeiräte und ihren Dach-

verband; 

Stärkung der Arbeit der Antidis-

kriminierungsstelle mit einem 

Landesantidiskriminierungsge-

setz; 

gute Erstversorgung und-Betreu-

ung in den Erstaufnahmeeinrich-

tungen des Landes; möglichst 

schnelle dezentrale Unterbrin-

gung und Unterstützung für die 

zu uns geflohenen Menschen;  

Stärkung der unabhängigen Be-

ratungsstrukturen und der psy-

chosozialen Zentren für Geflüch-

tete; 

Erleichterung des Zugangs zur 

medizinischen Versorgung mit 

der elektronischen Gesundheits-

karte; 

systematische Prüfung von 

Bleibemöglichkeiten und Eröff-

nung von Bleibeperspektiven für 

Geflüchtete, die schon sehr lange 

bei uns leben und gut integriert 

sind; 

Erleichterung des Spurwechsels 

vom Asyl- in ein Einwanderungs-

verfahren; 

Wegfall von Beschränkungen wie 

die Wohnsitzauflage für Ausbil-

dung und Erwerbstätigkeit; 

Errichtung von Auffangzentren 

außerhalb der EU-Staaten; 

Ersetzung von Geldleistungen an 

Asylbewerber durch Sachleistun-

gen;  

umgehende Abschiebung „unbe-

gleiteter minderjähriger Auslän-

der“, die falsche Altersangaben 

gemacht haben; umgehende Ab-

schiebung bei falschen Angaben 

oder Verweigerung der Mitarbeit 

bei Feststellung der Identität; 

Abschiebung von Asylbewerbern, 

die Reisen in ihr Heimatland un-

ternehmen; 

Unterbindung von Kirchenasyl; 

Anerkennung krankheitsbeding-

ter Abschiebehindernisse nur mit 

amtsärztlicher Bescheinigung; 

eigenverantwortliche Festlegung 

der Aufnahmekapazität für 

Flüchtlinge und Asylbewerber 

durch die Kommunen; Zuwei-

sung nur von Asylbewerbern, die 

eine rechtlich sichere Bleibeper-

spektive haben; vollständige Fi-

nanzierung aller Aufwendungen 

durch den Bund; 

Auswahl der Standorte von Un-

terkünften, dass der soziale Frie-

den vor Ort nicht gefährdet wird; 

Ablehnung jeglichen Familien-

nachzugs für Flüchtlinge und 

Asylbewerber nach Deutschland; 

Förderung der Familienzusam-

menführung im Herkunftsland; 

Erlernung der deutschen Spra-

che in Wort und Schrift in einem 

angemessenen Zeitraum, Ach-



 

 

bungsschutzes für aufenthalts-

rechtliche Petitionen auf höchs-

tens drei Monate; 

Vorrang von Sachleistungen vor 

Geldleistungen bei der Versor-

gung von Geflüchteten, soweit 

rechtlich und faktisch möglich; 

Festhalten an der örtlichen und 

sachlichen Bündelung von Kom-

petenzen bei der Landeserstauf-

nahmeeinrichtung in Gießen; Er-

gänzung um eine landesweite, 

zentrale Anlaufstelle für unbeglei-

tete minderjährige Ausländer; 

Einrichtung der gesetzlich vorge-

sehenen Landesunterkünfte, so-

dass nur Personen in die Kom-

munen zugewiesen werden, die 

über einen Aufenthaltstitel verfü-

gen; Verbleib der anderen in den 

Landeseinrichtungen, bis deren 

Status geklärt ist; Abschiebun-

gen und Rückführungen aus der 

Landeseinrichtung; Rückverle-

gung in die Landeseinrichtung 

bei nachgewiesener Integrati-

onsunwilligkeit oder erheblicher 

Straffälligkeit; 

konsequente Rückführung voll-

ziehbar Ausreisepflichtiger; 

deutliche Erhöhung der Zufüh-

rungsquoten zu Rückführungs-

maßnahmen; konsequente An-

wendung und zielgerichteter 

Ausbau von Abschiebehaft und 

Ausreisegewahrsam; 

beschleunigte Rückführung von 

Gefährdern und Intensivstraftä-

tern; 

und Angebot als gleichwertiges 

Schulfach; 

Abbau von Hürden beim Zugang 

zum Arbeitsmarkt; unbürokrati-

sche Anerkennung von Berufs-

qualifikationen aus dem Ausland; 

Schaffung eines ausreichenden 

Angebots für Nachqualifizierun-

gen und an berufsspezifischen 

Deutschkursen; 

besserer Zugang zu Gesund-

heitssystem und Pflege; Einfüh-

rung geschulter Sprachmittlung 

für den medizinischen Bereich, 

kostenfrei für Patient*innen; 

kultursensible Altenpflege für ein-

gewanderte Senior*innen; 

Einbürgerungskampagne und be-

schleunigte Einbürgerungen; Be-

seitigung des Zwangs, die bishe-

rige Staatsangehörigkeit abzuge-

ben; 

interkulturelle Öffnung der Lan-

desverwaltung; interkulturelle 

Weiterbildung der Mitarbeiter*in-

nen der Landesverwaltung; Erhö-

hung des Anteils an Bediensteten 

mit Migrationsgeschichte; 

Sicherstellung von Religions- und 

Weltanschauungsfreiheit; keine 

Verbote von Sakralbauten oder 

religiös motivierter Kleidung; 

Beschleunigung und Vereinfa-

chung des Familiennachzugs; 

Weiterentwicklung der Beschu-

lung zugewanderter Kinder und 

Jugendlicher; 

Überarbeitung des Verfahrens 

zur Anerkennung von ausländi-

schen Schulabschlüssen; 

keine Abschiebungen aus Schu-

len; 

Einrichtung deutlich kleinerer Al-

phabetisierungsklassen für die 

Schüler*innen, die die lateinische 

Schrift noch nicht oder nicht aus-

reichend beherrschen; 

erleichterte Aufnahme in die 

gymnasiale Oberstufe mit beglei-

tender sprachlicher Förderung 

bis zum Abitur für Lernende mit 

geringen Deutschkenntnissen; 

auch zukünftig Auflegen von Lan-

desaufnahmeprogrammen; 

Einführung einer zentralen An-

laufstelle als „Willkommenszent-

rum“ zur Unterstützung bei der 

Anerkennung von Abschlüssen, 

aufenthaltsrechtlichen Fragen 

und Integrationsmaßnahmen, 

um Bleibeperspektiven zu prüfen 

und zu eröffnen; 

Evaluierung und gegebenenfalls 

Weiterentwicklung der Rückkehr-

beratung für Menschen ohne 

Bleibeperspektive; 

Ausbau der Stipendien für poli-

tisch Verfolgte, in Kooperation 

mit den bestehenden Strukturen; 

tung und gelebte Bejahung unse-

rer Rechts- und Gesellschafts-

ordnung und unserer Kultur, Si-

cherung des eigenen Lebensun-

terhalts als Voraussetzungen für 

Assimilation; Einbürgerung nur 

am Ende einer erfolgreichen In-

tegration in Gesellschaft und Ar-

beitsmarkt; 

Sanktionierung integrationsun-

williger Migranten, die in einer 

Parallelgesellschaft leben möch-

ten, bis hin zur Abschiebung; 

Vermittlung von Kenntnissen und 

Qualifikationen für Flüchtlinge, 

die sie bei einer Rückkehr in ihre 

Heimatländer anwenden können, 

anstelle von Integrationsmaß-

nahmen; 

Prüfung eines Entzugs der 

Staatsbürgerschaft bei schwerer 

Kriminalität, sofern der Betref-

fende dadurch nicht staatenlos 

wird; 

Erhebungen und Auswertungen, 

in welchem Ausmaß bestimmte 

Gruppen von Migranten dazu bei-

tragen, unseren Wohlstand zu 

mehren oder aber Wohlstands-

verluste bewirken; 

Ablehnung von Verschleierung, 

Kopftuch, Scharia, Minarett und 

Muezzin-Ruf; entschiedene Un-

terbindung von Scharia-Gerich-

ten, Paralleljustiz oder Rechts-

brüchen; Verbot der Vollver-

schleierung von Frauen in der Öf-

fentlichkeit, des Tragens eines 

Kopftuchs im öffentlichen Dienst 

und bei Kindern unter 14 Jahren 

auch in öffentlichen Einrichtun-

gen; 
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Familien: stärkere Kultur der Ak-

zeptanz und Unterstützung der 

Familie; Setzung der Rahmenbe-

dingungen für alle denkbaren 

Formen des Zusammenlebens 

mehrerer Generationen; 

regelmäßige Begleitung sozial-

schwacher Familien durch ent-

sprechend ausgebildete Fach-

kräfte sowie Unterstützungsan-

gebote für Bildung, Ausbildung 

und Fortbildung; 

Kinder und Jugendliche: perso-

nelle Ausstattung der Sozialäm-

ter, dass sie ihrer Aufgabe, den 

Schutz von Kindern und Jugend-

lichen sicherzustellen, jederzeit 

mit der notwendigen Intensität 

nachkommen können; 

Zuschuss aus Landesmitteln für 

kulturelle Einrichtungen, die sich 

um eine Integration von Kindern 

aus bildungsfernen oder wirt-

schaftlich schwachen Familien 

besonders einsetzt; 

stärkere Einbindung von Kindern 

und Jugendlichen in politische 

und gesellschaftliche Prozesse; 

Einrichtung von Jugendparla-

menten mit Initiativrecht auf 

kommunaler Ebene;  

Beteiligung Jugendlicher an für 

sie relevanten Entscheidungen 

und Planungen etwa durch Kin-

der- und Jugendräte; 

Familien: Landesweiter Ausbau 

der guten und verlässlichen Infra-

struktur für Familien; 

Schaffung von mehr Möglichkei-

ten für eine flexiblere Arbeitszeit-

gestaltung; Abbau zeitlicher Frei-

räume und rechtlicher Hürden 

insbesondere im Arbeits-, Sozial-

versicherungs- und Steuerrecht; 

Stabilisierung der finanziellen 

Förderung der Familienzentren, 

kontinuierlicher Ausbau des 

Netzwerks; 

verstärkte Berücksichtigung kin-

derreicher Familien als eigen-

ständige Zielgruppe familienpoli-

tischer Maßnahmen; 

Staffelung familienpolitischer 

Leistungen stärker als bisher in 

ihrer Höhe nach der Kinderzahl; 

Unterstützung von Familien-

wunschkliniken und Kinder-

wunschbehandlungen; Flexibili-

sierung des Adoptionsrechts; 

Verstetigung der Familienerho-

lungsangebote; 

Kinder und Jugendliche: „Pakt für 

Kinderfreundlichkeit“; Aktions-

plan, der die Bedürfnisse von Kin-

dern und Familien in den Mittel-

punkt des politischen Handelns 

stellt; 

Familien: weiterer Ausbau und 

nachhaltige Finanzierung präven-

tiver Strukturen für Familien wie 

Familienzentren, Beratungsange-

bote wie z.B. Eltern-Kind-Kuren, 

Familienhebammen, Jugendhilfe 

oder Frühe Hilfen; 

konsequente Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf; 

Kinder und Jugendliche: Verbes-

serung der Beteiligungsmöglich-

keiten junger Menschen; Metho-

denmix aus Landesjugendrat, Ju-

gendkongress, digitalem Jugend-

portal und Landesfachstelle zur 

Jugendbeteiligung; 

Einführung eines Jugendchecks 

bei Gesetzesvorhaben; 

Unterstützung der Partizipation 

junger Menschen durch einen 

Fonds für junge Ideen; 

Einführung der verpflichtenden 

Kinder- und Jugendbeteiligung 

auf kommunaler Ebene; 

Senkung des Wahlalters; aktives 

Wahlrecht bei allen Wahlen im 

Land ab 16 Jahren; 

mehr politische Jugendbildung: 

Erhöhung der Umsatzbeteiligung 

der Jugendarbeit an den Lotto-

Mitteln; Dynamisierung der Lan-

desförderung der Jugendver-

Familien: bessere Unterstützung 

von Familien; mehr Personalka-

pazitäten, um nicht nur in Notfäl-

len intervenieren zu können, son-

dern schon durch funktionie-

rende Strukturen präventiv wirk-

sam zu sein; 

Stärkung des Zusammenhalts 

der Generationen; Förderung des 

interkommunalen Lernens; 

Kinder und Jugendliche: Mitwir-

kungsgremien für Kinder und Ju-

gendliche in allen Kommunen; 

Senkung des Wahlalters in Kom-

munen und im Land auf 16 

Jahre; Demokratisierung der 

Schulen; 

Erhalt von Jugendzentren, Aus-

bau von Freizeitangeboten; Stär-

kung des Einsatzes von Street-

work; verlässliche Basis für die 

Finanzierung der Jugendver-

bände; bessere finanzielle und 

personelle Ausstattung der Ju-

gendhilfe; mehr Geld und Perso-

nal für die Struktur; 

Armutsbekämpfung: Deutliche 

Reduzierung der Zahl der ar-

mutsbetroffenen Menschen in 

den kommenden fünf Jahren; 

Ausbau der öffentlichen Daseins-

vorsorge und kostenfreie Zu-

gänglichkeit; unentgeltliche Nut-

zung von Museen, Schwimmbä-

dern, Kultur und Kunst, Bildung, 

Familie: Unterstützung der Eltern, 

Familie und Beruf in Einklang zu 

bringen; familienfreundliche Ar-

beitsplätze und -zeiten; Modelle 

zur Einführung einer Viertagewo-

che; Förderung von beruflichen 

Qualifikationsangeboten; Integra-

tion von Alleinerziehenden in den 

Arbeitsmarkt; 

Stärkung der Arbeit der Familien-

zentren; 

beratende Unterstützung von Fa-

milien mit unerfülltem Kinder-

wunsch; Ausweitung der finanzi-

ellen Unterstützung der Kinder-

wunschbehandlung, sofern sie 

nicht von der Krankenkasse über-

nommen wird; 

Unterstützung Alleinerziehender 

mit Beratungsstrukturen; Erleich-

terung des Zugangs zu Hilfsan-

geboten und Leistungen; be-

darfsgerechte öffentliche Kinder-

bildungs- und Betreuungsstruktu-

ren; 

Kinder und Jugendliche: Stärkung 

der Angebote der Kinder- und Ju-

gendhilfe; Ausbau der Vernet-

zung mit der Schule; 

aktive Einbindung von Kindern 

und Jugendlichen in Entschei-

dungs- und Umsetzungspro-

zesse auf allen politischen Ebe-

nen sowie in Kitas, Schulen und 

der Jugendarbeit; 

Familie: Aktivierende, geburten-

fördernde Bevölkerungspolitik; 

signifikante Erhöhung der Gebur-

tenrate der einheimischen Bevöl-

kerung als mittelfristiges Ziel; 

Schutz der traditionellen Familie 

als Keimzelle der Gesellschaft; 

Werbung für Kinderreichtum in 

der einheimischen Bevölkerung 

und Setzen wirkungsstarker öko-

nomischer Anreize dafür; 

steuerliche Entlastung von Fami-

lien und erhöhter Schutz ungebo-

renen Lebens als Bestandteil ei-

ner aktiven Bevölkerungspolitik; 

gezielte gesellschaftliche Auf-

wertung des Erfolgsmodells Fa-

milie und der Rolle der Mutter; 

Ersetzung der „Gleichstellungs-

beauftragten“ durch einen „Fami-

lienbeauftragten“; stete Prüfung 

und Weiterentwicklung von Fa-

milienfreundlichkeit als dessen 

Aufgabe; 

Prüfung neuer gesetzlicher Rege-

lungen und Verordnungen durch 

die Ministerien und Verwaltungs-

ebenen daraufhin, ob Familien 

dadurch stärker belastet werden; 

Überarbeitung bestehender Ge-

setze, um die Familienfreundlich-

keit dauerhaft zu gewährleisten; 
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Stärkung des Angebots in der au-

ßerschulischen Jugendbildung 

als weitere Bildungssäule; 

gesetzliche Freistellung für eh-

renamtlich in der Jugendarbeit 

Engagierte; Prüfung weiterer be-

sonderer Anerkennung in Schule 

und Berufsausbildung; 

Aufnahme der Kinderrechte in 

die Landesverfassung; 

Inklusion: Unterstützung integra-

tiver Konzepte in Kinderbetreu-

ungseinrichtungen, Schulen so-

wie Freizeit- und Bildungseinrich-

tungen; 

Erhalt der Möglichkeit, bei Bedarf 

Kinder mit Behinderungen in be-

sonders qualifizierten Einrichtun-

gen unterbringen zu können; 

berufliche Fördermaßnahmen, 

konsequente Vorhaltung von Re-

habilitisierungsinfrastrukturen, 

Ausbau spezieller Beschäfti-

gungsgesellschaften; 

Verpflichtung der Integrations-

fachdienste, ihre Personalstruk-

turen dahingehend zu qualifizie-

ren, dass sie die Instrumente zur 

beruflichen Eingliederung voll 

ausschöpfen; 

möglichst flächendeckende Um-

setzung des trägerübergreifen-

den persönlichen Budgets, Betei-

ligung aller Rehabilitationsträger; 

Ausgestaltung des persönlichen 

Budgets für Menschen mit geisti-

gen Behinderungen, dass die 

Kosten für einen notwendigen 

Betreuer nicht zulasten des Bud-

gets gehen;  

Erhalt und weiterer Ausbau der 

Familienkarte Hessen; 

grundsätzlicher kostenfreier Ein-

tritt in allen landeseigenen Ein-

richtungen für Kinder unter sechs 

Jahren; Familientickets in allen 

landeseigenen Einrichtungen, für 

die Eintrittspreise zu entrichten 

sind, ohne Begrenzung der Kin-

derzahl; 

Einführung eines Kinder- und Ju-

gendförderpreises; 

Fortführung des HOP!Landesju-

gendkongresses; 

Ausbau der Arbeit der Kinder-

schutzambulanzen; Ausbau des 

Konzepts der ChildhoodHäuser; 

Vorratsdatenspeicherung zur Be-

kämpfung von Kindesmiss-

brauch und der Verbreitung von 

Kinderpornographie; 

Armutsbekämpfung: aktivierende 

Arbeitsvermittlung, Aus und Wei-

terbildung, Erhöhung der Be-

schäftigungsquote; 

Unterstützung der Tafeln; Verste-

tigung der erhöhten finanziellen 

Zuwendungen und Abbau büro-

kratischer Hemmnisse, gerade 

bei der Spende noch genießbarer 

Lebensmittel; 

Programm zum „Kampf gegen 

Kinderarmut“; Einführung des 

Hessischen Familiengeldes; 

Bekämpfung der Armutsgefähr-

dung der Senioren; 

Bekämpfung der Obdachlosig-

keit; Konzept der niedrigschwellig 

bände und der politischen Ju-

gendbildungsarbeit; automati-

sche Anpassung der Fördermittel 

an die Lohn- und Preissteigerung, 

regelmäßige Anpassung an neue 

Arbeits- und Aufgabenbereiche; 

Kinderschutz: flächendeckender 

Ausbau des Kinderschutzes; aus-

kömmliche Finanzierung der 

Fachberatungs- sowie Präventi-

onsangebote; langfristige Koordi-

nierung und Vernetzung des Kin-

derschutzes durch eine Landes-

koordinierungsstelle; 

besondere Anstrengungen bei 

der Bekämpfung von „Kinderpor-

nographie“ durch Polizei und 

Justiz; 

Ausweitung der Therapieplätze 

für Kinder und Jugendliche bei 

Psycholog*innen und der Thera-

piekonzepte; besonderer Bedarf 

bei Traumatherapieplätzen für 

geflüchtete Kinder sowie für Be-

troffene sexuellen Kindesmiss-

brauchs; 

Armutsbekämpfung: Wiederein-

führung des Armuts- und Reich-

tumsberichts; 

altersübergreifende Bekämpfung 

von Armut und Halbierung inner-

halb der nächsten fünf Jahre ge-

meinsam mit Bund und Kommu-

nen; ressortübergreifender Akti-

onsplan gegen Armut; 

soziale Wohnraumhilfen für Men-

schen in besonderen Lebensla-

gen; Landesförderprogramm 

„Wohnraumhilfen“; kommunale 

Fachstellen zur Prävention von 

Wohnungsverlusten; 

Bibliotheken, öffentlichem Perso-

nennahverkehr und vielen ande-

ren Leistungen; kostenloser Zu-

gang für Menschen in Armut als 

erster Schritt; 

Überprüfung aller Maßnahmen 

im Landeshaushalt auf ihre Aus-

wirkungen auf gesellschaftliche 

Teilhabe hin; Erhöhung der kom-

munalisierten sozialen Hilfen und 

jährliche Anpassung an Lohn- 

und Kostensteigerungen; 

Landesaktionsplan zur Sicherung 

der sozialen Teilhabe: wissen-

schaftliche Untersuchung der Ar-

mutsursachen und Entwicklung 

passgenauer Gegenmaßnahmen; 

Überwindung von Kinder- und Ju-

gendarmut: Entwicklung von 

Strukturen in allen Kommunen, 

um Kindern und jungen Men-

schen in Armut einen gleichbe-

rechtigten Zugang und ein ar-

mutsfreies Aufwachsen zu er-

möglichen; 

Überwindung von Wohnungs- 

und Obdachlosigkeit: Ausbau von 

Projekten zur konkreten und nie-

derschwelligen Hilfe von Men-

schen in Obdachlosigkeit, z.B. 

Kältebusse; Förderung der flä-

chendeckenden Einrichtung von 

Wohnungssicherungsstellen in 

Zusammenarbeit mit den Kom-

munen; Unterstützung neuer An-

sätze wie „Housing First“ durch 

Landesprogramme; Erstellung ei-

ner Wohnungsnotfallstatistik; 

Inklusion: vorbehaltlose Umset-

zung der Behindertenrechtskon-

vention auf Landes- und kommu-

naler Ebene; 

Absenkung des aktiven Wahlal-

ters bei Kommunal- und Land-

tagswahlen auf 16 Jahre; Aus-

bau von Beteiligungsformaten; 

Einrichtung eines Jugendrats für 

dauerhafte Beteiligung; 

Ausbau der mobilen sowie aufsu-

chenden Jugendarbeit; Integrie-

rung insb. von Streetwork-Ange-

boten in Präventionskonzepte 

zur inneren Sicherheit; 

Umsetzung des Aktionsplans 

zum Schutz von Kindern und Ju-

gendlichen vor sexueller Gewalt; 

weitere Präventions- und Hilfsan-

gebote wie Beratungsstellen ge-

gen sexualisierte Gewalt oder 

das Childhood Haus; 

Ausbau medizinischer Kinder-

schutzambulanzen; sichere Fi-

nanzierung; 

Armutsbekämpfung: Erhöhung 

des Sozialbudgets um 50 % auf 

mindestens 200 Millionen € pro 

Jahr; 

Anpassung der Maßnahmen mit 

einer Bedarfsstudie zur sozialen 

Sicherheit noch besser an aktu-

elle Bedarfe; Verbesserung des 

Zugangs zu sozialen Unterstüt-

zungsangeboten; 

Weiterentwicklung des Landes-

sozialberichts zu einem Armuts-, 

Reichtums- und Handlungsbe-

richt; Erarbeitung eines Aktions-

plans zur Bekämpfung von Ar-

mut und Armutsfolgen auf dieser 

Grundlage; 

Aufnahme von Elternrechten in 

die Landesverfassung; 

Beendigung linker Agitation ge-

gen Familien; keine steuerlichen 

und finanziellen Vorteile für Insti-

tutionen, die dem Gemeinwesen 

schaden; Hervorhebung der posi-

tiven Aspekte des Wertes der Fa-

milie für unsere Gesellschaft und 

Kultur im Rahmen des Pro-

grammauftrags des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks; strikte 

Neutralität von Sozialarbeitern, 

Erziehern und Lehrern im Rah-

men ihrer Tätigkeit; 

Einführung eines Baby-Willkom-

mensgeldes; deutsche Staats-

bürgerschaft und ein fester Erst-

wohnsitz beider Eltern in Hessen 

seit mindestens einem Jahr als 

Zugangsvoraussetzungen; 

Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf: gerechte und schnelle 

Wiedereingliederung in den Be-

ruf; Förderung der betriebsinter-

nen/betriebsnahen Kinderbetreu-

ung im Ü3-Bereich; verstärkte 

Flexibilisierung der täglichen Ar-

beitszeit, insbesondere für junge 

Familien; verstärkte Flexibilisie-

rung, um erwerbsmäßige Arbeit 

verstärkt auch von zu Hause aus 

erledigen zu können; 

Stärkung der Vereinbarkeit von 

Familie und Studium; Ausbau 

des Kitaangebots an den Hoch-

schulen; Hilfen und Beratung 

während des Studiums und der 

Ausbildung; flexible Ausgestal-

tung des Studien- und Ausbil-

dungsverlaufs, erleichterte Mög-

lichkeit zum Fernstudium; 



 

 

weitere Förderung und Ausbau 

der Barrierefreiheit, sowohl im 

baulichen Bereich als auch im 

Bereich der Teilhabe; 

Festsetzung eines erhöhten Blin-

dengeldes für Taubblinde; 

Landeswohlfahrtsverband als 

ausschließlicher überregionaler 

Träger der Eingliederungshilfe 

nach dem Lebensabschnittsmo-

dell; weitere Intensivierung der 

Zusammenarbeit des LWV mit 

den Kommunen und ihren Spit-

zenverbänden bei der Umset-

zung des Bundesteilhabegeset-

zes; Weiterentwicklung der För-

derschulen des LWV zu Orten ge-

meinsamen Lernens; Anpassung 

durch bauliche Maßnahmen an 

die aktuellen Anforderungen, wo 

nötig; 

Senioren: Förderung der Möglich-

keit für eine ehrenamtliche Tätig-

keit von Senioren; Aufhebung der 

Altersbeschränkung beim Frei-

willigen sozialen Jahr (FSJ); 

Gewährleistung der Mobilität im 

Alter; Reduzierung oder vollstän-

diger Abbau von Barrieren, um 

selbstbestimmtes Wohnen bis 

ins hohe Alter realisieren zu kön-

nen; 

Unterstützung und Förderung 

neuer Wohnformen im Alter; 

Ablösung der bisherigen unter-

schiedlichen Finanzierungsfor-

men verschiedener Kostenträger 

zugunsten einer öffentlichen Re-

gelfinanzierung; 

aufsuchenden Hilfe und passge-

naue Angebote; 

Inklusion: weitere Verbesserung 

der Lebenssituation von Men-

schen mit Behinderungen; Ver-

besserung der Bedingungen für 

ein Inklusives Leben, insb. der 

Barrierefreiheit; 

Erhalt und Ausbau von Förder-

schulen, speziellen Wohnformen, 

behindertengerechter Teilhabe 

am Arbeitsmarkt; Modellprojekt 

zum Thema „barrierefreie Ver-

waltung“; 

Fortsetzung des Perspektivepro-

gramms zur Verbesserung der 

Arbeitsmarktchancen schwerbe-

hinderter Menschen; 

Förderung von Bau bzw. Umbau 

von Wohnmöglichkeiten für Men-

schen mit Behinderungen; wei-

tere Unterstützung von alternati-

ven Wohnformen speziell für 

Menschen mit Behinderungen; 

Senioren: „Innovationspreis 60 

Plus“; 

weitere Flexibilisierung und büro-

kratiearme Verzahnung von Ar-

beitsende und Renteneintritt; Er-

möglichung einer Teilzeit-Rente; 

stärkere Öffnung des Freiwilligen 

Sozialen Jahrs für Senioren; Ab-

schaffung der Gebühren für ein 

Seniorenstudium an den Hoch-

schulen; 

barrierefreie Gestaltung der Zu-

gänge zu Behörden; 

Zukunftskommission „Sicherheit 

im Alter“; 

digitale Teilhabe: analoge, barrie-

refreie sowie mehrsprachige Zu-

gänge zu Verwaltungsdienstleis-

tungen; 

Ermöglichung des Zugangs zur 

Digitalisierung für alle Menschen; 

Entwicklung von Konzepten für 

digitale Zentren ohne Hürden 

und mit kostenlosem Zugang zu 

Computern, Druckern und WLAN; 

zusätzliche Maßnahmen für 

Menschen, die von Energie- und 

Stromversorgungssperren be-

troffen sind; „Notfallfonds Ener-

giesperren“; 

Inklusion: Koordinierung der In-

klusion in der Landesregierung 

von einem oder einer Verantwort-

lichen; ressortübergreifende Um-

setzung; 

Ermöglichung sämtlicher Antrag-

stellungen in leichter Sprache; 

Mitdenken der Inklusion bei jegli-

cher Digitalisierung; 

Änderung der Bauordnung mit 

Blick auf die Quote barrierefreier 

Wohnungen und Leistungen für 

Menschen mit Behinderungen; 

Zahlung von Gehörlosengeld be-

reits ab einem Grad der Behinde-

rung von 70; angemessene Ver-

besserungen des derzeitigen Sat-

zes von 150 € monatlich; 

Verbesserung der Unterstützung 

für Menschen mit Behinderun-

gen; Ausbildungsinitiative für 

Teilhabe- und Taubblinden-Assis-

tenzen; 

Schaffung der Grundlagen, dass 

alle Schüler*innen zumindest 

Erarbeitung und Verwirklichung 

eines verbindlichen Aktionsplans 

ohne Kostenvorbehalt, mit über-

prüfbaren Zielen und Fristen; 

öffentlichkeitswirksame Maß-

nahmen, um auf allen Ebenen 

das Verständnis für Menschen 

mit Behinderung zu erhöhen und 

die Achtung ihrer Rechte und ih-

rer Würde zu unterstützen; 

vollständige Barrierefreiheit von 

digitalen Anwendungen und For-

mularen der öffentlichen Verwal-

tung; 

schnellstmöglicher barrierefreier 

Umbau von Haltestellen und 

Bahnhöfen des öffentlichen Nah-

verkehrs; 

Landesprogramm zum Umbau 

von Mietwohnungen; 

Abbau von Barrieren bei Arbeit 

und Bildung; Beendigung der 

Trennung von Menschen mit und 

ohne Behinderung im Bildungs-

system; 

Stärkung des Budgets für Arbeit; 

Aufhebung der gesetzlichen De-

ckelung; Nutzung als Instrument 

für die reguläre Beschäftigung 

von Menschen mit Behinderung 

auf dem ersten Arbeitsmarkt; 

Förderprogramme für barriere-

freie Arbeitsplätze; 

schrittweise Einführung einer ta-

riflichen Entlohnung für Werk-

stattbeschäftigte, zunächst auf 

Außenarbeitsplätzen; 

Vergabe öffentlicher Aufträge be-

vorzugt an Betriebe mit einem 

arbeitsmarktpolitische Anreize 

für existenzsichernde Einkom-

men und damit für ökonomische 

Unabhängigkeit zur Bekämpfung 

der Armut von Frauen; 

Entkriminalisierung von Obdach-

losigkeit; Bekämpfung von Ob-

dach- und Wohnungslosigkeit 

durch Housing-First-Ansätze und 

„Probewohnen“; Streetwork-Kam-

pagne, um Obdachlosen und 

Menschen in Not den Weg zu-

rück in die Gesellschaft zu er-

möglichen; 

Bekämpfung der Armut von Kin-

dern als besonderer Schwer-

punkt; 

verstärkte Nutzung der Möglich-

keiten des sozialen Arbeits-

markts, um Langzeitarbeitslose 

gezielt zurück in den Arbeits-

markt zu bringen; 

Inklusion: barrierefreiere Gestal-

tung des öffentlichen Raums; Be-

seitigung von Mobilitätsein-

schränkungen so weit wie mög-

lich; 

Rahmenvereinbarung mit den für 

die Eingliederungshilfe zuständi-

gen Kommunen; 

Unterstützung der Arbeit der in-

terdisziplinären Frühförderungs-

stellen des LWV für Kinder mit 

Sinnesbeeinträchtigungen und 

Autismus; 

Fortsetzung des Perspektivpro-

gramms zur Verbesserung der 

Arbeitsmarktchancen schwerbe-

hinderter Menschen; 

Kinder und Jugendliche: kosten-

loser Eintritt in Museen, Burgen, 

Schlössern, Kulturdenkmälern 

für Kinder und Jugendliche bis 

zum 16. Lebensjahr in Begleitung 

eines Erziehungsberechtigten; 

Senioren: Ermöglichung einer 

Teilhabe von Senioren in allen 

Bereichen des gesellschaftlichen 

Lebens; 

Gewährleistung der Teilhabe 

durch Gründung von Senioren-

beiräten;  

Angebot von auf ältere Men-

schen zugeschnittenen Bildungs-

maßnahmen in den kommunalen 

Einrichtungen; 

Förderung von Maßnahmen für 

ältere Menschen und entspre-

chende finanzielle Unterstützung; 

Förderung der Errichtung von al-

tersgerechten Wohnräumen und 

Wohnumfeldern; 

Barrierefreiheit: finanzielles Son-

derprogramm auf Landesebene, 

das die Kommunen bei der Um-

setzung der Barrierefreiheit fi-

nanziell maßgeblich unterstützen 

soll; Entnahme der Mittel aus den 

gestrichenen Positionen aus 

dem Haushalt, die vorher maß-

geblich für Personen ohne Blei-

beperspektive eingeplant waren;  



 

 

Förderung von Wohngruppen auf 

freiwilliger Basis oder als ambu-

lant betreute Pflegewohngrup-

pen, dass in einer Anschubfinan-

zierung die Planungskosten ganz 

oder größtenteils übernommen 

und für Baukosten günstige Dar-

lehen bereitgestellt werden; 

verstärkte Berücksichtigung von 

Senioren in politischen Parteien 

und in den Seniorenbeiräten; Prü-

fung einer Verankerung der Seni-

orenbeiräte in der Gemeindeord-

nung als Institution; Erarbeitung 

einer Richtlinie für Seniorenbei-

räte, die garantiert, dass sie ihre 

wichtige Aufgabe in einer altern-

den Gesellschaft bestmöglich 

wahrnehmen können; 

 

Schaffung der Voraussetzungen, 

dass jeder Mensch in unserem 

Land sich frei entfalten, Hinder-

nisse überwinden und nach sei-

nen Vorstellungen glücklich wer-

den kann; 

Chancengerechtigkeit, unabhän-

gig von der sozialen Herkunft; 

zukunftsfeste Ausgestaltung der 

sozialen Sicherungssysteme; 

landesweite Ausweitung des be-

stehenden Netzes der „Sicher-

heitsberater für Senioren“; 

Unterstützung der Arbeit der lo-

kalen Seniorenbeiräte sowie Se-

niorenbeauftragten; 

generationenübergreifendes 

Wohnen: flächendeckende 

Schaffung von Wohnanlagen für 

Senioren; Weiterentwicklung und 

Etablierung altersgerechter und 

generationsübergreifender 

Wohnformen; Förderung des al-

tersgerechten und barrierefreien 

Umbaus von Wohnungen; 

„Aktionsplan gegen Einsamkeit“; 

flächendeckender Ausbau beste-

hender ehrenamtlicher Kommu-

nikationsangebote gegen Ein-

samkeit; Förderung innovativer 

Wohnformen; Förderung beste-

hender Projekte generationen-

übergreifenden Austauschs; Un-

terstützung von Besuchs- oder 

Begleitprojekten der Hilfsdienste; 

Förderung von Programmen zur 

Stärkung der Medienkompetenz 

gerade älterer Menschen; Fort-

setzung und, wenn nötig, Aufsto-

ckung der Programme „Digital im 

Alter – Di@-Lotsen“ und „Senio-

ren im Netz“; 

Grundlagen der Gebärdenspra-

che lernen können; 

Senioren: Stärkung des Respekts 

vor und der Selbstbestimmung 

von älteren Menschen und Unter-

stützung ihrer Teilhabe am sozia-

len Leben; 

Förderung bezahlbaren Woh-

nens, gemeinsamen Wohnens im 

Alter, von Mehrgenerationenhäu-

sern und neuen Ansätzen beim 

Quartiersmanagement; Stärkung 

der Wohnberatung für ältere 

Menschen; 

Förderung generationsübergrei-

fender Lerngelegenheiten zum 

Umgang mit digitalen Geräten 

und Medien; 

ausreichende finanzielle Ausstat-

tung von Begegnungs-, Freizeit-, 

Kultur-, Bildungs- und Bewe-

gungsangeboten sowie der Ta-

gespflege; Einrichtung von Se-

nior*innenbüros und lokalen 

Netzwerken, um Einsamkeit im 

Alter entgegenzuwirken; Unter-

stützung der Kommunen beim 

Ausbau von Gemeinschaftsange-

boten; 

Verankerung der Senior*innen-

beiräte im Gesetz; 

Einrichtung eines runden Tisches 

zur Prävention von Gewalt ge-

genüber älteren und pflegebe-

dürftigen Menschen; 

Auflegen eines einheitlichen Kon-

zepts zur Bekämpfung der Fol-

gen von Einsamkeit; 

hohen Schwerbehindertenanteil, 

an Integrationsunternehmen und 

Betriebe mit Integrationsabteilun-

gen; 

Förderung von einkommens- und 

vermögensunabhängiger persön-

licher Assistenz in jeder Lebens-

lage; 

barrierefreier Zugang zu Informa-

tion und Kommunikation; 

bessere Finanzierung des Lan-

deswohlfahrtsverbandes; solida-

rische Finanzierung von Land, 

kreisfreien Städten und Landkrei-

sen; 

rechtssichere Ausgestaltung von 

Teilhabeleistungen; deutliche Er-

höhung und Entfristung der ge-

setzlichen Grundlage, um 

Rechtssicherheit für Menschen 

mit Seh- und Hörbehinderungen 

herzustellen; 

Senioren: altersgerechte Kommu-

nen: deutliche Stärkung der kom-

munalen Altenhilfeplanung sowie 

Senior*innenbeiräte; 

zwingende Umsetzung von Barri-

erefreiheit bei allen öffentlichen 

Baumaßnahmen;  

Förderung von Senior*innen- und 

altersübergreifenden Wohnge-

meinschaften;  

Hilfen beim Erhalt der Wohnung 

oder bei der Suche nach geeigne-

tem Wohnraum; 

Förderung der Gründung und 

Weiterentwicklung von regiona-

len Netzwerken „Pro-Arbeit für 

Menschen mit Behinderungen“; 

Stärkung der Landesbeauftrag-

ten für Menschen mit Behinde-

rungen in ihrer Arbeit; 

weiterer Ausbau der Kompetenz-

stelle Barrierefreiheit; 

Bereitstellung von Gebärdendol-

metscher*innen für die Akutbera-

tung für Menschen mit Beein-

trächtigungen bei gewalttätigen 

und sexuellen Übergriffen; Förde-

rung von Projekten zur Sensibili-

sierung der Beratungskräfte im 

Bereich von sexualisierter Gewalt 

an behinderten Frauen; 

Stärkung der ehrenamtlichen Be-

ratung von Menschen mit Behin-

derung; 

Senioren: Ausrichtung der öffent-

lichen Infrastruktur stärker an 

den Bedürfnissen von älteren 

Menschen; barrierefreie Zu-

gänge; möglichst wohnortnahe 

Versorgung mit ärztlicher und 

pflegerischer Versorgung, Dienst-

leistungen und den Dingen des 

täglichen Bedarfs; 

Unterstützung ambulanter Hilfen 

und gemeinschaftlicher Wohn-

formen; 

Unterstützung des zivilgesell-

schaftlichen und politischen En-

gagements älterer Menschen; 
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Gesundheitssystem: Zeitgemä-

ßes und digitales Gesundheits-

system; 

Hessen als Vorreiter-Bundesland 

im Bereich eHealth und Teleme-

dizin; Digitalstrategie für das Ge-

sundheitswesen; Unterstützung 

digitaler Lösungen, die Pflege-

kräfte sowie Ärztinnen und Ärzte 

in ihrem Alltag entlasten und den 

Bürgerinnen und Bürgern den Zu-

gang zu Gesundheitsleistungen 

erleichtern; noch stärkere Etablie-

rung von Telemedizin im ländli-

chen Raum; 

bereite Ausrollung der elektroni-

schen Patientenakte; 

Weiterentwicklung der Telematik 

Infrastruktur zu einer praktikable-

ren und zeitgemäßen „TI 2.0“; 

Schaffung eines eHealth-Fonds, 

der digitale Versorgungsinnovati-

onen fördert; 

Weiterentwicklung des Kompe-

tenzzentrums für Telemedizin 

und eHealth als Ansprechpartner 

in Sachen eHealth, Entwicklung 

digitaler Modellprojekte und Um-

setzung zusammen mit Partnern; 

Aufstellung des Landesamts für 

Gesundheit und Pflege, dass dort 

zentrale Fachexpertise entsteht, 

Gesundheitssystem: wohnort-

nahe Bereitstellung der Grund- 

und Notfallversorgung, von Ge-

burtskliniken und Pädiatrie auch 

in ländlichen Räumen; flächende-

ckende haus- und fachärztliche 

Versorgung; Stärkung der medizi-

nischen Versorgung im ländli-

chen Raum; Einführung einer 

Landarztquote; Erhöhung der 

Plätze im Rahmen der Landarzt-

quote mit Einbeziehung weiterer 

Fachrichtungen; Berücksichti-

gung weiterer unterversorgte Ge-

biete; 

Förderung und Ausbau von 

MVZs, insbesondere im ländli-

chen Raum als Ergänzung zur 

medizinischen Grundversorgung; 

flächendeckende Schaffung von 

psychosozialen und psychiatri-

schen Krisenhilfe-Systemen; Ein-

beziehung vorhandener Struktu-

ren in Krankenhäusern und ÖGD; 

mehr psychotherapeutische Be-

handlungsplätze auch für gesetz-

lich versicherte Patienten und 

Kinder; Erhöhung der Anzahl der 

Psychotherapeuten;  

dauerhafte Ausweitung des Pilot-

projekts „Gemeindeschwester 

2.0“ auf möglichst alle interes-

sierten Gemeinden; 

Sicherstellung eines breiten Net-

zes an Apotheken; 

Gesundheitssystem: bedarfsge-

rechte, chancengleiche Präven-

tion und Versorgung, unabhängig 

von Einkommen, Wohnort, Versi-

cherungsstatus oder Alter; 

Entprivatisierung des Uniklini-

kums Gießen-Marburg; 

deutlich mehr rechtliche und 

praktische Möglichkeiten für Pla-

nung und Steuerung für Land 

und Kommunen für eine gute 

medizinische Versorgung; ent-

sprechende finanzielle Ausstat-

tung zur Umsetzung; 

mehr Studienplätze für Medizin 

und Ausbildungsplätzen in allen 

medizinischen Berufen; mehr 

Praxis im Studium, bessere Rah-

men- und Arbeitsbedingungen, 

Entlastung der Bürokratie/Entbü-

rokratisierung, Teilzeitmöglich-

keiten zur Aus- und Weiterbil-

dung; 

barrierefreier Zugang zur medizi-

nischen Versorgung, Pflege und 

Unterstützungsleistungen für alle 

Menschen; anonymer Kranken-

schein; 

Schließung der Versorgungslü-

cke für Nicht-Versicherte sowie 

für Geflüchtete; 

Bekämpfung der psychiatrischen 

und psychotherapeutischen Un-

terversorgung; bessere Vernet-

zung von Beratungsstellen, 

Gesundheitssystem: Deutlicher 

Ausbau der Gesundheitspräven-

tion; Stärkung der gesundheitli-

chen Vorsorge; 

Garantie der medizinischen Ver-

sorgung in der Fläche; Schaffung 

abgestimmter und gestufter An-

gebote, natürlich in öffentlicher, 

genossenschaftlicher oder ge-

meinnütziger Hand; 

Verbesserung der Bedingungen 

für junge Ärzt*innen durch Stär-

kung des ländlichen Raums zur 

Sicherung der ambulanten ärztli-

chen Versorgung; 

deutlicher Ausbau der Hoch-

schulmedizin und deren Ausbil-

dungsbestandteile im ländlichen 

Raum und Öffnung für mehr 

Fachrichtungen; 

Unterstützung der Kommunen, 

medizinische Versorgungszen-

tren zu etablieren; 

Stärkung der therapeutischen 

Berufe; kommunale Förderung, 

Anstellung und Unterstützung für 

Therapeut*innen, um sich ver-

stärkt im ländlichen Raum anzu-

siedeln; 

fachübergreifende Ausbildung 

weiterer nicht-ärztlicher Gesund-

heitsberufe an kommunalen Bil-

dungszentren; Aufbau kommu-

naler bzw. regionaler öffentlicher 

Gesundheitssstem: Sicherung 

der medizinischen Grundversor-

gung auf dem Land und in der 

Stadt; 

Stärkung der Zusammenarbeit 

von ambulanten und stationären 

Angeboten; Unterstützung der 

bedarfsgerechten Angebote mit 

weiteren Investitionsmitteln; 

Investitionen in die digitale Infra-

struktur; 

Sicherung und Stärkung der 

hausärztlichen Versorgung; at-

traktivere Gestaltung der Nach-

besetzung in unterversorgten Ge-

bieten; 

flächendeckende und gezielter 

gesteuerte fachärztliche Versor-

gung; 

Stärkung der niedrigschwelligen 

Gesundheitsversorgung durch 

gut erreichbare, interdisziplinär 

und multiprofessionell arbei-

tende Gesundheitszentren und 

ergänzende mobile Praxen; 

weitere Förderung des Angebots 

der Gemeindepfleger*innen; 

Aufrechterhaltung einer umfas-

senden gesundheitlichen Versor-

gung überall im Land durch ge-

nügend Medizinstudienplätze, 

Gesundheitssystem: Verbesse-

rung und Erhalt von Leistungs-

prämien, Inflationsausgleich, 

Neupatientenregelung und Dise-

asemanagementprogrammen; 

Aufbau von Kontrollmechanis-

men, die übermäßige Ausgaben 

für psychotherapeutische Be-

handlungen zu vermeiden helfen; 

wirksame Steigerung der Attrak-

tivität der Berufe in Physio-, Ergo- 

und Logotherapie; 

Verbesserung der Patientenver-

sorgung durch mehr Autonomie 

rund um die Behandlung; 

Stärkung der interprofessionellen 

Zusammenarbeit, ambulant wie 

stationär; 

Ermöglichung einer wirtschaftli-

chen Praxisführung durch hö-

here Vergütungen, insb. im Be-

reich der Hausbesuche, und da-

mit Optimierung der ambulanten 

therapeutischen Versorgung; 

Nutzung der Novellierung der Be-

rufsgesetze im Sinne einer Aka-

demisierung zur Modernisierung 

und Anpassung an die Versor-

gungsbedarfe; 

Etablierung von Digitalisierung 

und weiterem Abbau der Büro-

kratie zur Schaffung von mehr 
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von der alle Bereiche des Ge-

sundheitswesens tatsächlich 

profitieren; 

Entwicklung einer Gesamtstrate-

gie für den Bereich Prävention, 

Unterstützung der Städte und 

Kreise bei der Entwicklung und 

Umsetzung von Präventionspro-

jekten vor Ort als Aufgabe des 

Landesamtes; 

schnellstmögliche Digitalisierung 

der Gesundheitsämter in den 

Städten und Kreisen; 

einfache und verständliche Infor-

mationen zur Vorbeugung von 

Erkrankungen für die Bürgerin-

nen und Bürger; 

Entwicklung von Präventionsan-

geboten in allen Altersklassen 

und konsequente Umsetzung; 

stärkere Unterstützung digitaler 

Lösungen bei der Gesundheits-

förderung, etwa Bereitstellung 

von Informationen mittels digita-

ler Medien; 

altersgerechte Förderung der Di-

gitalkompetenz ab der Kita; 

noch niedrigschwelligeres Ange-

bot an Impfungen zur Vorbeu-

gung schwerer Erkrankungen; 

Erhalt und Stärkung des Arztbe-

rufs als freien Beruf im Haus- 

und Facharztbereich und als sta-

tionären Versorgungsbereich; 

zukunftsweisende Gestaltung 

des Arzt-Patienten-Kontaktes; 

Inflationsausgleich von 500 € für 

die Zahnmedizinischen und Me-

dizinischen Fachangestellten; 

Erhöhung der Zahl der Medizin-

studienplätze; Reduzierung der 

Anteile der Studienplätze, die 

über den Numerus Clausus ver-

geben werden, höhere Anteile für 

die Landarztquote und Abiturien-

ten, die eine medizinische oder 

soziale Vorbildung besitzen; 

Stärkung des Hospizwesens; 

weiterer Ausbau der palliativen 

Versorgung; 

Aufnahme weiterer Vorsorgeun-

tersuchungen im Grundschulal-

ter in den Behandlungskatalog 

der Krankenkassen; 

flächendeckende Versorgung 

durch Gesundheitsfachkräfte an 

Schulen; 

Schaffung eines Stipendiums für 

die Ausbildung zum Facharzt für 

Kinder-und Jugendpsychiatrie; 

Ausstattung des öffentlichen Ge-

sundheitsdienstes mit ausrei-

chend Personal; Einführung ein-

heitlicher digitaler Standards; 

Verbesserung der wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen für 

die Gesundheitsindustrie am Pro-

duktions-und Forschungsstand-

ort Hessen; nachhaltige Unter-

stützung des Clusters Pharma 

und Gesundheit und der medizi-

nischen Forschung in Forschung 

und Wirtschaft; 

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: Ausweitung des Tele Not-

arztes Systems auf das ganze 

Suchthilfe, sozialpsychiatri-

schem Dienst, psychosomati-

scher Grundversorgung und am-

bulanter Psychiatrie und Psycho-

therapie; flächendeckende, zeit-

nahe Versorgung überall im 

Land; 

gutes stationäres und teilstatio-

näres Angebot für schwere psy-

chische Krisen mit innovativen 

Konzepten wie „Behandlung zu 

Hause“ und tagesklinische (In-

tensiv-)Angebote; 

Einführung der solidarischen Bür-

gerversicherung; Überwindung 

der Zwei-Klassen-Medizin; 

Einführung der Wahlfreiheit zwi-

schen gesetzlicher und privater 

Krankenversicherung für Be-

amt*innen; 

Krankenhausstruktur: Sicherstel-

lung einer auskömmlichen Finan-

zierung der Investitionskosten 

der Krankenhäuser; gute Kran-

kenhausplanung; Sicherstellung 

einer guten Qualität mit kurzen 

Wegen; enge Verzahnung des 

ambulanten mit dem stationären 

Sektor; 

verbindliche Einführung von Ge-

sundheitskonferenzen, in denen 

alle Akteure gemeinsam aktiv 

sind, Gesundheitsreporten und 

Versorgungsatlanten; 

Stärkung des Ärztlichen Bereit-

schaftsdienstes (ÄBD) statt Kür-

zung; 

Prüfung landeseinheitlicher Re-

gelungen der Befugnisse im Ret-

tungsdienst; 

Bildungszentren zur fachüber-

greifenden Ausbildung aller Be-

rufsgruppen; 

bessere Anbindung der Ret-

tungsdienste; Ausbau der Ret-

tungskapazitäten; Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen; 

flächendeckende Umsetzung der 

Verzahnung der Rettungsdienste 

mit niedergelassenen Ärzt*innen; 

zügigere Anerkennung ausländi-

scher Berufsabschlüsse in medi-

zinischen Berufen; mindestens 

vierteljährliche Anerkennungs-

prüfungen für alle Berufsgrup-

pen; mehr Personal für eine 

schnellere Abarbeitung im zu-

ständigen Landesamt; 

angemessene medizinische Ver-

sorgung nicht krankenversicher-

ter Menschen; flächendeckende 

unabhängige Clearingsstellen, 

die Menschen den Weg zurück in 

die Krankenversicherung ebnen; 

Garantie einer angemessenen 

Gesundheitsversorgung für Men-

schen in Not durch einen Be-

handlungsschein mit Behand-

lungsfonds; Initiative zur Strei-

chung von Beitragsschulden; 

moderne Psychiatrie ohne 

Zwang; Ausbau präventiver An-

gebote; flächendeckende Krisen-

dienste, die rund um die Uhr er-

reichbar und mit Fachpersonal 

sowie Krisenzimmern und -pensi-

onen ausgestattet sind; mehr 

Personal, bauliche Veränderun-

gen; 

Landärzt*innenquote, weitere An-

reize für eine Ausbildung in Ge-

sundheitsberufen; 

Einrichtung eines Runden Ti-

sches zur Prävention von Gewalt 

gegen ältere, behinderte und pfle-

gebedürftige Menschen; 

Unterstützung von Menschen 

ohne Krankenversicherung durch 

Clearingsstellen; Einführung ei-

nes anonymen Krankenscheins 

für Menschen, denen eine Ver-

mittlung in die reguläre Kranken-

versicherung nicht möglich ist; 

Intensivierung der Forschung zu 

geschlechtsspezifischer Medizin 

und Pflege und stärkere Berück-

sichtigung in der medizinischen 

Ausbildung und Praxis; 

weitere Stärkung der Arbeit der 

Gesundheitsämter mit dem Lan-

desamt für Gesundheit und 

Pflege; 

besserer Schutz und gute Versor-

gung von Menschen in Hitzewel-

len oder bei extremen Wetterer-

eignissen; 

Unterstützung der Krankenhäu-

ser auf ihrem Weg zur Kli-

maneutralität; Einrichtung eines 

Klima- und Transformations-

fonds des Landes; Förderung der 

Initiative „Green Hospital“; aktive 

Unterstützung von Qualifizie-

rungsmaßnahmen zum 

Klimamanagement; 

Verstetigung des bundesweiten 

Pakts für den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst; 

Therapiezeit statt Verwaltungs-

zeit; 

Sicherung der ambulanten Ver-

sorgung; Aufhebung der Budge-

tierung, Erhalt der Neupatienten-

regelung; 

Sicherstellung der wohnortnahen 

medizinischen Versorgung im 

ländlichen Raum, insb. in Flä-

chenkreisen mit unzureichendem 

öffentlichem Personennahver-

kehr; 

Schaffung ausreichender Stu-

dien- und Anschlussstudien-

plätze insb. im zweiten Teil des 

Medizinstudiums; 

Vergabe von Stipendien bei 

Facharztweiterbildung auf dem 

Land; 

Einführung von Studiengebühren 

für ausländische Studenten; 

gründliche Aufarbeitung und Eva-

luierung der Maßnahmen und 

Methoden, die im Gesundheits-

wesen während der Coronakrise 

auf Landesebene angewendet 

worden; Untersuchungsaus-

schuss „Corona“ für die nächste 

Wahlperiode; 

bedarfsgerechter Ausbau der 

palliativen Versorgung; Schaf-

fung von Strukturen, die eine 

ausreichende Unterbringung und 

Versorgung einer größeren An-

zahl von Palliativpatienten si-

cherstellen; 

vorausschauender und flächen-

deckender Ausbau ambulanter 



 

 

noch stärkere Nutzung der Mög-

lichkeiten von Videosprechstun-

den und Fernbehandlung; 

finanzielle Gleichstellung ärztli-

cher Leistungen, die digital er-

bracht werden, zu Leistungen in 

Präsenz; 

Qualifizierung von nicht-ärztli-

chem Fachpersonal, sodass eine 

Delegation ärztlicher Leistungen 

ohne Einschnitte in der Behand-

lungsqualität möglich wird; 

Aufbau regionaler Zentren zur Si-

cherung der Gesundheitsversor-

gung: Gründung von Gesund-

heits-Versorgungs-Zentren 

(GVZ); Aufbau eines regionalen 

Zentrums für die primäre und se-

kundäre Gesundheitsversorgung 

der Bevölkerung in einem defi-

nierten Einsatzgebiet; 

Krankenhausstruktur: Reform der 

Kliniklandschaft, die sich stärker 

am Bedarf und an der Versor-

gungsqualität ausrichtet; 

Refinanzierung der Vorhaltekos-

ten für die Krankenhäuser, zu-

sätzlich zu den Fallpauschalen; 

verbindliche Struktur- und Quali-

tätsvorgaben als Teil der Kran-

kenhausplanung;  

Geburtshilfe: Sicherung der Ge-

burtshilfe; Stärkung der Hebam-

men; Verbesserung der Hebam-

menversorgung; Gewährleistung 

einer flächendeckenden Grund-

versorgung von allen Schwange-

ren; Verbesserung der Rahmen-

bedingungen auch für freiberuf-

lich tätige Hebammen; 

Land; Sicherstellung der Tele not-

fallmedizinischen Versorgung 

landesweit; 

weitere Förderung digitaler Opti-

mierungen des Gesundheitssys-

tems; 

Krankenhausstruktur: mindes-

tens Beibehaltung der Investiti-

onsmittel in Krankenhäuser in 

stabiler Höhe; insb. für Digitalisie-

rung, IT-Ausstattung und Cyber-

Sicherheit sowie bauliche Moder-

nisierungen; 

bedarfsgerechte und entschlos-

sene Förderung der Leistungen 

der Universitätskliniken als abso-

lute Maximalversorger sowie der 

dort geleisteten Forschungsar-

beit; 

weiterhin auskömmliche Finan-

zierung der Universitätskliniken; 

Verbesserung des Übergangs 

vom Krankenhaus in die Rehabili-

tation oder Pflege; Aufbau einer 

hessenweiten digitalen Informati-

onsplattform, die es den Patien-

tinnen und Patienten und den so-

zialen Diensten der Krankenhäu-

ser ermöglicht, schnell und ein-

fach die geeigneten Maßnahmen 

zur weiteren Unterbringung und 

Versorgung zu ergreifen; 

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: angemessene Vergütung 

telemedizinischer Leistungen, 

von Telekomzielen und Televisi-

ten; 

Unterstützung der ambulanten 

Anbieter bei der Digitalisierung; 

gute Arbeitsbedingungen und 

ausreichende Ausbildung-und 

Studienplätze mit angemessener 

Bezahlung für die Beschäftigten 

im Gesundheitswesen; Stärkung 

der Pflege- und Pflegehelferaus-

bildung; Erhöhung der Ausbil-

dungsplätze in den nächsten 

Jahren und auskömmliche Fi-

nanzierung der Helferkurse; 

Förderung der pädagogischen 

Ausbildung von Lehrkräften im 

Gesundheitswesen an den Hoch-

schulen; Stipendien sowie För-

derprogramme für Studierende 

der pflegepädagogischen Studi-

engänge; 

Beschleunigung der Anerken-

nung von Pflegekräften; 

Sicherung guter Arbeitsbedin-

gungen in der Pflege und allen 

medizinischen Berufen durch 

Personalmindeststandards, die 

sich am Bedarf des Patienten ori-

entieren; 

Geburtshilfe: Förderung besserer 

Beratung, Stärkung von Eltern-

Kind-Kliniken; 1:1-Betreuung un-

ter der Geburt; Sicherstellung ei-

ner wohnortnahen, nied-

rigschwelligen geburtshilflichen 

Versorgung; Erhalt der Hebam-

menhilfe; Anpassung der Hono-

rare und Gehälter auf ein Niveau 

entsprechend der hohen Verant-

wortung; 

Beauftragung einer Studie, um 

die Daten- und Forschungslage 

rund um das Thema „Gewalt un-

ter der Geburt in Hessen“ zu ver-

bessern; 

mehr Unterstützung für die Ar-

beit der Aidshilfen und von 

Schwerpunktpraxen; 

Schaffung klimagerechter Klini-

ken; Investitionsprogramm des 

Landes für den klimagerechten 

Umbau; 

Krankenhausstruktur: Erhöhung 

der Krankenhausinvestitionen; 

Erhalt kommunaler Kliniken und 

Rückgängigmachung von Privati-

sierungen; gute Ausfinanzierung 

der kommunalen Kliniken; 

Erhalt kleinerer Kliniken und Wei-

terentwicklung zu Gesundheits-

zentrum mit Ambulanzen ver-

schiedener Fachrichtungen, ein-

fachem stationären Angebot und 

auch ambulanter Pflege; 

Krankenhaus-Rückkauffonds des 

Landes, damit Kommunen die 

Gesundheitsversorgung wieder 

in öffentliche Hand nehmen kön-

nen; 

Rückführung des Universitätskli-

nikums Gießen und Marburg in 

öffentliches Eigentum; 

wissenschaftliche Personal-Min-

deststandards für alle Stationen 

am Universitätsklinikum; Entlas-

tung der Kliniken mit einer besse-

ren Patientinnensteuerung; 

Geburtshilfe: Überwindung des 

Hebammenmangels; Sicherstel-

lung der Eins-zu-Eins-Betreuung 

bei der Geburt und der freien 

Wahl des Geburtsortes; 

Krankenhausstruktur: Sicherung 

einer leistungsfähigen und gut 

erreichbaren Krankenhausversor-

gung für alle; Überarbeitung des 

Landeskrankenhausplans auch 

mit Blick auf die integrierte Be-

darfsplanung zwischen ambulan-

ter und stationärer Versorgung; 

weitere Erhöhung der Investiti-

onsmittel; 

Sicherstellung der Notfallversor-

gung vor Ort; Verzahnung von 

Rettungsdienst, Notaufnahme 

und ärztlichem Bereitschafts-

dienst; 

auskömmliche Finanzierung von 

Universitätskliniken; 

auskömmliche Unterstützung 

der Universitätskliniken für gute 

Bedingungen für Patient*innen, 

Beschäftigte sowie in Forschung 

und Lehre; 

Schaffung weiterer Medizinstudi-

enplätze; alternative Zugangs-

möglichkeiten jenseits von Best-

noten; 

Rückkauf des Universitätsklini-

kums Gießen und Marburg und 

Überführung in öffentliches Ei-

gentum, wenn sich in der Zukunft 

die Möglichkeit dafür eröffnet; 

Geburtsthilfe: Umsetzung, Evalu-

ierung und Weiterentwicklung 

der Maßnahmen des „Runden Ti-

sches Geburtshilfe in Hessen“; 

Verbesserung der Versorgung 

von werdenden Eltern durch Heb-

ammen vor, während und nach 

der Geburt; 

und stationärer palliativer Versor-

gungsangebote; 

Landesprogramm „Kondition und 

Koordination“ zur Bekämpfung 

der „Corona“-bedingten Schäden 

insbesondere bei Kindern und 

Jugendlichen; 

Unterstützung aller Maßnahmen, 

die geeignet sind, den Gesund-

heitszustand der Bevölkerung zu 

verbessern und gesundheitliche 

Beeinträchtigungen zu vermei-

den; 

Krankenhausstruktur: Weitgehen-

der Erhalt und keine Privatisie-

rung der kommunalen Kranken-

häuser; bedarfsgerechte Finan-

zierung; 

Abbau des aufgelaufenen Inves-

titionsstaus; 

eigenes Investitionsbudget in der 

Krankenhausfinanzierung für 

Kinderkliniken, mit einem 1,2-fa-

chen Faktor der Regelbudgets 

für Krankenhäuser; 

Tarifvertrag für alle Krankenhäu-

ser in kommunaler Trägerschaft; 

lückenlose Einführung von Tests 

in allen Krankenhäusern auf mul-

tiresistente Keime; Sicherstellung 

der konsequenten Umsetzung 

der Hygienevorschriften in Kran-

kenhäusern und Pflegeeinrich-

tungen; 

adäquate Anpassung der Vergü-

tung von medizinisch-ambulan-

ten Behandlungen zur Entlastung 

der Krankenhäuser auch außer-

halb von Krisenzeiten; 



 

 

Drogen und Sucht: Vorhaltung 

ausreichend qualifizierter Einrich-

tungen zu Suchtprävention und 

Suchtbehandlung; szenenahe 

Einrichtungen, insbesondere An-

laufstellen zur Therapieberatung 

und zur medizinischen Versor-

gung; 

Bestand akzeptanzorientierter 

Einrichtungen, die eine Überle-

benshilfe für Schwerstabhängige 

bieten und oft niedrigschwellige 

Anlaufstellen für spätere Thera-

pieaufenthalte darstellen; 

Einstellung der Drogen- und 

Suchtpolitik auf neue Suchtfor-

men oder neue Suchtsubstan-

zen; Ergreifen geeigneter Präven-

tions- und Hilfsmaßnahmen; 

auf wissenschaftlicher Grund-

lage basierende Drogenpolitik, 

die den Aspekt der Prävention 

und des Gesundheitsschutzes in 

den Vordergrund stellt; 

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: Vermittlung von Kennt-

nissen im Umgang mit IT-Syste-

men, großen Datenmengen, Al-

gorithmen und KI-Anwendungen 

bereits im Medizinstudium und in 

Ausbildungskurscurricula; 

Digitalisierung von Verschrei-

bung, Dokumentation und Ab-

rechnungen; 

Priorisierung von Arztpraxen, 

Pflegeeinrichtungen, therapeuti-

schen Praxen und Apotheken bei 

der Glasfaserversorgung; 

komplett digitale Durchführung 

der Kommunikation der Kranken-

Fortsetzung des Förderpro-

gramms DIGI Ambulant; 

Weiterentwicklung des Kompe-

tenzzentrums für Telemedizin 

und E-Health in Bezug auf Digita-

lisierung; 

Geburtshilfe: flächendeckendes 

Angebot für Geburtshilfe sowie 

Angebote der Vor- und Nach-

sorge; so weit wie möglich die 

zentrale Erhaltung stationärer 

Geburtsstationen und Geburts-

häuser; auskömmliche Hebam-

menversorgung im Land; 

Mitfinanzierung der Kinder-

wunschbehandlungen; 

Qualitativ hochwertige und si-

chere Versorgung rund um die 

Geburt; flächendeckendes Ange-

bot für Geburtshilfe; Angebote 

der Vor- und Nachsorge, um wer-

dende Eltern bestmöglich zu un-

terstützen; bessere Rahmenbe-

dingungen für eine gute Betreu-

ung in Schwangerschaft und bei 

der Geburt; 

strukturelle und finanzielle Ver-

besserung der Geburtshilfe; aus-

kömmliche Hebammenversor-

gung; Erhalt ortsnaher erreichba-

rer Geburtsstationen und Ge-

burtshäuser; Etablierung hebam-

mengeleiteter Kreißsäle; Hessen-

Stipendium für Hebammen; 

weitere Vernetzung und Koordi-

nierung der Möglichkeiten der 

Frühen Hilfen; 

dezentrale, medizinisch ausgebil-

dete Ansprechpartner für die Ge-

sundheit von Säuglingen, z.B. in 

Hebammenregister; umfassen-

des Konzept zur Beseitigung der 

Unterversorgung auf dem Land; 

geeignete Versorgungsplanung; 

mehr Ausbildungsplätze für Heb-

ammen und Entbindungspfle-

ger*innen; 

Frauengesundheit: Möglichkeiten 

zu Schwangerschaftsabbruch 

und -konfliktberatung; Erreichbar-

keit einer Praxis oder Klinik, die 

Schwangerschaftsabbrüche vor-

nimmt, oder einer staatlich aner-

kannten Schwangerenkonfliktbe-

ratungsstelle, innerhalb maximal 

einer Stunde mit dem öffentli-

chen Nahverkehr; 

Überall in Hessen Anlaufstellen 

für eine medizinische Soforthilfe 

nach Vergewaltigung; 

Übernahme der Kosten von Ver-

hütungsmitteln und Hygienearti-

keln für Menschen mit geringem 

Einkommen; niedrigschwellige 

Organisation der Ausgabe; 

Kindergesundheit: Erhalt und 

Ausbau der Hebammenhilfe; Si-

cherstellung einer erstklassigen 

Versorgung für Kinder mit Heb-

ammen, Kinderärzten und Kin-

derkliniken mit einem Aktions-

plan „Kindermedizin“; 

Stärkung der Versorgungssicher-

heit mit Medikamenten; Verbes-

serung der Standortfaktoren, da-

mit Produktionen ins Land oder 

zumindest in die EU zurückgeholt 

werden können; 

Öffentlicher Gesundheitsdienst: 

bessere finanzielle und logisti-

sche Ausstattung der Gesund-

Akademisierung, Anerkennung 

und berufliche Aufwertung der 

Hebammenausbildung; 

Förderung der Frauengesundheit: 

Unterstützung von Forschungs-

vorhaben, die die Unterschied-

lichkeit der Geschlechter im Blick 

behalten; 

Frauengesundheit: Ausbau und 

bessere Finanzierung der Bera-

tungsangebote für ungewollt 

Schwangere; wohnortnahe Bera-

tungsangebote und Einrichtun-

gen, die Schwangerschaftsab-

brüche vornehmen; 

Methoden des Schwanger-

schaftsabbruchs als verpflichten-

der Bestandteil eines Medizinstu-

diums, spätestens in der gynäko-

logischen Fachweiterbildung; 

Verpflichtung öffentlicher Klini-

ken im Rahmen der Kranken-

hausplanung, die Durchführung 

von Schwangerschaftsabbrü-

chen auch nach der Beratungsre-

gelung sicherzustellen; 

Abrechnung von Schwanger-

schaftsabbrüchen als normale 

kassenärztliche Leistung; 

kostenfreie Bereitstellung von 

Menstruationsprodukten in allen 

öffentlichen Gebäuden; Verhü-

tungsmittel als Kassenleistung; 

Verpflichtung für kommunale 

und Landeskrankenhäuser, 

Schwangerschaftsabbrüche 

auch nach Beratungsregelung 

durchzuführen; 

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: deutlich mehr Mittel für 

wertschätzender Umgang in der 

Geburtshilfe; gewaltfreie Geburt 

im ganzen Land; Unterstützung 

des Hilfetelefons für Betroffene 

von traumatisierenden Erfahrun-

gen in der Geburtshilfe und be-

stehender psychosozialer Bera-

tungsangebote; 

Frauengesundheit: zielgerichtete 

Bekämpfung der Frauenkrankheit 

Endometriose; 

Stärkung der Versorgung von 

schwangeren Frauen; Umset-

zung, Evaluierung und Weiterent-

wicklung der Maßnahmen des 

„Runden Tisches Geburtshilfe“; 

gewaltfreie Geburt, entspre-

chende Sensibilisierung und 

Hilfsangebote für Betroffene 

bzw. Traumatisierte; 

vollfinanzierte Schwanger-

schaftskonfliktberatung; Aufbau 

eines Versorgungsnetzes mit Kli-

niken und Arztpraxen, die 

Schwangerschaftsabbrüche 

durchführen; 

kostenlose Hygieneartikel in 

Schulen und öffentlichen Einrich-

tungen; Informationen zu Anlauf-

stellen bei Schwangerschafts-

konflikten, Gewalt und Seelsorge; 

Unterstützung von Initiativen, die 

die Kostenübernahme verschrei-

bungspflichtiger Verhütungsmit-

tel für Frauen mit geringem Ein-

kommen ermöglichen; 

mentale Gesundheit: möglichst 

wohnortnahe Angebote der men-

talen Gesundheit sowie von Prä-

vention und Vorsorge;  

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: weiteres Vorantreiben der 

Digitalisierung der medizinischen 

Versorgung; Vorantreiben des 

Ausbaus der Telemedizin und 

verstärkte Einbindung in die Re-

gelversorgung; Förderung inno-

vativer Einrichtungen wie Tele-

Notarzt, e-AUF oder e-Rezept; 

Auflegen eines Förderpro-

gramms, das Fach- und Haus-

ärzte bei der Beschaffung tele-

medizinischer Gerätetechnik und 

Software und der Etablierung ei-

nes IT-gestützten Fallmanage-

mentsystems unterstützt; 

Geburtshilfe: Sicherung des Heb-

ammenberufs; staatlicher Haf-

tungsfonds; Erhalt von Geburts-

hilfestationen in wohnortnahen 

Krankenhäusern; wesentlich bes-

sere Vergütung von Hebammen; 

Frauengesundheit: Schutz des 

ungeborenen Lebens: Schaffung 

einer breit aufgestellten Unter-

stützungsstruktur für ungewollt 

Schwangere; 

verpflichtende Angebote von Ult-

raschalluntersuchungen des un-

geborenen Kindes für die zu be-

ratenden schwangeren Frauen 

und werdenden Väter, soweit 

keine medizinischen oder krimi-

nologischen Gründe für die Bera-

tung ursächlich sind; 

Übergabe eines gesonderten 

schriftlichen Verzeichnisses der 

individuell möglichen Unterstüt-

zungsleistungen organisatori-

scher und finanzieller Art bei je-

der Schwangerschaftskonfliktbe-

ratung; 



 

 

kassen mit den Versicherten; frei-

willige Lösung zur Freigabe von 

anonymisierten Gesundheitsda-

ten; Aufbau einer Stiftung zur ver-

trauensvollen Haltung dieser Da-

ten; 

Modellprojekte für Demenz-

kranke; Entwicklung von Modell-

projekten, die eine Alternative zur 

herkömmlichen Betreuung im 

Pflegeheim darstellen und eine 

größere Eigenständigkeit der Er-

krankten gewährleisten; 

Schreiambulanzen und Säug-

lingsstationen; 

Fortbildung der Gemeindepfleger 

in ländlichen Regionen in Ergän-

zung zur Arbeit der Familienheb-

ammen; 

Frauengesundheit: Unterstützung 

der Forschung im Themenbe-

reich Frauengesundheit; Berück-

sichtigung geschlechterspezifi-

scher Unterschiede in der Medi-

zin; besonderer Fokus auf Aufklä-

rung und Sensibilisierung zum 

Krankheitsbild der Endometriose; 

Drogen und Sucht: Ausbau der 

Unterstützung für suchtkranke 

Menschen; Bereitstellung von 

Mitteln über den Fonds „Hessen 

steht Zusammen“; 

Ausweitung insb. von Angeboten 

für die Beratung und Hilfestel-

lung beim Entzug von Drogenab-

hängigkeit und der aufsuchenden 

Sozialarbeit; 

keine Legalisierung illegaler wei-

cher Drogen, auch nicht von Can-

nabis; 

Ausbau des Beratung-und Hilfs-

angebots für Betroffene; 

heitsämter; attraktive Arbeitsbe-

dingungen mit konkurrenzfähiger 

Bezahlung und moderner digita-

ler Ausstattung; 

Digitalisierung im Gesundheits-

wesen: Schaffung von Telenot-

ärzten und zusätzlich Gemeinde-

Notfallsanitätern in allen Land-

kreisen; 

flächendeckende elektronische 

Patientenakte; datenschutzsi-

chere Möglichkeiten für Ärztin-

nen und Therapeutinnen, Doku-

mente und Befunde zu verschi-

cken und zu verwalten; 

Ermöglichung des Zugangs zu 

digitalen Angeboten für beson-

ders sozial benachteiligte Men-

schen durch verständliche Ge-

sundheitsinformationen und bar-

rierefreie Systeme; 

Digitalisierung, um bei Notfällen 

eine bessere Vernetzung von 

Rettenden und Kliniken zu erzie-

len; 

Drogen und Sucht: deutliche Ver-

besserung und Ausbau der Prä-

vention und Aufklärung über 

Suchtgefahren sowie Hilfsange-

bote für Betroffene von Sucht 

und Drogenmissbrauch; gebun-

dener Einsatz von Steuereinnah-

men, die mit dem Konsum ver-

bunden sind; 

ausstiegsorientierte und kon-

sumakzeptierende Hilfen wie 

Drug Checking, Safer Use, Ge-

sundheitshilfe für suchterkrankte 

und Drogen gebrauchende Men-

schen, Druckräume mit hygieni-

schen Bedingungen sowie Bera-

tung für Betroffene und ihre Fa-

milien; 

flächendeckende Versorgung mit 

Substituten; 

Klärung der Rahmenbedingun-

gen für die Cannabis Freigabe; 

wissenschaftlich nachvollzieh-

bare Grenzwerte für Cannabisge-

brauch im Straßenverkehr; ver-

bindliche Klärung von Fragen des 

Jugend- und Gesundheitsschut-

zes; 

Reduzierung oftmals vorhande-

ner Wartezeit bei der Behandlung 

von psychischen Erkrankungen; 

Sicherstellung, dass regionale 

Gesundheitszentren und 

Trauma-Ambulanzen die psycho-

soziale Betreuung sowie adä-

quate Hilfe und Beratung bei see-

lischer, körperlicher und sechs 

realisierter Gewalt leisten;  

Stärkung vorhandener Netz-

werke, Selbsthilfegruppen, Ver-

eine und regionalen Beratungs-

stellen in diesem Bereich; Sicher-

stellung des Angebots an ambu-

lanter und stationärer Rehabilita-

tion; 

Präventionsprogramme zur Er-

haltung der psychischen und 

physischen Gesundheit pfle-

gende Angehöriger; 

Drogen und Sucht: moderne Dro-

genpolitik, die über Risiken auf-

klärt, einen zuverlässigen Ju-

gendschutz stärkt und Konsu-

mierende nicht unter Generalver-

dacht stellt; Ausbau von Thera-

pie- und Substitutionsmöglichkei-

ten; Einrichtung von Drogenkon-

sumräumen und Streetwork-An-

geboten; 

Aufklärung und Suchtprävention 

bei Jugendlichen und jungen Er-

wachsenen, auch in Bezug auf 

nicht substanzbezogene Abhän-

gigkeiten wie Spielsucht; Stär-

kung der dafür notwendigen Zu-

sammenarbeit zwischen Schule, 

Jugend- und Suchthilfe; 

keine Kriminalisierung des Can-

nabis-Konsums; 
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Verstetigung des Prinzips ambu-

lant vor stationär im Bereich der 

Pflege; Sicherstellung der Pflege 

in den eigenen vier Wänden so 

lange wie möglich; Unterstüt-

zung und Förderung alternativer 

Wohnformen; 

Verstärkung der ambulanten Pal-

liativdienste; 

flächendeckende Versorgung mit 

spezialisierten ambulanten Palli-

ativdiensten (SAPV) in vernetzten 

Teams; 

Förderung des Aufbaus von Ver-

sorgungsnetzwerken; 

Digitalisierung in der Pflege: Ver-

ringerung des Aufwands für Bü-

rokratie und Dokumentation; 

Strukturierung, Standardisierung, 

Verschlankung und Digitalisie-

rung pflegerischer Prozesse; digi-

tale Abrechnung der Pflege; 

Prüfung, inwieweit digitale Ele-

mente in die Pflegeversicherung 

im Rahmen der wohnumfeldver-

bessernden Maßnahmen für die 

Pflege zu Hause aufgenommen 

werden können; 

Unterstützung der Pflegekräfte: 

Pflegeberuf attraktiver machen; 

attraktive Bezahlung, bessere Ar-

beitsbedingungen für Pflege-

kräfte; Sofortmaßnahmen für 

eine Aus- und Weiterbildungsof-

fensive; Anreize für eine bessere 

Einführung eines Landespflege-

geldes, um Pflegebedürftige zu 

unterstützen; 

flächendeckender Ausbau von 

Gemeindepflegerinnen und-Pfle-

gern; Förderung präventiver 

Hausbesuche, um pflegerischen 

Bedarf frühzeitig zu erkennen; 

Ausbau der Pflegestützpunkte zu 

Pflege-Kompetenzzentren; 

landesweite Ausrollung des Mo-

dellprojekts „Pflegemanager“ und 

Installierung in allen Pflegestütz-

punkten; Weiterentwicklung des 

Pflegemonitors; 

Verbesserung der Versorgung 

Demenzkranker in der häuslichen 

Umgebung wie in Heimeinrich-

tungen mit einem Demenzkon-

zept;  

Unterstützung neuer Techniken, 

wie z.b. Pflegeroboter; 

 „Aktionsplan: Komm in die 

Pflege“; Ausbau von Ausbil-

dungs- und Studienplätzen; För-

derprogramme zur Qualifizie-

rung; bessere Anerkennung aus-

ländischer Abschlüsse; Einset-

zung einer Task Force Pflegeper-

sonal, die eine Personal-Offen-

sive erarbeiten und die Umset-

zung begleiten soll;  

Ausbau der Kapazitäten in der 

Fachkraftausbildung; Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen, 

Minimierung der Leiharbeit in der 

Pflege; 

dringende Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen in der Pflege; 

Stärkung interprofessioneller Zu-

sammenarbeit, Digitalisierung in 

Form von Entbürokratisierung 

und technischer Assistenz; 

Beförderung von mobilisierender 

und rehabilitativerPflege; 

genügend Plätze in der ambulan-

ten Pflege, Tages-, Kurzzeit-, Ver-

hinderungspflege sowie bei Be-

treuungs- und Entlastungsleis-

tungen; 

bedarfsgerechte, wohnortnahe 

Angebote; flächendeckender 

Ausbau der Pflegestützpunkte, 

Erweiterung ihrer Tätigkeitsfelder 

und Einführung eines Case-Ma-

nagements als Lotsenfunktion 

durch den „Gesundheit-und Pfle-

gedschungel“;  

Pflegeplan für Hessen; 

bessere Unterstützung für pfle-

gende Angehörige; Ausbau der 

Pflegestützpunkte, damit diese 

wohnortnah erreichbar und auf-

suchend tätig sein können; 

Landesinvestitionsprogramm 

zum Ausbau der Tages- und 

Kurzzeitpflege; 

barrierefreier Umbau des Wohn-

raums von Pflegebedürftigen, 

staatlich gefördert, um den Ver-

bleib in den eigenen vier Wänden 

oder bei der Familie zu ermögli-

chen; 

bessere Arbeits- und Ausbil-

dungsbedingungen und ein allge-

meiner Tarifvertrag in der Pflege; 

gesetzlich verankerte Personal-

bemessung und Personal Min-

deststandards in allen Bereichen 

des Gesundheitswesens; 

Einführung der 30-Stunden-Wo-

che für Pflegekräfte bei vollem 

Lohn- und Personalausgleich in 

großen Schritten; 

Gewinnung von Lehrkräften an 

den Pflegeschulen; Schaffung 

entsprechender Instrumente, die 

eine Nachqualifizierung in beste-

henden Arbeitsverhältnissen er-

möglichen; 

Ausbau der stationären und am-

bulanten Angebote in der Pflege; 

Weiterentwicklung der Pflege-

strategie zu einem umfassenden 

Handlungskonzept der pflegeri-

schen Versorgung; 

Ausbau der Tages- und Kurzzeit-

pflege, Unterstützung und Entlas-

tung für pflegende Angehörige 

sowie der ambulanten Wohnge-

meinschaften; 

Ausbau der regionalen Pflege-

stützpunkte; Förderung der bes-

seren Vernetzung durch eine 

Landesservicestelle, mehr indivi-

duelle Beratung und Begleitung 

durch den flächendeckenden 

Ausbau eines Case-Manage-

ments; 

Entwicklung einer Demenzstrate-

gie auf Basis des „Demenzatlas 

Hessen“; 

genügend Fachkräfte und gute 

Arbeitsbedingungen in den Pfle-

geberufen; Ausbau der Fachkräf-

teoffensive zur Personalgewin-

nung und -ausbildung; verein-

fachte Zugänge zu den Berufen; 

Quereinsteiger*innen- und Quali-

fizierungsprogramme; Ausbau 

der einjährigen Pflegeausbildung; 

schnelle Anerkennung von im 

Ausland erworbenen Bildungs- 

und Berufsabschlüssen; Pro-

Behebung des Personalmangels 

mit verbesserten Arbeitsbedin-

gungen, besserer Bezahlung und 

gezielter Anwerbung von qualifi-

zierten Personen für die Pflege; 

Einhaltung von Pflegepersonal-

untergrenzen von allen hessi-

schen Kliniken; Einführung von 

Untergrenzen auch für weitere 

Mitarbeitergruppen im Kranken-

haus wie z.B. Logopäden oder 

Physiotherapeuten; 

Abschaffung der 24-Stunden-Be-

reitschaftsdienste; 

Einführung der elektronischen 

Patientenverfügung; 
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Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit; 

Wiedereinstiegsprogramm für 

Pflegekräfte, die andere Berufs-

felder abgewandert sind; weitere 

Qualifizierungsmaßnahmen; 

flankierende Gesundheitsvor-

sorge für Pflegekräfte, um den 

besonderen physischen und psy-

chischen Belastungen entgegen-

wirken zu können; 

verlässliche Dienstpläne, die die 

der Lebenswirklichkeit von Pfle-

gekräften entsprechen und die 

Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf gewährleisten; 

Vorhaltung einer mindestens 

105-prozentigen Quote an Pfle-

gepersonal; 

Förderung familienfreundlicher 

Arbeitszeitmodelle; mehr Kinder-

betreuungsplätze; Steigerung der 

Qualität der Kinderbetreuung; Ak-

quise von Pflegekräften aus dem 

Ausland; Aufnahme von Geflüch-

teten in den Pflegeberuf;  

Prüfung, inwieweit digitale Ele-

mente im Rahmen der wohnum-

feldverbessernden Maßnahmen 

für die Pflege zu Hause durch die 

Pflegeversicherung übernom-

men werden können; 

Förderung von Robotik, die für 

Pflegebedürftige autonom Auf-

gaben übernimmt, sie bei Routi-

netätigkeiten unterstützt und zu 

sozialer Interaktion anregen soll; 

Sicherung eines optimalen Aus-

bildungsumfeldes; Abschaffung 

des Schulgeldes; angemessene 

Vergütung während der Ausbil-

dung; 

attraktiveres Berufsbild der As-

sistenzkräfte und der Pflegeas-

sistenz; 

Umschulungs- und Qualifizie-

rungsprogramme, um Pflege-

kräfte zu gewinnen; Initiative zur 

Rückgewinnung von Pflegekräf-

ten, die ihren Beruf aufgegeben 

haben; Gewinnung von mehr 

pflegerischen Fachkräften aus 

dem Ausland; leichtere Anerken-

nung von Abschlüssen; Öffnung 

des Programms „Pflege inte-

griert“ auch für Geflüchtete aus 

der Ukraine; 

Landesförderprogramm für mehr 

Plätze in Kurzzeit, Tages- und 

Nachtpflege; Anrecht auf Reha-

Maßnahmen für pflegende Ange-

hörige; 

häusliche Tagespflege-Plattform 

für Angebote/Nachbarschafts-

helfer („Tagesmütter für Pflege-

bedürftige“); Förderung ambulan-

ter Wohnformen sowie neuer 

Wohn- und Betreuungskonzepte; 

Steigerung der Zahl von Pflege-

hotels als neue Angebotsform; 

gute und flächendeckende Infra-

struktur stationärer Pflegeange-

bote; stärkere Öffnung von Pfle-

geheimen und Integrierung in ih-

ren sozialen Nahraum; 

Etablierung von Modellprojekten 

„Pflegeheim mitten im Leben“; 

deutliche Beschleunigung der 

Anerkennung ausländischer be-

ruflicher Abschlüsse; 

Förderung alternativer Wohn-

gruppen, Pflege-Wohngemein-

schaften und genossenschaftli-

cher Unterstützungsstrukturen; 

flächendeckend kommunale o-

der genossenschaftliche ambu-

lante Gesundheitszentren in Ver-

bindung mit Pflegeeinrichtungen 

und angedockten Pflegediensten; 

Unterstützung der Pflegeeinrich-

tungen bei Digitalisierung und 

Modernisierung; 

Unterstützung sensibler Pflege, 

die die besonderen Bedürfnisse 

von älteren Migrant*innen, quee-

ren Personen und suchterkrank-

ten Menschen berücksichtigt; 

Demenzstrategie: Verbesserung 

von Beratungsangeboten insb. 

für pflegende Angehörige; Er-

möglichung des Um- und Aus-

baus stationärer Einrichtungen, 

der sich am Pflegebedarf dmen-

ziell Erkrankter orientiert, mit ei-

nem Investitionspaket; 

gramme zur Gewinnung und Un-

terstützung von eingewanderten 

Fachkräften; 

ausreichend und gut qualifizierte 

Lehrkräfte, um mehr Menschen 

in den Gesundheits- und Pflege-

berufen ausbilden zu können; 

Ausbau der Studiengänge in die-

sen Bereichen; 

Stärkung der Aus-, Fort- und Wei-

terbildung in Teilzeitmodellen; 

Weiterentwicklung des Pflege-

qualifizierungszentrums zu ei-

nem Qualifizierungszentrum für 

Care-Berufe; 

Ausbau der palliativmedizini-

schen Versorgung, insbesondere 

im ambulanten Bereich; Stärkung 

des Zusammenwirkens von 

Haupt- und Ehrenamt in diesem 

Bereich; Unterstützung der Be-

gleitung von Familien mit Ster-

nenkindern durch Beratungsan-

gebote an den Kliniken; 
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Vielfalt: Ermöglichung der vollen 

Teilhabe an der Gesellschaft für 

alle Menschen, die als LSBTI 

noch teilweise an der Entfaltung 

ihrer Persönlichkeit gehindert 

werden; 

weitere Intensivierung der Zu-

sammenarbeit mit „Peer to Peer“-

Projekten wie „SCHLAU“; 

Unterstützung der LSBTI-Grup-

pen bei der Projektarbeit in Bil-

dung, Gesundheit und psychoso-

zialer Krisenintervention sowie 

Jugend- und Altenarbeit;  

Fortentwicklung des Aktions-

plans für Vielfalt und Akzeptanz; 

transparente und praktikable Ver-

fahren, die nicht nur schon pro-

fessionalisierten Organisationen 

eine finanzielle Unterstützung ih-

rer Arbeit ermöglichen; 

moderner Sexualkundeunterricht, 

der Themen wie sexuelle Vielfalt 

sowie Menstruation und Menst-

ruationshygiene umfassend und 

angemessen aufgreift und die 

Expertise außerschulischer Part-

ner miteinbezieht; 

Beendigung der operativen 

zwangsweisen Geschlechtszu-

weisung von intersexuellen Kin-

dern; beratende Begleitung be-

troffener Eltern; Unterstützung 

Vielfalt: Gegen jede Form der Dis-

kriminierung, insb. gegenüber 

Menschen aufgrund ihrer sexuel-

len Orientierung, geschlechtli-

chen Identität, Weltanschauung, 

Behinderung, Alters, Religion o-

der kulturellen Herkunft; 

Gründung eines Bündnisses für 

gelebte Werte im Alltag; 

Umsetzung der Antidiskriminie-

rungsstrategie „Für Vielfalt, Ak-

zeptanz und gesellschaftlichen 

Zusammenhalt“ und Fortführung 

der erfolgreich begonnenen Pro-

jekte; 

Stärkung der Antidiskriminie-

rungsstelle und des Beratungs-

netzwerks Demokratiezentrum 

Hessen; weiterer Ausbau von 

Prävention, Sensibilisierung, Be-

ratung und Vernetzung zur Zu-

rückdrängung rassistischer Ten-

denzen; 

Evaluierung und Fortschreibung 

des Landesaktionsplans für Ak-

zeptanz und Vielfalt; Fortschrei-

bung der Förderangebote; 

Förderung und Stärkung von Ein-

richtungen und Projekten, die 

sich Hassgewalt entgegenstellen 

und durch Beratung, Aufklärung 

und Opferhilfe einen wichtigen 

Beitrag im Kampf gegen Diskri-

minierung leisten; 

Vielfalt: Sicherstellung von mehr 

Sicherheit durch hauptamtliche 

Stellen für Ansprechpersonen 

von LSBTIQ*-Themen bei der Po-

lizei; 

Entwicklung einer Strategie ge-

gen homo- und transfeindliche 

Hasskriminalität; Ausweitung ge-

schlechtsspezifischer Schutz-

räume; 

weiterer Ausbau und bessere fi-

nanzielle Ausstattung des Akti-

onsplans für Akzeptanz und Viel-

falt; 

Förderung queerer Jugendange-

bote; Verstärkung der Finanzie-

rung von Projekten, Erhöhung 

des vorgesehenen Budgets, Ver-

längerung der Projektlaufzeiten; 

Aufnahme queerer Kinder- und 

Jugendarbeit in die Jugendför-

derprogramme; 

Unterstützung queerer Pflegeein-

richtungen; 

Ermöglichung, dass queere 

Paare einfacher eine Pflege-El-

ternschaft übernehmen können; 

Berücksichtigung vielfältiger Fa-

milienformen im Bereich der Kin-

derwunschbehandlung; Auswei-

tung der Finanzierungsmöglich-

keiten; 

Vielfalt: Queere Unterstützung 

und Beratung auch im ländlichen 

Raum; 

Niederschlag der Vielfalt der Le-

bensentwürfe und Beziehungs-

modelle in der Gesellschaft auch 

in der frühkindlichen Bildungsar-

beit; 

angemessene und verlässliche 

Finanzierung der AIDS-Hilfen; 

Sensibilisierung von Ordnungs-

behörden, Polizei und Justiz im 

Umgang mit dem Thema Queer-

feindlichkeit; 

Unterstützung community-getra-

gener Safe Spaces; 

Förderung der geschlechtsneut-

ralen Sprache; 

Gleichstellung: Gleichberechtigte 

Teilhabe in allen Bereichen der 

Wirtschaft und Gesellschaft; 

gesetzliche Quotierungen, um fä-

hige Frauen* an patriarchalen 

Netzwerken vorbei in Führungs-

verantwortung zu bringen; 

Reform des Gleichberechti-

gungsgesetzes; Ausweitung auf 

alle privatrechtlichen Gesell-

schaften des Landes; Stärkung 

der Frauen*beauftragten; 

Vielfalt: Weiterentwicklung und 

Ausbau des Aktionsplans Akzep-

tanz und Vielfalt; queer-und gen-

dersensible Fort- und Weiterbil-

dungsangebote, insb. in den Be-

reichen Polizei, Bildung und öf-

fentliche Verwaltung; 

besonderes Augenmerk auf Un-

terstützungsangebote für Rain-

bow Refugees und queere Ju-

gendliche insb. im ländlichen 

Raum; 

langfristige Absicherung der Ar-

beit von queeren Zentren und Ju-

gendzentren; 

sensibler und gleichberechtigter 

Umgang mit den Belangen quee-

rer Menschen auch im Alter und 

in der Pflege;  

Gleichstellung: konsequente 

Frauenquote für Aufsichtsräte 

und Vorstände; 50 % Frauenan-

teil in Gremien in allen landesei-

genen Gesellschaften; 

Einrichtung einer Landeskoordi-

nierungsstelle für Gleichstellung; 

Gleichstellungskonferenz; Stär-

kung der Rolle der Frauenbeauf-

tragten und Voranbringen ihrer 

Vernetzung; 

Weiterentwicklung feministischer 

Bildungsarbeit; 

Gleichstellung: Generelle Ableh-

nung von Geschlechterquoten im 

Studium oder in der Arbeitswelt; 

Ablehnung der Einrichtung spezi-

eller Frauenstudiengänge; 

keine Benachteiligung für Frauen, 

die zugunsten der Familie kei-

nem Beruf nachgehen; Gewähr-

leistung einer guten Grundsiche-

rung, auch ohne ausgeübten Be-

ruf; 

Abbau von Lohnunterschieden 

zwischen Männern und Frauen 

bei gleicher Leistung; 

Steigerung der Attraktivität der 

Berufe, in denen der Frauenanteil 

in der Regel höher ist, z.B. Erzie-

hung und Pflege, durch Anhe-

bung der Bezahlung; 

Vorrang bei der Auswahl passen-

der Betreuungsangebote und 

Schulen für alleinerziehende 

Frauen; 

mehr Frauen in die Politik, ohne 

Parität und Zwang; 

Förderung von Frauen, die sich in 

einer immer noch von Männern 

dominierten Struktur durch Kom-

petenz und Engagement durch-

setzen; Förderung von Frauen, 

die sich durch Leistung, Willen 

und Engagement im Beruf durch-

setzen können und wollen; 
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von Angeboten von Selbsthilfe-

gruppen und anderen Organisati-

onen von Betroffenen;  

Gleichstellung: Förderung des 

Aufstiegs von Frauen in verant-

wortliche Positionen an Hoch-

schulen und in der Forschung; 

Verbesserung der witschaftli-

chen Chancen für Frauen; 

verbesserte Rahmenbedingun-

gen zur Ermöglichung der Er-

werbstätigkeit für Frauen und der 

Übernahme von Familienarbeit 

für Väter; 

gleiche Bezahlung für gleiche 

Leistung; Unterstützung aller Im-

pulse und Anstrengungen, um 

Verhandlungsstärke von Frauen 

in Bezug auf das Gehalt zu ver-

bessern; 

Ermöglichung eines gleichbe-

rechtigten Arbeitens von Frauen 

und Männern und Umsetzung ei-

nes ganzheitlichen Diversity Ma-

nagements im öffentlichen 

Dienst; 

Diversity Management auf allen 

Ebenen, gleichberechtigte Reprä-

sentanz von Frauen in Führungs-

positionen und Jobsharing auf 

Leitungsebenen in der Verwal-

tung; 

Förderung der die Ansiedlung 

von Unternehmerinnen, Ärztin-

nen, Rechtsanwältinnen und 

Frauen in freischaffenden Beru-

fen im ländlichen Raum mit 

Gründungshilfen und arbeitsna-

hen Kitas; 

Gleichstellung: Schließung der 

Lohnlücke; 

mehr Frauen in Führungspositio-

nen; Vorbildfunktion von öffentli-

chem Dienst und öffentlicher 

Verwaltung; 

gleichberechtigte Verteilung von 

Care-Arbeit; mehr Verantwor-

tungsübernahme von Männern in 

diesem Bereich; 

mehr Frauen in Ausbildung oder 

Studium im technisch-naturwis-

senschaftlichen (MINT) Bereich; 

Aufzeigen von Qualifizierungs- 

und Karrieremöglichkeiten und 

Unterstützung mit Beratungsleis-

tungen; 

Steigerung des Anteils von Grün-

derinnen; Unterstützung entspre-

chender Netzwerkstrukturen und 

besonderer Beratungsangebote 

wie Mentorinnenprogramme; 

Förderung von Netzwerken und 

Kampagnen für den Wiederein-

stieg von Frauen in die Berufs-

welt nach Erziehungs- oder Pfle-

gezeiten; 

Diversitäts-Quote in der Landes-

verwaltung; 

Gleichstellung: Schaffung einer 

Grundlage für eine nachhaltige 

Antidiskriminierungsarbeit durch 

ein Gesetz zum Schutz vor Dis-

kriminierung; Berufung einer zu-

ständigen Landesbeauftragten; 

grundlegende Überarbeitung des 

Integrationsgesetzes; 

echte Gleichstellungsstrategie; 

Stärkung der Repräsentanz von 

Frauen auch in der Politik; paritä-

tisch besetztes Landesparla-

ment; Besetzung von mehr Lei-

tungspositionen in den Landes-

ministerien mit Frauen; Einfüh-

rung einer Frauenquote für Auf-

sichtsräte und Vorstände der Un-

ternehmen mit Mehrheitsbeteili-

gung des Landes; 

Förderung von Initiativen und 

Programmen in Kommunen und 

Kreisen zur Unterstützung allein-

erziehender Elternteile bei der 

Vereinbarkeit von Beruf, Familie 

und Freizeit und Garantie der so-

zialen Teilhabe; 

Kernsanierung des Landes-

Gleichberechtigungsgesetzes; 

Ausweitung der Bildungs- und 

Vernetzungsangebote für 

Frauen; 

Beendigung geschlechterbasier-

ter Diskriminierungen im Ge-

sundheitswesen; Enttabuisierung 

von Krankheiten und gesundheit-

lichen Themen, die besonders 

Frauen betreffen;   

gleicher Lohn bei gleicher und 

gleichwertiger Arbeit; 

Normalarbeitsverhältnis von 30 

Stunden pro Woche bei Lohn- 

und Personalausgleich, um Sor-

gearbeit umverteilen zu können; 

Überwindung von Alltagssexis-

mus und Patriarchat; Anpassung 

von Lehr- und Lernmaterialien, 

Qualifizierung von Lehr- und Er-

ziehungskräften; 

besondere Förderung von an den 

Lebenslagen von Mädchen aus-

gerichteten pädagogischen An-

geboten, die sie bei der Entwick-

lung von Selbstständigkeit und 

Selbstbewusstsein gegen Rollen-

klischees unterstützen; 

Schließung der Lohnlücke zwi-

schen Frauen und Männern;  

lebensphasenorientierte Arbeits-

zeitgestaltung zur Bekämpfung 

des Gender-Care-Gap; 

Steigerung des Anteils von Pro-

fessorinnen von 28 auf 50 %; Er-

höhung des Anteils von Frauen 

im MINT-Bereich; weiterer Aus-

bau entsprechender Angebote an 

Schulen und Hochschulen; 

gezielte Ansprache junger 

Frauen und Mädchen für soge-

nannte „Männerberufe“; 

Unterstützung der Geschlechter-

forschung in technischen Wis-

senschaften; 

Treffen von politischen Entschei-

dungen unter dem Leitbild der 

Geschlechtergerechtigkeit (Gen-

der-Mainstreaming); geschlech-

tergerechter Haushalt unter dem 

Einsatz von Gender-Budgeting; 

Stärkung der Präventionsarbeit 

gegen Frauen-, Homo-und Trans-

Feindlichkeit; 

Verankerung einer intersektiona-

len feministischen Gesundheits-

forschung; Forschungsstelle für 

Gender-Medizin in Zusammenar-

beit mit den drei medizinführen-

den Hochschulen; 

Förderung von Projekten und Or-

ganisationen, die sich in der Prä-

vention und Intervention bei 

weiblicher Genitalverstümme-

lung engagieren; 

keine Diskriminierung von Frauen 

im Beruf und auch sonstigen ge-

sellschaftlichen Strukturen; 

Vorsehen sozialer Ansprechstel-

len im Berufsleben, die für diskri-

minierte oder von Mobbing be-

troffene Frauen Anlaufstelle sein 

können; 

Aufklärungsprogramme für 

Frauen und Mädchen in pstriar-

chalen Strukturen in Schulen und 

Vereinen, die einen Schutz vor 

Diskriminierung und Gewalt, das 

Recht auf ein selbstbestimmtes 

Leben sowie eine eigene Exis-

tenzsicherung zum Ziel haben 

sollen; 

Fortführung und Weiterentwick-

lung der Präventionskonzepte 

gegen Genitalverstümmelung bei 

Mädchen und Frauen;  

bauliche Erneuerungen, Ausbau 

und weitere Förderung von Frau-

enhäusern und Interventions- 

und Beratungsstellen; 

Verstärkung von Aufklärung und 

Präventivmaßnahmen über sexu-

ellen Missbrauch von Mädchen 

und weiblichen Jugendlichen; 

Sensibilisierung von Eltern und 

Erziehern/Lehrern; Sensibilisie-

rung der Beratungskräfte im Be-

reich von sexualisierter Gewalt 

an behinderten Frauen; Förde-

rung und Ausbau von Beratungs-

angeboten für Mädchen, die Op-

fer von Missbrauch geworden 

sind; 

  



 

 

Gesellschaft und Soziales | Demokratie / Extremismusbekämpfung 

 

      

Demokratie: Wahlrechtsreform 

für den Landtag; Begrenzung der 

Zahl der Abgeordneten auf 110; 

Absenkung des aktiven Wahl-

rechts auf 16 Jahre für Land-

tags- und Kommunalwahlen; 

Erleichterung direktdemokrati-

scher Beteiligung; Senkung der 

Eingangshürden für Bürger- und 

Volksentscheide; Entbürokratisie-

rung von formellen Vorausset-

zungen und Einführung fairer 

Fristen für Bürgerentscheide;  

Begrenzung der Amtszeit des Mi-

nisterpräsidenten auf höchstens 

zwei volle Wahlperioden; 

Sicherstellung von Integrität und 

Leistungsfähigkeit der Landesre-

gierung; öffentliche Befragung 

durch die fachlich zuständigen 

Ausschüsse des Landtags vor 

Ernennung von Ministern durch 

den Ministerpräsidenten; Abgabe 

einer Stellungnahme über die 

Eignung der Minister durch die 

Ausschüsse vor der Ernennung 

auf Grundlage der Befragung; 

kein generelles Tanzverbot an 

Karfreitag; 

Extremismusbekämpfung: Fort-

setzung der Arbeit des Informa-

tions- und Kompetenzzentrums 

gegen Extremismus auf dem der-

zeitigen hohen Niveau; Unterstüt-

Demokratie: „Aktionsplan Demo-

kratie“ zur Vermittlung von De-

mokratie und dem Wert der Frei-

heit; 

Schärfung des Bewusstseins der 

Bürgerinnen und Bürger sowie 

der Medienakteure für gemein-

same Werte und Verantwortung 

über die repressiven Instrumen-

tarien des Strafrechts und des 

Medienrechts hinaus; 

stärkere Beteiligung junger Men-

schen an politischen Entschei-

dungsprozessen; Beibehaltung 

der jetzigen Regelungen zum ak-

tiven und passiven Wahlrecht; 

weiterhin Koppelung des Wahlal-

ters an Volljährigkeit und Ge-

schäftsfähigkeit; 

Weiterhin Kontrolle und Durch-

setzung des gesetzlichen Tanz-

verbots, z.B. am Karfreitag; 

Schaffung praktikabler Regelun-

gen für Ausnahmeregelungen 

von bis zu vier verkaufsoffenen 

Sonntagen an den bisher zulässi-

gen Wochenenden; 

Extremismus: weitere Erhöhung 

des Drucks auf Rechtsextremis-

ten; Ausbau der Besonderen Auf-

bauorganisation Hessen R (BAO 

R).; 

Bereitstellung der nötigen Res-

sourcen für eine angemessene 

Demokratie: Einführung eines 

Projekts „Polizeischutz für die 

Demokratie“; 

Demokratieerziehung bereits in 

den Kitas; 

Landesstiftung für Demokratie, 

Aufklärung und politische Bil-

dung; 

Demokratiefördergesetz; Demo-

kratieförderung als Dauerauf-

gabe, die in allen Bildungsinstitu-

tionen verankert und verlässlich 

finanziert werden muss; 

Vermittlung von deutscher und 

europäischer Demokratiege-

schichte in einem auch vom 

Land Hessen getragenen „Haus 

der Demokratie“ in unmittelbarer 

Nähe der Frankfurter Paulskir-

che; 

Extremismus: Stärkung der Prä-

vention auf allen Ebenen des Ge-

meinwesens, von der Kommune, 

der Stadt und Kreisebene bis 

zum Land;  

konsequenter Ausbau von Prä-

ventionsprogrammen zur Be-

kämpfung von politischem und 

religiösem Extremismus; Stär-

kung der Zusammenarbeit mit 

Kitas und Schulen; Etablierung 

von Demokratiebildung und Me-

dienkompetenz als fächerüber-

greifende Querschnittsthemen; 

Stärkung der Schulsozialarbeit; 

Demokratie: Verwirklichung von 

Informationsfreiheit und Trans-

parenz in politischen Prozessen 

und Entscheidungen; 

landesweites, verbindliches, ma-

schinenlesbares und transparen-

tes Lobbyregister; 

mehr Demokratie und Mitbestim-

mung auf kommunaler Ebene; 

fortlaufende Bereitstellung be-

darfsgerechter Mittel von Lan-

desseite, die die Kommunen für 

die Kosten der Durchführung von 

Bürgerinnen Beteiligungsverfah-

ren abrufen können 

Stärkung von Bürgerbegehren; 

Abschaffung des verpflichtenden 

Kostendeckungsvorschlags zu-

gunsten einer amtlichen Kosten-

schätzung; fristliche Regelung 

der Zulässigkeitsprüfung durch 

die Gemeinde; 

Livestream bei Ausschusssitzun-

gen; Übertragung öffentlicher 

Ausschusssitzungen und ande-

rer öffentlicher Tagungen des 

Landtags; 

Aufnahme von Landtagsabge-

ordneten in die gesetzliche Ren-

tenversicherung; Deckelung der 

bestehenden Versorgungsleis-

tungen; 

Demokratie: Weitere Stärkung 

des Demokratiezentrums, des 

Landesprogramms „Hessen Ak-

tiv für Demokratie und gegen Ext-

remismus“ und der engagierten 

Organisationen und Initiativen; 

verlässliche Grundlage für die Fi-

nanzierung durch ein Demokra-

tiefördergesetz; Schaffung dau-

erhafter Beratungsstrukturen; 

Ausbau der Angebote gemein-

sam mit den Träger*innen; De-

zentralisierung für die ländlichen 

Regionen; 

gezielte staatliche Anstrengun-

gen zum Schutz der Werte der 

Verfassung; Stärkung der Einbe-

ziehung von externer wissen-

schaftlicher Expertise; um die 

Strukturen und Zusammenhänge 

demokratie- und menschenfeind-

liche Bestrebungen effizient zu 

beobachten und zu analysieren; 

Extremismus: bedarfsgerechter 

Ausbau des Weiterbildungsmas-

ters „Beratung im Kontext 

Rechtsextremismus“; 

Erfassung antisemitischer Straf-

taten und judenfeindlicher Vor-

fälle, auch unterhalb der Strafbar-

keitsschwelle; Finanzierung von 

Melde- und Beratungsstellen;  

Thematisierung antisemitischer 

Verschwörungsmythen durch Bil-

dungs- und Öffentlichkeitsarbeit; 

Demokratie: Recht auf Volksab-

stimmungen; 

Abgeordnete als Parlamentsmit-

glieder dürfen nicht zugleich Mit-

glied einer Regierung als Spitze 

der Exekutive sein dürfen; 

Herauslösung der Organisation 

der Justiz aus der Exekutive; 

Selbstverwaltung für die Justiz; 

alle Anstellungsentscheidungen 

und die Bestimmung der leiten-

den Funktionsstelleninhaber der 

Staatsanwaltschaften und der 

Gerichte müssen durch Verfah-

ren innerhalb der Justiz getroffen 

werden; 

Verbot, den politischen Spezi im 

öffentlichen Dienst unterzubrin-

gen, vor allem, dort wichtige Füh-

rungsfunktionen mit politischen 

Genossen zu besetzen; Einfüh-

rung eines Straftatbestandes, der 

nicht nur politisch Diskriminierte 

vor Benachteiligung schützen 

soll, sondern vor allem die Ent-

scheider treffen soll, die durch ihr 

Verhalten der Funktionsfähigkeit 

der öffentlichen Verwaltung und 

damit diesem Staat unermessli-

chen Schaden zufügen; 

ersatzlose Abschaffung des 

Rechtsstatus des „politischen 

Beamten“; 
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zung und Prüfung von Deradikali-

sierungs- und Präventionspro-

grammen in Zusammenarbeit 

mit dem Violence Prevention 

Network; 

Bekämpfung von Antisemitismus 

durch Präventions- und Aufklä-

rungsprogramme und durch eine 

konsequente Strafverfolgung; 

Prüfung der Implementierung 

von Maßnahmen wie: Spezialzu-

ständigkeit bei Polizeibehörden 

für den Bereich des Rechtsextre-

mismus; Stärkung der Staats-

schutzabteilungen bei der Polizei 

und entsprechende Sonderzu-

ständigkeiten bei Staatsanwalt-

schaften; standardmäßige Si-

cherheitsüberprüfung nach Maß-

gabe des Sicherheitsüberprü-

fungsgesetzes bei Neueinstellun-

gen von Polizeibeamtinnen und -

beamten; Erweiterung von Si-

cherheitsvorkehrungen an Syna-

gogen und Moscheen; effizien-

tere Entwaffnung gewaltbereiter 

Rechtsextremisten, insbeson-

dere „Reichsbürger“; zusätzliche 

Bereitstellung von Mitteln für ein 

spezifisches Programm gegen 

Linksextremismus; Evaluierung 

der bestehenden Programme ge-

gen Extremismus auch vor dem 

Hintergrund gewaltgeneigter Pro-

testformen im Bereich Klima-

schutz; 

Gründung einer Enquete-Kom-

mission zur Demokratiestärkung 

und Extremismusbekämpfung, 

die eine Analyse der bestehen-

den Angebote zur Bekämpfung 

von Extremismus vornimmt; 

Präventionsarbeit gegen Links-

extremismus für das Landesamt 

für Verfassungsschutz; 

Fortentwicklung des Landespro-

gramms „Hessen - Aktiv für De-

mokratie und gegen Extremis-

mus; 

Fortführung der Meldestelle Hes-

sen gegen Hetze; 

Bereitstellung eines interaktiven 

„Extremismus-Informationspor-

tals“; 

keine Steuergelder an Verfas-

sungsfeinde; 

absolute, nicht widerlegbare waf-

fenrechtliche Unzuverlässigkeit 

bei Mitgliedschaft im verfas-

sungsfeindlichen Vereinigungen; 

für lange Zeit kein Waffenbesitz 

für Personen, die einmal Mitglied 

in einem verbotenen Verein oder 

in einer verfassungswidrigen Par-

tei waren oder aktiv gegen die 

verfassungsmäßige Ordnung 

vorgehen; 

Verdoppelung der „Wohlverhal-

tensfristen“ des Waffenrechts; 

weitere Verschärfung des Vollzu-

ges des Waffenrechts gegenüber 

Extremisten; 

frühzeitige Information über ext-

remistische Gruppierungen so-

wie deren Einstellungen, Strate-

gien und Propaganda bereits in 

der Schule; 

Stärkung der Jugendverbände 

als Bildungsträger; 

umfangreicher Aktionsplan zur 

Extremismusbekämpfung;  

Einrichtung einer Landesstiftung 

für Demokratie, Aufklärung und 

politische Bildung; Einbindung 

weiterer Institutionen im Bereich 

Rechtsextremismus als Partner 

für gute Projekte; 

Verschärfung des Waffenrechts, 

damit Extremisten keine Waffen 

besitzen; 

Bekämpfung jeglicher Form von 

Diskriminierung und gruppenbe-

zogener Menschenfeindlichkeit; 

Ausrichtung der Politik auf Be-

kämpfung von institutionellem 

Rassismus; 

Verbesserung der Zusammenar-

beit zwischen den Bundeslän-

dern und dem Bund, aber auch 

mit europäischen und internatio-

nalen Sicherheitsbehörden; 

Verstärkung und regelhafte För-

derung von Institutionen und Or-

ganisationen zur gezielten Ausei-

nandersetzung mit Rassismen, 

Antisemitismus und Diskriminie-

rung; 

Stärkung der Bildungsarbeit ge-

gen Extremismus und jegliche 

Form der gruppenbezogenen 

Menschenfeindlichkeit; massive 

Stärkung der politischen Bildung; 

Ausbau der Möglichkeiten zu Di-

alog und Begegnung; 

Absenkung des Wahlalters bei 

den Landtagswahlen auf 16 

Jahre; 

8. Mai als gesetzlicher Gedenk- 

und Feiertag in Hessen; 

Abschaffung des Verfassungs-

schutzes; Ersetzung durch eine 

transparent arbeitende, wissen-

schaftliche Beobachtungsstelle 

von Angriffen auf Menschen-, 

Grundrechte und Demokratie; 

Extremismus: öffentliche Infor-

mation über rechte, autoritäre 

und demokratiefeindliche Struk-

turen und Argumentationsmus-

ter; 

Langfristige Förderpläne für zivil-

gesellschaftliche Projekte, die die 

Demokratie stärken und sich ge-

gen Rassismus, Antisemitismus 

und andere Formen der Men-

schenverachtung einsetzen; Si-

cherstellung einer dauerhaften 

Finanzierung; 

langfristiges und flächendecken-

des Angebot von zivilgesell-

schaftlichen Präventions- und 

Beratungsprojekten für Be-

troffene von rechter und rassisti-

scher Gewalt; Überführung der 

Präventions- und Beratungsstel-

len vom Innenministerium in die 

Verantwortung des Sozialminis-

teriums; 

Einführung einer Studie „Hessen-

monitor“ zu rechten, völkischen 

und diskriminierenden Einstel-

lungsmerkmalen in der Bevölke-

rung; 

Förderung antisemitismuskriti-

scher Präventions- und Bildungs-

angebote; 

Prüfung der Einführung neuer 

Feier- und Gedenktage zur Stei-

gerung des Demokratiebewusst-

seins; 

landesweiter Aktionsplan gegen 

Rassismus; Unterstützung von 

Initiativen auf Landes- und kom-

munaler Ebene, die an diesem 

Thema arbeiten; 

Umsetzung der Ziele der UN-De-

kade für Menschen afrikanischer 

Herkunft;  

Intensivierung der Bekämpfung 

des Rechtsextremismus, des reli-

giösen Extremismus, der organi-

sierten Kriminalität und von 

Straftaten im Internet; 

Extremismusbekämpfung: Aus-

bau der Kontrollen bei Waffenbe-

sitzer*innen; Schließung des Voll-

zugsdefizits bei der Entziehung 

von Waffenbesitzkarten; 

weiterer Ausbau der Landespro-

gramme zur Extremismusprä-

vention; Stärkung der Präventi-

onsarbeit in der Jugendarbeit 

und aufsuchenden Sozialarbeit; 

Ausweitung der politischen Bil-

dung; 

demokratische Aufwertung des 

Landtagswahlrechts; „freie Lis-

tenwahl“ mit der Möglichkeit der 

Stimmkumulation;  

Extremismus: Bekämpfung von 

Linksextremismus, Rechtsextre-

mismus und Islamismus in glei-

cher Weise und gleichem Um-

fang; 

keine gewaltsame Austragung 

von Konflikten anderer Länder 

auf deutschem Boden; 

Verbot extremistischer Propa-

ganda, Fahnen und Symbole; Un-

terbindung jeder Finanzierung 

von extremistischen Aktivitäten; 

konsequente Abschiebung aus-

ländischer Extremisten und Ge-

fährder und dauerhaftes Einrei-

severbot; 

  



 

 

Gesellschaft und Soziales | Sport und Ehrenamt 

 

      

Sport: Unterstützung von Ehren-

amt und Sport durch günstige 

Rahmenbedingungen; 

Integration und Inklusion durch 

Sport; verbesserte Unterstützung 

für den Behindertensport; Förde-

rung gemeinsamer Veranstaltun-

gen wie das Deutsche Sportab-

zeichen für Menschen mit und 

ohne Behinderung; 

enge Kooperation mit allen Betei-

ligten der Wohlfahrtsverbände; 

Unterstützung von Ehrenamt und 

Sport durch günstige Rahmenbe-

dingungen; angemessene Erhö-

hung der Übungsleiter- und Eh-

renamtspauschale;  

Gewährleistung der Schwimmfä-

higkeit der Kinder; jedes Kind soll 

am Ende der Grundschulzeit 

schwimmen können; keine 

Schließung von Schwimmbä-

dern; angemessene Berücksichti-

gung von Frei- und Hallenbädern 

bei einer Neugestaltung des 

kommunalen Finanzausgleichs; 

Bereitstellung von Förderpro-

grammen, um die vorhandenen 

Vereinsinfrastrukturen zu unter-

stützen, ihren Fortbestand und 

ihre Leistungsfähigkeit zu stär-

ken; 

angemessene finanzielle Unter-

stützung sportlichen Engage-

ments durch den Staat, vorrangig 

Sport: Erweiterungen, Neustruk-

turierung, Vereinfachung und In-

tensivierung der Förderpro-

gramme zu Neubau und Sanie-

rung von Sportstätten; 

ein „Hessen-Euro“ des Landes 

pro Monat für den Breitensport 

und die Vereinsförderung; 

höherer Fördersatz für Sonder-

förderprogramme für Sporthallen 

und von mehreren Vereinen ge-

nutzte Sportzentren; 

Übernahme der Mitgliedschaft in 

einem selbst gewählten Sport-

verein in den ersten zwei Jahren 

für jedes Kind mit Programm 

„Kinder in den Sportverein“; 

Anhebung des Zuschusses für 

die Vereine auf zwei Euro je 

Übungsleiterstunde;  

Unterstützung der Sportvereine 

bei der Digitalisierung; Förderpro-

gramm; 

Prüfung weiterer Eliteschulen 

des Sports; 

Schwimmoffensive; möglichst je-

des Kind in Hessen soll schwim-

men lernen; Modernisierung der 

Hallen- und Freibäder; Erhalt der 

vorhandenen Schwimmflächen; 

Errichtung eines Schwimmzent-

rums Hessen; 

Sport: Verstetigung der Verant-

wortlichkeit des Landes für die 

Sportförderung; 

stärkere Förderung der Barriere-

freiheit und der Gesundheitsför-

derung im Sport; 

Förderung des Aufbaus eines e-

Sports- Leistungszentrums; 

Ehrenamt: weitere Stärkung und 

Förderung des bürgerschaftli-

chen Engagements; deutlich hö-

herer Einsatz des Landes in part-

nerschaftlicher Abstimmung mit 

den Förderinstitutionen; 

deutlich stärkere Förderung der 

Attraktivität des Ehrenamtes; 

Sicherung der Vereinbarkeit von 

studentischem ehrenamtlichem 

Engagement in Hochschulgre-

mien und des Ehrenamts in ge-

meinnützigen Vereinen und Ver-

bänden auch außerhalb der 

Hochschulen mit dem Studium 

durch Urlaubsemester, Auflocke-

rung von Regelstudienzeiten und 

Aufwandsentschädigung in 

Hochschulgremien; 

Sport: Einführung von Sportför-

derung als kommunale Pflicht-

aufgabe; 

bessere Unterstützung der Sport-

vereine vor Ort; 

flächendeckender Schwimmun-

terricht an allen Grundschulen; 

alle Schüler*innen sollen die 

Möglichkeit haben, schwimmen 

zu lernen; 

langfristiger Erhalt bestehender 

Projekte zur Integration; Erhalt 

und weiterer Ausbau der Ange-

bote in den Sportvereinen; 

Sportstättensanierungspro-

gramm des Landes; Investitionen 

von mindestens 50 Mio € jähr-

lich; 

Sonderprogramm des Landes zu 

Sanierung und Betrieb von Frei- 

und Hallenbädern mit jährlich 

mindestens 50 Mio €; 

Ehrenamt: weitere Förderung frei-

willigen Engagements; Ermögli-

chung von Ehrenamt durch Ar-

beitszeitverkürzung mit Lohn- 

und Personalausgleich; 

Einführung eines Ehrenamtsge-

setzes zur Klärung von Fragen 

des Versicherungsschutzes, der 

Gewährleistung kostenfreier 

Qualifizierungskurse sowie der 

Sport: Unterstützung des Ehren-

amts im Sport; 

weitere Unterstützung des vielfäl-

tigen Vereins- und Sportange-

bots; Unterstützung offener 

Sportangebote für ein nied-

rigschwelliges Bewegungsange-

bot und von Angeboten im ländli-

chen Raum auch für kleinere 

Zielgruppen; 

Angebot für Schwimmunterricht 

für jedes Kind; 

weitere Förderung des Erhalts 

der Bäderlandschaft; 

Unterstützung der Vereine und 

Kommunen, ihre Sportstätten im 

Sinne der Klimaziele zu sanieren; 

Förderung von Bewegungsräu-

men in den Quartieren und Ge-

meinden; 

Bereitstellung von Angeboten bei 

der Sportförderung für unter-

schiedliche Altersgruppen, für 

Frauen und Mädchen sowie Ge-

flüchtete und queere Personen; 

wohnortnahe Förderung von 

Sporttalenten; Stärkung regiona-

ler Talentzentren; Unterstützung 

der Zusammenarbeit zwischen 

Schule und Vereinen vor Ort; 

Sport: Anerkennung von E-Sport 

als offizielle Sportart; 

Unterstützung aller Maßnahmen, 

die geeignet sind, den Gesund-

heitszustand der Bevölkerung zu 

verbessern und gesundheitliche 

Beeinträchtigungen zu vermei-

den;  

größerer Stellenwert und staatli-

che Förderung für Sport und Be-

wegung; 

stärkere Berücksichtigung von 

Prävention und Sport in der Aus-

bildung von Erziehern und Leh-

rern sowie im Lehrplan; 

Erweiterung und Ausbau des 

Programms der Lehrertrainer zur 

Förderung der Kinder und Ju-

gendlichen; 

verstärkter Ausbau eines klaren 

sportpolitischen Konzepts;  

„Landesoffensive Sport“; 

Ehrenamt: Anpassung der steuer-

freien Ehrenamtspauschalen und 

der Aufwandsentschädigungen 

an die steigenden Lebenshal-

tungskosten;  

größere Wertschätzung des eh-

renamtlichen Engagements von 

Senioren z.B. im Vereinswesen, 

bei Tafeln, in der Altenpflege o-

der bei Hospizdiensten; Schaf-
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zur Förderung ehrenamtlicher 

Tätigkeit in den Sportvereinen; 

Offensive im Bereich der Qualifi-

zierung von Übergangsleitern, 

Wettkampfwarten und Schieds-

richtern; 

Verstetigung und Ausbau der 

Förderung des Sports; 

keine pauschale Diskriminierung 

und Überwachung von Sportfans 

durch dauerhaft personalisierte 

Tickets, automatisierte Ge-

sichtserkennung oder Verkehrs-

mittelzwang; 

ideelle und materielle Unterstüt-

zung einer Bewerbung der Re-

gion Frankfurt Rhein Main für die 

Ausrichtung der Olympischen 

Sommerspiele; 

Förderung und Begleitung des 

EE-Sports durch mehr Mittel für 

Medienkompetenz von Kindern 

und Jugendlichen, schnelleres In-

ternet und wissenschaftliche 

Evaluation; 

Ehrenamt: Entlastung des Ehren-

amts von Bürokratie und mögli-

chen Haftungsrisiken; 

Regelung der Beantragung und 

des Erwerbs der Ehrenamtskarte 

zukünftig automatisch gemein-

sam mit der Jugendleiter Card; 

besondere Berücksichtigung der 

für eine Ausbildung oder ein Stu-

dium förderlichen Erfahrungen 

aus einer ehrenamtlichen Tätig-

keit bei der Bewerbung um einen 

Ausbildung-oder Studienplatz; 

Unterstützung des Behinderten- 

und Rehabilitationssportverban-

des beim Bau seines Sport- und 

Verwaltungszentrums in Fulda; 

Intensivierung und Ausbau des 

Programms „Sport integriert“; 

Fortführung der Bewegungsof-

fensive „Hessischer Bewegungs-

scheck“; weitere Förderung des 

Ausbaus von Gesundheitssports-

angeboten von Vereinen; 

Fortentwicklung der Otto-Fleck-

Schneise und der Akademie des 

Deutschen Fußballbundes zu ei-

nem übergreifenden „Sportcam-

pus Deutschland in Hessen“; 

Unterstützung des organisierten 

E-Sports und seiner wachsenden 

Vereinsstruktur; Förderung von 

Exzellenz im E-Sport und Grün-

dung einer “players-foundation“ 

gemeinsam mit privaten Part-

nern  

Ehrenamt: Ausweitung und Flexi-

bilisierung von Angeboten zur 

Absolvierung eines Freiwilligen 

Sozialen Jahrs; Motivierung von 

mehr jungen Menschen, sich frei-

willig zu engagieren; 

Engere Kooperation mit Schulen 

und Universitäten, um Prakti-

kumswochen, Semesterferien o-

der Studientage stärker bürger-

schaftlich zu nutzen; 

weitere Förderung ehrenamtli-

chen Engagements mit einer Of-

fensive „Ehrenamt, aber ohne Bü-

rokratie“; 

Erstattung der tatsächlichen Auf-

wendungen aller Ehrenamtlichen; 

Verstetigung der Ehrenamtsför-

derung; verlässliche und dauer-

hafte Förderung von Vereinen 

und Verbänden; 

Förderung einer Infrastruktur für 

die ehrenamtliche Arbeit im länd-

lichen Raum; 

Stärkung des Kampfes gegen 

physische, psychische und sexu-

alisierte Gewalt im Sport; 

Weiterentwicklung des Pro-

gramms „Kindeswohl im Sport“, 

gemeinsam mit der Sportjugend; 

Ehrenamt: Aufwertung der Ehren-

amts-Card durch weitere Ver-

günstigungen bei der Nutzung 

von öffentlichen Einrichtungen; 

Ermöglichung des Zugangs zur 

Karte bereits nach einem Jahr 

ausgeprägten Engagements; 

stärkere Anrechnung von Enga-

gement auf Ausbildung und Stu-

dium; 

Bündelung der Instrumente der 

Engagementförderung an zentra-

ler Stelle; Erhöhung der Sichtbar-

keit von Bürger*innen-Engage-

ment; Stärkung der Vernetzung 

und des Zugangs zu Fördermög-

lichkeiten; 

Gewinnung von mehr Menschen 

fürs Ehrenamt und damit für das 

Gemeinwesen durch gezielte 

Maßnahmen; 

attraktivere Gestaltung der Mög-

lichkeiten im Freiwilligendienst; 

Ausbau von Programmen wie 

Ehrenamtscard, Ehrenamtssuch-

maschine, Ehrenamtsnachweis, 

Versicherungsschutz und Lan-

desehrenamtsagentur; 

Erarbeitung einer Ehrenamtsstra-

tegie, die die Förderstrukturen für 

ehrenamtliches Engagement 

weiterentwickelt; 

fung von Programmen und Maß-

nahmen, die diese Arbeit würdi-

gen, z.B. Aufwandsentschädigun-

gen oder Wegegeld;  



 

 

Möglichkeit der Verlängerung der 

BAföG-Bezugsdauer durch nach-

gewiesenes ehrenamtliches En-

gagement der Empfängerin bzw. 

des Empfängers; 

Fortsetzung des Programms „Eh-

renamt digitalisiert“; 

Übernahme der GEMA- Gebühren 

für nichtkommerzielle Veranstal-

tungen gemeinnütziger Vereine 

durch das Land; 

Steigerung der gesellschaftlichen 

Anerkennung ehrenamtlich Enga-

gierter; Ausbau der Ehrenamts-

karte und weitere Verankerung 

vor Ort; Angebot einer App- ba-

sierten Lösung; 

bessere Anrechnung ehrenamtli-

chen Engagements auf die War-

tezeit für einen Studienplatz; 

Fortsetzung der Unterstützung 

der Arbeit von Freiwilligenagentu-

ren; 

Fortführung und weiterer Ausbau 

der Qualifizierungsprogramme, 

wie z.B. #zukunftsmacher, 

jung.lokal.engagiert! und der För-

derprogramme für junge Men-

schen; 
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Ländlicher Raum: Glasfaseran-

schlüsse für jeden Haushalt, je-

des Unternehmen und jede 

Schule, flächendeckende 5G-Ver-

sorgung; 

keine Beschränkung von ÖPNV-

Investitionen auf den Ballungs-

raum; 

Unterstützung der Landkreise, 

Städte und Gemeinden mit über 

200 Mio € im Jahr bei Erhalt und 

Ausbau ihrer Verkehrswege für 

Auto- und Radfahrer; 

Gewährleistung der Notdienst-

versorgung auch in der Fläche; 

Ansiedlung von Unternehmen, 

Ärztinnen, Rechtsanwältinnen 

und Frauen in freischaffenden 

Berufen im ländlichen Raum mit 

Gründungshilfen und arbeitsna-

hen Kita, damit wieder mehr Kin-

der auf dem Land aufwachsen 

können; 

Nutzung der Entwicklungspoten-

ziale in den Dörfern; zeitnahe An-

passung der Landesplanung an 

die gesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen Veränderungspro-

zesse; 

Schaffung eines Fonds zur Revi-

talisierung von vom Leerstand 

bedrohten Dörfern und Stadttei-

len; 

lebenswerte Innenstädte mit ei-

nem lebendigen und starken Ein-

zelhandel; Prüfung von vier Sonn-

tagsöffnungen ohne Anlassprü-

fung; Fortführung der Förderpro-

gramme zur Stärkung und Bele-

bung der Innenstädte; 

Ermöglichung der Sonntagsöff-

nung für voll automatisierte Ver-

kaufsflächen, die an Sonntagen 

ohne den Einsatz von Personal 

auskommen, durch eine Ände-

rung des Ladenöffnungsgeset-

zes, um die Versorgung insbe-

sondere im ländlichen Raum zu 

verbessern; 

Stärkere Koordinierung und Bün-

delung der Aufgaben zur Förde-

rung des „ländlichen Raums“; 

Stärkung der Erarbeitung der 

LEADER-Aktionspläne auf regio-

naler Ebene; 

Stärkung, Vereinfachung, Entbü-

rokratisierung und großteiligere 

Aufstellung der Mittel für die be-

stehenden besonderen Förder-

programme für den ländlichen 

Raum; 

Ermöglichung der Förderung un-

terhalb der bisherigen Bagatell-

grenze in möglichst allen Förder-

programmen des Landes im 

ländlichen Raum; entsprechende 

Vereinfachung des Förderverfah-

rens; 

attraktive Bedingungen für Han-

del, Gastronomie, Kultur und Auf-

enthaltsqualität im öffentlichen 

Raum;  

Förderung von Projekten, die den 

Erhalt und Neugründung von Ge-

schäften vor Ort fördern; Unter-

stützung insbesondere von nach-

haltigkeitsorientierten Angebo-

ten, lokalen Wirtschaftskreisläu-

fen und Inhaber geführten Betrie-

ben; 

Förderung von lokalen Genos-

senschaften und Initiativen für 

Einkäufe und Dienstleistungen 

im Dorf oder Stadtviertel; 

Sicherstellung einer ausreichen-

den Finanzausstattung der Kom-

munen, um öffentliche Leistun-

gen erbringen und Investitionen 

tätigen zu können; 

Abschaffung der Straßenausbau-

beiträge; 

Mobilität für alle, auch ohne Auto; 

Reaktivierung stillgelegter Bahnli-

nien; Schaffung neuer Angebote 

wie Regiotram oder öffentlich be-

triebene Sammel- und Rufbusse; 

kein Abbau der Gesundheitsver-

sorgung in ländlichen Räumen, 

Erhalt von Klinikstandorten und 

mehr Personal, angemessene 

Bezahlung und gute Arbeitsbe-

dingungen; flächendeckende Ge-

sundheitszentren und Pflegeein-

richtungen in öffentlicher oder 

genossenschaftliche Hand; woh-

nortnahe eins zu 1-Betreuung 

durch Hebammen, gute ambu-

lante Dienste; 

Schaffung bezahlbaren und gu-

ten Wohnraums, auch auf dem 

Land; Unterstützung kleinerer, 

ländlicher Kommunen, koopera-

tive oder kreiseigene Wohnungs-

baugesellschaften zu gründen; 

Erhalt der Schulen im ländlichen 

Raum; 

flächendeckender Breitband- und 

Mobilfunkausbau; 

Starke Innenstadtförderung „Le-

bendige Zentren“; Stärkung der 

Kommunen dabei, die Innen-

städte als Einkaufsmöglichkeit 

und sozialen Treffpunkt zu stär-

ken und Leerstand zu bekämpfen 

gleichwertige Lebensverhältnisse 

im ländlichen Raum, vom tägli-

chen Grundbedarf über die medi-

zinische Versorgung oder die 

Frage der Kinderbetreuung bis 

hin zu Kultur- und Sportangebo-

ten; 

Ausbau neuer Dialog-und Bera-

tungsangebote als weitere Bau-

steine zur Schaffung gleichwerti-

ger Lebensverhältnisse in Stadt 

und Land; Unterstützung von Ini-

tiativen zur Stärkung der Orts-

kerne im ländlichen Raum; 

Verstetigung und Weiterentwick-

lung des Aktionsplans für ländli-

che Räume; Auslobung von Mo-

dellregionen wie z.B. für nachhal-

tigen Tourismus und soziale Da-

seinsvorsorge, um attraktive Le-

bens-und Arbeitsbedingungen im 

ländlichen Raum zu stärken; 

Ausbau der Anbindung mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln und 

Verbesserung der Verzahnung 

der Angebote, dass das Motto 

„Jedes Dorf - jede Stunde“ Reali-

tät werden kann; 

Kommunikationskanäle auf dem 

neuesten Stand, betreffend Breit-

bandausbau und Mobilfunknetze 

Verkehrsinfrastruktur: bessere 

Vernetzung und besserer Tak-

tung des öffentlichen Nah- und 

Fernverkehrs; 

flächendeckende Schließung von 

Lücken im Autobahnnetz; be-

darfsgerechter Ausbau von Bun-

desstraßen; 

mobiles Angebot von Infrastruk-

tur, z.B. Finanzdienstleistungen, 

Lebensmittellieferungen oder Bü-

chereien; 

Belassung von Schulen und Kin-

dergärten, wenn irgend möglich, 

vor Ort; lieber eine Zwergschule 

im Ort als eine Normschule in 

weiter Entfernung; 

Erhalt kultureller Einrichtungen 

im ländlichen Raum; 
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Reduzierung des Totalverlusts 

an wertvollen Böden durch Be-

bauung und Versiegelung; 

Forcierung der Mehrfachnutzung 

von Flächen (mehrere Nutzun-

gen übereinander) im Sinne einer 

hohen Flächeneffizienz; 

Schutz hochwertiger landwirt-

schaftlicher Böden vor einer 

übermäßigen Inanspruchnahme 

durch Freiflächen-PV für die Si-

cherung der Ernährung; Anpas-

sung der Freiflächensolaranla-

genverordnung im Hinblick auf 

die Ausbauziele und zum Zweck 

der Priorisierung der Flächenpo-

tenziale; 

Setzung von Anreizen, dass 

Kompensationsmaßnahmen ver-

stärkt im Objekt selbst umge-

setzt werden; 

Investitionen in Verkehrsinfra-

struktur; Ausbau der Infrastruktur 

und Weiterentwicklung der Ver-

kehrsmobilität zwischen ländli-

chen Raum und Ballungsraum; 

Beibehaltung des Programms 

„Dorfentwicklung“ auf finanziell 

hohem Niveau; 

Ausbau des Programms „Starkes 

Dorf - wir machen mit“; 

Unterstützung der Kommunen 

dabei, Leerstand in Ortskernen 

bspw. durch Flächenankauf zu 

beheben und in Wohnraum um-

zuwandeln; 

Vereinfachung der Umwidmung 

ehemaliger landwirtschaftlicher 

oder gewerblich genutzter Ge-

bäude in alten Ortskernen in 

Wohngebäude oder eine andere 

Nutzung; 

Stärkung der medizinischen Ver-

sorgung im ländlichen Raum; 

individuelle und klimaneutrale 

Mobilität im ländlichen Raum; 

besondere Unterstützung des 

Kultur- und Vereinslebens im 

ländlichen Raum; 

Unterstützung der Kulturellen Bil-

dung im ländlichen Raum; 

Intensivierung des Sportstätten-

baus; Modernisierung der Sport-

plätze, Turnhallen sowie 

Schwimm-und Hallenbäder im 

Land; 

Erhalt und Ausbau der örtlichen 

Nahversorgung; Stärkung von 

Dorfzentren und kleinen Innen-

städten; Erhalt bzw. geförderte 

Wiederansiedlung entsprechen-

der Geschäfte; 

Unterstützung von Kultur- und 

Freizeiteinrichtungen; Förderung 

eines lebendigen, aktiven und 

kreativen Landlebens; 

Ausrichtung der Tourismusförde-

rung darauf, die ländlichen Regio-

nen sozial und ökologisch nach-

haltig zu stärken; 

Erhalt, Modernisierung und Aus-

bau sogenannter „freiwilliger“ 

Leistungen der Kommunen wie 

Bibliotheken, Schwimmbäder, 

Sporthallen und Sportplätze, Ju-

gendzentren, Museen, Theater, 

kommunale Kinos oder Dorfge-

meinschaftshäuser;  

Keine Privatisierung von hoheitli-

chen Aufgaben, keine Privatisie-

rung im Bereich der öffentlichen 

Daseinsvorsorge; 

Auflösung der Kompetenzstelle 

Public-Private-Partnership in der 

Staatskanzlei, Ersetzung durch 

eine „Kompetenzstelle Rekom-

munalisierung“; 

nachhaltige Entwicklung ländli-

cher Räume, die regionale Wert-

schöpfung befördert, das Hö-

festerben beendet, existenzsi-

chernde Arbeitsplätze schafft, 

Klima und Ressourcen schützt 

und im Sinne einer gerechteren 

Welthandelsordnung wirkt;  

stärkere Förderung von Gesund-

heitszentren und des Angebots 

von Gemeindepfleger*innen; 

Festhalten an der neu geschaffe-

nen Landärzt*innenquote und 

am Ausbau von Medizinstudien-

plätzen; 

Prüfung der Einführung von „Ge-

nossenschaftlichen Hausarztmo-

dellen“ zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen von Haus-

ärzt*innen; 

leistungsfähiges Breitband Inter-

net, gut ausgebautes Mobilfunk-

netz; Unterstützung einer digita-

len Musterregion im ländlichen 

Raum; 

weitere Förderung von gesell-

schaftlichem Miteinander und 

Zusammenhalt in den ländlichen 

Regionen; weiterer Ausbau der 

Förderung von Kunst und Kultur 

im ländlichen Raum bei den 

Landkulturperlen, der Soziokultur 

oder der Unterstützung von Mu-

sikvereinen und Chören; 

Erhalt und, wo nötig, Revitalisie-

rung von Ortskernen; Erhalt des 

Kulturguts Landgasthaus; Fort-

setzung und Intensivierung des 

Programms gegen das Gaststät-

tensterben im ländlichen Raum; 

Ausbau der Beratungs- und Un-

terstützungsangebote für junge 

queere Menschen im ländlichen 

Raum; Stärkung der Demokra-

tieförderung durch Verbesserung 

der Angebote gemeinsam mit 

den Träger*innen und Dezentrali-

sierung insb. für die ländlichen 

Regionen; 
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Mobilität: Keine pauschalen Fahr-

verbote; 

Hessen als Vorreiter in der Ent-

wicklung und Produktion klima-

neutraler Antriebe; Ausbau von 

Wasserstofftankstellen, vorran-

gig an Verkehrsknotenpunkten; 

Erleichterung der Nutzung syn-

thetischer Kraftstoffe als effek-

tive Sofortmaßnahme zur star-

ken Reduktion von CO2-Emissio-

nen im Verkehrsbereich; Unter-

stützung von Erforschung und 

Aufbau der notwendigen Infra-

struktur bis hin zur wettbewerbs-

fähigen Produktion; 

ÖPNV: Verbesserung der Anbin-

dung des Ballungsraum Rhein-

Main ins Umland; Ausbau der 

WLAN Verfügbarkeit im ÖPNV, 

insb. in den Zügen der S-Bahn; 

fest integrierte On-Demand-Ver-

kehre im ÖPNV als wichtiger 

Baustein für mehr Mobilität im 

ländlichen Raum; 

Bahn: mehr Schieneninfrastruk-

tur; Überführung der RTW-Pla-

nungsgesellschaft in eine Schie-

neninfrastrukturgesellschaft; 

Unterstützung der Bahn als Pla-

nungsträger beim Ausbau neuer 

Schieneninfrastruktur bei der Pla-

nung neuer Strecken; 

Mobilität: Moderne und nachfra-

geangepasste Mobilitätsange-

bote; 

keine pauschalen und flächende-

ckenden Begrenzungen über die 

geltenden Geschwindigkeitsbe-

schränkungen hinaus; 

Förderung der E-Mobilität in allen 

Bereichen; generelle klimaneut-

rale Antriebstechnik als langfristi-

ges Ziel; flächendeckender Aus-

bau der Ladeinfrastruktur mit ei-

nem freien Wettbewerb der 

Stromanbieter als erster Schritt; 

länderübergreifendes Mobilitäts-

konzept zwischen Hessen, Bay-

ern, Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz im länderüber-

greifenden Strategieforum Frank-

furt-Rhein-Main; 

Vernetzung aller Verkehrsformen 

von der Nahmobilität bis zum 

Flugzeug über Sharing-Angebote; 

Unterstützung von Forschungs-

vorhaben von autonom fahren-

den Fahrzeugen; 

ÖPNV: weitere Steigerung der 

Leistungsfähigkeit des Nahver-

kehrs im Rhein-Main-Gebiet so-

wie der Zulaufstellen im Nah- 

und Fernverkehr; Vorantreiben 

der Elektrifizierung der Taunus-

bahn;  

Mobilität: Steigerung des Um-

weltverbundes aus Wegen zu 

Fuß, per Rad und mit Bus und 

Bahn bis 2030 um 50 %; 

Mobilitätsgarantie für jeden Men-

schen im Land; 

ÖPNV/Bahn: Forcierung der Re-

aktivierung von Bahnstrecken zu-

sammen mit einem Sonderetat 

für Schiene-Rad-Verknüpfung; 

Radverkehr: Förderung Nahmobi-

lität mit dem Rad und dem Pede-

lec im ländlichen Raum; 

konsequenter Ausbau des Rad-

wegenetzes; Auflage eines 5-

Jahres-Landesprogramms, das 

jede Landesstraße mit einem pa-

rallelen separaten Radweg er-

gänzt; 

Straßenverkehr: Abschluss ange-

fangener Straßenbauprojekte, 

wie bspw. A 44 und A 49; keine 

weiteren Verzögerungen; 

stärkere Ahndung systemati-

scher Verstöße gegen das 

Nachtflugverbot; 

stärkere Orientierung der Flugha-

fenpolitik an Tarifbindung, Mitbe-

stimmung, Anwohner- und Um-

weltschutz; 

Stärkung des Kassel Airport als 

wichtige Infrastruktureinrichtung 

Mobilität: Mobilitätsgarantie für 

die Bewohner*innen in allen Lan-

desteilen, damit auch außerhalb 

der Ballungsräume Teilhabe 

ohne eigenes Auto möglich wird; 

integrierte Mobilitätsangebote, 

die den Umstieg vom eigenen 

Auto zum Umweltverbund leicht-

machen; 

autobefreite Innenstädte: Zurück-

drängung von Autos aus den be-

lebten Zentren der Städte; keine 

Anpassung von Parkplätzen und 

Parkhäusern an immer größere 

Automobile;  

optimale Vernetzung von Radver-

kehr, motorisiertem Individual-

verkehr und ÖPNV einschließlich 

Taxibetrieb, gerade im ländlichen 

Raum; 

keine Förderung von automati-

siertem Individualverkehr; 

Begrenzung und Verlagerung von 

Güterverkehr; Verteuerung trans-

nationaler Güterverkehre; 

Förderung von Konzepten mit 

kommunalen Verteilerzentren 

(City-Hubs), um die innerörtliche 

Logistik (Paketzustellung) zu 

bündeln; 

ÖPNV: Abschaffung der 1. Klasse 

im Regionalverkehr; 

Mobilität: Stärkung von Struktu-

ren wie Arbeitsgemeinschaft 

Nahmobilität, Fachzentrum 

Nachhaltige Mobilitätsplanung 

und House of Logistics & Mobi-

lity; 

Sichere Schulwege durch Aus-

bau des schulischen Mobilitäts-

managements; 

ÖPNV: Ausbau der Anbindungen 

vor allem in ländlichen Räumen, 

dass Busse und Bahnen landes-

weit an allen Tagen von 5:00 bis 

23:00 Uhr mindestens stündlich 

fahren; Aufbau eines „NachtNetz-

Hessen“, damit auch von 23:00 

bis 5:00 Uhr der ÖPNV eine si-

chere und verlässliche Alterna-

tive ist;  

Ausbau des Schienennetzes, 

Schluss des Schienenrings um 

Frankfurt, Reaktivierung von Stre-

cken; Vorantreiben der Elektrifi-

zierung; Verlagerung des Güter-

verkehrs auf die Schiene, Förde-

rung der Gleisanschlüsse für Un-

ternehmen; Ausbau des Schie-

nennetzes für Güterverkehr und 

Schaffung von Umschlagmög-

lichkeiten; 

Unterstützung von Bürgerbus-

sen; 

Radverkehr: sicheres und ausge-

bautes Radverkehrswegenetz; 

mindestens 250 km baulich ge-

trennte Radwege an Bundes- und 

Mobilität: Sicherstellung der indi-

viduellen Mobilität aller Bürger 

mit einem zukunftsfähigen Ver-

kehrskonzept, das die Ausgewo-

genheit persönlicher, wirtschaftli-

cher und ökologischer Interessen 

in den Vordergrund stellt; 

ÖPNV: Stärkung des öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV); 

Reaktivierung ehemals stillgeleg-

ter Bahnstrecken im Regionalver-

kehr als Option, falls eine tägli-

che Auslastung von 20.000 Fahr-

gästen sichergestellt werden 

kann; 

Ausbau des Busnetzes und der 

Ruftaxen; 

Infrastrukturoffensive für einen 

Ausbau des Schienennetzes; 

Digitalisierung des gesamten 

Warenverkehrs; 

Radverkehr: Radschnellwege ent-

lang bestehender Bundesstra-

ßen; 

Straßenverkehr: bedarfsgerechter 

Ausbau der Hauptverkehrsach-

sen A3, A 45, A5 und A7 auf 

sechs Spuren und in der Metro-

polregion Rhein-Main die A3 und 

A5 auf acht Spuren; 
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Gesamtkonzept zur wirksamen 

und nachhaltigen Bekämpfung 

von Bahnlärm; 

Verkürzung der mittleren Fahr-

zeit zwischen Mittelhessen und 

Frankfurt auf unter 40 Minuten; 

erhöhte Taktung mit nur einem 

Zwischenhalt und Direktverbin-

dungen im 30 Minutentakt; vier-

gleisiger Ausbau der Main-We-

ser-Bahn bis Gießen; 

Binnenschifffahrt: Sicherstellung 

der Erhaltung der Binnenhäfen, 

Verbesserung deren Einbindung 

in die Verkehrsbeziehungen; 

Radverkehr: Ausbau der Radinfra-

struktur; landesweites Radwege-

konzept; flächendeckend ausrei-

chend viele und sichere Radstell-

ablagen; keine Pop Up-Radwege 

und andere destruktive Maßnah-

men; Voranbringen der Anbin-

dung des Umlandes an die urba-

nen Zentren mit Radschnellwe-

gen; 

Straßenverkehr: Beendigung des 

Grundsatzes „Erhalt vor Neubau“; 

Neubauten in Ballungsräumen, 

Ortsumfahrungen in den Voror-

ten; 

Wiederbelebung des kommuna-

len Interessenmodells, das den 

Kommunen ermöglicht, den Bau 

einer Ortsumfahrung vorzufinan-

zieren; 

Beschleunigung der Planung von 

Baumaßnahmen; Prüfung, wie 

parlamentarische Entscheidun-

gen den Entscheidungsprozess 

verkürzen können und ob sie als 

Teil des Verwaltungsverfahrens 

mindestens 30 Minuten-Takt 

beim öffentlichen Nahverkehr; 

Unterstützung der Kommunen 

bei der Einführung von digitalen 

Lösungen, wie z.B. On-Demand-

Lösungen und Bürgerbussen, 

und bei der Einrichtung eines An-

ruf-Sammeltaxis; Sicherstellung, 

dass S-Bahnen und Busse am 

Wochenende auch nachts fah-

ren; 

Bahn: Reaktivierung stillgelegter 

Bahnstrecken, wo sinnvoll mög-

lich; zügiger Ausbau der Vogels-

bergbahn;  

weitere Verbesserung des Er-

scheinungsbildes von Bahnhö-

fen; 

weiteres Vorantreiben des Ein-

satzes von Wasserstoffzügen; 

Radverkehr: Stärkung des Fuß-

und Radverkehrs; Erleichterung 

der Einrichtung von Zebrastreifen 

und Fußgängerampeln; Planung 

von Radwegen vereinbar mit den 

weiteren Angeboten des ÖPNV; 

Umsetzung weiterer Radschnell-

verbindungen gemäß den vorlie-

genden Potenzialanalysen; Unter-

stützung der Projektträger und 

Kommunen bei der Umsetzung; 

Straßenverkehr: Verbesserung 

des Autos mit Verbrennungsmo-

tor, statt zu verbieten; 

weiterhin Bereitstellung aus-

kömmlicher Mittel für Straßen-

bau und Instandhaltung, mindes-

tens in Höhe der buchhalteri-

schen Abschreibungen;  

für die Region Nordhessen; An-

siedlung flugbetriebsaffiner Be-

triebe und Dienstleistungen am 

Gewerbepark Kassel Airport; 

Luftverkehr: Nutzung aller Mög-

lichkeiten, um beim Flughafen 

Frankfurt am Main ein Maximum 

an Lärmschutz für die Region zu 

erreichen, ohne den Standort ein-

seitig zu benachteiligen; rechtssi-

chere Lärmobergrenzen, Nacht-

flugverbot Plus; 

Nahverkehrsabgabe für Unter-

nehmen; generelles 365 €-Jah-

resticket für den öffentlichen 

Nahverkehr; 9 €- Monatsticket für 

Menschen mit geringem Einkom-

men; 

bessere Personalausstattung 

und höhere Bezahlung im ÖPNV;  

Organisation und Betrieb des 

ÖPNV als hoheitliche Aufgabe in 

den öffentlichen Dienst; Ansied-

lung der Verantwortung für Regi-

onalbahn- und Regionalbusver-

kehre direkt beim Land, in einer 

Behörde oder einem Eigenbe-

trieb; 

Bahn: Verwendung des Verkehr-

setats für Verbesserung und 

Ausbau von Bahninfrastruktur 

und öffentlichem Nahverkehr; 

landesweites Modernisierungs-

programm für Bahnhöfe und Hal-

tepunkte; barrierefreier Zugang; 

ausreichendes Platzangebot und 

Begleitservice; 

Rad- und Fußverkehr: Förderung 

des Radverkehrs; Erhalt und 

planmäßiger Ausbau des Rad-

wegenetzes; Integrierung der 

Fahrradleihsysteme in die Ver-

kehrsverbünde; 

bessere Fußwege; Landespro-

gramm für Fußgänger*innen für 

mehr Platz, weniger Hindernisse, 

mehr Überwege und bessere 

Ampel-Grünphasen; 

Straßenverkehr: Stopp des Neu- 

und Ausbaus von Fernstraßen; 

Verhinderung der Erweiterung 

der A661, A3 und A5 rund um 

Frankfurt, des Weiterbaus der A 

Landesstraßen; Umsetzung von 

mindestens zehn Radschnellver-

bindungen; 

Bau von 250 neuen Überwegen 

für Fußgänger*innen und Rad-

fahrer*innen;  

Straßenverkehr: Freiheit für die 

Kommunen, selbst über innerört-

liche Tempolimits entscheiden 

zu können und Geschwindig-

keitsmessungen zu verstärken, 

um mehr Tempo 30 umzusetzen 

und die Verkehrssicherheit, den 

Klimaschutz und einen guten 

Verkehrsfluss für alle teilneh-

menden im Straßenverkehr zu 

verbessern; 

Ausschöpfung der Möglichkeiten 

des Straßenverkehrsgesetzes 

des Bundes für Lärmminderung 

und Sicherheit auf innerörtlichen 

Landesstraßen; 

Schaffung der Infrastruktur, dass 

Kraftfahrzeuge elektrisch unter-

wegs sein können; Ladeinfra-

struktur-Offensive; 

Senkung des Autoverkehrs lan-

desweit um ein Drittel bis 2030 

mit neuen Mobilitätskonzept; 

Luftverkehr: Reduzierung des 

Flugverkehrs, Stärkung des 

Lärmschutzes; 

Ersetzung von Flugreisen wo im-

mer möglich durch umwelt-

freundlichen Verkehr und an-

sonsten möglichst klimaneutrale 

Gestaltung; 

kein generelles Tempolimit auf 

Bundesautobahnen; kein generel-

les Tempo 30 im innerstädti-

schen Bereich; 

keine City Maut; Reduzierung der 

Parkgebühren in Innenstädten; 

smarte Verkehrssteuerung durch 

elektronische Leitsysteme und 

Ampelanlagen; 

Überholverbot für LKWs mit 

mehr als 7,5 t zwischen 6 und 22 

Uhr auf allen zweispurigen Auto-

bahnen; 

schneller Aus- und Neubau von 

Autobahnraststätten und Park-

plätzen mit einer dynamischen 

Parkplatzsteuerung; 

Schifffahrt: Forcierung von Aus-

bau und Ertüchtigung der Um-

schlagterminals des kombinier-

ten Verkehrs in Frankfurt am 

Main und Mainz in der Verzah-

nung zum Verkehrsträger Was-

serwege; 

Luftverkehr: bedarfsgerechte Er-

weiterung des Flughafens Frank-

furt durch Modernisierung und 

zügigen Ausbau des Terminal 3; 

Entlastung von Fraport und Luft-

hansa bei den von der EU geplan-

ten exzessiven Steuern und Ab-

gaben im Rahmen von „Fit for 

55“; 



 

 

rechtlich zulässig und geeignet 

sind; 

Digitale Verkehrsangebote: durch-

gehende und zuverlässige Ver-

sorgung mit WLAN und Mobil-

funk in allen ÖPNV Angeboten; 

prioritäre Einplanung digitaler Inf-

rastruktur beim Ausbau von Stra-

ßen und Schienen; 

flächendeckende Umsetzung der 

Verkehrs- und Parkraumsteue-

rung mithilfe von telematischer 

Sensorik auf Straßen in Landes-

verantwortung; digital vernetzte 

Lichtsignalanlagen, Anwendun-

gen derCAR2Infrastructure-Kom-

munikation; 

Erprobung des Einbaus von Sen-

sorik, um beschädigte Infrastruk-

tur zu ermitteln; 

Luftverkehr: Stärkung des Luft-

verkehrsstandorts Hessen so-

wohl in der Passage als auch in 

der Luftfracht; kein Verbot von 

Kurzstreckenflügen; Abschaffung 

einseitiger und Wettbewerbsver-

zerrung der Belastungen, wie der 

Luftverkehrssteuer; weiterer Aus-

bau des Flughafens Frankfurt; 

Bau und Fertigstellung des Ter-

minals 3, inkl. aller geplanten 

Piers; 

 

schrittweise Umsetzung der offe-

nen Projekte für Ortsumgehun-

gen in einem transparenten Ver-

fahren; Fertigstellung von A 49 

und A 44, Neubau des Rieder-

waldtunnels; Fertigstellung wei-

teren Lückenschlüsse, Ausbau 

des Darmstädter Kreuzes; 

Ausbau und Stärkung des Güter-

verkehrs auf der Schiene;  

mehr Lkw-Parkplätze entlang von 

Autobahnen; Einrichtung und 

Ausweitung von LKW-Überhol-

verboten an besonders stauge-

fährdeten Stellen; 

Optimierung des Baustellenma-

nagements; 

Schiffahrt: weiterer Ausbau des 

Einsatzes von E-Fuels im Bereich 

der Schifffahrt; 

Luftverkehr: Unterstützung des 

Baus des neuen Terminal 3 am 

Frankfurter Flughafen; Weiterfüh-

rung des Ausbaus der Cargo-

Funktionen am Frankfurter Flug-

hafen; Orientierung des weiteren 

Ausbaus des Terminal 1 am 

Frankfurter Flughafen maßgeb-

lich an der Qualitätssicherung; 

Fortsetzung der Anstrengungen 

zur Reduzierung des Fluglärms 

im Rahmen der „Allianz für Lärm-

schutz“; 

Prüfung eines Bahnanschlusses 

mit Verbindung zum ICE-Bahn-

hof Kassel für den Kasseler Air-

port zur Attraktivitätssteigerung 

und CO2-Entlastung; 

49 in Mittelhessen und der A 44 

in Nordhessen; 

Tempo 30 als Regelgeschwindig-

keit in Ortschaften; Höchstge-

schwindigkeit von 120 km/h auf 

Autobahnen außerorts; maximal 

80 km/h auf Stadtautobahnen; 

Einschränkung von Ortsdurch-

fahrten für Güterverkehr; 

Luftverkehr: Verringerung von 

Luftverkehr; vollständige Verlage-

rung von Kurzstreckenflügen zu 

Zielen, die in weniger als 5 Stun-

den mit der Bahn erreicht werden 

können, auf den Zugverkehr; 

keine neue Vergabe dadurch frei-

werdender Start- und Lande-

rechte; Ausschluss der Kosten-

übernahme für Dienstreisen auf 

solchen Strecken; 

Begrenzung der Zahl der Flugbe-

wegungen am Flughafen Frank-

furt auf 380.000 Starts und Lan-

dungen pro Jahr; 

Reduzierung von Fluglärm; Aus-

dehnung des Nachtflugverbots in 

Frankfurt auf 22:00 bis 6:00 Uhr; 

vollständige Entschädigung von 

Anwohner*innen, wo es nicht lei-

ser werden kann; Kostentragung 

durch den Flughafenbetreiber 

Fraport; keine Verjährung der 

Kostenübernahme; 

Rückstufung des Flughafens 

Kassel-Calden zum Verkehrslan-

deplatz; Nutzung der öffentlichen 

Mittel für den Betrieb für eine ge-

eignetere Wirtschaftsförderung 

in Nordhessen; 

Voranbringen der Forschung zu 

emissionsarmem und nach Mög-

lichkeit klimaneutralem Fliegen; 

Nachtflugverbot von 22:00 bis 

6:00 Uhr; 

Nutzen und Kosten für den Flug-

hafen Kassel-Calden in Einklang 

bringen; Betrachtungen einer Ab-

stufung des Regionalflughafens 

zum Verkehrslandeplatz; 
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Günstiger Bauen und Wohnen 

durch weniger Staat; 

weniger Regulierung im Woh-

nungsbau; 

Abschaffung des Umwandlungs-

verbots; 

Förderung des Eigentumser-

werbs; Beseitigung unrealisti-

sche Anforderungen an die För-

derung zum Erwerb von Wohnei-

gentum; 

Abschaffung der sogenannten 

Mietpreisbremse; Zurücknahme 

der Erhöhung der Kündigungs-

sperrfrist auf acht Jahre und Ab-

senkung auf fünf Jahre; 

Erwerb von Belegungsrechten für 

Sozialwohnungen im Bestand 

und verstärkte Fortsetzung der 

Programme zum Bau von Stu-

dentenwohnungen und altersge-

rechtem Wohnen;  

serielles und damit kostengünsti-

ges Bauen; 

einmaliger Freibetrag von bis zu 

500.000 € für die erste Immobilie 

der Bemessungsgrundlage für 

natürliche Personen bei der 

Grunderwerbsteuer; 

Wiederabschaffung der Bau-

landsteuer noch vor ihrer ersten 

Anwendung im Jahr 2025; 

Einsetzung einer Task Force und 

Nutzung aller Kompetenzen, um-

Bauen wieder billiger zu machen, 

bürokratische Fesseln zu lösen 

und Genehmigungsverfahren zu 

vereinfachen; 

Digitalisierung und Beschleuni-

gung der Planungs- und Geneh-

migungsprozesse; 

wieder mehr Entscheidungsbe-

fugnisse für die handelnden 

Kommunen vor Ort; 

Erleichterung der Umnutzung 

von Büros in Wohnraum; 

Prüfung der Aufstockung von Su-

permärkten und ähnlichen Ge-

werbeimmobilien, die große Po-

tenziale für zusätzlichen Wohn-

raum bieten; 

Zahlung von 10.000 € pro Er-

werbsperson und 5000 € für je-

des Kind für die ersten eigenen 

vier Wände, bis die Bundesregie-

rung Freibeträge bei der Grunder-

werbsteuer ermöglicht; 

zielgerichtete Investitionsförde-

rung für Menschen mit kleinen 

und mittleren Einkommen; 

Erhöhung der Einkommensgren-

zen für die Beantragung der Dar-

lehensprogramme „Bestandser-

werb“ und „Neubau“; 

Ankurbelung des sozialen Woh-

nungsbaus durch die öffentliche 

Hand; 

mehr Spielräume für die Kommu-

nen; Schaffung eines wirksamen 

Vorkaufsrechts für Kommunen 

zur Vorbeugung gegen Verdrän-

gung in angespannten Wohnla-

gen; 

stärkere staatliche Förderung der 

energetischen Gebäudesanie-

rung; 

Sicherung der Bezahlbarkeit von 

Sanierungen bei den Energie-

standards; 

Unterstützung der Kommunen, 

leerstehende Gewerbeimmobi-

lien abzukaufen und zu bezahlba-

ren Bedingungen neu zu vermie-

ten; 

Senkung der Kosten für den 

Wohnungsbau durch Reform des 

Baurechts und der Grunder-

werbssteuer; 

Verbesserung der Baulandbereit-

stellung durch Beschleunigung 

des Planungs- und Genehmi-

gungsrechts; 

Reform der Förderprogramme 

des Landes, damit sie den Woh-

nungsbau trotz der schwierigen 

Rahmenbedingungen wieder an-

kurbeln; 

Vollständiger Ausschöpfung und 

weiterer Ausbau der landesge-

setzlichen Möglichkeiten zum 

Schutz von Mieter*innen; 

finanzielle Förderung öffentlicher 

und am Gemeinwohl orientierter 

Wohnungsgesellschaften und 

Genossenschaften, wenn sie die 

Gebäudesanierung warmmieten-

neutral umsetzen; 

Bekämpfung von spekulativem 

Leerstand, Wohnraumzweckent-

fremdung und Abriss; Wiederein-

führung des Gesetzes gegen 

spekulativen Leerstand und 

Wohnraumzweckentfremdung; 

Unterstützung der Kommunen, 

Leerstand in entsprechenden Ka-

tastern systematisch zu erfassen 

und ihn in Notsituationen vo-

rübergehend beschlagnahmen 

zu können; 

Rettung, Ausbau und dauerhafte 

Sicherung des sozialen Woh-

nungsbaus; Schaffung von zu-

sätzlich 10.000 Sozialwohnun-

gen pro Jahr bzw. 50.000 Sozial-

wohnungen insgesamt, barriere-

frei und klimaneutral; 

Förderung studentischen Wohn-

raums; Schaffung von 2000 

Wohnheimplätzen pro Jahr bzw. 

10.000 Wohneinheiten insge-

samt in den Universitäts- und 

Hochschulstädten; 

Mehr Wohnraum in öffentlicher 

Hand; 

Schwerpunkt auf Sanierung und 

Weiterentwicklung bestehender 

Quartiere; 

Schaffung von mehr Wohnraum, 

Ausweitung des sozialen Woh-

nungsbaus; 

Vergabe landeseigener Flächen 

vorwiegend im Erbbaurecht oder 

vergünstigt bereitgestellt für die 

Kommunen; 

Landesprogramm von 2 Mrd. €, 

um den Wohnungsbau zu för-

dern und ökologisch auszurich-

ten; Neujustierung der Förderkri-

terien, um u.a. auf die steigenden 

Bauzinsen zu reagieren; 

noch gezieltere Ausrichtung der 

Wohnraumförderung auf Men-

schen, die es besonders schwer 

haben, eine geeignete Wohnung 

zu finden; verbindliche Vereinba-

rungen mit der Wohnungswirt-

schaft, um den Anteil der roll-

stuhlgerechten Wohnungen zu 

steigern und bedarfsorientiert 

auszubauen; 

weiterer Ausbau der Wohnraum-

förderung für Auszubildende, 

langfristig Einbindung aller in 

Ausbildung befindlichen Men-

schen; 

Ausweitung des Wohnungsange-

botes; mehr bedarfsgerechter 

Neubau; beschleunigte Auswei-

sung von Bauland; Erweiterung 

der Möglichkeiten, Baumateria-

lien zu beschaffen und Bau-

schutt zu entsorgen durch be-

schleunigte Genehmigungen; 

ersatzlose Streichung der sog. 

CO2 Steuer; zurückfahren des 

Brand-, des Wärme- und des 

Schallschutzes auf ein notwendi-

ges Mindestmaß; 

bundesweite Vereinfachung und 

Vereinheitlichung des Baurechts; 

Beschleunigung von Verfahren; 

Abbau von Bürokratie; Ausbau 

der Digitalisierung bei den Ge-

nehmigungsprozessen; 

ersatzlose Streichung der Grund-

erwerbsteuer auf selbst genutzte 

Wohngrundstücke, Häuser und 

Wohnungen; Tragung der Mak-

lergebühren auch beim Kauf 

durch den Verkäufer; 

ersatzlose Streichung der Grund-

steuer; 

Verpflichtung staatlicher und 

kommunaler Wohnungsunter-

nehmen, ihre Wohnungsbe-

stände der Mieterprivatisierung 

zuzuführen; jeder Mieter soll das 

Recht erhalten, die von ihm be-

wohnte Wohnung zu erwerben; 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

Abschaffung der Fehlbelegungs-

abgabe; 

Überarbeitung des Kommunalen 

Finanzausgleichs dahingehend, 

dass Kommunen mehr finanzi-

elle Anreize erhalten, um Flächen 

für den Wohnungsbau auszuwei-

sen; 

Internationale Bauausstellung 

(IBA); 

Bürokratieabbau: Entscheidung 

über Bauanträge im sogenann-

ten Normalverfahren zwingend 

innerhalb von zwei Monaten; 

keine Milieuschutzsatzungen o-

der übertriebenen Bauvorschrif-

ten in der Bauordnung; kein pau-

schales Verbot für Ferienwoh-

nungen; 

Reform des Denkmalschutzes; 

Erleichterung von Modernisie-

rungsumbauten in denkmalge-

schützten Gebäuden; Minimie-

rung der Vorgaben; 

Förderung der Baukultur, Unter-

stützung insb. kreativer Bau- und 

Wohnkonzepte; 

Öffnung des Bausektors für die 

Digitalisierung; digitaler Bauan-

trag als Teil einer digitalen Bau-

planung; 

Förderung der Kreislaufwirt-

schaft zur Wiederverwertung von 

Baustoffen; 

digitales Bauwesen für weniger 

Bürokratie; 

umfassende Umsetzung des 

Building Information Modellings 

Prüfung der Möglichkeit einer 

steuerlichen Absetzbarkeit von 

Darlehenszinsen für selbstge-

nutztes Wohneigentum; 

kein Verbot von Einfamilienhäu-

sern oder Doppelhäusern unter 

dem Deckmantel des Flächen-

schutzes; 

Abschaffung der Prüfung, bevor 

in Gebäuden mit mehr als sechs 

Wohnungen eine Miet- in eine Ei-

gentumswohnung umgewandelt 

werden kann; 

grundlegende Überarbeitung der 

Regelungen zur Zweckentfrem-

dung; mehr Entscheidungsfrei-

raum bei der Nutzung der Immo-

bilie; 

signifikante Vereinfachung und 

Beschleunigung der rechtlichen 

Verfahren und Schritte, die die 

Kommunen zur Ausweisung von 

neuen Baugebieten durchlaufen 

müssen; 

Initiative zur Baulandgewinnung, 

insb. auf Brach- und Konversi-

onsflächen, gemeinsam mit den 

Kommunen; Ermöglichung einer 

Vorfinanzierung der Maßnahmen 

zur Baulanderschließung für klei-

nere Kommunen; 

verstärkter Kauf von Belegungs-

rechten, damit preisgebundene 

Wohnungen auch nach Ablauf 

der Bindungsfrist bezahlbar blei-

ben; 

keine weiteren Eingriffe in die 

Wohnungsmärkte durch eine 

Verschärfung der Mietpreisregu-

lierung; keine Spekulationen mit 

Verbesserung der rechtlichen Vo-

raussetzungen für die Auswei-

sung neuer Wohngebiete; 

entschlossenes Vorgehen gegen 

übermäßiges Profitstreben in der 

Immobilienwirtschaft; 

gesetzliches Verbot von Zweck-

entfremdung, insb. spekulativem 

Leerstand von Wohnraum; 

Ausweitung der Kündigungs-

sperrfrist bei der Umwandlung 

von Miet- in Eigentumswohnun-

gen in angespannten Wohnungs-

märkten; 

Behalt von möglichst viel Boden 

in öffentlicher Hand; Überführung 

von Wohneinheiten zurück in öf-

fentliches Eigentum; 

schrittweise Ausweitung des 

Mietspiegels, gemeinsam mit 

den Kommunen; 

gesetzlicher Privatisierungsstopp 

für alle landeseigenen Immobi-

lien und Grundstücke; 

Verbesserung der Zusammenar-

beit der kommunalen Wohnungs-

gesellschaften und der NHW, 

Förderung klimaschonender Pro-

jekte, Gründung einer Hessi-

schen Bauhütte; 

Nutzung aller Möglichkeiten, vor-

handenen Wohnraum bedarfsge-

recht umzuverteilen, neuen 

Wohnraum auf bereits versiegel-

ten Flächen zu schaffen und Flä-

chen zu entsiegeln, flächenscho-

nendes Planen und Bauen umzu-

setzen und die Kommunen bei ei-

nem nachhaltigen Flächenma-

nagement und dem Aufbau von 

öffentlich zugänglichen Flächen-

katastern zu unterstützen; 

Förderung gemeinwohlorientier-

ter Wohnungsgesellschaften, 

Stopp von Profitinteressen; 

Erhöhung des Wohnungsbestan-

des der Nassauischen Heim-

stätte/Wohnstadt durch Neubau 

und Zukäufe von aktuell knapp 

60.000 Wohnungen auf 100.000 

Wohnungen innerhalb der nächs-

ten fünf Jahre; 

Unterstützung der bestehenden 

Wohnungsgesellschaften, kon-

zeptionelle und finanzielle Förde-

rung der Neugründung kommu-

naler und kreiseigener Gesell-

schaften; 

landesweiter Regionalisierungs-

fonds, mit dem kommunale 

Wohnungsgesellschaften, aber 

auch Genossenschaften und an-

stärkere Förderung des Baus von 

bezahlbarem Wohnraum für Stu-

dierende; 

Verlängerung der Sozialbindung 

bei gefördertem Wohnraum und 

Erschwerung der vorzeitigen Ab-

lösung; 

Schaffung von 10.000 Mietwoh-

nungen mit einer Sozialbindung 

von 50 Jahren; Sicherung des 

Wohnungsbestandes, Begren-

zung der Wohnraumzweckent-

fremdung; 

Nutzung der Möglichkeiten der 

Baukostensenkung durch seriel-

les Bauen; 

Klimaschutz und Biodiversität 

auch beim Bauen und Wohnen; 

Voranbringen der Wärmewende 

mit mehr Beratung und Förde-

rung, Absenkung rechtlicher Hür-

den z.B. im Bereich der Bauord-

nung, Ausräumen von Konflikten 

mit dem Denkmalschutz; 

Durchgrünung von städtischen 

Wohnquartieren; Unterstützung 

der Kommunen mit Umsetzungs-

strategien bei der Regenwasser-

speicherung, damit das Ziel 

„Schwammstadt“ erreicht wer-

den kann; 

Unterstützung neuer Wohnfor-

men; Förderung von gemein-

wohlorientierten Wohnformen, 

gezielte Unterstützung mit einem 

eigenen Förderprogramm; 

Unterstützung von Initiativen für 

gemeinschaftliches und genos-

senschaftliches Wohnen und al-

tersgemischte Wohnquartiere; 

Bevorzugung von Einheimischen 

bei der Vergabe von Grundstü-

cken und Wohnungen; 

Bevorzugung von Wohnungsbau-

genossenschaften bei der 

Vergabe von Wohnbauland; 

bedarfsgerechte Förderung ein-

kommensschwache Mieter mit 

Wohngeld; Zahlung eines zusätz-

lichen Kommunalen Wohngeldes 

in Märkten, in denen das Wohn-

geld nicht ausreicht, um sich 

eine Wohnung zu sichern; 

keine Überregulierungen wie 

Mietpreisbremsen, Mietendeckel 

und Privatisierungsverbote; 



 

 

(BIM); vollständig digitales Ge-

nehmigungsverfahren durch 

standardmäßige Einreichung von 

Gebäudeinformationsmodellen 

statt Planunterlagen in einem di-

gitalen System und digitale Bau-

akte; 

Förderung des Ausbaus der digi-

talen Infrastruktur durch ver-

pflichtenden Einbau von Glasfa-

serkabeln und verpflichtende In-

stallation von Mobilfunkmasten 

in öffentlich geförderten Bau- 

und Sanierungsprojekten bei Eig-

nung und sofern zweckmäßig 

und vereinbar mit dem Denkmal-

schutz; 

Bauland oder leerstehenden 

Wohnungen; 

Schaffung von Anreizen für einen 

energetischen Umbau der eige-

nen vier Wände; Förderpro-

gramm für energetische Klima-

schutzmaßnahmen; 

Aktualisierung des Denkmal-

schutzsverzeichnisses bis zum 

Ende der Legislaturperiode; An-

passung des Denkmalschutz-

rechts; Ermöglichung der Bean-

tragung einer Aufhebung des 

Denkmal- bzw. Ensembleschut-

zes in begründeten Fällen; 

Unterstützung von Menschen, 

die sich für einen Kauf eines 

denkmalgeschützten Gebäudes 

entscheiden, bei Sanierung und 

Erhalt der Immobilie durch geeig-

nete Förderprodukte; 

dere gemeinwohlorientierte Ak-

teur*innen Wohnungen zurück in 

öffentliche oder gemeinwirt-

schaftliche Hand bringen kön-

nen; 

Enteignung und Vergesellschaf-

tung großer Wohnungskonzerne; 

Förderung von Mietervereinen, 

Unterstützung der Mietenbewe-

gung; 

Förderung der Einführung von 

Mieter*innenbeiräten bei größe-

ren Wohnungsgesellschaften; 

Unterstützung benachteiligter 

Gruppen und Abbau von Diskri-

minierungen bei der Wohnraum-

versorgung; 

eigenständiges Förderprogramm 

für den barrierefreien Umbau von 

Mietwohnungen; 

Erhalt und Förderung sozial gut 

durchmischter Quartiere; 

dauerhafter Erhalt der Landesbe-

ratungsstelle gemeinschaftliches 

Wohnen; 

Stärkung des Modells „Wohnen 

für Hilfe“; 

Schaffung neuen Wohnraums, 

der von modularem Bauen profi-

tiert und ohne ausufernde Flä-

chenversiegelung auskommt; 

Unterstützung der Kommunen 

bei der Digitalisierung des Bau-

wesens; Unterstützung durch 

eine Offensive für mehr Fachper-

sonal auf den Bauämtern; 

Förderung der Implementierung 

von kommunalen Beratungsstel-

len, die Unterstützung bieten und 

Anreize schaffen für das sanie-

ren und ausbauen von Bestands-

gebäuden; 

Verstetigung der Allianz für Woh-

nen; 

neues Bauen; langfristig Netto-

Null-Ziel beim Bodenverbrauch; 

Innen- vor Außenentwicklung; 

Durchführung einer internationa-

len Bauausstellung in Koopera-

tion mit der Region Rhein-Main;  
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Landwirtschaft: Dauerhafte Aus-

setzung der Pflicht zur Bereitstel-

lung von Ackerbrachen; 

Aufnahme der Ernährungssiche-

rung als Staatsziel in die Verfas-

sung; 

Weiterentwicklung des Ökoland-

baus entlang der Nachfrage; 

entsprechende Vergütung der 

Leistungen der Landwirtschaft 

beim Klimaschutz, beim Erhalt 

der Artenvielfalt, beim Umwelt- 

und Gewässerschutz und bei der 

Landschaftspflege; 

Überprüfung der Ausweisung der 

Roten Gebiete im Rahmen der 

Düngeverordnung mit dem Ziel, 

eine verursacherorientierte Be-

wertung zu erreichen; ausrei-

chende Palette zugelassener 

Wirkstoffe, um Resistenzbildun-

gen zu vermeiden; 

Bürokratieabbau und diskriminie-

rungsfreie Förderung der Land-

wirtschaft; Erhöhung der Trans-

parenz der Förderprogramme; 

stärkere Unterstützung der Land- 

und Ernährungswirtschaft bei 

der Erzeugung und Vermarktung 

von Spezialitäten und Produkten 

mit geschützter Herkunft; 

Einführung eines „Freiwilligen 

Landwirtschaftlichen Jahres“; 

Landwirtschaft: Schaffung eines 

eigenständigen Ministeriums für 

Land- und Forstwirtschaft sowie 

Weinbau; 

Beibehaltung von Kooperations-

modellen und Vertragsnatur-

schutz; keine pauschalen ord-

nungsrechtlichen Vorgaben oder 

staatlich angeordneten Flächen-

stilllegungen; 

Weiterentwicklung der Marke-

ting-Gesellschaft „GUTES AUS 

HESSEN“ zu einer Dachmarke 

der regionalen Vermarktungsli-

nien;  

Sicherstellung regional erreich-

barer Molkereibetriebe und Müh-

len; Erleichterung der regionalen 

Fleischverarbeitung; 

mehr regionale Produkte in der 

Verpflegung in Kitas, Schulen 

und anderen Einrichtungen; ge-

sonderte Unterstützung neuer 

Vermarktungsmodelle durch re-

gionaler Start-ups; Start einer 

Kampagne „Natürlich von hier“; 

Investitionsförderung für die 

Schlachthöfe, um eine haltungs-

nahe Schlachtung zu gewährleis-

ten; 

Stärkung der landwirtschaftli-

chen Ausbildung; Erhalt der de-

zentralen überbetrieblichen Aus-

Landwirtschaft: Nachhaltigere 

Wirtschaft auf der gesamten 

Landwirtschaftsfläche; Vereinfa-

chung und Entbürokratisierung 

der notwendigen Förderpro-

gramme; Unterstützung der Um-

stellung von Betrieben zum öko-

logischen Landbau; 

Erhalt einer leistungsfähigen, den 

Zielen der Nachhaltigkeit und des 

Tierwohls verpflichteten, wettbe-

werbsfähigen Landwirtschaft, die 

auf hohem Niveau sichere Le-

bensmittel produziert; 

Stärkung der familiengeführten 

Betriebe, auch bei Existenzsiche-

rung und Betriebsübernahme; 

Stärkung von selbstständigen 

Landwirten gegenüber Investo-

ren; 

Ermöglichung auskömmlicherer 

Preise bei der Beschaffung von 

Lebensmitteln durch öffentliche 

Einrichtungen durch Qualitäts-

standards für Gemeinschaftsver-

pflegung; 

Errichtung eines praxisorientier-

ten Netzwerks zur Unterstützung 

der Betriebe bei Smart Farming; 

Schutz insbesondere von Mäh-

wiesen und Weideflächen in FFH-

Gebieten und Biosphärenreserva-

ten; 

Landwirtschaft: Sicherung unse-

rer Ernährung mit einer klima- 

und umweltfreundlichen Land-

wirtschaft; 

schnellere Anpassung der land-

wirtschaftlichen Produktion an 

den Klimawandel mit höheren 

Temperaturen und längeren Tro-

ckenperioden; Verringerung der 

Treibhausgasemissionen; 

Förderung der Erzeugung, Verar-

beitung und Vermarktung regio-

naler Produkte, zum Beispiel 

durch Kita- und Schulessen aus 

regionalem und Bio-Anbau; 

bäuerliche Landwirtschaft statt 

Agrarindustrie; Schutz des bäuer-

lichen Eigentums gegen die Inte-

ressen der großen Agrarkon-

zerne; Beendigung der Ansied-

lung agrarindustrieller Tierfabri-

ken in Nordhessen;  

Stärkung einer gentechnikfreien 

klassischen und ökologischen 

Züchtung mit höheren For-

schungsmitteln; 

Bindung von Fördermitteln auch 

an Tierschutz-und soziale Ziele; 

Ausweitung des Ökolandbaus; 

Reduktion von Energieverbrauch 

und Treibhausgasausstoß der 

Landwirtschaft; Festlegung jährli-

cher Zwischenziele; 

Landwirtschaft: Agrarwende: 30 

% Ökolandbau bis 2030; Weiter-

entwicklung des Pestizidredukti-

onsplans;  

Förderung regionaler Stoffkreis-

läufe durch Einsatz von Kompost 

und Rückgewinnung von Phos-

phor aus Kläranlagen sowie 

nachhaltige Wassernutzungs-

konzepte; 

Sicherung der vielfältigen Besitz-

struktur durch ein Agrarstruktur-

gesetz sowie Förderungs- und 

Beratungsangebote bei landwirt-

schaftlichen Existenzgründungen 

und den verschiedenen Formen 

sozialer, solidarischer und ge-

meinwohlorientierter Landwirt-

schaft; 

Stärkung regionaler Wertschöp-

fungsketten von der Erzeugung 

über die Verarbeitung bis hin zur 

Vermarktung; Bekämpfung des 

Höfesterbens z.B. durch Grün-

dungs- und Investitionsförde-

rung; 

verstärkter Einsatz regionaler 

und ökologischer Produkte, auch 

Umstellungsware, in öffentlichen 

Einrichtungen; 

Unterstützung öffentlicher Kanti-

nen durch passende Beratungs-

angebote bei der Umstellung; 

kein Anbau genveränderter Pflan-

zen sowie Zucht und Haltung 

Landwirtschaft: Eigenverantwort-

liche Bewirtschaftung des ländli-

chen Raumes unter Berücksichti-

gung kommunaler Anforderun-

gen und des Naturschutzes; 

Stärkung der bäuerlichen Land-

wirtschaft; gezielte Förderung 

von familiären und mittelständi-

schen Betrieben; 

Ablehnung des von der EU-Kom-

mission vorgeschlagenen An-

wendungsverbots aller Pflanzen-

schutzmittel in sogenannten 

empfindlichen Gebieten mit den 

damit drohenden Konsequenzen 

für den Weinbau auch in den 

möglicherweise ausgedehnten 

Flächen mit Wiederherstellungs-

maßnahmen, bzw. Schutzgebie-

ten; 

Stärkung der heimischen Winzer-

betriebe im Rheingau und an der 

Bergstraße; 

Schutz der herausragenden Kul-

turlandschaft von Rheingau und 

Bergstraße durch ein Errich-

tungsverbot von Windkraftanla-

gen im sichtbaren Bereich dieser 

Landschaften; 

zügige Privatisierung der Staats-

weingüter „Kloster Eberbach“ mit 

ihren Flächen; 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD 



 

 

Neuaufstellung der Lebensmittel-

überwachung; Kontrollen und 

Probeentnahmen von Hochrisi-

kobetrieben, Großhändlern und 

Warenzentrallagern durch die Re-

gierungspräsidien; 

Forstwirtschaft: Stärkung des 

kleinen Privatwaldes und der 

forstwirtschaftlichen Zusam-

menschlüsse im Sinne eines Ge-

meinwohlsausgleichs, um die 

nachhaltige Bewirtschaftung, die 

häufig im Nebenerwerb durchge-

führt wird, zu unterstützen; 

Entscheidungen, welches Forst-

revier nach FSC oder Alternati-

ven zertifiziert wird, im Rahmen 

ökologischer und ökonomischer 

Grundsätze durch den Landesbe-

trieb Hessen Forst; 

Ablehnung des Ziels, 10 % des 

Staatsanwaltes aus der forstwirt-

schaftlichen Nutzung zu nehmen 

und sich selbst zu überlassen; 

Voranbringen des Holzbaus; 

keine pauschalen Nutzungsver-

bote; Aufhebung des Buchenmo-

ratoriums und Ersetzung durch 

integrative Schutz- und Nutzkon-

zepte; Förderung der Verarbei-

tung und Verwendung von Laub-

holz durch Anreize; 

Unterstützung von Waldbesit-

zern beim Aufbau klimastabiler 

Mischwälder; Forcierung der 

Wiederbewaldung auch im 

Staatswald; 

Jagd: keine Erschwerung der 

Ausübung des Jagdhandwerks 

durch bürokratische Hürden, pra-

xisfremde Verordnungen, und 

bildung; praxisorientierter Aus-

bau des Studiengangs Agrarwis-

senschaften; 

weiterer Ausbau von Beratung 

und Weiterbildung durch den 

Landesbetrieb Landwirtschaft 

Hessen (LLH), Behörden und 

Hochschulen; 

Unterstützung der Land- und 

Fortswirtschaft bei der Anpas-

sung an den Klimawandel; Inten-

sivierung der Forschung und des 

Wissenstransfers, Unterstützung 

von Maßnahmen zur Prävention, 

zur Risikostreuung und für Versi-

cherungslösungen; 

Förderung einer Innovationsof-

fensive für modernste Technik 

im „digital farming“, integriertem 

Pflanzenschutz und der hochprä-

zisen Ausbringungstechnik für 

Pflanzenschutzmittel; 

Nutzbarmachung und Voranbrin-

gen der Digitalisierung für die 

Landwirtschaft; 

besondere Förderung der ökolo-

gischen Landwirtschaft, wo 

Mehraufwendungen zum konkre-

ten Schutz von Umwelt-, Arten-, 

Boden- oder Wasserschutz getä-

tigt werden; 

Unterstützung der Betriebe, sich 

zu diversifizieren und neue Er-

tragswege auszuprobieren, 

durch Beratung, Informations-

netzwerke, eine zugewandte Ge-

nehmigungspraxis und, wo mög-

lich, passgenaue Förderange-

bote; 

Steigerung der Vielfalt im Einsatz 

der angebauten Pflanzen durch 

Forstwirtschaft: Prüfung der Wie-

derumwandlung des Landesbe-

triebs Hessen-Forst in ein Lan-

desamt; Erhöhung des Personal-

bestandes bei Hessen-Forst, In-

vestitionen in kontinuierliche 

Fortbildung; 

Nutzung der Potenziale des bio-

logischen Klimaschutzes; Förde-

rung von Humusbildung in Feld 

und Wald und Verlängerung der 

Umtriebszeit der Bäume; 

Entnahme von 5-15 Habitatbäu-

men pro Hektar aus der Nutzung; 

Entnahme von 10 % des Waldes 

im Sinne der europäischen Bio-

diversitätsstrategie aus der Be-

wirtschaftung;  

Stabilisierung der Wälder und 

mehr Resilienz im Klimawandel 

mit einem „Pakt für den Wald“; 

Rückegassenabstand nicht unter 

40 m zur Schonung des Waldbo-

dens; 

Tierschutz: Unterstützung der flä-

chengebundenen Tierhaltung; re-

gelmäßige Prüfungen der Einhal-

tung der Vorschläge des Kompe-

tenznetzwerks Nutztierhaltung; 

Förderung von dezentralen Mol-

kerei- und Schlachtbetrieben zur 

Stärkung regionaler Wertschöp-

fungskreisläufe und Vermeidung 

langer Transportwege; 

Einhaltung guter Arbeitsbedin-

gungen bei Schlachtbetrieben je-

der Größe; 

Stopp des Imports von Eiweißfut-

termitteln; 

Nutzung der Chancen der Digita-

lisierung auch in der Landwirt-

schaft; halbautomatische Erfas-

sung und Übermittlung von Da-

ten zur Berichtspflicht; 

Verbot des Einsatzes von Gly-

phosat und anderen Totalherbizi-

den sowie von Importen von gly-

phosathaltigen Nahrungs- und 

Futtermitteln; 

Forstwirtschaft: nachhaltig klima-

schutzgerechte Waldbewirt-

schaftung; Zulassung von Natur-

wäldern auf 10 % der Waldfläche; 

besonderer Schutz von Wäldern 

mit Grundwasseranschluss; Ein-

stellung von Wasserentnahmen, 

die diese Wälder gefährden; Er-

haltung oder Wiedervernässung 

von Wäldern, die von einem ho-

hen Grundwasserstand beein-

flusst sind oder waren; 

schonende Bearbeitung von 

Waldflächen; besserer Schutz 

des Waldbodens bei der Holz-

ernte; weitgehende Vermeidung 

der Befahrung der Waldböden 

mit z.B. schweren Maschinen; 

keine Förderung mit Steuergel-

dern der maschinellen Räumung 

und Bodenbearbeitung von Ver-

jüngungs- und Kalamitätsflä-

chen; 

Unterbindung des Abbaus von 

Kies und Sand in Bannwäldern; 

Änderung des Waldgesetzes; 

Verbesserung der Umweltbil-

dung; 

gentechnisch veränderter Tiere, 

auch nicht durch Verfahren der 

neuen Gentechnik beim Anbau; 

Stärkung des Wissens für die Ag-

rarwende durch Integration von 

Ökolandbau sowie Klimaschutz- 

und Klimawandelanpassungs-

maßnahmen in Lehrpläne, Förde-

rungen außerschulischer Lern-

orte und Stärkung von Praxisfor-

schungsnetzwerk; 

Forstwirtschaft: Verstärkung der 

Anstrengungen für einen natur-

nahen, klimastabilen und arten-

reichen Wald; Ausrichtung des 

Waldgesetzes konsequent an 

Natur- sowie Klimaschutz und 

Erholungszielen; Vorrang von 

Biodiversität, Klimaschutz und 

weiteren Schutzzielen vor den 

Nutzungszielen; 

weitere Stärkung der natürlichen 

Waldentwicklung, Beibehaltung 

des FSC-Standards; 

gesetzlicher Schutz von Natur-

waldflächen ab 50 ha als Bio-

tope; 

Verbesserung des Schutzes der 

FFH-Gebiete durch freiwilligen 

Waldtausch von in FFH-Gebieten 

liegenden Privat- zu Staatswald-

flächen; 

5 % des Waldes als Naturwälder; 

Obergrenzen beim Einschlag, die 

die natürliche Entwicklung stär-

ken; Kaskadennutzung als mehr-

fache Nutzung des geernteten 

Holzes; 

Verschlankung administrativer 

Anforderungen an kleine Be-

triebe, z.B. bei der Direktvermark-

tung; 

degressive Gestaltung kommu-

naler Abgaben, die sich naturge-

mäß auf verhältnismäßig große 

Grundstücke beziehen; 

Anpassung von Wirtschaftswe-

gen im Hinblick auf die Breite 

moderner landwirtschaftlicher 

Fahrzeuge; Erleichterung zur Er-

langung von straßenverkehrs-

rechtlichen Ausnahmegenehmi-

gungen zum Befahren von öf-

fentlichen Straßen; 

beschleunigte Flurbereinigungs-

verfahren; Reform der Doppelung 

von Grunderwerbsteuer bei der 

Ausübung von Vorkaufsrechten 

oder Flächentausch; 

Vermeidung der Stilllegung er-

tragreicher Flächen; Versiege-

lung ertragreicher Flächen nur in 

gut begründeten Ausnahmefäl-

len; 

Weiterbestand der vier landwirt-

schaftlichen Fachschulklassen; 

verpflichtendes Betriebsprakti-

kum im Rahmen des Studiums 

der Agrarwissenschaften; 

Unterstützung der ca. 3000 jun-

gen Menschen, die in vielen Be-

reichen der Landjugend aktiv 

sind; 

Ausweitung des Angebotes „Bau-

ernhof als Klassenzimmer“ durch 

eine verbesserte Förderung von 



 

 

sachgerechte Abschusspläne o-

der Generalverdachte; Anerken-

nung der Jägerinnen und Jäger 

als staatlich anerkannte Natur-

schützer; 

keine Isolation des Rotwildes in 

Rotwildgebieten; regional über-

greifende und zusammenhän-

gende Rotwildregionen, z.B. 

durch Grünbrücken, die eine ge-

sunde Population ermöglichen; 

Weidetierhaltung und Wolfsma-

nagement: aktives Bestandsma-

nagement des Wolfs, sobald der 

Bund die rechtliche Möglichkeit 

geschaffen hat; 

Förderung von Präventivmaß-

nahmen und Ermöglichung von 

Ausgleichszahlungen, wo es zu 

Konflikten zwischen Biber sowie 

Landwirtschaft und Fischzucht 

kommt; Entnahme von Bibern bei 

hohen Schäden muss zukünftig 

möglich sein; 

unbürokratische Ermöglichung 

von Ausnahmegenehmigungen 

zum Abschuss bei akuten wirt-

schaftlichen Schäden durch 

Saatkrähen; Ausgleichszahlun-

gen für betroffene Landwirte, die 

wirtschaftliche Schäden durch 

Saatskrähen in Kauf nehmen 

mussten; 

Fischerei: Berücksichtigung der 

Erfordernisse der Binnenfischerei 

bei der Umsetzung der Wasser-

rahmenrichtlinie; keine Behinde-

rung der Laichwanderung durch 

Wasserkraftwerke in natürlichen 

Flussläufen; 

ein Sonderprogramm im Rah-

men der Agrarförderung; bessere 

Nutzung von Gülle, Reststoffen 

und Straßenbegleitgrün; 

Honorierung der Modernisierung 

der Betriebe und von mehr Tier-

schutz in den Ställen; 

Schaffung von Investitionssi-

cherheit über vertraglich abgesi-

cherte Veränderungsmoratorien 

und Differenzkostenverträge; 

drastische Reduzierung des Flä-

chenverbrauchs durch einen na-

turschutzrechtlichen Ausgleich, 

einen wirkungsvollen Ökopunkte-

handel und eine Fokussierung 

auf produktionsintegrierte Er-

satzmaßnahmen und Ersatzgeld; 

keine weitere Zulassung von Er-

satzaufforstungen auf landwirt-

schaftlichen Flächen; 

Nutzung der rechtlichen Möglich-

keiten des Grundstücksverkehrs-

gesetzes, um den Entzug land-

wirtschaftlicher Flächen aus der 

praktischen Bewirtschaftung zu 

begrenzen; Schaffung einer Clea-

ringstelle; 

Fortsetzung und Beschleunigung 

der Verfahren zur Flurbereini-

gung; 

Wald: (siehe: Natur- und Umwelt-

schutz) 

Jagd: Aufhebung der Schonzei-

ten für Fuchs und Waschbär un-

ter Berücksichtigung des Eltern-

tierschutzes, angemessene 

Jagdzeiten für die Prädatoren; 

zukunftsorientiertes Wolfsma-

nagement mit auskömmlicher Fi-

nanzierung von Weideschutz-

maßnahmen und klaren Entschä-

digungsregelungen; 

Einrichtung von Wildtierauf-

fangstationen möglichst in je-

dem Landkreis zur zeitnahen 

Versorgung verletzter Wildtiere; 

Basisfinanzierung der Tierheime 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben; 

Ermöglichung neuer Lebens-

räume und genetischen Aus-

tauschs für Wanderungsarten 

durch Biotopverbund über Wald-

und Wegränder, Strukturele-

mente in der Landschaft, Saum- 

und Trittsteinbiotope auf 15 % 

der Landesfläche, wo notwendig 

ergänzt um Grünbrücken; 

Ausstattung der mit den Natur-

schutzverbänden abgestimmten 

Maßnahmepläne zum Vogel-

schutz beim Windkraftausbau 

mit Personal und Umsetzung; 

Unterstützung von Initiativen 

zum Erhalt regionaler alter Tier-

rassen und Pflanzensaatgut; 

 

umfassendes Holzrecycling; Nut-

zungskaskade von Gebraucht-

holz, in der die Holzverbrennung 

zur Energiegewinnung erst ganz 

am Ende steht; 

keine Privatisierung von Staats-

und Kommunalwäldern; 

Jagd: Einschränkung der Jagd; 

keine pauschale Bejagung invasi-

ver Arten, wie Waschbären; Ver-

grämung von Arten, die bereits 

weit verbreitet sind und räumlich 

negative Auswirkungen auf das 

Ökosystem haben, wenn mög-

lich, durch non-letale Maßnah-

men; 

Verbot der Jagd als Freizeitver-

gnügen; Verbot der Ausbildung 

von Jagdhunden zur Baujagd in 

sog. Schliefanlagen mit lebenden 

Füchsen; 

Tierschutz: Verbesserung des 

Tierschutzes; Beschränkung des 

Einsatzes von Antibiotika in der 

Tierhaltung auf kranke Tiere, Er-

laubnis nur nach tierärztlicher 

Verschreibung; Verbot des Ein-

satzes von Reserveantibiotika; 

Vermeidung von Lebendtier-

transporten so weit wie möglich; 

keine längere Dauer als 4 Stun-

den (S.45); Anpassung der land-

wirtschaftlichen Tierhaltung an 

Tierbedürfnisse; Vermeidung von 

Tiertransporten und Begrenzung 

auf maximal 3 Stunden (S.47); 

Reglementierung der Heimtier-

haltung und des Heimtierhan-

dels; Verbot des Online Verkaufs, 

ohne dass die Identität des 

Händlers ersichtlich ist; 

Einladung der Menschen vor Ort 

zum Mitentscheid über die Wald-

konzepte mit dem Programm 

„Bürger*innenwald“; 

angemessene Personalausstat-

tung und gute Ausbildung der 

Forstwirtschaft; 

Jagd: modernes ökologisches 

Jagdgesetz; 

Beendigung der Bejagung be-

standsgefährdeter Tierarten; 

Orientierung der Bejagung des 

Schalenwilds konsequent an der 

Tragfähigkeit der Lebensräume; 

konsequentes Monitoring der 

Schadenswirkungen durch hohe 

Populationsdichten von Wild; 

Abschaffung der Abschusspläne 

für das Rehwild; 

Tierschutz: effektive Einarbeitung 

des Staatsziels Tierschutz in die 

bestehenden Gesetze, Schlie-

ßung von Lücken, Ausrichtung 

der Tierhaltung an Erkenntnissen 

der modernen Verhaltensfor-

schung; 

Verbandsklagerecht im Tier-

schutz; 

weitere Stärkung des aufgebau-

ten Experten-Pools in einer „Task 

Force Tierschutz“ als Berater und 

Schlichter; Unterstützung von 

Wildtier- und Auffangstationen; 

echtes Verbot von Wildtieren im 

Zirkus; 

teilnahmeinteressierten Betrie-

ben; 

keine Einschränkungen der be-

darfsgerechten Düngung; Gestal-

tung der Umweltauflagen im Ein-

vernehmen mit den Herstellern, 

dass die Kalidüngerproduktion 

weiterhin wirtschaftlich möglich 

bleibt; Förderung des Recyclings 

von Phosphat so weit wie wirt-

schaftlich möglich;  

Privilegierung von landwirt-

schaftlichen Kraftfahrzeugen bei 

der Kfz-Steuer; 

keine Einschränkungen bei der 

Wahl der energetischen Versor-

gung von Landmaschinen; 

im Bedarfsfall vorrangige Versor-

gung landwirtschaftlicher Be-

triebe mit elektrischer Energie; 

Förderung der Beschaffung von 

Notstromaggregaten und Kraft-

stofflagern; 

Forstwirtschaft: keine Stilllegung 

weiterer Flächen im Staatswald; 

Ersetzung der FSC-Zertifizierung 

des Staatswaldes durch die bis-

herige PEFC-Zertifizierung; 

intensive Unterstützung privater 

und kommunaler Waldbesitzer 

bei der Wiederbewaldung ihrer 

Wälder; 

Jagd: Förderung und Erhalt der 

Jagd als ökologisches Handwerk 

und legitime Form der Naturnut-

zung; 

Tierschutz: Erleichterung der Of-

fenstallhaltung von Pferden; 



 

 

Tierschutz: Stärkung der Erzeu-

gung, Verarbeitung und Vermark-

tung tierischer Produkte; Verhin-

derung eines weiteren Rückzugs 

der Erzeugung aus dem Land; 

tiergerechte Haltung von Nutz-

und Haustieren; 

keine pauschalierenden Verbote 

moderner Züchtungsmethoden; 

faktenbasierte, ergebnisoffene 

Bewertung neuer Technologien 

und Modernisierung des europäi-

schen Gentechniksrechts; 

Einhaltung und kontinuierliche 

Weiterentwicklung des Tier-

schutzgesetzes im privaten und 

gewerblichen Bereich, im Ein-

klang mit dem Umwelt-und Kli-

maschutz; 

Förderprogramme zur Weiterent-

wicklung tiergerechter Zucht- 

und Haltungsformen; Prüfung, in-

wieweit dem Tierschutz in denk-

malgeschützten Gebäuden Rech-

nung getragen werden kann; 

ordentliche Finanzierung der 

Tierheime; kostendeckende Er-

stattung an Tierheime, die kom-

munale Aufgaben übernehmen; 

Einführung von Standards inner-

halb der Tierheime; jährliche Au-

ditierung von Tierheimen durch 

das Veterinäramt, mittels landes-

weiter Standards; 

tierschutzgerechte Umsetzung 

der EU-Verordnung zu invasiven 

Arten; (finanzielle) Unterstützung 

der Tierheime und Auffangstatio-

nen hinsichtlich der Aufnahme, 

Unterbringung und Vermittlung 

solcher Tiere; 

Ermöglichung einer Nutzung von 

Nachtsicht- und Nachtzieltechnik 

für die Schwarzwildjagd; 

Erweiterung der Jagdzeiten für 

Federwild; 

Übernahme des Wolfes in das 

Jagdrecht, Ermöglichung einer 

aktiven Bestandsregulierung; 

Aufnahme von Biber und Kormo-

ran in die Liste der jagdbaren 

Wildtierarten; 

Tierschutz: Umbauprogramm für 

eine noch tierwohlgerechtere 

Haltung; weitere Verbesserung 

der Situation der Tierheime, ohne 

die Finanzierungsverantwortung 

der Kommunen abzulösen; 

bessere finanzielle Ausstattung 

der Stiftung Hessischer Tier-

schutz; eines Sonderprogramm 

„Tierheimmodernisierungen“ zur 

Beseitigung baulicher Investiti-

onsbedarfe; 

freiwillige Steigerung des Anteils 

der gechipten und registrierten 

Hunde und Katzen; Kastration 

wildlebender Katzen; 

Vermeidung, Verringerung und 

Verbesserung von Tierversuchen 

kein Verbandsklagerecht für Tier-

schutzorganisationen; 

praxistaugliche Ausgestaltung 

der Entschädigungsregeln insb. 

für Schäden durch Wolf, Luchs, 

Biber und Fischotter; Umkehrung 

der Beweislast; 

Abschaffung der Rasseliste für 

Hunde; Einführung eines Sach-

kundenachweises und der Kenn-

zeichnungs- und Registrierungs-

pflicht für alle Hunde; Verbot der 

Zucht mit Elterntieren, die nach 

Aggressivitätslevel ausgesucht 

werden; 

Verankerung der Katzenschutz-

verordnung im Gesetz; Geltung 

für Wohnungskatzen und Frei-

gänger; 

kostendeckende Finanzierung 

durch das Land für Wildtierauf-

fangstationen und Gnadenhöfe; 

Abschaffung der Tierversuche; 

Ersetzung durch alternative Me-

thoden; 

Verbandsklagerecht zur Einklag-

barkeit von Tierschutzmaßnah-

men, nicht nur in der Landwirt-

schaft; 

Verbot sogenannter Qualzucht; 

Eindämmung der privaten Wild-

tierhaltung; Verhinderung von 

Qualzucht; 

artgerechte Tierhaltung in der 

Landwirtschaft; Reduzierung der 

Arzneimittelanwendungen; 

deutliche Verbesserung der Tier-

wohlstandards und konsequente 

Bindung an die Fläche; 

tierfreundliche Außenklimaställe 

für Betriebe mit maximal zwei 

Vieheinheiten pro Hektar; 

Unterstützung der Zucht vom 

Aussterben bedrohter Nutztier-

rassen; Unterstützung der Um-

stellung auf zwei Nutzungsras-

sen bei der Hühner- und Rinder-

haltung; 

deutliche Begrenzung von Fahr-

strecken in der Dauer bei Le-

bendtiertransporten; weitere För-

derung von mobiler und teilmobi-

ler Schlachtung; rechtssicheres 

nationales Verbot von Lebend-

tiertransporten in Drittländer au-

ßerhalb der EU; Zielvorgaben bei 

den Tiertransportkontrollen 

durch die Landkreise; 

bessere Ausstattung der kom-

munalen Veterinärämter für die 

Kontrolle von Tiertransporten 

und Schlachtstätten; 

„Aktionsplan Tierschutz“, um 

Menschen für die natürlichen Be-

dürfnisse von Tieren zu sensibili-

sieren und Wissen in Pflege, Hal-

tung und Umgang mit Tieren zu 

vermitteln; 

Nutztierhaltung: kein Druck auf 

die Bürger für vegetarische Le-

bensweise oder völligen Verzicht 

auf tierische Lebensmittel; Ent-

scheidung vom Verbraucher 

selbst; 

Unterstützung der nutztierhalten-

den Betriebe; Einstellung der Be-

vorzugung vegetarischer Ernäh-

rung; 

eindeutige Haltungs- und Her-

kunftsbezeichnung von Flei-

schimporten; 

Verbot von Insektenzusätzen in 

Lebensmitteln aus ethischen und 

gesundheitlichen Gründen; 

strenge Regeln für die Tötung 

von Nutztieren; kein Handel, 

keine Einfuhr und keine Werbung 

mit Fleisch aus tierquälerischer 

Schlachtung; ausnahmslose Un-

tersagung betäubungslosen 

Schlachtens; 

Feststellung des bestandserhal-

tenden Zustandes des Wolfes; 

Festlegung eines Akzeptanzbe-

standes mit Entnahmequoten; 

rechtssichere Ermöglichung der 

ordnungsgemäßen Bejagung des 

Wolfes; 

schnellere und vollständige Ent-

schädigung von Wolfsrissen; Be-

weislastumkehr zugunsten der 

Geschädigten bei der Rissbegut-

achtung; 

rasche Entwicklung von Konzep-

ten, um vom Biber betroffene 

Landnutzer schnell und unbüro-

kratisch zu entschädigen; 
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Flächennutzung: Förderung von 

Bildungs- und Öffentlichkeitsar-

beit für die Bereiche Umwelt-, 

Tier- und Klimaschutz; Förderung 

entsprechender wissenschaftli-

cher Forschungsarbeit; Unter-

stützung ideologiefreier Bil-

dungsprogramme bereits in den 

ersten Bildungsjahren; 

langfristige Planung für eine Flä-

chenkreislaufwirtschaft, die den 

Anstieg der Siedlungs- und Ver-

kehrsfläche bis zum Jahr 2050 

auf „Netto-Null“ reduziert; 

Schließung von Baulücken und 

Nachweis des Bedarfs vor Aus-

weisung neuer Siedlungsflächen; 

Wiedernutzung brachgefallener 

Gewerbe- und Industrieflächen 

vor Neuausweisung von neuen 

Gewerbeflächen; mehr Freiheit 

für mehrstöckige Neubauten zu 

gewähren; 

Lockerung der Denkmalschutz-

auflagen bei der Umnutzung und 

Sanierung von Häusern und Hof-

reiten in Ortslagen; Entwicklung 

von Förderprogrammen und an-

deren finanziellen Anreizen für Ei-

gentümer und Kommunen; 

Wasser: Förderung des nachhal-

tigen und sparsamen Umgangs 

mit der Ressource Wasser; keine 

Einführung eines Wasserentnah-

meentgelts; 

Ökosystem Wald: Faire Honorie-

rung der Ökosystemleistungen 

des Waldes und insb. der CO2-

Bindungskraft der Wälder; Hono-

rierung der Waldeigentümer für 

die CO2-Speicherung einer nach-

haltigen Waldbewirtschaftung; 

Verstetigung der mit dem 12-

Punkte-Plan vorgenommenen 

Ausweitung der Förderangebote 

zur Ermöglichung des Waldum-

baus; multifunktionaler Wald, der 

verschiedenen Nutzungsansprü-

che gleichermaßen berücksich-

tigt; 

Gewährleistung des Bertretungs- 

und Erholungsrechts im Einklang 

mit den Eigentümerinteressen; 

weitere Förderung des Natur-, Ar-

ten- und Klimaschutzes im ge-

sunden Mischwäldern; 

keine weiteren Stilllegungen im 

Wald, weil der Klimaschutz 

dadurch eingeschränkt und der 

wichtige Rohstoff Holz nicht 

mehr bereitgestellt wird; 

gerechtere Verteilung der stei-

genden Lasten der Verkehrssi-

cherung zwischen den Eigentü-

mern und den Straßenbaulastträ-

gern; keine Gebühren für die not-

wendigen Sperrungen der Ver-

kehrswege; 

Böden: Erhöhung der Kulturpflan-

zenvielfalt durch Erweiterung der 

Fruchtfolgen sowie der Artenviel-

falt durch gezielte Vernetzung 

der Biotope in der Fläche; 

Förderung des Humusaufbaus 

und humusmehrender Fruchtfol-

gen, um die Fruchtbarkeit und 

eine lebendige Bodenstruktur 

langfristig zu stabilisieren, CO2 

zu binden und Wasser zu spei-

chern; 

Ausgleich der Versiegelung von 

Flächen durch Entsiegelungen o-

der andere Maßnahmen; spar-

same Versiegelung neuer Flä-

chen; perspektivisch Nettonull-

verbrauch; 

Wasser: Realisierung des Pro-

gramms 100 Wilde Bäche; 

Erhebung einer Wasserabgabe 

für Verbräuche oberhalb des 

durchschnittlichen Haushaltsbe-

darfs zur Finanzierung der Schaf-

fung neuer, geeigneter Speicher-

möglichkeiten von Regenwasser 

zur Beregnung landwirtschaftli-

cher Flächen; 

ergänzende Klärstufen bei Klär-

anlagen; 

Programm zur Verstärkung des 

Hochwasserschutzes mit zusätz-

lichen Zwischenspeicherungen 

vor Ort, hin zu Schwammstädten, 

Überprüfung aller bestehenden 

Gesetze und Verordnungen, För-

dermittel, Subventionen und fi-

nanziellen Anreizinstrumente auf 

ihre Übereinstimmung mit den 

globalen Nachhaltigkeits- und 

Entwicklungszielen der Vereinten 

Nationen und notfalls Änderung; 

Böden: Verringerung des Flä-

chenverbrauchs; Aufbau von Ka-

tastern für Freiflächen, für zwo 

Entziegeln und für leerstehende 

Flächen; 

Überführung guter und sehr gu-

ter Ackerböden in Gemeineigen-

tum, um sie besser vor dem Kauf 

durch (A) Konzerne und Speku-

lanten sowie der Versiegelung 

durch Straßen oder Gewerbege-

biete schützen zu können;  

Aufkauf der Flächen von der hes-

sischen Landgesellschaft und 

Vergabe ausschließlich an Land 

wird denen, die sich für eine um-

weltschonende und die ökologi-

sche Leistung der Böden erhal-

tende Landwirtschaft verpflich-

ten; 

Vergabe von Naturschutzflächen 

an Naturschutz-und Umweltver-

bände in Erbpacht; 

Wasser: Wasserversorgung zu 

100 % in öffentlicher Hand und 

unter demokratischer Kontrolle; 

keine Privatisierung; 

Naturschutz: Ausbau des Zent-

rums für Artenvielfalt und dauer-

hafte Etablierung als universi-

tätsnaher Standort und Schnitt-

stelle von Anwendung und For-

schung; 

Weiterentwicklung der Biodiversi-

tätsstrategie; Erreichen des 30 % 

Schutzgebietsziels; robustes 

Schutzgebietsnetz mit Gebieten 

für die natürliche Entwicklung, 

eingebettet in einen Biotopver-

bund und umgeben von einer 

nachhaltig bewirtschafteten 

Landwirtschaft; Investitionen von 

1 Mrd € bis 2030; 

verbindlicher Schutz des Netzes 

Natura 2000 mittels Maßnahme-

plänen; Wildnis und natürliche 

Entwicklung auf 2 % der Landes-

fläche; 

Verstetigung und ggf. Weiterent-

wicklung der Streuobststrategie 

in ihrer Umsetzung; 

Förderung der Artenvielfalt in 

Städten und Dörfern; Ausweitung 

des Vertragsnaturschutzes im 

Wald gemeinsam mit Waldbesit-

zenden und Naturschutzverbän-

den; 

attraktive Ausgestaltung der Ag-

rarumweltprogramme für Bewirt-

schaftende und für bedrohte Ar-

ten; 

Trinkwasser: Regulierung des 

Nitratgehalts nur im Einzugsge-

biet von Trinkwasserquellen; ge-

zielte Suche nach den Verursa-

chern bei Überschreitung von 

Grenzwerten, statt ganze Gebiete 

zu Roten Zonen zu erklären; 

grundlegende Überarbeitung der 

„Richtlinien für die Bewirtschaf-

tung des Staatswaldes (2018)“ 

und der „Naturschutzleitlinie 

2022“ im Sinne einer ordnungs-

gemäßen Waldwirtschaft; 
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Erstellung einer umfassenden 

Landeswasserstrategie, die den 

Kommunen auch Möglichkeiten 

für die naturnahe Bewirtschaf-

tung von extremen Starkregener-

eignissen durch Entsiegelung, 

Verdunstung und Speicherung 

aufzeigt; 

Investitionen in die Abwasserver-

sorgung; stärkere interkommu-

nale Zusammenarbeit der Was-

ser- und Abwasserunternehmen; 

Investitionen in neue Wasserver-

bundnetze, Fernleitungen und 

Talsperren, um die unterschiedli-

che regionale Verfügbarkeit aus-

zugleichen; 

Naturschutz: Minimierung ge-

fährdender Einträge in die Natur 

durch Einsatz neuer Technolo-

gien und Materialien; 

Ausbau der vierten Reinigungs-

stufe (Spurenstoffelimination); 

Gewährleistung eines vernünfti-

gen Planungszeitraums für die 

Beseitigung der verbliebenen Alt-

lasten; 

Verbesserung der Luftqualität: 

umfassende Erforschung der 

Ausbreitung und Wirkung von 

Ultrafeinstaub; Unterstützung 

von Bemühungen, diese Emissio-

nen an der Quelle zu reduzieren; 

Lärmschutz: Ergreifen von Maß-

nahmen des aktiven und passi-

ven Schallschutzes auf Grund-

lage von Lärmkartierung und 

Lärmmessungen; gezielte Ver-

kehrsberuhigung, Bau von Schall-

schutzanlagen, intelligente Lei-

Zulassung auch neuer klimaan-

gepasster Baumarten für die An-

pflanzung für den Aufbau klima-

stabiler Wälder und Aufnahme in 

die forstliche Förderung; 

weiteres Voranbringen der Nut-

zung des Rohstoffes Holz; Mobi-

lisierung der nachhaltigen Holz-

vorräte; 

Stärkung des Landesbetriebes 

Hessen-Forst; 

Finalisierung von Umgestaltung 

und Dezentralisierung der Ver-

marktung des hessischen Hol-

zes; 

Gewässerschutz: Sicherstellung 

des umfassenden Zugangs zu 

sauberem Trinkwasser zu be-

zahlbaren Preisen auch unter 

veränderten Klimabedingungen; 

Stärkung und Modernisierung 

des überregionalen Wasser-Lei-

tungsnetzes; Stärkung der Was-

sergewinnung auch in den urba-

nen Räumen durch Unterstüt-

zung der kleinräumigen Verbund-

strukturen in den ländlichen Räu-

men; 

gerechter Ausgleich zwischen 

wasserliefernden ländlichen Räu-

men und wassernutzenden urba-

nen Räumen zur Finanzierung 

der nötigen Investitionen; keine 

Einführung eines allgemeinen 

„Wassercent“; 

Fortsetzung der Sanierung und 

Renaturierung der Flüsse und Bä-

che zur Umsetzung der EU-Was-

serrahmenrichtlinie; Beibehal-

tung der höheren Förderung für 

Gewässerrenaturierung durch 

neuen Retentionsräumen und an-

gepasstem Strömungsmanage-

ment; 

Naturschutz: Vernetzung der Flä-

chenverwaltungen im Natur-

schutz, in der Landwirtschaft und 

im Forst, sodass die Erhaltung 

natürlicher Lebensgrundlagen 

durch Koordination bestmöglich 

umgesetzt wird; 

Verbesserung der Arbeitsfähig-

keit der Flächenverwaltungen 

durch Aus- und Fortbildung und 

angemessene personelle Aus-

stattung; 

Schaffung von Bewusstsein für 

die Folgen von Lichtverschmut-

zung mit einer Dark-Sky- Initia-

tive; 

Stärkung der Wasserbehörden; 

mehr qualifiziertes Personal; 

Stärkung der Wasserversorgung 

der Kommunen aus ihren eige-

nen Ressourcen; verbindliche 

Umsetzung des Schwammstadt-

Prinzips; 

konsequente Nutzung von 

Brauchwasser; Umstellung aller 

Toiletten in öffentlich genutzten 

Gebäuden auf Brauchwasser o-

der eine wasserfreie Entsorgung; 

keine Stilllegungen bestehender 

Brunnen aufgrund von Flächen-

versiegelungen; Filteranlagen ge-

gen Mikroplastik bei der Uferfilt-

ration an Rhein und Main; 

deutliche Senkung des Energie-

verbrauchs von Klärwerken mit 

effizienter Technik; 

nachhaltige Kali-Produktion; 

keine Einlagerung von flüssigen 

Abfällen in die Bergwerke; Sen-

kung des Verbrauchs an Kalidün-

ger durch eine Ökologisierung 

der Landwirtschaft; Aufnahme 

salzhaltiger Abwässer in die Liste 

Umwelt gefährdender Stoffe; 

Senkung der Nitratbelastung im 

Grundwasser; 

deutliche Intensivierung der An-

strengungen zur Renaturierung 

der Fließgewässer zum Schutz 

und zur Wiederherstellung der 

Fluss- und Bachauen; Flächenka-

taster für die Gewässer erster 

und zweiter Ordnung; 

kein Ackerbau in den Gewässer-

randstreifen; 

finanzieller und personeller Aus-

bau von Artenhilfsprogrammen 

und der Fördergebiete Arten-

schutz; 

Verstetigung des Programms zur 

Stützung windkraftsensibler Ar-

ten;  

Verbesserung der Vielfalt von In-

sekten durch weitere Reduzie-

rung des Einsatzes von Pestizi-

den; 

Schutz von Pufferstreifen durch 

Verzicht auf Pestizide; 

Vereinfachung der Förderpro-

gramme für den Naturschutz; 

Stärkung von Naturerlebniszen-

tren und der Bildung für nachhal-

tige Entwicklung; Stärkung der 

außerschulischen Umweltbil-

dung mit weiteren Mitteln für 

Personal; Stärkung der Kennt-

nisse von heimischen Arten bei 

Studierenden in den entspre-

chenden Fächern; 

Wasser: Einführung eines Was-

sercent, um zielgerichtet nach-

haltige Projekte der Wasserver-

sorgung zu finanzieren und Um-

welt- und Ressourcenkosten ver-

ursachergerecht abzubilden; 

striktere Regelung von Genehmi-

gungen und Kontrollen von Was-

serentnahmen;  

Erweiterung des Wassermonito-

ring; Verhinderung des weiteren 

Absinkens des Grundwasserspie-

gels durch erhöhte Entnahmen; 

Anpassung der Bauordnung be-

züglich Vorgaben zur effektiven 



 

 

tung von Verkehrsströmen, tech-

nische Verbesserung an Zügen 

zur Lärmminderung; 

Festhalten an den geltenden Re-

gelungen zum Nachtflugverbot 

am Frankfurter Flughafen;  

Förderung von Maßnahmen zur 

Vermeidung von Lichtimmissio-

nen, wie Neugestaltung und Um-

rüstung von Lichtquellen gerade 

im kommunalen Bereich; Aufbau 

von Beratungsangeboten für Ei-

gentümer bzw. Nutzer von priva-

ten und Gewerbeflächen;  

Gezielte und ergebnisorientierte 

Anpassung des Naturschutzes 

an die Bedürfnisse der zu schüt-

zenden Flora und Fauna; Sorge 

dafür, dass Land und Kommu-

nen relevante öffentliche Mittel 

für den Naturschutz aufbringen 

können; 

Schutz der Moore und gezielte 

Förderung der Wiedervernäs-

sung bei Bedarf im Einklang mit 

den Interessen der Eigentümer 

und der Bewirtschaftung; 

Sicherung der Biodiversität; Ein-

führung einer Chancen-Risiko-

Analyse bei allen vom Menschen 

durchgeführten Einfuhren von 

Neozoen und Neophyten;  

innovative und nachhaltige Be-

wirtschaftungsmethoden unter 

Einbeziehung der Erfahrung vo-

rangegangener Generationen, ab-

gesicherter wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und in Verbindung 

mit unternehmerischem Gestal-

tungswillen und Flexibilität; Steu-

erungsinstrument des freiwilligen 

das Land; Berücksichtigung der 

gewachsenen Strukturen zur Ge-

winnung von Wasserkraft, ge-

rade auch Kleinwasserkraftwerke 

und historische Mühlen; 

Ausweitung des Programms 

„100 Wilde Bäche“; 

weitere, faire und verursacherge-

rechte Minimierung der Belas-

tung der Gewässer mit Nitrat und 

Phosphor; genauere und verursa-

chergerechte Eingrenzung der 

„Roten Gebiete“ der Düngever-

ordnung; 

Ausnahmeregelungen für beson-

ders gewässerschonend arbei-

tende Landwirte; 

Fortsetzung der Bodenschutz-

strategie, Vermeidung von Ero-

sion und unnötiger Verdichtung 

von Böden; Steigerung des Hu-

musaufbaus und der CO2-Spei-

cherfähigkeit; 

Naturschutz: Beibehaltung des 

hohen Niveaus der Finanzierung 

von Maßnahmen des Vertrags-

naturschutzes, vor allem in den 

FFH-Gebieten; 

bis zu 15 % der offenen Landflä-

chen für den Biotopverbund, un-

ter Berücksichtigung der agrar-

strukturellen Belange; 

verstärkte Unterstützung freiwilli-

ger Maßnahmen, z.B. Anlage von 

Blühstreifen; Schaffung zusätzli-

cher Lebensräume für Bienen 

und Käfer an Straßen und Bahn-

schienen mit „Insekten-

Highways“; 

Regen- und Brauchwassernut-

zung bei Neubauten; 

Ablehnung von Fracking, Schutz 

des Grundwassers; 

Schutz der Oberflächengewässer 

durch breitere pestizid- und dün-

gerfreie Gewässerrandstreifen; 

Ausweitung des Programms auf 

200 „Wilde Bäche“; 

stärkere Überprüfung des Kie-

sabbaus hinsichtlich negativer 

Auswirkungen auf die Grundwas-

serkörper; 

Böden: Reduzierung des Flächen-

verbrauchs auf höchstens 1 ha 

pro Tag bis 2030; perspektivi-

sche Erreichung des Netto-Null-

Ziels; Sicherstellung bei der Lan-

desentwicklungsplanung über 

konkrete Flächenzielvorgaben; 

verstärkte Ausrichtung des Lan-

desplanungsgesetzes, des Altlas-

ten- und Bodengesetzes und an-

derer relevanter Gesetze auf vor-

sorgenden Boden- und Flächen-

schutz; 

Voranbringen kommunaler Bo-

denschutzkonzepte, von Lösun-

gen gegen Flächenspekulation, 

Potenzialflächenkataster und 

Entwicklung von Flächentausch-

konzepten mit den Kommunen; 

Ressourcen/Rohstoffe: sparsa-

mer Umgang mit natürlichen 

Ressourcen; Weiterentwicklung 

der Ressourcenschutzstrategie, 

um Stoffkreisläufe immer weiter 

zu schließen; Aufbau eines nach-

haltigen Rohstoffsicherungskon-

zeptes, das CO2 vermeidet und 



 

 

Vertragsnaturschutzes und Ei-

genverantwortung der Bürger; 

Optimierung der Wald- und Was-

serwirtschaft, verbunden mit Re-

naturierungsmaßnahmen der Ge-

wässer, besonders im Einzugs-

bereich von Naturschutzgebie-

ten; 

Wiederherstellung von Feuchtge-

bieten und speziell Mooren, wo 

immer umsetzbar; 

Erhalt der naturnahen Wälder so-

wie zusammenhängender Wald-

flächen grundsätzlich in ihrer In-

tegrität; Berücksichtigung von 

Waldwirtschaft, Naturschutz und 

den Bedürfnissen nach Erho-

lungsraum; 

Förderung des Insektenschutzes; 

Weiterentwicklung der Anlage 

und Pflege von Hecken, Grünflä-

chen, Blüh- und Gehölzstreifen 

sowie Anlage von Ackergrün-

streifen unter Berücksichtigung 

des Artenschutzes; 

Entschädigung der Eigentümer 

sowie der Flächenbewirtschafter 

für die Nutzungseinschränkun-

gen; 

Weiterentwicklung von Straßen-

begleitgrün in Richtung einer 

besseren Biodiversitätsförde-

rung; weitere Unterstützung der 

Förderung zur Beseitigung von 

gefährlichen oder invasiven 

Pflanzen, um die einheimische 

Flora und Fauna zu schützen; 

weiteres Vorantreiben bestehen-

der Naturschutzgroßprojekte, 

insb. Nationalpark Kellerwald-

Edersee, UNESCO- Biosphärenre-

servat Rhön und „Lebendige 

Lahn“; 

Abfallwirtschaft: keine Einführung 

einer Sonderabgabe auf den Ab-

bau heimischer Rohstoffe wie 

Kies, Sand und Gesteine; 

Fortsetzung der Ressourcen-

schutzstrategie; Fortsetzung des 

Förderprogramms „PIUS“ und der 

hessischen Initiative für Energie-

beratung im Mittelstand; 

Entwicklung einer Rohstoffinitia-

tive für neue Strategien zu Si-

cherstellung, Verfügbarkeit, 

Technologieorientierung, Markt- 

und Wettbewerbsfähigkeit von 

Rohstoffen; 

Ausweitung der Kampagne „Sau-

berhaftes Hessen“; 

Unterstützung privater Initiativen 

wie Repair-Cafés oder Recycling-

häuser;  

ökonomisch steigenden Roh-

stoffkosten Rechnung trägt; 

Weiterentwicklung des Abfall-

wirtschaftsplans zu einer Zero-

Waste-Strategie; 

Verbesserung des Rohstoffmoni-

toring, um über mögliche Erwei-

terungen oder Reduktionen von 

Deponieflächen kriterienorientiert 

entscheiden zu können; 

Rohstoffmonitoring, in dem Ab-

bauflächen und -mengen aller 

Abbauunternehmen gesammelt 

und überwacht werden; 
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Keine Förderverbote; keine Ver-

bote einzelner Technologien, 

wenn Produkte, die mit dieser 

Technologie gewonnen oder pro-

duziert wurden, importiert wer-

den dürfen; 

Sicherstellung, dass die in Re-

chenzentren erzeugte Abwärme 

in lokale Nahwärmenetze einge-

speist wird; 

deutlicher Ausbau der Maßnah-

men und Programme der Lan-

desregierung zu Energieeinspa-

rung und Energieeffizienz; 

planerische Sicherung der beste-

henden Kraftwerksstandorte in 

Hessen; Unterstützung der Um-

rüstung von Kraftwerken bzw. 

Kraftwerksstandorten auf mo-

derne, klimafreundliche Energie-

erzeugung; 

Förderung der Wasserstoffwirt-

schaft; Vorlage eines Wasser-

stoff-Zukunftsgesetzes, das die 

technologieoffene Nutzung von 

Wasserstoff und den Aufbau ei-

ner Wasserstoffinfrastruktur för-

dern wird; 

Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien; 

Ausbau und bessere Vernetzung 

der Stromnetze; 

Klimaneutralität bis 2024; 

Anpassung des Klimagesetzes 

an die veränderten Rahmenbe-

dingungen des Bundes; alle Sek-

toren sollen angemessene Bei-

träge zum Klimaschutz leisten; 

umfassende Unterstützung der 

Klimakommunen; 

intensive Nutzung der Carbon 

Contracts for Difference; 

nettotreibhausgasneutrale Ge-

staltung der Landesverwaltung 

bis 2030; 

Optimierung der Nutzung z.B. 

von Abwärme und der Vermei-

dung von CO2 aus Rechenzen-

tren; 

Sonderprogramm „HighTech for 

Climate“ gemeinsam mit den 

Hochschulen und Unternehmen 

mit Investitionen in Erforschung, 

technische Weiterentwicklung, 

Marktreife und die technischen 

Ansätze für eine klimaneutrale 

Energieerzeugung; 

Erhalt und Ausbau der natürli-

chen CO2-Senken; 

Erhalt des kerntechnischen 

Know-how in Hessen; engagier-

tes Vorantreiben der Erforschung 

und Entwicklung der Kernfusion; 

Bereitstellung ausreichend geeig-

neter Flächen für den Ausbau Er-

neuerbarer Energien; reale Nut-

zung von 2 % der Landesfläche 

für die Windstromerzeugung; 

Einrichtung von PV Anlagen auf 

allen geeigneten Dachflächen 

von landeseigenen Gebäuden bis 

2030; Ermöglichung und Förde-

rung der Nutzung von Photovol-

taik und Solarthermie auf allen 

Dachflächen und Verkehrsstra-

ßen, auf denen das technisch 

möglich und wirtschaftlich ver-

tretbar ist; 

Festschreibung der Bedingungen 

für die Nutzung von Photovoltaik 

auf denkmalgeschützten Gebäu-

den im Denkmalschutzgesetz; 

Ermöglichung einer generellen 

Öffnung der Standortkulisse für 

benachteiligte Gebiete mittels 

Landesverordnung, um schneller 

Freiflächen für Photovoltaik be-

reitzustellen; Schwerpunkt auf 

Schienen- und Bahntrassen so-

wie Doppelnutzung von landwirt-

schaftlichen Flächen und bereits 

versiegelten Flächen; 

Verdoppelung der Erneuerbaren 

Energien zur Wärmebereitstel-

lung bis 2030; kommunale Wär-

mepläne als wichtiges Instru-

ment; 

Energieeinsparung: staatliche 

Fördermaßnahmen, gesetzliche 

Vorgaben für Einsparung, Sen-

kung des Materialaufwands, Er-

höhung der Lebensdauer von 

Produkten; 

zügige Umsetzung der Energie-

wende: Nutzung der solartaugli-

chen Dachflächen in nur fünf 

Jahren für Solaranlagen;  

Förderprogramm für sog. Bal-

konkraftwerke, damit Privathaus-

halte weitgehend frei von Büro-

kratie selbstständig einen Teil ih-

res Strombedarfs nachhaltig und 

klimafreundlich decken können; 

finanzielle Förderung des Lan-

des; 

Forcierung des Ausbaus der 

Windenergie durch jährlichen Zu-

bau von mindestens 150 Anla-

gen; 

mindestens Vervierfachung des 

jährlichen Ausbaus von Photovol-

taik und Solarthermie im Ver-

gleich zu 2021; 

Pflicht zur Nutzung Erneuerbarer 

Energien für neue und-bei we-

sentlichem Umbau und Dacher-

neuerung-auch bestehenden Ge-

bäuden sowie Parkplätzen, Bau-

werken und versiegelten Flächen; 

Ermöglichung einer weiteren vol-

len landwirtschaftlichen Nutzung 

durch Photovoltaikanlagen im 

Klima- und Transformations-

fonds von mindestens 6 Mrd. €; 

Beratung des möglichst gezielten 

Einsatzes der Mittel in einem re-

gelmäßigen Dialogformat „Wirt-

schaft. Wandel. Gestalten“ ge-

meinsam mit Verbänden und Ge-

werkschaften; 

Ausweisung weiterer bebaubarer 

Vorrangflächen beim Windkraft-

ausbau; mindestens 2,2 % der 

Landesfläche; Steigerung des Zu-

baus der Windkraft sukzessive 

auf mindestens 500 MW pro 

Jahr und deutliche weitere Erhö-

hung danach; Förderung der Ak-

zeptanz bei Bürger*innen durch 

mehr Beteiligungsmöglichkeit bei 

der Vergabe von Staatswaldflä-

chen; 

Repowering von Bestandsanla-

gen auch außerhalb von Wind-

vorrangflächen; 

Stärkung von Energiegenossen-

schaften, echten Bürger*innen-

energiegesellschaften und regio-

nalen Unternehmen, die für mehr 

Akzeptanz bei der Energiewende 

sorgen; 

Erarbeitung von Maßnahmen, 

um den Ausbau der erneuerba-

ren Energien zu beschleunigen 

und planerische sowie bürokrati-

sche Hürden abzubauen, in einer 

„Task Force Erneuerbare“ ge-

meinsam mit den Akteur*innen; 

Keine marktverzerrenden Ein-

griffe zur Durchsetzung der Ener-

giewende, grundsätzlich und ge-

rade in der derzeitigen Krisensi-

tuation; 

Sicherstellung, dass keine Aus-

stiegsbeschlüsse gefasst und 

keine Ausstiegstermine festge-

legt werden, bevor nicht Alterna-

tivquellen für die wegfallenden 

Energieressourcen garantiert 

sind; 

Erhalt und Eingliederung der be-

stehenden oder auch neu gebau-

ter Kraftwerke in das Versor-

gungsnetz; 

Ablehnung des sogenannten „Kli-

maschutzes“; Befürwortung sinn-

voller Maßnahmen zu Klimawan-

delanpassung und -resilienz; 

Schutz nicht des Klimas, sondern 

der Betroffenen vor Ort; Beendi-

gung unwirtschaftlicher und wir-

kungsloser Klimaschutzmaßnah-

men; stattdessen Hilfen zur An-

passung an den Klimawandel für 

Betroffene; weniger Ideologie 

und mehr Wissenschaft im 

Klima-Diskurs; 

keine politisch motivierten Au-

ßerbetriebnahmen von betriebs-

sicheren und grundlastfähigen 

Kraftwerken; Wiederinbetrieb-

nahme und Neuerrichtung an-
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Erhaltung der einheitlichen 

Strompreiszone; 

Ausbau der Energieforschung 

Unterstützung der Erforschung 

der Fusionsforschung; 

Unterstützung des Europäischen 

Emissionshandelssystems (EU-

EHS); 

Notwendigkeit einer Anpassung 

an unvermeidbare Klimaänderun-

gen; mittel- und langfristige An-

passungsmaßnahmen für die öf-

fentlichen Räume; Einplanung 

von Haushaltsmitteln für deren 

Realisierung; 

Berücksichtigung des Schutzes 

von Gebäuden vor Starkregener-

eignissen in der Förderland-

schaft; 

Evaluierung aller Förderpro-

gramme und klimapolitischen 

Maßnahmen des Landes auf Ef-

fektivität und Effizienz; Entwick-

lung geeigneter Hilfestellungen 

für die Kommunen; 

Weiterentwicklung der Technik 

Power-to-Liquid, dass eine in-

dustrielle Produktion zu wettbe-

werbsfähigen Preisen möglich 

wird; Hessen als führender 

Standort für Forschung, Entwick-

lung und Erprobung dieser Tech-

nologie mit intensivem Ausbau 

der bestehenden Initiativen; 

frühestmögliche Umgestaltung 

des Flughafens Frankfurt zu ei-

nem CO2-neutralen Flughafen; 

zügiges Vorantreiben der dafür 

erforderlichen Genehmigungs-

verfahren und Förderprogramme; 

besonderer Fokus auf Mikro-

KWK-Anlagen mit Brennstoff-

zelle; Schaffung der nötigen Inf-

rastruktur im verdichteten Bal-

lungsraum; 

Fortsetzung und Evaluierung der 

Maßnahmen zur Stärkung der 

Klimabildung und der Vermitt-

lung von Informationen und 

Kompetenzen zum Klimaschutz 

und Klimawandel; 

umfassende „Offensive Klimaan-

passung“; bessere Vernetzung 

der vorhandenen Forschungs-

stellen; 

umfassende Vorbereitung aller 

staatlichen Ebenen auf wetterbe-

dingte Katastrophenszenarien 

durch Ausweitung der KLIMPRX- 

Projekte; 

Investitionen in den Hochwasser-

schutz und den Schutz gegen 

Extremwetterereignisse; Unter-

stützung privater Vorsorgemaß-

nahmen mit einem eigenen För-

derprogramm; 

weitere Verbesserung der Vor-

sorge gegen Stromausfälle in en-

ger Zusammenarbeit mit dem 

ehrenamtlichen Katastrophen-

schutz; 

kein faktisches Verbot von neuen 

Gas- und Ölheizungen, kein pau-

schales Verbot von Autos mit 

Verbrennungsmotor; 

Aufbau eines Exzellenzclusters 

„Saubere Energie 2040“ am 

House of Energy; Nutzung der 

langfristigen Chancen der laser-

effektive und für die Menschen 

bezahlbare Umsetzung der Ener-

giewende;  

Stärkung von Energiegenossen-

schaften und Energiegemein-

schaften ggf. in Kooperation mit 

den kommunalen Energieversor-

gern zur Förderung der Erneuer-

baren Energien; 

Unterstützung der Sekundärnut-

zung organischer Substanz in 

stromgeführten KWK zur Abde-

ckung der Restlast; 

CO2-Schattenpreis in Höhe der 

CO2-Schadenskosten für alle Kli-

mawirkungen; 

verpflichtende besondere Be-

gründung für Vorschläge, die 

nicht klimaneutral umsetzbar 

sind; 

Prüfung von Verordnungen und 

des Landesentwicklungsplans 

auf Klimawirkungen; Prüfung und 

ggf. Änderung bestehender Re-

gelungen und Subventionstatbe-

stände; 

klimaneutrale Organisation der 

Landesverwaltung bis 2030; kli-

maneutrale Antriebe für alle 

Fahrzeuge im Landesbesitz bis 

spätestens 2030; Betrieb der IT 

des Landes so klimaneutral wie 

möglich; 

Erstellung eines integrierten Kli-

maschutzplans, der die Klima-

ziele festhält und die notwendi-

gen Maßnahmen zusammen-

fasst; konkrete Minderungsziele 

für die Bereiche Energie, Ge-

werbe, Verkehr, Wärme, Land-

wirtschaft und Abfallwirtschaft; 

Freiland, vorzugsweise auf land-

wirtschaftlich genutzten Flächen, 

als Agri-PV; 

Unterstützung kommunaler Pro-

jekte durch Hessen Forst durch 

pachtfreie Bereitstellung öffentli-

cher Flächen; 

Verpflichtung von Gebäudebesit-

zern mit einer Solarsatzung, bei 

Neubau und bei großen Dachsa-

nierungen Solaranlagen zu instal-

lieren, auch auf Gewerbeflächen 

und öffentlichen Gebäuden; Ein-

beziehung aller Gebäude; Zugriff 

auf die Fläche für Dritte, wenn Ei-

gentümer nicht selbst investieren 

(Eingriffsrecht in Eigentums-

rechte für Klimaschutz); 

Kohleausstieg: endgültige und 

vollständige Stilllegung des Koh-

lekraftwerks Staudinger; Ab-

schaltung aller Kohlekraftwerke 

bis 2025; frühzeitige Neuausrich-

tung der Unternehmen, soziale 

Absicherung der Beschäftigten; 

Überführung der Energiewirt-

schaft in öffentliches Eigentum; 

Stärkung der Möglichkeiten für 

die Gemeinden, eine aktive Rolle 

beim Aufbau erneuerbarer Ener-

gie erzeugen zu spielen; Veranke-

rung des Rechts auf wirtschaftli-

che Eigenbetätigung in der Ge-

meindeordnung; 

Deckelung der Energiepreise: 

Wiedereinführung einer staatli-

chen Strompreiskontrolle; 

Verhinderung von Stromabschal-

tungen; 

Beschleunigung des Ausbaus der 

Photovoltaik und Solarthermie; 

Überdachung neuer landeseige-

ner Parkplätze ab 35 Stellplätzen 

und öffentlicher 50 Stellplätzen 

mit Photovoltaikanlagen; 

Solarpflicht für alle Neubauten; 

Bereitstellung günstiger Darle-

hen, um Bauwillige bei den Inves-

titionskosten zu unterstützen; 

Festlegung verbindlicher Ausbau-

vorgaben für die Photovoltaik 

auch auf kommunaler Ebene; 

Erstellung eines Freiflächensolar-

plans; 

Absenkung der Grundsteuer bei 

landwirtschaftlichen Flächen, die 

durch Nutzung mit Freiflächen-

photovoltaik zu gewerblichen 

Flächen werden; 

Entwicklung einer Wärmewen-

destrategie für eine sichere und 

nachhaltige Wärmeversorgung 

im Rahmen der Roadmap Ener-

giewende; 

deutliche Steigerung der Sanie-

rungsquote, kombiniert mit ge-

zielten Förderprogrammen; Ver-

einfachung der Sanierungsförde-

rung; 

Unterstützung erneuerbarer Wär-

menetze mit dem Ziel, eine zu 

100 % erneuerbarer Wärmever-

sorgung zu erreichen; 

Masterplan Geothermie zur Nut-

zung der Potenziale von tiefer 

und oberflächennaher Geother-

mie zur Wärmeversorgung und 

Kühlung; Forcierung der Nutzung 

hand von Sicherheits- und Um-

weltverträglichkeitsprüfungen, 

ohne „politische Scheuklappen“; 

Ausstieg aus dem Kohleausstieg;  

kein weiterer Ausbau der „Erneu-

erbaren“; Ausbaustopp für Wind-

kraft- und Solaranlagen, diese 

dürfen zukünftig nur noch „netz-

dienlich gefahren“ werden; Ein-

speisevorrang für die „Erneuerba-

ren“ nur noch bei Planbarkeit und 

„Fahrplan-Einhaltung“; 

modernes und den Ansprüchen 

einer Industrienation angemes-

senes Sensorium und Berichts-

wesen für die Stabilität des 

Stromnetzes; 

technologieoffene Forschung 

und Entwicklung unter Ein-

schluss der Kernkraft; Weiterbe-

trieb aller sicheren und wirt-

schaftlichen deutschen Kern-

kraftwerke; Neuerrichtung von 

Kernkraftwerken (Generation 

3+4), Schaffung eines Ordnungs-

rahmens für innovative Techni-

ken wie kleine, modulare Reakto-

ren, Thorium-, Dual Fluid- Reakto-

ren und Kernfusion; 

Wiedereinstieg in Forschung und 

Entwicklung, um wieder An-

schluss an die Weltspitze in 

Kernkraftkompetenz zu finden, 

qualifiziertes Personal auszubil-

den und dieses im Land zu hal-

ten; 

technologie- und ergebnisoffene 

Begleitung von Wasserstoff- und 

Energiespeicher-Projekten und 

kritische Reflexion der Ergeb-

nisse; 



 

 

Unterstützung der Zusammenar-

beit von Flughafenbetreiber, 

Flughafengesellschaften und 

Bahngesellschaften, das multi-

modale Angebot für Flugreisen 

„auf Flugebene Null“ mit durchge-

hender Reisekette weiter auszu-

bauen; 

Versorgung abgestellter Flug-

zeuge mit aus erneuerbaren 

Energien versorgten, elektrisch 

betriebenen Klimaanlagen; Unter-

sagung des Einsatzes von mit 

Kerosin betriebenen Hilfsturbi-

nen; 

Technologieoffenheit bei der Hei-

zungswahl; Integration regenera-

tiver Wärmeerzeuger in beste-

hende Heizungs-Systeme; 

Erhalt der vorhandenen Infra-

struktur für einen künftigen Ein-

satz fortschrittlicher Bio-Brenn-

stoffe oder synthetischer Fuels 

auf Basis von Power-to-X, auch 

für Gebäude mit Öl- oder Gas-

Heiztechnik; 

getriebenen Kernfusion; Intensi-

vierung der Forschung am 

Standort Darmstadt; 

weiterhin Vorhalt der letzten vom 

Netz genommenen Kernkraft-

werke als strategische Reserve; 

kein mittelfristiger Rückbau; 

Unterstützung des Netzausbaus 

zur Speicherung und Verteilung 

von Energie, Intensivierung von 

smart grids und der Digitalisie-

rung der Netze, Vorantreiben der 

Weiterentwicklung und Markt-

durchdringung von Speichertech-

nologien; 

Erforschung und Vorantreiben 

neuere Speichertechnologien im 

Rahmen des Programms „High-

tech für Climate“; 

Beschleunigung der Genehmi-

gung von überregionalen Strom-

leitungen; Verzicht aufs vorgela-

gerte Raumordnungsverfahren, 

wo möglich; Ermöglichung der 

Beseitigung bestehender Leitun-

gen auf Hochtemperaturseile 

(HLT) in einem Fast-Track-Ver-

fahren; 

Fortschreibung und ambitio-

nierte Weiterentwicklung der 

Wasserstoffstrategien; Offensive 

Förderung der Wasserstoffnut-

zung; Aufbau eines Wasserstoff-

Anwendungszentrums; länder-

übergreifende Wasserstoffallian-

zen; 

Start des 100.000 Dächer-Pro-

gramms zur Unterstützung des 

Photovoltaikausbaus; vergüns-

tigte oder zinslose Darlehen für 

Investitionen; 

regelmäßige Analyse der Folgen 

aller Maßnahmen auf Beschäfti-

gung und Einkommen auf der 

Ebene von Regionen und Bran-

chen; 

Abschluss von Klimaschutzver-

einbarungen mit Unternehmen, 

um Emissionen und Energiever-

brauch zu reduzieren; Förderung 

von Umstellungsmaßnahmen, 

z.B. Zahlungen für eine Über-

gangszeit, um Nachteile aus kli-

maneutraler Produktion auszu-

gleichen; 

Erstellung einer integrierten Netz-

planung für Strom, Wärme, Kälte 

und Wasser durch die Kommu-

nen; 

Einrichtung eines Klimaschutz-

beirats zur Beratung der Landes-

regierung bei der Klimaschutzpo-

litik; Beteiligung von Wissen-

schaft, Kommunen, Unterneh-

mern, Gewerkschaften und Um-

weltorganisationen; 

landesweite Unterstützung der 

Schaffung von nachhaltigen 

Gründer- und Gründerinnen-Zen-

tren für neue und nachhaltige Ge-

schäftsmodelle; 

der Grundverbrauch an Strom 

soll mit der Grundgebühr abge-

golten sein; 

Angebot einer flächendeckenden 

kostenlosen Energieberatung für 

alle Privathaushalte; ausrei-

chende Hilfen für Haushalte mit 

niedrigem Einkommen für die 

Anschaffung energiesparender 

Haushaltsgeräte und Heizungen; 

Förderung und finanzielle Unter-

stützung durch Kredite für die In-

stallation von Solaranlagen auch 

auf privaten Flächen sowie auf 

Dächern privater Gebäude und 

Eigenheime; 

Sofortprogramm zur energeti-

schen Sanierung für die in den 

Nachkriegsjahren erbauten 

Wohnsiedlungen; keine höhere 

Mieterhöhung nach der energeti-

schen Sanierung, als die Mie-

ter*innen an Heizkosten sparen; 

Wärmewende: Erstellung öffentli-

cher Gebäude nur noch als Ener-

gie-Plus-Häuser; 

Genehmigung neuer Rechenzen-

tren nur bei einer nachhaltigen 

Abwärmenutzung und einem ho-

hen Grad an Energieeffizienz; 

Pflicht zur Nutzung der Abwärme 

aus industriellen Anlagen und Re-

chenzentren;  

Rückbau des AKW Biblis; Verbes-

serung des Schutzes vor Flug-

zeugabstürzen und Anschlägen; 

Erfassung radioaktiven Materials 

aus dem Rückbau von Biblis in 

einem Altlastenkataster; 

von Abwärme, insb. von Rechen-

zentren; 

verpflichtende Wärmeplanung 

für alle Gemeinden; 

direkte klimaneutrale Planung bei 

neuen Wohngebieten; spezielle 

Förderprogramme für die Kom-

munen; 

klimaneutrale Bauweise für Neu-

bauten bei landeseigenen Lie-

genschaften und öffentlichen Ge-

bäuden; finanzieller Booster für 

die Investitionsprogramme des 

Landes und das Investitionspro-

gramm für Hochschulen, um für 

laufende Planungen höhere Ener-

giestandards zu ermöglichen; 

deutlicher Ausbau der Beratungs-

offensive für Mieter*innen, Haus-

besitzer*innen, Kommunen und 

Unternehmen; 

Stärkung der Landesenergie-

agentur; Intensivierung ihres Be-

ratungsangebotes insb. für 

Stadtwerke und Kommunen; 

Verankerung von Energiekompe-

tenzzentren auf Ebene der Kreise 

und kreisfreien Städte; Vernet-

zung und Förderung in Koopera-

tion mit der LandesEnergieAgen-

tur; 

Vorantreiben des Ausbaus netz 

dienlicher Speicherinfrastruktur 

mit einem Energiespeicherförder-

gesetz; 

Aktualisierung der Verteilnetzstu-

die; 

Weiterverfolgung synthetischer 

Treibstoffe, um den dauerhaften 

Einsatz von Verbrennungsmoto-

ren und der gesamten Infrastruk-

tur zu ermöglichen;  



 

 

Fortführung des Solar-Katasters; 

Ausweitung auf Frei- und Konver-

sionsflächen; 

weitere Reduzierung bürokrati-

scher und steuerlicher Belastun-

gen von Photovoltaikanlagen; 

völlige Steuer- und Abgabenfrei-

heit für selbstgenutzten PV-

Strom; deutliche Vereinfachung 

von Genehmigungsverfahren; 

deutliche Anhebung der Zubau-

begrenzungen bei der Freiflä-

chen-Photovoltaik von derzeit 35 

MW; 

Ausweisung insb. der aktuell mit 

Windkraftanlagen bebauten Flä-

chen zu Vorrangflächen für 

Repowering; 

substantielle Straffung und Be-

schleunigung der Genehmi-

gungsverfahren für Windkraftan-

lagen; 

Offensive zur besseren Markt-

durchdringung von Tiefenge-

othermie; Schaffung der geologi-

schen und planungsrechtlichen 

Grundlagen, Abbau bürokrati-

scher Hemmnisse im Berg-, Bau- 

und Wasserrecht, baurechtliche 

Priorisierung analog zu Wind-

kraftanlagen; 

Fortsetzung der Förderung für 

kleine Wasserkraftwerke und vor 

allem alte, landschaftsbildprä-

gende Mühlen, um auch hier eine 

umwelt- und tierverträgliche 

Energieerzeugung zu ermögli-

chen; 

Reparaturbonus für Haushaltsge-

räte; Erstattung der Hälfte der 

Reparaturkosten (bis zu 100 €) 

bei Reparaturen; 

Stärkung des Klimaplans als ver-

bindliche und unabhängig über-

prüfbare CO2-Strategie; 

Sofortprogramm „Klimaschutz 

und Energiewende“ für die kom-

menden Jahre für alle klimarele-

vanten Bereiche; 

Prüfung des klimacheck in seiner 

Wirksamkeit und gegebenenfalls 

Ausweitung; 

Einführung eines CO2 Schatten-

preises als fiktives Preissystem 

bei der Kalkulation der Wirkung 

von Investitionen in den Klima-

schutz für die öffentlichen Haus-

halte; 

Beratung-und Förderoffensive für 

die Kommunen, z.B. für klima-

schützende Bauleitplanung; 

natürlicher Klimaschutz mit ei-

nem eigenen Aktionsprogramm; 

Schutz und Wiederherstellung 

von Mooren, Aufbau naturnaher 

und artenreicher Wälder, Hu-

musaufbau auf landwirtschaft-

lich genutzten Böden; Renaturie-

rung der Auenlandschaften, Was-

serrückhaltung in der Landschaft 

und in Siedlungsgebieten mit 

dem Prinzip der Schwammstadt; 

Ausstattung des Landesbetriebs 

HessenForst mit technischen 

Ausrüstungen im Bereich Brand-

schutz, Vorbereitung auf Wald-

brände mit Schulungen und Aus-

bildungen; 

 


